










































































Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Fakultät 





Politische Partizipation und politische  
Bildung in der Schweiz 
 
Eine empirische Untersuchung des Partizipationsverhaltens  
junger Erwachsener in der Schweiz 
 
 
Inauguraldissertation zur Erlangung der Würde eines Doctor rerum 
















Originaldokument gespeichert auf dem Webserver der Universitätsbibliothek Bern 
 
Dieses Werk ist unter einem  
Creative Commons Namensnennung-Keine kommerzielle Nutzung-Keine Bearbeitung 2.5 
Schweiz Lizenzvertrag lizenziert. Um die Lizenz anzusehen, gehen Sie bitte zu 
http://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/2.5/ch/ oder schicken Sie einen Brief an Crea-







Dieses Dokument steht unter einer Lizenz der Creative Commons 















Zu den folgenden Bedingungen: 
 
 Namensnennung. Sie müssen den Namen des Autors/Rechteinhabers in 
der von ihm festgelegten Weise nennen (wodurch aber nicht der Eindruck 
entstehen darf, Sie oder die Nutzung des Werkes durch Sie würden entlohnt).  
 
 Keine kommerzielle Nutzung. Dieses Werk darf nicht für kommerzielle 
Zwecke verwendet werden.  
 
 Keine Bearbeitung. Dieses Werk darf nicht bearbeitet oder in anderer 
Weise verändert werden.  
 
 
Im Falle einer Verbreitung müssen Sie anderen die Lizenzbedingungen, unter 
welche dieses Werk fällt, mitteilen.  
 
Jede der vorgenannten Bedingungen kann aufgehoben werden, sofern Sie die 
Einwilligung des Rechteinhabers dazu erhalten.  
 




















Die Fakultät hat diese Arbeit am 06.04.2017 auf Antrag der beiden Gutachter Prof. Dr.	
Isabelle Stadelmann-Steffen (Universität Bern) und Prof. Dr. Georg Lutz (Universität 
Lausanne) als Dissertation angenommen, ohne damit zu den	darin ausgesprochenen 






















































1  Einleitung 1 
 1.1 Überblick über den bisherigen Stand der Forschung 4 
 1.2 Politische Beteiligung junger Erwachsener sowie politische Bildung als Politikum 6 
 1.3 Ziel und Relevanz der Studie 7 
 1.4 Aufbau der Studie 10 
 
2  Konzept der politischen Partizipation und Forschungsstand 13 
 2.1 Politische Partizipation  13 
 2.2 Politische Beteiligung von jungen Bürgerinnen und Bürgern 16 
 2.3 Die politische Bildung als partizipationsrelevanter Kontext 17 
 
3  Forschungsansätze zur Erklärung politischer Partizipation 22 
 3.1 Erklärungsansätze auf der Individualebene 25 
  3.1.1 Der Ressourcenbegriff 26 
  3.1.2 Ressourcen im engeren Sinn 27 
  3.1.3 Politisches Engagement 33 
  3.1.4 Politische Rekrutierung und Umfeld 39 
  3.1.5 Wertvorstellungen 42 
  3.1.6 Soziodemografische Einflussfaktoren 46 
 3.2 Erklärungsansätze auf der kontextuellen Ebene 50 
  3.2.1 Bildungsinstitutioneller Ansatz: Politische Bildung  50 
  3.2.2 Politisch-institutionelle und kulturell-historische Ansätze 60 
 
4  Fallauswahl, Datenerhebung und Operationalisierung 64 
 4.1 Individualebene: Schülerinnen und Schüler 65 
  4.1.1 Fallauswahl 65 
  4.1.2 Rekrutierung von Schulen und Klassen 66 
  4.1.3 Auswahl des Erhebungsinstruments 68 
  4.1.4 Datenerhebung 69 





4.2 Kontextebene: Lehrpersonen 92 
  4.2.1 Datenerhebung 92 
  4.2.2 Operationalisierung 92 
 4.3 Kontextebene: Lehrpläne 97 
  4.3.1 Datenerhebung 97 
  4.3.2 Operationalisierung 102 
 4.4 Kontextebene: Kanton 109 
  4.4.1 Daten 109 
  4.4.2 Operationalisierung 109 
 
5 Methodisches Vorgehen 113 
 5.1 Deskriptive Analyse 113 
 5.2 Regressionsanalysen 116 
  5.2.1 Aufbau von Multilevel-Modellen 118 
  5.2.2 Crosslevel-Interaktionen 121 
 5.3 Umgang mit Missings  123 
 
6 Deskriptive Analyse: Politisches Engagement und politische Bildung 125 
 6.1 Individualebene: Politisches Engagement der jungen Erwachsenen 125 
  6.1.1 Soziodemografische Zusammensetzung des Samples 126 
  6.1.2 Politische Einstellungen, Engagement und Partizipation 128 
 6.2 Kontextebene: Verankerung politischer Bildung in den Lehrplänen der  
  Sekundarstufe II 134 
  6.2.1 Formale Dimensionen  135 
  6.2.2 Inhaltliche Dimensionen 156 
  6.2.3 Vergleich der inhaltlichen Dimensionen über die Sprachregionen,  
            Schultypen und Kantone hinweg 159 
 6.2.4 Diskussion 170 
 6.3 Einordnung der politischen Bildung durch die Lehrpersonen 172 
  6.3.1 Bedeutung politischer Bildung 173 
  6.3.2 Vorbereitung und Durchführung des politischen Unterrichts 176 
  6.3.3 Verbesserungswürdige Aspekte hinsichtlich der politischen Bildung 177 
  6.3.4 Diskussion 178 
 
7 Mehrebenenanalysen: Untersuchung des politischen Partizipations-  
 verhaltens junger Erwachsener 180 
 7.1 Der Einfluss individueller Ressourcen auf die politische Bildung 182 
  7.1.1 Sozioökonomischer Status 183 
  7.1.2 Humankapital 191 
  7.1.3 Sozial- und politisches Kapital 202 
iv	
 
  7.1.4 Politisches Engagement 206 
  7.1.5 Politische Rekrutierung und soziales Umfeld 213 
  7.1.6 Werthaltungen 225 
  7.1.7 Soziodemografischer Hintergrund 231 
 7.2 Der Einfluss des schulischen und kantonalen Kontexts auf die politische  
   Beteiligung 238 
  7.2.1 Einfluss politischer Bildung und der kantonalen Bedingungen 239 
  7.2.2 Einfluss der Lehrpersonen  257 
 7.3 Der Einfluss individueller und kontextueller Voraussetzungen kombiniert 258 
 7.4 Crosslevel-Interaktionen 291 
  7.4.1 Interaktionseffekte zwischen politischer Bildung und soziodemografischen   
            Indikatoren 292 
 7.4.2 Interaktionseffekte zwischen politischer Bildung und dem sozioökono-    
              mischen Hintergrund  293 
  7.4.3 Interaktionseffekte zwischen politischer Bildung und politischem  
           Wissen resp. Interesse 294 
  7.4.4 Interaktionseffekte zwischen politischer Bildung und den Schultypen 296 
  7.4.5 Diskussion 297 
 7.5 Random Effects 298 
 7.6 Diskussion 299 
 
8 Schlussbetrachtungen und Ausblick 302 
 8.1 Deskriptive Analyse – Politisches Engagement und die Verankerung  
   politischer Bildung 304 
 8.2 Erklärung des partizipativen Verhaltens junger Erwachsener über individuelle   
   Ressourcen und kontextuelle Voraussetzungen 307 
 8.3 Forschungstheoretische Implikationen und Ausblick 311 
 8.4 Handlungspraktische Implikationen 314 
 
Bibliografie 317












Tabelle 4.1:  Fragen zum politischen Wissen  71 
Tabelle 4.2:  Aufbau des Fragebogens 73 
Tabelle 4.3:  Kriterien und Indikatoren für die Lehrplananalyse 99 
Tabelle 4.4:  Analyseraster – Formale und strukturelle Dimensionen 104 
Tabelle 4.5:  Deskriptive Statistiken der gebildeten Hauptindikatoren 106 
Tabelle 4.6:  Inhaltliche und thematische Kriterien 107 
Tabelle 4.7:  Kantonale Einflussfaktoren 110 
Tabelle 6.1:  Verweis auf die Rahmenlehrpläne nach Schultyp  144 
 
Tabelle 7.1:  Einfluss des sozioökonomischen Status auf das politische Partizi-  
 pationsverhalten junger Erwachsener 189 
Tabelle 7.2:  Einfluss des Humankapitals auf das politische Partizipations-  
 Verhalten junger Erwachsener 196 
Tabelle 7.3:  Einfluss des sozialen und politischen Kapitals auf das politische  
 Partizipationsverhalten junger Erwachsener 198 
Tabelle 7.4:  Einfluss des politischen Engagements auf das politische Partizi- 
 pationsverhalten junger Erwachsener 200 
Tabelle 7.5:  Einfluss der politischen Rekrutierung durch das soziale Umfeld auf  
 das politische Partizipationsverhalten junger Erwachsener 218 
Tabelle 7.6:  Einfluss von Werthaltungen auf das politische Partizipations-  
 verhalten junger Erwachsener 221 
Tabelle 7.7:  Einfluss des soziodemografischen Hintergrunds auf das politische  
 Partizipationsverhalten junger Erwachsener 233 
Tabelle 7.8:  Modelle zu Einfluss politischer Bildung auf die unterschiedlichen  
 Partizipationsformen 247 
Tabelle 7.9:  Modelle zu Einfluss politischer Bildung auf die unterschiedlichen  
 Partizipationsformen unter Kontrolle kantonaler Determinanten 249 
Tabelle 7.10:  Einfluss individueller und kontextueller Ressourcen auf das politische  
 Partizipationsverhalten junger Erwachsener (Subdimensionen poli-  











Abbildung 4.1:  Verteilung der Lernenden, 2012/2013 67 
Abbildung 6.1:  Verteilung nach Alter und Geschlecht 127 
Abbildung 6.2:  Verteilung nach Migrationshintergrund und Nationalität 127 
Abbildung 6.3:  Verteilung nach Schultyp und Sprachregion 128 
Abbildung 6.4:  Politisches Interesse insgesamt und nach Politikbereich 129 
Abbildung 6.5:  Verteilung der Einordnung auf der Links-Rechts-Achse 130 
Abbildung 6.6:  Vertrauen in politische und Ordnungsinstitutionen 130 
Abbildung 6.7:  Zufriedenheit mit der Schweizer Demokratie 131 
Abbildung 6.8:  Ergebnisse des Tests zum politischen Wissen insgesamt  132 
Abbildung 6.9:  Mittelwerte der Ergebnisse des Wissenstests nach Geschlecht   
 und Schultyp 132 
Abbildung 6.10:  Politische Beteiligung 133 
Abbildung 6.11 : Herausgeber der Lehrpläne (in Prozent)  136 
Abbildung 6.12:  Herausgeber der Lehrpläne nach Sprachregion (in Prozent) 136 
Abbildung 6.13:  Bezeichnung des Fachs, in dem politische Bildung primär  
 verankert ist (in Prozent) 139 
Abbildung 6.14:  Erwähnung eines zentralen Ziels nach Schultyp (in Prozent) 141 
Abbildung 6.15:  Erwähnung eines zentralen Ziels nach Sprachregion (in Prozent) 141 
Abbildung 6.16:  Erwähnung von Bildungszielen für die politische Bildung nach  
  Schultyp (in Prozent) 143 
Abbildung 6.17:  Erwähnung von Richtzielen für die politische Bildung nach  
 Schultyp (in Prozent) 143 
Abbildung 6.18:  Anzahl behandelter Themen 146 
Abbildung 6.19:  Anzahl behandelter Themen nach Sprachregion und Schultyp 146 
Abbildung 6.20:  Anzahl behandelter Themen nach Kanton  148 
Abbildung 6.21:  Struktur der Lehrpläne (in Prozent) 148 
Abbildung 6.22:  Struktur der Lehrpläne nach Schultyp (in Prozent) 149 
Abbildung 6.23:  Struktur der Lehrpläne nach Sprachregion (in Prozent) 149 
Abbildung 6.24:  Art der Nennung politischer Themen in den Lehrplänen  
 insgesamt (in Prozent) 153 
Abbildung 6.25:  Art der Nennung politischer Themen nach Schultyp (in Prozent) 153 
Abbildung 6.26: Präzision der Nennung politischer Themen in den Lehrplänen  
 insgesamt (in Prozent) 155 
Abbildung 6.27:  Präzision der Nennung politischer Themen nach Schultyp (in Prozent) 155 
vii	
 
Abbildung 6.28:  Verteilung der Dimensionen Kenntnisse, Fertigkeiten und Interesse  
 wecken insgesamt 157 
Abbildung 6.29:  Verteilung der Dimensionen Kenntnisse, Fertigkeiten und Interesse  
 wecken nach Sprachregion 160 
Abbildung 6.30:  Verteilung der Indikatoren im Bereiche Kenntnisse nach Sprachregion 160 
Abbildung 6.31:  Verteilung der Indikatoren im Bereich Fertigkeiten nach Sprachregion 161 
Abbildung 6.32:  Verteilung der Dimensionen Kenntnisse, Fertigkeiten und Interesse   
 wecken nach Schultyp 165 
Abbildung 6.33:  Verteilung der Indikatoren im Bereiche Kenntnisse nach Schultyp 165 
Abbildung 6.34:  Verteilung der Indikatoren im Bereich Fertigkeiten nach Schultyp 166 
Abbildung 6.35:  Verteilung der inhaltlichen Dimensionen nach Kanton 170 
Abbildung 6.36:  Besuch von Weiterbildungen im Bereich der politischen Bildung 174 
Abbildung 6.37:  Zustimmung zu Aussagen zum politischen Unterricht 175 
Abbildung 6.38: Schwerpunkte politischer Bildung 176 
Abbildung 6.39:  Quellen für den politischen Unterricht 177 
Abbildung 6.40:  Verbesserungspunkte bezüglich politischer Bildung 178 
Abbildung 7.1:  Bildungsgrad des Vaters nach Schultyp 195 
Abbildung 7.2:  Bildungsgrad der Mutter nach Schultyp  195 
Abbildung 7.3:  Interaktionseffekt zwischen dem Geschlecht und dem politischen  
 Wissen im Hinblick auf die Beteiligung an Wahlen und  
 Abstimmungen 208 
Abbildung 7.4:  Interaktionseffekt zwischen dem Migrationshintergrund und  
 politischer Rekrutierung für die Online-Partizipation 237 
Abbildung 7.5: Interaktionen zwischen den Schultypen und inhaltlichen Lehrplan- 
 Dimensionen 243 
Abbildung 7.6:  Interaktionseffekte zwischen der italienischsprachigen Schweiz und  
 dem Grad an direkter Demokratie auf die Beteiligung an politischen  
 Online-Aktivitäten 252 
Abbildung 7.7:  Ausgewählte Interaktionseffekte zwischen dem Schultyp und dem  
 kantonalen Kontext auf die Online-Beteiligung 252 
Abbildung 7.8:  Interaktionseffekte zwischen Bürgerpflichtgefühl und politi-  
 schem Interesse 262 
Abbildung 7.9:  Interaktionseffekt zwischen schulischer und Vereinsaktivität und  
 Geschlecht  266 
Abbildung 7.10:  Interaktionseffekt zwischen dem schulischen Engagement und dem  
 sozialen Umfeld 272 
Abbildung 7.11:  Interaktionseffekte zwischen schulischer Aktivität und dem politi-  




Abbildung 7.12: Interaktionseffekte zwischen den Dimensionen politischer Bildung  
 und dem Migrationshintergrund 293 
Abbildung 7.13:  Interaktionseffekte zwischen den Dimensionen politischer Bildung  
 und dem SES 294 
Abbildung 7.14:  Interaktionseffekte zwischen den Dimensionen politischer Bildung  
 und dem politischen Interesse 295 
Abbildung 7.15: Interaktionseffekte zwischen der Dimension Interesse wecken und  
 den Schultypen 296 

























ABU Allgemeinbildender Unterricht 
BDP Bürgerlich-Demokratische Partei 
BfS Bundesamt für Statistik 
BFS Berufsfachschule 
BM Berufsmaturität 
bpb Bundeszentrale für politische Bildung 
bspw. beispielsweise 
bzw. beziehungsweise 
CIVED Civic Education Study 
CVP Christlichdemokratische Volkspartei 
D Deutschsprachige Schweiz 
DD Direkte Demokratie 
DH Detailhandel 
d.h. das heisst 
DIC Deviance Information Criterion 
DSJ Dachverband Schweizer Jugendparlamente 
ebd. ebenda 
EDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren 
et al. et alii 
etc. et cetera 
EVP Evangelische Volkspartei 
F Französischsprachige Schweiz 
FDP Freisinnig-Demokratische Partei 
FORS Schweizer Kompetenzzentrum für die Sozialwissenschaften 
GLP Grünliberale Partei 
GPJE Gesellschaft für Politikdidaktik und politische Jugend- und Er-
wachsenenbildung 
GPS Grüne Partei Schweiz 
I Italienischsprachige Schweiz 
ICCS International Civic and Citizenship Education Study 
IEA International Association for the Evaluation of Educational Achievement 
KLP Kantonaler Lehrplan 
KV Kaufmännische Grundbildung 
LP Lehrplan 
N Number 
NCCR National Centre of Competence in Research 
NHG Neue Helvetische Gesellschaft 
NZZ Neue Zürcher Zeitung 
PIDOP Processes Influencing Democratic Ownership and Participation 
RLP Rahmenlehrplan 
resp. respektive 
SBFI Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation 
Selects Swiss Election Studies 
SES socio-economic status 
SLP Schullehrplan 
SNF Swiss National Science Fundation 
x	
 
SP Sozialdemokratische Partei 
SuS Schülerinnen und Schüler 
SVP Schweizerische Volkspartei 
u.a. unter anderem 
UNO United Nations 
USA United States of America 































Die Frage, ob und vor allem warum sich gewisse Jugendliche auf verschiedene Art und Weise am 
politischen Prozess aktiv beteiligen resp. dies trotz der vielfältigen Partizipationsmöglichkeiten in der 
Schweiz nicht tun, steht nicht nur im Mittelpunkt meiner bisherigen Forschungstätigkeit. Vielmehr 
entwickelte sich das Interesse an dieser Frage während meiner Tätigkeit im Vorstand des Jugendpar-
laments St. Gallen. Nachdem ich bereits meiner Lizenziatsarbeit dem Forschungsgegenstand der poli-
tischen Partizipation Jugendlicher gewidmet habe, ermöglichte mir die Arbeit an der vorliegenden 
Dissertation, diese Thematik detaillierter sowie unter Einbezug einer Analyse der politischen Bildung 
zu untersuchen. Dank der Unterstützung meiner Doktormutter Isabelle Stadelmann- Steffen konnte im 
Rahmen des Projekts „Jugend und Gesellschaft“ zudem eine umfassende Befragung von Schülerinnen 
und Schülern durchgeführt werden, was mir die Untersuchung des Partizipationsverhalten junger 
Menschen erst ermöglichte. Entsprechend gilt ihr ein besonderer Dank, vor allem auch für die weitere 
Unterstützung im Hinblick auf methodische und forschungstechnische Fragen sowie die gemeinsame 
Arbeit an Artikeln, Konferenzbeiträgen und einem Expertenbericht zuhanden des Bundesrates. Weite-
ren Dank möchte ich auch meinem Zweitgutachter Georg Lutz für seine Bereitschaft und Kommentare 
aussprechen sowie Silja Häusermann, die mir während eines Jahres als Mentorin zu Seite stand, aber 
auch anschliessend immer ein offenes Ohr für mich hatte.  
Weiter möchte ich auch dem erweiterten Lehrstuhlteam um Isabelle Stadelmann-Steffen danken, wel-
ches mich nicht nur bei der Durchführung der Befragungen der Schülerinnen und Schüler sowie der 
Lehrpersonen unterstützte, sondern auch bei der Vorbereitung und Nachbereitung der Umfrage wie 
auch im Hinblick auf theoretische und methodische Fragen in der weiteren Ausarbeitung meiner Dis-
sertation. Besonderen Dank gilt dabei Clau Dermont, Dominique Oehrli, Claudia Alpiger, Laura Sa-
lamin, Aaron Venetz, Sean Müller sowie Marco Battaglia.  
In guter Erinnerung bleiben auch die Erfahrungen und Inputs, welche ich im Rahmen der Teilnahme 
an verschiedenen Konferenzen habe sammeln können. Mehrfach war es mir dadurch möglich, Teile 
meiner Doktorarbeit einem Fachpublikum im Bereich der Jugendpartizipation und der politischen 
Bildung zu präsentieren und zu diskutieren, aber auch Kontakte zu Forscherinnen und Forschern zu 
knüpfen, welche sich mit ähnlichen Fragen beschäftigen wie ich. Nebst den internationalen Konferen-
zen bot mir auch der Austausch am Institut für Politikwissenschaft während verschiedener Kolloquien 
wie auch in informelleren Diskussionen die Gelegenheit, meine Arbeit kritisch zu hinterfragen und 
Kommentare und Hinweise von Institutskolleginnen und -kollegen entgegenzunehmen. Besonderen 
Dank gebührt dabei Marc Bühlmann sowie Klaus Armingeon für ihre Hinweise und Vorschläge. 
Schliesslich konnte ich über eine SNF-Stipendium ein halbes Jahr an der University of Newcastle 
(UK) forschen, was mir einen konstruktiven und horizonterweiternden Austausch mit den dortigen 




Ganz besonders bedanken möchte ich meiner Familie, Margrit, Josef und Rafael Koller sowie meinem 
Partner Markus Romer und Freundeskreis, die mich nicht nur durch ihre Mithilfe bei der Überarbei-
tung und Korrektur tatkräftig unterstützen, sondern mir über die ganze Zeit hinweg mit Tat und Rat 

























1  Einleitung 
Im Vorfeld wie auch im Rückblick auf eidgenössische, kantonale oder lokale Wahlen und Abstim-
mungen wurde in den letzten Jahren wiederholt die angebliche Politikmüdigkeit oder gar Politikver-
drossenheit thematisiert. Vor allem die jüngste Generation wird dabei oft als besonders desinteressiert 
an der Politik im Allgemeinen und einem politischen Engagement im Speziellen charakterisiert 
(Longchamp 2010, 2011; Affolter 2007: 16). Ein besonders grosser Aufschrei ging kurz nach der Ab-
stimmung über die Masseneinwanderungsinitiative der SVP vom 9. Februar 2014 durchs Land, als die 
Vox-Analyse veröffentlicht wurde. Die Auswertung der Nachbefragung zeigte ein düsteres Bild, wenn 
man die Stimmbeteiligung der 18- bis 29-Jährigen betrachtet: Nur gerade 17 Prozent der jüngsten 
Stimmbürgerinnen und -bürger sollen sich gemäss der von der Universität Genf und gfs-Bern an der 
Abstimmung beteiligt haben (Städler 2014), im Gegensatz zu einer durchschnittlichen Beteiligung von 
56.6 Prozent der Gesamtbevölkerung1. Diese tiefe Zahl ging durch die Medien und Politiker – so in 
der NZZ zu lesen – „schlugen Alarm [und] (...) forderten mehr politische Bildung, E-Voting oder gar 
einen Stimmzwang – zur Rettung der Demokratie“ (Bühler 2014). Diese besorgniserregenden 17 Pro-
zent wurden im Folgenden allerdings relativiert, insbesondere aufgrund verschiedener mit Befragun-
gen einhergehenden Problemen und dem Vergleich mit „echten Daten“ aus den Kantonen Genf oder 
der Stadt St. Gallen2 (siehe Sciarini et al. 2014 ). Trotz dieser Relativierung wurde das Thema der 
Jugendpartizipation, die tiefe Beteiligung am politischen Leben sowie das geringe politische Interesse 
der jüngsten Stimmbürgerinnen und -bürger sowohl in den Medien als auch seitens verschiedener 
Politikerinnen und Politiker mehrfach aufgegriffen und nach den Gründen – unter anderem auf für den 
beachtlichen Generationenunterschied – gefragt (vgl. Nie et al. 1974; Zukin et al. 2006).3 Ein Thema, 
das im Rahmen dieser Diskussion, aber auch vorher und nachher regelmässig angesprochen wurde, 
betrifft die politische Bildung während der obligatorischen Schulzeit.  Unter anderem wurde dabei auf 
die Ergebnisse der 2009 durchgeführten Studie „International Civic and Citizenship Education Study“ 
(ICCS)4 verwiesen, in welcher Schweizer Schülerinnen und Schüler in Bezug auf deren politisches 
Wissen und vor allem auch deren Vertrauen in die eigenen politischen Fähigkeiten  vergleichsweise 
unterdurchschnittlich abschnitten. Gleichzeitigt nutzten verschiedene Seiten die Debatte zum Anlass, 
abermals Kritik am Lehrplan 21 auszuüben, in welchem politischer Bildung  – trotz des Einbezugs von 
Experten in der Ausarbeitungsphase – weiterhin untergeordnete Priorität beigemessen werde, insbe-
																																								 																				
1 Quelle: http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/01/07/blank/key/04.html [letzter Zugriff: 
2 Im Kanton Genf werden Daten zur Beteiligung an Wahlen und Abstimmungen seit 1995 über die Stimmaus-
weise erhoben. Diese beinhalten Informationen zum Geschlecht, Alter und Zivilstand (Sciarini et al. 2001). Ähn-
lich werden auch in der Stadt St. Gallen seit 2010 Daten zur Stimmbeteiligung erhoben, ergänzt um Angaben 
zum Alter, Geschlecht, Zivilstand, Konfession, Geburtsland und Zu- wie Wegzugdatum (Dermont/Stadelmann-
Steffen 2014: 3). 
3 Dass es sich dabei nicht nur um ein Schweiz-spezifisches Phänomen handelt, zeigt ein Blick über die Grenzen, 
wo Studien ähnliche Tendenzen festgestellt haben (vgl. bspw. Grossegger 2014) und vergleichbare Feststellun-
gen bezüglich des niedrigen politischen Interesses und der tiefen politischen Beteiligung in den jeweiligen Medi-
en auftauchen (vgl. Haltiner 2007). 
4 Diese von der International Association for the Evaluation of Educational Achievement (IEA) durchgeführte 
Studie untersuchte Schülerinnen und Schüler im Alter von 14 bis 18 Jahren aus weltweit 38 Ländern hinsichtlich 
ihres politischen Wissens und Verständnisses, aber auch bezüglich des schulischen Kontexts, in welchem politi-
sche Bildung jeweils unterrichtet wird (http://www.iea.nl/iccs_2009.html [letzter Zugriff: 10.10.2016]). 
2	
 
sondere da diesem (wichtigen) Lernaspekt keine fixen Lektionen eingeräumt wurden (u.a. Ziegler 
2010). Als Reaktion auf diese Stimmen veröffentlichte beispielweise die Neue Helvetische Gesell-
schaft (NHG) einen 100-Punkte-Plan, mittels dessen die Etablierung eines nationalen Kompetenzzent-
rums für politische Bildung angestrebt wird. Auch andere Player nahmen die politische Bildung resp. 
deren Förderung in ihre Agenda auf. Unter anderem lancierte der Schweizer Dachverband der Jugend-
parlamente (DSJ) im Rahmen von easyvote5 ein Projekt zur Förderung politischer Bildung auf ver-
schiedenen Schulstufen.6 Ebenso reagierte der Bundesrat, indem er als Antwort auf ein Postulat von 
Josiane Aubert einen Expertenbericht zur Bilanzierung des Staatskundeunterrichts auf Sekundarstufe 
II in Auftrag gab, der im Juli dieses Jahres publiziert wurde (vgl. Stadelmann-Steffen et al. 2015)7.  
Im Hinblick auf das Partizipationsverhalten junger Erwachsener illustrieren sowohl die  Schweizer 
Wahlstudien (z.B. Lutz 2008: 8) wie auch das Wahlbarometer 2011 für die eidgenössischen Wahlen 
im Oktober 2011, dass sich die jüngste Gruppe der Wahlberechtigten unterdurchschnittlich an den 
Wahlen auf nationaler Ebene beteiligte. Ein ähnliches Muster ergibt sich auch aus früheren  Vox-
Trend-Analysen (Longchamp/Golder 2008) in puncto Volksabstimmungen. Was die Situation gemäss 
Medien besonders brisant macht, sei die Tatsache, dass die Wahl- und Abstimmungsbeteiligung in der 
Schweiz sowohl auf gesamtschweizerischer wie auch kantonaler und lokaler Ebene insgesamt sehr tief 
ist. Dieser Umstand ist denn auch einer der Hauptgründe, warum die Schweiz im zuletzt erhobenen 
Demokratiebarometer „nur“ „einen Platz im Mittelfeld erreichte“ (NZZ 2011). Aus demokratietheore-
tischer Sicht ist ein niedriges Beteiligungsniveau im Allgemeinen, eine Unterrepräsentation bestimm-
ter Gesellschaftsgruppen im Besonderen problematisch. Bereits Montesquieu (1994 [1748]) betonte 
die Bedeutung der Gleichheit und der gleichen Vertretung der verschiedenen Bürger für die demokra-
tische Staatsform, wenn auch noch mit Einschränkungen dahingehend, wer zur Bürgerschaft gezählt 
werden kann. Gemeinhin werden die Prinzipien ‚Freiheit‘ und ‚Gleichheit‘ als zentrale Voraussetzun-
gen einer funktionierenden und lebendigen Demokratie erachtet. Unter Freiheit wird einmal die Ge-
währleistung von individuellen und kollektiven Rechten wie die „Integrität von Leib und Gut“ (Bühl-
																																								 																				
5 Bei easyvote handelt es sich um ein Projekt, welches aus den Vorgängerprojekten Easy-Abstimmungsbüchlein 
und easyvote.ch hervorging, mit dem Ziel, Jugendliche neutral und in verständlichen Worten über anstehenden 
Abstimmungen zu informieren sowie diese im Hinblick auf die eidgenössischen Wahlen zur Beteiligung zu 
motivieren. Mittlerweile umfasst das Projekt easyvote eine ganze Reihe an unterschiedlichen Angeboten, um das 
politische Interesse und die Partizipationsbereitschaft junger Erwachsener zu fördern (vgl. 
https://www.easyvote.ch/de/home/ [letzter Zugriff: 16.10.2016]. 
6 Weitere nennenswerte Projekte zur Förderung des politischen Interesses, Engagements und der politischen 
Bildung sind die Projekte „Schulen nach Bern“ (http://www.schulen-nach-bern.ch/projekt.html [letzer Zugriff: 
20.04.2015] sowie „Jugend debattiert“ der Stiftung Dialog (http://www.jugenddebattiert.ch/de [letzer Zugriff: 
20.04.2015] sowie verschiedene Internetplattformen der Fachhochschule Nordwestschweiz sowie des NCCR 
Democracy und des Zentrums für Demokratie in Aarau, die sich entweder direkt an die Schülerinnen und Schü-
ler (http://politikzyklus.ch [letzter Zugriff: 16.10.2016] wie auch http://www.politiklernen.ch [letzter Zugriff: 
20.04.2015])oder an Fach- und Lehrpersonen richten (www.politischebildung.ch [letzer Zugriff: 20.04.2015]). 
Schliesslich sei auch auf die Tätigkeiten der Eidgenössischen Jugendsession sowie der verschiedenen kantonalen 
und regionalen Jugendparlamente verwiesen (vgl. auch http://www.jugendsession.ch/de/ [letzter Zugriff: 
16.10.2016] sowie für einen Überblick über die Jugendparlament: http://www.jugendparlamente.ch/aktuelle-
jupas [letzter Zugriff: 16.10.2016]).  
7 Vgl. auch https://www.sbfi.admin.ch/sbfi/de/home/themen/berufsbildung/evaluationen-studien/uebersicht-
studien.html [letzter Zugriff: 18.10.2016]. 
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mann et al. 2012: 5), Religions-, Meinungs-, Versammlungs- oder Vereinigungsfreiheit verstanden 
(vgl. Merkel et al. 2003), die ein Individuum oder eine Gruppe von Individuen vor Übergriffen dritter, 
insbesondere des Staates, schützen. Gleichzeitig wird dadurch aber auch die Möglichkeit zur Beteili-
gung am öffentlichen Leben garantiert, was mittlerweile als minimale Voraussetzung einer Demokra-
tie gilt (Beetham 2004: 62). Darüber hinaus werden politische, dem Gleichheitsgebot unterworfene 
(Rawls 1971) sowie soziale ressourcenabhängige Beteiligungsrechte unterschieden. So argumentiert 
beispielsweise Habermas (1992), dass bürgerliche Freiheitsrechte nur dort hinlänglich garantiert wer-
den können, wo alle Bürger über politische Teilhaberechte verfügen (vgl. auch Meyer 2005). Unauf-
lösbar damit verbunden ist das Prinzip der Gleichheit, das mindestens aus zwei Gründen ebenfalls 
fundamental für ein demokratisches System ist (Dahl 1998, 2006): einerseits aus normativ-moralischer 
Perspektive dahingehend, dass es keine objektive Grundlage dafür gebe, inwiefern unterschiedliche 
Lebensvorstellungen verschiedener Individuen vergleichsweise besser oder schlechter sind, anderer-
seits rechtfertige die Qualifikation keiner Person die alleinige Herrschaft über die Regierung eines 
Staates. Zum einen sollten alle Mitglieder einer demokratischen Gesellschaft über gleiche Rechte hin-
sichtlich der Beeinflussung demokratischer Entscheidungen verfügen (Dahl 1976), zum anderen sollte 
der Zugang zu politischer Macht allen gleichermassen offenstehen (vgl. Bühlmann et al. 2012). Ent-
sprechend der Annahme von Bühlmann et al. (2012: 6f.), dass politische Gleichheit dann besonders 
wirksam ist, wenn „eine gleichberechtigte Einbindung und Berücksichtigung möglichst aller individu-
ellen Präferenzen gesichert wird“ (ebd.), ist das Prinzip der Gleichheit verbunden mit der Forderung 
nach einem möglichst breiten Miteinbezug aller Bürgerinnen und Bürger, und zwar anhand einer mög-
lichst umfassenden politischen Teilnahme. Gemäss dieser Argumentationslinie sind nicht nur freie, 
faire und auf Wettbewerb ausgerichtete Wahlen von zentraler Bedeutung für eine funktionstüchtige 
Demokratie, sondern erst eine breite Teilhabe an diesen und anderen Partizipationsmöglichkeiten ge-
währleistet, dass tatsächlich die Präferenzen und Interessen aller Mitglieder der Gemeinschaft im poli-
tischen Entscheidungsprozess vertreten werden. Insbesondere Vertreterinnen und Vertreter eines parti-
zipatorischen Demokratieansatzes zählen nebst der Gleichverteilung von Partizipationsrechten und -
möglichkeiten  auch deren umfassende und gleichmässige Nutzung als zentrale Voraussetzung für eine 
funktionstüchtige Demokratie (vgl. Pateman 1970; Barber 1984; Teorell 2006). 
Vor dem Hintergrund dieser beiden Prinzipien birgt eine niedrige und speziell eine ungleiche politi-
sche Beteiligung die Gefahr, dass die Interessen eines Teils der Bevölkerung in den politischen Ent-
scheidungen kaum oder gar nicht vertreten werden.  Entsprechend wird insbesondere das Gleichheits-
prinzip in Frage gestellt, wenn bestimmte Bevölkerungsgruppen – wie etwa die Jungen – systematisch 
häufiger abstinent sind (vgl. Verba et al. 1995; Dahl 1976; Franklin 2004; Lijphart 1997; Verba 
1996).8 Eine Untervertretung der jungen Generation ist deshalb substantiell, besonders weil damit 
																																								 																				
8 Es muss erwähnt werden, dass nicht alle Autoren eine geringe(Wahl-)Beteiligung als problematisch erachten 
(z.B. Reichenbach 2000; Rosema 2007), und die Folgen geringer Beteiligung auf das Wahl- oder Abstimmungs-
ergebnis bisheriger Untersuchungen zufolge nicht eindeutig sind (Teixeira 1992; Wolfinger/Rosenstone 1980; 
Rosema 2007; Lutz 2007). 
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gerade jene Interessen nur ungenügend in die politischen Entscheidungen miteinbezogen werden, auf 
deren Schultern die Konsequenzen dieser Beschlüsse schliesslich lasten werden.  
 
1.1 Überblick über den bisherigen Stand der Forschung  
Im Forschungskontext der politischen Partizipation in der Schweiz wurde der unterdurchschnittlichen 
Jugendbeteiligung bisher wenig Beachtung geschenkt. Die bisherigen Studien sind vor allem erzie-
hungswissenschaftlichen Hintergrunds (Fatke/Niklowitz 2003; Oser/Reichenbach 2000; O-
ser/Biedermann 2003, Quesel 2005), betrachten das Phänomen der politischen Beteiligung Jugendli-
cher und junger Erwachsener9 eher deskriptiv (Bertossa et al. 2008; Rothenbühler et al. 2012) oder 
konzentrieren sich auf einen bestimmten Aspekt wie beispielsweise die Online-Partizipation (Kunz 
2011) oder einen bestimmten geografischen Raum (Villiger 2008). Insbesondere Studien mit erzie-
hungswissenschaftlichem Hintergrund konzentrieren sich hauptsächlich auf die politische Partizipation 
innerhalb des schulischen und persönlichen Umfeldes, wobei die Beteiligung an institutionalisierten 
Partizipationsformen wie die Wahl- oder Abstimmungsteilnahme oder die Unterzeichnung von Refer-
enden und Initiativen entweder nicht erhoben oder nur hypothetisch erfragt wurde (Oser/Reichenbach 
2000; Oser/Biedermann 2003; Fatke/Niklowitz 2003). Ausserdem fehlt es an Studien, die nebst indi-
viduellen Faktoren auch die kontextuelle Ebene miteinbeziehen. In den letzten Jahren setzten sich 
verschiedene Arbeiten zwar vermehrt direkt oder indirekt mit dem Aspekt der unterdurchschnittlich 
tiefen Wahl- und Stimmbeteiligung in der Schweiz, einem Land mit vergleichsweise vielfältigen Par-
tizipationsmöglichkeiten, auseinander und bezogen dabei nicht nur individuelle, sondern vor allem 
kontextuelle Erklärungsfaktoren mit ein (Freitag 2005; Bühlmann/Freitag 2006; Kriesi 1995, 2004, 
2005; Kriesi/Wisler 1996; Vatter 1998, 2002, 2011; Lutz 2007). Die niedrige Partizipationsrate der 
jüngsten Stimmberechtigten einerseits und die Wirkung dieser Kontexte auf weitere Formen der politi-
schen Mitsprache ausserhalb des institutionalisierten Rahmens andererseits wurden dabei aber kaum 
thematisiert. Schliesslich konzentriert sich der Grossteil der Untersuchungen entweder darauf, die 
Bereitschaft von Individuen, an einer bestimmten politischen Aktivität wie beispielweise an Wahlen, 
Abstimmungen, politischen Kampagnen oder sonstigen nicht-institutionalisierten Partizipationsformen 
teilzunehmen, zu untersuchen, wobei eine Reihe möglicher Indikatoren herangezogen werden, oder 
																																								 																				
9 In der sozialwissenschaftlichen Literatur finden sich verschiedene Definitionen des Jugendbegriffs. Meist be-
zieht sich der Begriff auf Personen, welche sich noch in der Ausbildung befinden oder diese erst vor kurzem 
abgeschlossen haben, also junge Bürgerinnen und Bürger im Alter zwischen 15 und 30 Jahren, wobei diese 
Spanne je nach Studie variieren kann (vgl. Gaiser/de Rijke 2008/Golder et al. 2016). Demgegenüber argumentie-
ren andere Autoren wie zum Beispiel Bell (2005) oder Jones und Wallace (1992), dass die Bezeichnung Jugend 
sich weniger auf eine bestimmte Altersspanne konzentrieren sollte, sondern in Beziehung zu den momentanen 
Lebensumständen und Beziehungen zum sozialen Umfeld (vgl. Bell 2005: 6-7). Da für die folgenden Studie 
Schülerinnen und Schüler auf Sekundarstufe II befragt wurden, die grösstenteils zwischen 17 und 20 Jahre alt 
sind, können diese sowohl in Anlehnung an altersbezogene Definitionen wie auch an situationsbedingte Ausle-
gungen als Jugendliche bezeichnet werden. Aufgrund der Tatsache, dass die Befragten gleichzeitig durch ihren 
(baldigen) Einstieg ins berufliche Leben resp. der Erlangung politischer Mündigkeit an der Schwelle zum „Er-
wachsenwerden“ stehen, wird der Terminus „junge Erwachsene“ synonym zum Jugend-Begriff verwendet. 
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aber der Fokus richtet sich auf einen bestimmten Prädiktor und dessen Einfluss auf die Beteiligung an 
verschiedenen Formen politischen Handelns (vgl. Kapitel 2.2 und Kapitel 3).  
Nebst mangelndem Interesse der politikwissenschaftlichen Forschung in der Schweiz, ob und warum 
sich junge Erwachsene aktiv in den politischen Prozess einbringen oder eben nicht, ist des Weiteren 
ein damit verbundenes Forschungsfeld bisher stiefmütterlich behandelt worden, nämlich dasjenige der 
politischen Bildung, insbesondere in Bezug auf deren möglichen Einfluss auf das politische Partizipa-
tionsverhalten. Während das Thema in den Erziehungswissenschaften und damit in erster Linie aus 
pädagogisch-didaktischer Sicht verschiedentlich, wenn auch nicht häufig, Gegenstand wissenschaftli-
cher Arbeiten war (Allenspach 2010; Biedermann 2006; Oser/Biedermann 2003; Quesel/Allenspach 
2007), wird der Aspekt der politischen Bildung in der Politikwissenschaft grösstenteils nur am Rande 
diskutiert, mit einigen Ausnahmen (beispielsweise Klöti/Risi 1991). Dies ist umso erstaunlicher, als 
die Schule von vielen Autoren als wesentlicher Sozialisierungsagent der politischen Partizipation ge-
sehen wird (Almond/Verba 1963; Beck 1977; Dewey 1913; Hahn 1998; Hess/Torney 1967).  
Anhand dieses kurzen Abrisses zum Stand der Forschung10 kann zusammenfassend festgestellt wer-
den, dass sowohl in der Forschung wie auch in der öffentlichen Diskussion primär das Partizipations-
verhalten der jüngsten Bürgerinnen und Bürger11 per se im Vordergrund stand, wobei der Begriff der 
politischen Partizipation meist ausschliesslich auf die Teilnahme an Wahlen und Abstimmungen Be-
zug nimmt. Die Frage hingegen, weshalb sich ein Grossteil der Jugendlichen zumindest an Wahlen 
und Abstimmungen nur gelegentlich oder gar nie beteiligt, wird dabei nur am Rande diskutiert resp. 
kaum empirisch untersucht. Zwar wurden in den letzten Jahren insbesondere unmittelbar nach den 
eidgenössischen Wahlen oder Abstimmungen Stimmen laut, die die tiefe Beteiligung unter Jugendli-
chen mit ungenügender politischer Bildung im Rahmen der schulischen Ausbildung in Verbindung 
brachten, untersucht wurde dieser Zusammenhang aber nur ansatzweise (vgl. Kapitel 2.3). Auch sei-
tens der Politik wurde diesem Ruf nach mehr Bildung und der Förderung der politischen Beteiligung 







10 Eine ausführliche Diskussion des aktuellen Forschungsstandes findet sich im nachfolgenden Kapitel 2.  
11 Der Begriff des Bürgers resp. der Bürgerin wird im Folgenden als Synonym für in der Schweiz wohnhafter 
Personen verwendet, unabhängig von deren Herkunft oder Nationalität. Richtet sich der Fokus nur auf stimm- 
und wahlberechtigte Personen, werden diese explizit als Stimmbürger/innen bezeichnet. 
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1.2 Politische Beteiligung junger Erwachsener sowie politische Bildung  
als Politikum  
Die Mitwirkung der Bürgerinnen und Bürger12 am politischen Prozess soll gemäss demokratischem 
Prinzip garantieren, dass möglichst viele und verschiedene Interessen der Gesellschaft im politischen 
Entscheidungsprozess berücksichtigt werden. Die Wahrnehmung und Nutzung dieser Möglichkeiten, 
am politischen Geschehen teilhaben zu können, setzt aber gleichzeitig ein gewisses Mass an Wissen 
und Kompetenzen voraus, welche unter anderem im Rahmen politischer Bildung erworben werden. 
Entsprechend sind Fragen nach der politischen Beteiligung Jugendlicher und junger Erwachsener wie 
auch der politischen Bildung und deren Wirkungsweise nicht nur von politikwissenschaftlicher Bedeu-
tung, sondern auch von praktisch-politischer Relevanz. 
Auf Bundesebene ist es in der Diskussion um die Förderung der politischen Partizipation bei Kindern 
und Jugendlichen seit der Publikation des Expertenberichts „Schweizerische Kinder- und Jugendpoli-
tik: Ausgestaltung, Probleme und Lösungsansätze“13 im April 2008 relativ ruhig geblieben. Bis auf die 
vom Staatssekretariat für Bildung und Forschung in Auftrag gegebene und von der Swiss Foundation 
for Research in Social Science FORS durchgeführte Studie „CH@YOUPART. Politische Partizipation 
junger Erwachsener in der Schweiz“, die deskriptiv aufzeigt, wie sich junge Schweizerinnen und 
Schweizer im Alter von 18 bis 25 Jahren politisch beteiligen, gab es keine weiteren Bestrebungen oder 
Vorstösse14 im Bereich der Jugendpartizipation. Hier könnten die Forschungsergebnisse im Rahmen 
der Dissertation in Form von Empfehlungen einen Beitrag zur weiteren Konkretisierung der bereits 
eingereichten Anstösse bei der Förderung politischer Partizipation leisten. Im Hinblick auf die politi-
sche Bildung wurden zwar mit grosser Regelmässigkeit  auf eidgenössischer wie kantonaler Ebene 
Vorstösse eingereicht, die auf eine Untersuchung resp. Förderung dieser abzielten. Mit wenigen Aus-
nahmen fielen diese Anliegen aber nicht auf fruchtbaren Boden. Vielmehr verwies der Bundesrat 
meist auf die Zuständigkeit der Kantone, was Bildungsfragen anbelangt. Zu den Ausnahmen zählen 
der 2000 veröffentlichter Expertenbericht zur politischen Bildung in der Schweiz zuhanden EDK (vgl. 
Oser/Reichenbach 2000) sowie der bereits angesprochene bundesrätliche Bericht zur Bilanzierung des 
Staatskundeunterrichts auf Sekundarstufe II, welcher nicht nur einen Überblick über die momentane 
Situation präsentiert, sondern auch Massnahmen formuliert, welche in den nächsten Monaten seitens 
des SBFI und der EDK umgesetzt werden sollen.  
																																								 																				
12 Falls nicht ausformuliert, bezieht sich im Folgenden die männliche Form auch auf Frauen, ausser es wird  
explizit erwähnt. 
13 Der Bericht wurde vom Bundesrat in Erfüllung des Postulats von Ständerat Claude Janiak vom 27. September 
2000 in Auftrag gegeben und vom Bundesamt für Sozialversicherung BSV publiziert. 
14 Auf parlamentarischer Ebene wurden bezugnehmend auf die politische Bildung in den letzten Jahren folgende 
Vorstösse eingereicht: 00.3400 – Motion: Bessere politische Bildung von Jugendlichen, eingereicht von Wyss, 
23. Juni 2000; 00.3469 – Motion: Rahmengesetz für eine schweizerische Kinder- und Jugendpolitik, eingereicht 
von Janiak, 27. September 2000; 07.3636 – Interpellation: Politische Bildung, Nachhaltige Förderung, einge-
reicht von Bruderer Wyss, 4. Oktober 2007; 13.3072 – Interpellation: Bildungsverordnung 2012. Kein Staats-
kundeunterricht mehr für Lehrlinge und Gymnasiasten?, eigereicht von Aubert, 3. März 2013; 13.3751 – Moti-
on: Staatskundeunterricht auf der Sekundarstufe II. Eine Bilanz, eingereicht von Josiane Aubert, 06. 11 2013. 
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1.3 Ziel und Relevanz der Studie  
Im Rahmen der Dissertation soll einerseits versucht werden, oben aufgezeigte Lücken zu schliessen 
und anhand von im Rahmen der Forschungsarbeit erhobenen Daten die Zusammenhänge zwischen 
individuellen sowie kontextuellen Faktoren und dem politischen Partizipationsverhalten junger 
Schweizerinnen und Schweizer zu untersuchen. Ziel der Arbeit ist es denn auch ein möglichst umfas-
sendes Bild zu präsentieren, inwiefern sowohl individuelle Ressourcen und Voraussetzungen wie auch 
die schulische politische Bildung und der kantonale Kontext das politische Partizipationsverhalten 
junger Erwachsener beeinflussen. Da sich Bürgerinnen und Bürger nicht nur über die Teilnahme an 
Wahlen und Abstimmungen, sondern gerade in der Schweiz viel mannigfaltiger in den politischen 
Prozess einbringen können, werden diese Faktoren nicht nur in Bezug auf die konventionelle instituti-
onalisierte Partizipation auf ihre Erklärungskraft überprüft. Vielmehr soll der Einbezug verschiedener 
politischer Aktivitäten, die unter anderem gemäss der Literatur gerade für Jugendliche und junge Er-
wachsene vergleichsweise attraktiv sind15, einen Vergleich dahingehend erlauben, ob die Erklärungs-
muster sich je nach politischer Handlungsform unterscheiden oder ob eine Reihe von Prädiktoren aus-
gemacht werden kann, die die Partizipationsbereitschaft junger Erwachsener über alle Mitsprachemög-
lichkeiten hinweg beeinflussen. Im Vordergrund steht entsprechend weniger die Frage, welche Parti-
zipationsformen von jungen Menschen in der Schweiz besonders häufig ausgeübt werden. Vielmehr 
handelt es sich um ein x-zentriertes Vorgehen, sprich das Hauptinteresse liegt auf dem Explanans und 
nicht auf dem Explanandum, wobei „Richtung, Stärke und Robustheit der kausalen Wirkung einer 
oder [mehrerer] unabhängiger Variablen auf eine abhängige Variable“ (Gschwend/Schimmelfenning 
2007: 21) bestimmt werden sollen. Die Begründung für dieses Vorgehen soll im Folgenden dargelegt 
werden: 
Erstens haben verschiedene Untersuchungen wie beispielsweise CH@YOUPART-Studie oder eine 
von gfs.bern durchgeführte Studie bereits aufzeigen können, wie sich junge Erwachsene in der 
Schweiz beteiligen. Rothenbühler et al. (2012) identifizieren denn auch sechs Partizipationstypen16, 
denen sie unterschiedliche Partizipationsmuster zuordnen. Demgegenüber besteht – wie in Kapitel 1.1 
und 2.2 dargelegt – eine Forschungslücke, was eine umfassende Analyse derjenigen Faktoren betrifft, 
welche die Partizipationsbereitschaft gemäss bisheriger Erkenntnisse und theoretischer Überlegungen 
beeinflussen, insbesondere im Schweizer Kontext. Nicht nur im Rahmen der Schweizer Partizipations-
forschung, sondern auch im internationalen Vergleich finden sich kaum Studien, die gleichzeitig eine 
Reihe möglicher Faktoren auf individueller wie kontextueller Ebene auf ihre Erklärungskraft des Par-
																																								 																				
15 Darunter fallen beispielsweise verschiedene Formen der Online-Beteiligung oder des politischen Konsums. 
16 Es werden dabei folgende sechs Typen unterschieden: Passive, die sich vergleichsweise am geringsten poli-
tisch engagieren, und zwar unabhängig von der Art der Beteiligung; die Minimalisten, welche sich ebenfalls eher 
selten politisch einbringen, und wenn, dann im Rahmen institutionalisierter Formen; die themenspezifisch Enga-
gierten, die nur dann partizipieren, wenn das jeweilige Anliegen sie persönlich betrifft oder speziell interessiert; 
die konventionell Engagierten, die – wie der Name schon andeutet – regelmässig an Wahlen oder Abstimmun-
gen teilnehmen; die Demonstranten, unter welchen die Autoren Jugendliche zusammenfassen, die bereits an 
illegalen politischen Aktivitäten teilgenommen haben; sowie die Aktivisten, zu den Jugendliche gezählt werden, 




tizipationsverhaltens junger Erwachsener überprüfen (vgl. auch Kapitel 2.2). Im Rahmen dieser Arbeit 
soll versucht werden, diese Lücke zu schliessen, indem auf der Grundlage des Civic Voluntarism Mo-
del von Verba et al. (2001) sowie unter Zuhilfenahme weiterer theoretischer Ansätze aus der Partizipa-
tionsliteratur sieben Bündel an möglichen Prädiktoren – im Folgenden als Ressourcen bezeichnet – 
identifiziert und auf ihre Erklärungskraft überprüft werden, ergänzt um Indikatoren zum politischen 
Unterricht und dem kantonalen politischen und historisch-kulturellen Kontext. Da sich sowohl der 
Ansatz der Autoren Verba, Brady und Schlozman (1995, 2001) wie auch die meisten anderen theoreti-
schen Annahmen auf die politische Beteiligung Erwachsener beziehen, und der Frage, ob diese in 
Bezug auf Jugendliche gleichermassen gelten, kaum Aufmerksamkeit geschenkt wurde, werden im 
Rahmen der vorliegenden Forschungsarbeit zwar Thesen formuliert, diese aber recht allgemein gehal-
ten.  
Zweitens werden verschiedene Partizipationsformen in die Untersuchung einbezogen, da sich ein In-
dividuum nicht nur über den Gang zur Urne politisch einbringen kann, sondern es viele weitere Mög-
lichkeiten gibt, die eigenen politischen Überzeugungen und Interessen zu äussern. Lange Zeit kon-
zentrierte sich die Partizipationsforschung allerdings fast ausschliesslich darauf, Erklärungen dafür zu 
finden, warum sich ein Bürger oder eine Bürgerin an Wahlen beteiligt und welche politischen Orien-
tierungen und individuellen Voraussetzungen die Wahlentscheidung beeinflussen. Erst im Anschluss 
an die von Barnes und Kaase 1979 herausgegebene Political Action-Studie, in welcher verschiedene 
Formen politischer Aktivität ausserhalb des institutionalisierten Rahmens ländervergleichend unter-
sucht wurden, richtet sich das Augenmerk der Forschung vermehrt auch auf andere Formen politischer 
Handlungen. Obwohl immer mehr Studien den Blick weg von konventionellen Beteiligungsformen 
hin zu Partizipationsformen ausserhalb des institutionalisierten Rahmens richten, steht die Wahlbetei-
ligung weiterhin in vielen Untersuchungen im Mittelpunkt des Interesses, was sicher auch mit der 
Datenverfügbarkeit und vergleichsweise einfachen Messung zusammenhängt. Demgegenüber erlaubt 
der der vorliegenden Arbeit zugrundeliegende Datensatz eine umfassende Berücksichtigung verschie-
dener möglicher politischer Aktivitäten, wobei nicht die Frage im Zentrum steht, ob und wie stark sich 
junge Erwachsene in der Schweiz mittels dieser verschiedenen Handlungsformen politisch einbringen. 
Vielmehr soll ein Vergleich angestellt werden, ob dieselben Ressourcen die Partizipationsbereitschaft 
an allen Formen politischer Mitwirkung gleichermassen beeinflussen oder ob sich je nach Art der Be-
teiligung unterschiedliche Prädiktoren als relevant erweisen.  
Drittens soll in der nachfolgenden Untersuchung empirisch überprüft werden, ob die im Rahmen der 
beruflichen und gymnasialen Ausbildung erteilte politische Bildung das tatsächliche Partizipations-
verhalten der Schülerinnen und Schüler beeinflusst. Immer wieder wurde bemängelt, dass der politi-
schen Bildung im schulischen Kontext kaum Bedeutung geschenkt werde. Dies wurde vor allem damit 
begründet, dass die politische Bildung in der Schweiz – anders als in anderen Ländern wie Deutsch-
land oder den USA – nicht in einem eigenen Fach unterrichtet wird, sondern in verschiedene Fächer 
wie Geschichte, Wirtschaft und Recht oder den sprachlichen Grundlagefächern integriert ist. Ange-
sichts dieser scheinbar unzureichenden Beachtung politischer Bildung widmeten sich denn auch meh-
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rere Artikel der Frage, wie eine „gute“ effektive politische Bildung auszusehen hätte (O-
ser/Reichenbach 2000; Quesel/Allenspach 2007; Reichenbach 2007; Ziegler 2010). Hingegen wurde 
bisher kaum untersucht, ob die politische Bildung einerseits tatsächlich eine so marginale Stellung im 
Gesamtunterricht einnimmt und andererseits der politische Unterricht – wenn er denn stattfindet – die 
Bereitschaft, sich am politischen Prozess zu beteiligen, in der Tat erhöht. Um diese Fragen mindestens 
ansatzweise beantworten zu können, wurden die Lehrpläne derjenigen Klassen, die im Rahmen des 
Projekts „Jugend und Gesellschaft“ befragt wurden17, analysiert18. Die Befunde, inwiefern verschiede-
ne Indikatoren politischer Bildung in diesen Dokumenten berücksichtigt wurden, sollen in einem ers-
ten Schritt grafisch präsentiert werden. So wird veranschaulicht, in welchem Umfang und Form für 
den politischen Unterricht relevante Themen und Fertigkeiten einbezogen werden und ob sich dabei 
Unterschiede nach Schultyp und Sprachregion feststellen lassen. In einem zweiten Schritt werden die 
so eruierten Indikatoren in die Mehrebenenanalysen aufgenommen und auf ihre Wirkung auf die Par-
tizipationsbereitschaft junger Erwachsener überprüft. Zusätzlich wird für die Bestimmung, wie politi-
sche Bildung an den Schulen verankert ist, auch die Perspektive der Lehrpersonen berücksichtigt, 
sprich deren Einstellung gegenüber dem politischen Unterricht im Allgemeinen und an der jeweiligen 
Schule im Besonderen. Der Fokus richtet sich dabei weniger auf den Einfluss, welchen die Lehrperso-
nen auf das Partizipationsverhalten der Jugendlichen haben, sondern vor allem darauf, welche Bedeu-
tung die Lehrpersonen dem politischen Unterricht zumessen und welche Aspekte politischer Bildung 
sie als besonders wichtig erachten. Die Ergebnisse sollen ebenfalls in grafischer Form präsentiert und 
diskutiert werden.  
Ziel der Arbeit ist folglich die Präsentation eines umfassenden Bildes davon, wie und aufgrund wel-
cher Voraussetzungen sich junge Bürgerinnen und Bürger politisch engagieren sowie welche Rolle der 
politische Unterricht dabei spielt, um damit einige Lücken der bisherigen Forschung zu schliessen. 
Der Anspruch der Arbeit ist somit nicht ausschliesslich deduktiver Natur, indem das Augenmerk 
hauptsächlich auf die Überprüfung theoretischer Annahmen gerichtet ist19, sondern will auch insofern 
einen Beitrag zur Partizipationsforschung leisten, als eine neue Perspektive auf das Partizipationsver-
halten junger Erwachsener in der Schweiz präsentiert werden soll. Diese bezieht – wie bereits ange-
führt – gleichzeitig individuelle wie kontextuelle Erklärungsfaktoren wie auch verschiedene Formen 
der politischen Beteiligung mit ein und soll eine Grundlage für weitere Untersuchungen zum politi-
schen Verhalten junger Erwachsener bieten.  
																																								 																				
17 Vgl. dazu Kapitel 4.1.  
18 Die Analyse konzentriert sich dabei auf zwei Faktoren: die formal-strukturelle sowie die inhaltliche Dimensi-
on. Erstere umfasst nebst dem jeweiligen Herausgeber die Einbettung des politischen Unterrichts in den Gesamt-
unterricht, des Umfangs jener Abschnitte, welche sich mit politischen Themen auseinandersetzen sowie der 
Präzision, mit welcher politische Aspekte in den Lehrplänen behandelt werden. Die inhaltliche Dimension wird 
über die drei Aspekte Kenntnisse, Fertigkeiten und das Wecken politischen Interesses untersucht, welche ihrer-
seits auch in die Regressionsanalysen zur Erklärung der politischen Aktivität junger Erwachsener einfliessen 
(vgl. dazu die Ausführungen in Kapitel 3.2.1 und 4.3). 
19 Es werden im Nachfolgenden zwar Thesen aus den theoretischen Annahmen abgeleitet, die aber für die an-
schliessende Untersuchung eher richtungsweisender denn streng forschungsleitender Natur sind. Entsprechend 
sind diese Thesen auch sehr allgemein gehalten. 
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Im Zentrum der Arbeit stehen dabei drei Fragen. Einerseits sollen die Befunde Aufschluss darüber 
geben, welche Ressourcen individueller und kontextueller Art die Bereitschaft junger Erwachsener, 
sich über verschiedene Formen politischer Aktivitäten in und ausserhalb des institutionalisierten Rah-
mens am politischen Prozess zu beteiligen, erhöhen. Dabei interessiert vor allem auch, ob sich der 
politische Unterricht auf die Partizipationswahrscheinlichkeit auswirkt. Entsprechend soll andererseits 
untersucht werden, inwiefern politische Bildung überhaupt Bestandteil des Unterrichts auf Sekundar-
stufe II ist und ob die Berücksichtigung politischer Themen und Fertigkeiten in den Lehrplänen das 
tatsächliche politische Verhalten der Schülerinnen und Schüler beeinflusst. Schliesslich soll aufgezeigt 
werden, welche Rolle die Lehrpersonen spielen, insbesondere was deren Einstellung gegenüber dem 
politischen Unterricht betrifft.  
Entsprechend stehen folgende Forschungsfragen im Zentrum der vorliegenden Studie: 
1. Welche Faktoren auf der individuellen wie auch auf der kontextuellen Ebene beeinflussen das 
politische Engagement junger Erwachsener?  
2. Welchen Stellenwert wird der politischen Bildung in den Lehrplänen auf Sekundarstufe II 
beigemessen? Inwiefern variieren die Art und Weise des politischen Unterrichts auf Sekun-
darstufe II zwischen Sprachregionen, Schultypen und Kantone? Welche inhaltlichen Dimensi-
onen und Themenbereiche werden besonders stark resp. unterdurchschnittlich einbezogen? 
3. Welche Rolle spielen die Lehrpersonen in der Vermittlung politischer Bildung? Inwiefern be-
einflussen die Lehrkräfte das Partizipationsverhalten junger Erwachsener? Welche Bedeutung 
sprechen die Lehrpersonen dem politischen Unterricht zu? 
Zusätzlich erlaubt die Mehrebenenstruktur der Daten eine Überprüfung, ob sich in Bezug auf die poli-
tische Beteiligung Unterschiede zwischen den Klassen resp. Kantonen finden lassen.  
 
1.4 Aufbau der Studie 
Der Fokus der vorliegenden Arbeit liegt auf der Beantwortung der Frage, inwiefern insbesondere die 
individuelle Ressourcenausstattung sowie die Vermittlung politischer Bildung im Rahmen der Ausbil-
dung auf Sekundarstufe II das politische Partizipationsverhalten junger Erwachsener in der Schweiz 
beeinflussen. Aufgrund fehlender empirischer Erkenntnisse über die Bedeutung, welcher der politi-
schen Bildung auf dieser Stufe gezollt wird, sollen zusätzlich die Befunde einer inhaltlichen Analyse 
von über 140 Lehrplänen, ob und in welcher Art politische Themen und Fertigkeiten in die entspre-
chenden Dokumente Einlass finden, grafisch präsentiert werden.  
Die vorliegende Studie ist wie folgt aufgebaut: Das folgende Kapitel richtet den Fokus als erstes auf 
das Partizipationskonzept, welches im Rahmen dieser Studie eine zentrale Stellung einnimmt. An-
schliessend wird der Stand der internationalen wie nationalen Forschung im Hinblick auf die politi-
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sche Beteiligung junger Erwachsener (Kapitel 2.2) einerseits und der politischen Bildung (Kapitel 2.3) 
andererseits nochmals detailliert diskutiert, gefolgt von einem kurzen Exkurs zur Bedeutung der politi-
schen Bildung im Unterricht und in den Lehrplänen (Abschnitt 2.4). Das dritte Kapitel widmet sich 
den theoretischen Ansätzen, mittels welcher das politische Verhalten in der Literatur erklärt wird. In 
Kapitel 3.1 werden – entlang des in Kapitel 3.1.1 dargelegten Ressourcenansatzes von Verba et al. 
(1995, 2001) – die theoretischen Grundlagen präsentiert, anhand welcher die herangezogenen indivi-
duellen Erklärungsfaktoren ausgewählt werden, präsentiert. Im Vordergrund stehen dabei verschiede-
ne Gruppen von Ressourcen im engeren und weiteren Sinn, die gemäss Literatur erklären können, 
warum sich gewisse Bürgerinnen und Bürger politisch engagieren resp. nicht engagieren. Zum einen 
handelt es sich um konkrete Ressourcen, die sich aus den sozioökonomischen Voraussetzungen erge-
ben,  aber auch dem so genannten Humankapital oder Civic Skills sowie dem sozialen und politischen 
Kapital, also Ressourcen, die in der Schule, am Arbeitsplatz oder in Vereinen und Organisationen 
erworben und weiterentwickelt werden (Kapitel 3.1.2).  Zum anderen handelt es sich um Ressourcen, 
die Verba et al. insbesondere in ihrem erweiterten Ressourcenmodell, dem Civic Voluntarism Model, 
einbeziehen und als politisches Engagement bezeichnen, welchen sich Kapitel 3.1.3 widmet. Dazu 
zählen unter anderem politisches Interesse, politisches Wirksamkeitsempfinden oder die Identifikation 
mit einer politischen Partei. Diese Faktoren beeinflussen die Motivation einer Person, sich politisch 
einzubringen, wobei ein diesbezüglicher Mangel dazu beiträgt, dass sich Individuen nicht beteiligen 
wollen (Verba et al. 1995: 271). Schliesslich spielt auch eine Rolle, so Verba et al. (1995, 2001), in-
wiefern Bürgerinnen und Bürger in soziale Netzwerke eingebunden sind, welche eine Rekrutierungs-
funktion oder mindestens eine mobilisierende Wirkung haben können (Kapitel 3.1.5). Die Herausbil-
dung resp. das Ausmass erworbener Ressourcen wird darüber hinaus auch von weiteren persönlichen 
Voraussetzungen wie Werthaltungen oder soziodemografischen Voraussetzungen beeinflusst, welche 
unter anderem einen Einfluss darauf haben können, ob und wie Ressourcen angeeignet und ausgebaut 
werden (vgl. u.a. ebd.; Bühlmann/Freitag 2006; Spannring et al. 2008; Verba et al. 1993). Diesen bei-
den Bündeln, die als Ressourcen im weiteren Sinn bezeichnet werden können, widmen sich die Ab-
schnitte 3.1.5 und 3.1.6. Nach der ausführlichen Diskussion der individuellen Ressourcen verschiebt 
sich das Augenmerk in Kapitel 3.2 auf die Kontextebene. Die Analyse schliesst hier zwei Ebenen mit 
ein, die Klassenebene, wo sich der Fokus auf den Stellenwert politischer Bildung im Unterricht richtet, 
wie er einerseits gemäss Lehrplänen unterrichtet werden soll (Kapitel 3.2.1), sowie die Kantonsebene, 
wo – im Sinne von Kontrollvariablen – insbesondere politisch-institutionelle Determinanten (vgl. Frei-
tag 2005)  einbezogen werden (Abschnitt 3.2.2). Anschliessend an die theoretischen Überlegungen 
wird in Kapitel 4 das Forschungsdesign erläutert (Kapitel 4.1, 4.2 und 4.3), gefolgt vom methodischen 
Vorgehen (Kapitel 5). Die beiden anschliessenden Kapitel widmen sich den empirischen Befunden, 
wobei als erstes einige deskriptive Ergebnisse grafisch präsentiert und diskutiert werden, beginnend 
mit der Illustration des politischen Verhaltens der befragten Schülerinnen und Schüler sowie der Zu-
sammensetzung des Samples (Abschnitt 6.1), gefolgt von einer ausführlichen Darstellung, welchen 
Stellenwert der politischer Bildung in den analysierten Lehrplänen beigemessen wird (Abschnitt 6.2). 
Als Drittes richtet sich das Augenmerk in Kapitel 6.3 auf die Lehrpersonen und deren Bedeutung, 
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welche sie der politischen Bildung wie auch den diesbezüglichen Vorgaben schenken (Abschnitt 6.3). 
In Kapitel 7 werden schliesslich die Befunde der Regressionsanalysen diskutiert, wobei in einem ers-
ten Schritt einzeln auf die Wirkungsweise der verschiedenen Ressourcenbündel und der Kontextfakto-
ren eingegangen wird (Kapitel 7.1 und 7.2), welche dann unter 7.3 zusammengeführt und die entspre-
chenden Resultate erläutert werden. In den vorletzten beiden Kapiteln 7.4 und 7.5 richtet sich der Fo-
kus schliesslich auf mögliche kontextübergreifende Effekte sowie die kontextuelle Varianz (Random 
Effects), gefolgt von einer Zusammenfassung der zentralen Befunde der einzelnen Analysen in Kapitel 
7.6. Abschliessend präsentiert Kapitel 8 eine Zusammenfassung der Arbeit und nimmt gleichzeitig 
eine Bewertung der Befunde sowie eine Einordung dieser in den grösseren Forschungszusammenhang 
vor, ergänzt um einige Vorschläge und Massnahmen im Hinblick auf die Förderung der politischen 





















2 Konzept der politischen Partizipation und Forschungsstand 
In den folgenden Abschnitten soll ein ausführlicher Überblick über den Forschungsstand hinsichtlich 
der politischen Partizipation sowie des Einfluss politischer Bildung auf die Beteiligung an verschiede-
nen Aktionsformen präsentiert werden. Der Fokus liegt dabei vor allem auf bisherigen Studien und 
Untersuchungen zum politischen Verhalten Jugendlicher und junger Erwachsener. Ziel dieser Über-
sicht ist, diejenigen Forschungslücken hervorzuheben, welche im Rahmen der vorliegenden Arbeit 
geschlossen werden sollen. Bevor sich der Blick auf bisherige Studien zur Erklärung des politischen 
Engagements Jugendlicher (Abschnitt 2.2) richtet sowie auf die Rolle, welche die politische Bildung 
dabei spielt (Abschnitt 2.3), soll das zentrale Konzept der politischen Partizipation genauer erläutert 
und definiert werden (2.1). 
  
2.1  Politische Partizipation 
Mit den Worten „During the last few years (…) the word ‚participation‘ became part of the popular 
political vocabulary“ begann Pateman 1970 ihre Darlegungen zu verschiedenen Theorien von Demo-
kratie. Mittlerweile hat sich der Begriff der Partizipation, insbesondere der politischen Partizipation, 
zu einem Allerweltswort entwickelt. Ursprünglich aus dem Lateinischen stammend, setzt er sich zu-
sammen aus pars (dt. Teil) und capere (dt. nehmen, fassen, fangen) und bedeutet so viel wie „teilneh-
men“ oder „sich engagieren“ (Spannring/Gaiser 2008: 11). Bereits in der Antike spielte der Begriff der 
politischen Teilhabe in Bezug auf die Entscheidungsfindung in einem Staatswesen eine zentrale Rolle. 
Die Grundidee der antiken Polis steckt bereits in der Bezeichnung des damaligen politischen Systems: 
demokratia, wobei demos so viel heisst wie Volk, Volksmasse oder Vollbürgerschaft und kratos herr-
schen oder Macht ausüben meint (vgl. Biedermann 2006: 43f.). Auch  in den späteren Staatskonzepti-
onen von Hobbes, über Locke und Rousseau bis Mill und Tocqueville fand die Idee der Beteiligung 
des Volks Einlass, jedoch in unterschiedlichem Ausmass und Verständnis. Mit dem Aufkommen der 
Politikwissenschaft im heutigen Sinn begannen sich Forscher nicht nur für den demokratietheoreti-
schen Begriff der Partizipation, sondern für empirische Analysen des Ausmasses und der Qualität der 
Partizipation sowie der Faktoren, die die Partizipation beeinflussen, zu interessieren. Bis in die 1960er 
und 1970er Jahre beschränkte sich das Verständnis von politischer Beteiligung vor allem auf den Akt 
des Wählens und die Beteiligung in Parteien sowie deren Kampagnen (vgl. u.a. Almond/Verba 1963; 
Berelson et al. 1954; Gosnell 1930; Lipset 1960). Insbesondere mit dem Aufkommen neuer sozialer 
Bewegungen haben sich das Feld der Partizipationsforschung und damit das Partizipationsverständnis 
kontinuierlich erweitert. Einen Grundstein dafür legten Barnes und Kaase 1979 mit der Publikation 
des Sammelbandes Political Action, in welchem sie politische Beteiligung20 folgendermassen definie-
ren: „Political participation generally refers to activities by citizens in which the latter engage volunta-
rily, either alone or jointly with others, to influence political decisions“ (Kaase/Marsh 1979: 42), eine 
																																								 																				
20 Die Autoren bevorzugen den Begriff „Political Action“ gegenüber „Participation“, „because it aligns far more 
closely with [their] theoretical concerns” (Kaase/Marsh 1979: 27). 
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Definition, welche bis heute oft zitiert wird. Eine weitere Definition, auf welche häufig Bezug ge-
nommen wird, stammt von Verba et al. (1995)21, die sich an die Definition von Kaase und Marsh an-
lehnt, aber den Begriff der Freiwilligkeit nicht ausdrücklich miteinschliesst. In Abgrenzung dazu steht 
die sogenannte civic participation (dt. zivilgesellschaftliche Beteiligung), in Anlehnung an Zukin et al. 
(2006) „voluntary activity focused on helping others, achieving a public good or solving a community 
problem, including work undertaken either alone or in cooperation with others in order to effect 
change” (zit. nach Barrett 2011: 5), welche die politische Partizipation ergänzen und positiv beeinflus-
sen kann (van Deth 2001). Schliesslich werden je nach dem Begriffe wie Partizipation, Beteiligung 
und Engagement entweder synonym oder distinkt voneinander verwendet. Eine mögliche Differenzie-
rung zwischen Partizipation und Engagement präsentieren die Verfasser der Studie „Processes In-
fluencing Democratic Ownership and Participation“, kurz PIDOP22, wobei Partizipation als Aktivität 
verstanden wird, die auf die Beeinflussung einer politischen Institution zielt oder eine gesellschaftliche 
Veränderung anstrebt. Demgegenüber bezieht sich politisches Engagement auf das Interesse, Wissen 
oder die Meinung gegenüber politischen oder zivilgesellschaftlichen Belangen, ist also primär psycho-
logischer Natur (vgl. Barrett 2011: 6).  
Dieser kurze Überblick zeigt, wie unterschiedlich und in verschiedenen Kontexten der Partizipations-
begriff verwendet und verstanden wird. Umso wichtiger ist es, hier kurz darzulegen, was im Folgen-
den unter politischer Partizipation verstanden wird und was nicht. In Anlehnung an Marsh und Kaases 
Definition von 1979 soll der Partizipationsbegriff im weiteren Verlauf der Dissertation breit aufgefasst 
werden. Zum einen haben die Political-Action- und ihre Folgestudien gezeigt, dass es nebst der elek-
toralen Beteiligung und der Mitarbeit in Parteien noch viele weitere Möglichkeiten der politischen 
Mitsprache gibt, die eher unkonventioneller und informeller Natur sind wie beispielsweise die Beteili-
gung an Demonstrationen oder Streiks oder die Unterzeichnung von Petitionen oder Initiativen. Neue-
re Studien haben dieses Repertoire um weitere Partizipationsformen wie den sogenannten political 
consumerism23 ergänzt (vgl. u.a. Stolle et al. 2005; Shah et al. 2007). Zudem hat die Verbreitung des 
Internets, insbesondere der virtuellen sozialen Netzwerke, auch im Bereich der Politik die Möglichkei-
ten zur Beteiligung und Einflussnahme erweitert (Norris 2002; Kim 2006; Dalton 2011; Kunz 2011, 
etc.).  Zum anderen haben Politikwissenschaftler in verschiedenen Untersuchungen erkannt, dass „[…] 
simple claims that today’s youth …[sic!] are apathetic and disengaged from civic life are simply 
wrong“ (Zukin et al. 2006: 189). In der Partizipationsforschung herrscht zwar seit Milbrath und Goel’s 
																																								 																				
21 Verba et al. (1995) definieren politische Partizipation als „Activity that has the intent or effect of influencing 
either regional, national or supranational governance, either directly by affecting the making or implementation 
of public policy, or indirectly by influencing the selection of individuals who make that policy” (zit. nach Barrett 
2011: 4). 
22 Die PIDOP-Studie ist eine vergleichende Untersuchung politischer Partizipation und politischen Engagements 
von Frauen, Jugendlichen, Migranten/-innen und ethnischen Minderheiten, durchgeführt von neuen Partnerinsti-
tutionen aus neun verschiedenen Staaten (England, Nordirland, Belgien, Tschechien, Deutschland, Italien, Por-
tugal, Schweden, Türkei), wobei Erklärungsfaktoren auf drei Ebenen miteinbezogen werden, nämlich kontextu-
elle Faktoren auf der Makro-Ebene, so genannt proximale soziale Faktoren und schliesslich psychologische 
Faktoren auf der Individualebene (Barrett 2011).  
23 Darunter wird der Boykott oder Kauf von Konsumgütern aus politischen oder ethischen Gründen verstanden 
(Stolle et al. 2005). 
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(1977: 114) Befund24 ein Konsens darüber, dass die Wahlbeteiligung in einem engen Zusammenhang 
mit dem Alter steht und bis zu einem gewissen Zeitpunkt mit zunehmender Anzahl an Lebensjahren 
ansteigt. Dies kann zwar eine vergleichsweise tiefere Beteiligung der jüngeren Generationen an Wah-
len erklären, attestiert aber nicht, dass junge Bürgerinnen und Bürger generell weniger politisch aktiv 
sind als ältere Generationen. Vielmehr haben neuere Studien darauf hingewiesen, dass Jugendliche 
und junge Erwachsene andere Formen des politischen Ausdrucks nutzen würden, um ihre Meinungen 
und Einstellungen kundzutun. Zur Zeit der 1968er-Bewegungen war dies insbesondere die Beteiligung 
an neuen sozialen Bewegungen und deren Aktionen, heute rücken vermehrt die Vernetzung über das 
Internet und die Mitgliedschaft in virtuellen sozialen Netzwerken in den Vordergrund (Spann-
ring/Gaiser 2008: 13f.; Dalton 2011: 112ff.; Norris 2002; Kunz 2011; Rothenbühler et al. 2012). 
Schliesslich spricht auch der Schweizer Kontext, in welchem vorliegende Untersuchung durchgeführt 
wird, für eine breite Auffassung, insbesondere auch hinsichtlich der institutionalisierten Formen. Auf-
grund des halbdirekten Demokratiesystems der Schweiz können nicht nur die Wahlbeteiligung, son-
dern vielmehr auch die Beteiligung an Abstimmungen, Gemeindeversammlungen sowie die Unter-
zeichnung von Initiativen oder Referenden zu den konventionellen Partizipationsformen hinzugerech-
net werden.  
Entsprechend wird der Begriff der politischen Partizipation oder Beteiligung im Folgenden so verstan-
den, dass er all jene Aktivitäten und Handlungen umfasst, welche eine Person dahingehend unter-
nimmt, dem Staat oder anderen Gesellschaftsmitgliedern gegenüber eine politische Botschaft zu äus-
sern, mit dem Ziel entweder den Status quo zu festigen oder eine Veränderung herbeizuführen. Dem-
gegenüber werden generelle soziale Aktivitäten ohne klare politische Absicht vom Begriff der politi-
schen Partizipation ausgeschlossen. Der Begriff des politischen Engagements soll demgegenüber als 
Oberbegriff für alle politischen Tätigkeiten, Einstellungen und Verhaltensweisen dienen, beinhaltet 
also nebst der politischen Teilhabe auch das politische Interesse oder Wissen, allerdings ohne jene 
klare Abgrenzung, wie sie in der PIDOP-Studie definiert wird. 
In Anlehnung an die Unterscheidung von Barnes und Kaase (1979) zwischen konventioneller und 
unkonventioneller Partizipation sollen die verschiedenen Beteiligungsformen auch hier in verschiede-
ne Gruppen aufgeteilt werden, wobei grundsätzlich zwischen institutionalisierten und informellen 
Partizipationsformen unterschieden wird. Wobei erstere Aktivitäten wie Wählen, Abstimmen, Unter-
zeichnung von Initiativen oder Referenden, Beteiligung in Parteien und Parteiaktivitäten sowie an 
Gemeindeversammlungen beinhalten, zweitere sich auf alle anderen Formen politischer Beteiligung 
beziehen wie zum Beispiel die Mitwirkung in neuen sozialen Bewegungen, die Teilnahme an De-




24 Gemäss Milbrath und Goel (1977: 114) verhält es sich so, dass „participation increases steadily with age until 
it reaches a peak in the middle ages, and then gradually declines with old age”. 
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2.2  Politische Beteiligung von jungen Bürgerinnen und Bürgern 
Erste Studien zum politischen Engagement von Kindern und Jugendlichen stammen vor allem aus 
dem US-amerikanischen Kontext25. Im Vordergrund steht dabei meist die Untersuchung des Einflusses 
verschiedener Sozialisationsagenten, insbesondere der Familie und der Schule, auf die Ausformung 
politischer Einstellungen und Verhaltensweisen sowie der Parteienpräferenz von Kindern und Jugend-
lichen (Hess/Torney 1967; Easton/Dennis 1967; Easton/Hess 1962; Hyman 1959). Argumentiert wird 
dabei, dass die Kindheit und Jugend eine wichtige Zeit ist, da währenddessen Einstellungen und Werte 
ausgebildet und entwickelt werden, welche später das politische Verhalten beeinflussen (Hess/Torney 
1967: 7). Besonderes Augenmerk wurde dabei auch auf die Übertragung politischer Präferenzen von 
den Eltern auf die Kinder gerichtet (Jennings/Niemi 1968, 1974; Dalton 1980). Allerdings bestätigten 
die Ergebnisse die Annahmen der Autoren nur in geringem Ausmass, was zur Folge hatte, dass dem 
Thema der Jugendpartizipation in der politikwissenschaftlichen Forschung in der Zwischenzeit weni-
ger Aufmerksamkeit geschenkt wurde. Erst Mitte der 1990er Jahre wurde dieser Aspekt wieder aufge-
nommen (u.a. Niemi/Hepburn 1995) und bildet seither einen zentralen Bestandteil von Studien zur 
Jugendpartizipation (u.a. Stolle/Hooghe 2005; Torney-Purta 2002). Diese Studien mit sozialisations-
theoretischem Hintergrund wurden in den letzten Jahren einerseits durch verschiedene kleinere Stu-
dien zu einzelnen Aspekten aus der allgemeinen Partizipationsforschung ergänzt, zum Beispiel eine 
Untersuchung von Da Rin und Künzli (2006) zum Thema „Umsetzung von politischer Bildung in der 
Volksschule“, andererseits durch internationale Studien über den US- und deutschen Kontext hinaus. 
Vergleichbare Studien zum Partizipationsverhalten Jugendlicher und junger Erwachsener in der 
Schweiz fehlen allerdings, auch wenn das Thema an sich bereits aus verschiedenen Perspektiven be-
handelt wurde, was im Folgenden aufgezeigt werden soll. 
In den Erziehungswissenschaften gehört das Partizipationsverhalten von Jungen in der Schweiz zu 
einem gut verankerten Forschungsfeld. Die existierenden Studien lassen sich grob in zwei Kategorien 
einteilen: In einer ersten Gruppe von Studien stehen Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren im Zent-
rum. Entsprechend richtet sich das Forschungsinteresse entweder auf ein indirekt politisches Engage-
ment im Rahmen von Jugend- oder Schulparlamenten sowie in Vereinen und freiwilligen Organisatio-
nen (siehe Fatke/Niklowitz 2003), oder es wird das beabsichtigte künftige, also ein hypothetisches 
politisches Verhalten untersucht (z.B. Kunz 2011; Schulz et al. 2010). So verfahren wurde in zwei 
Studien der International Association for the Evaluation of Educational Achievement (IEA)26, die auf 
das Engagement in schulischen und ausserschulischen Kontexten sowie auf politische Kompetenzen 
																																								 																				
25 Dieser Umstand hängt einerseits damit zusammen, dass das Fach der Politikwissenschaft in den USA schnell 
Fuss fasste und das Untersuchungsfeld bereits früh ausdehnte. Andererseits wurden in den USA bereits in den 
1970er Jahren verschiedene grossangelegte Studien durchgeführt, unter anderem der National Longitudinal Sur-
vey of Youth. In Europa übernahm Deutschland mit der Shell-Jugendstudie die Vorreiterrolle. Bereits 1953 
beauftragte der Ölkonzern Forschungsinstitute zur Durchführung unabhängiger Studien, welche in regelmässigen 
Zeitabständen die Einstellungen, Überzeugungen und Aktivitäten von Jugendlichen im Alter ca. 12 bis 25 Jahren 
untersuchen sollen (Shell 2013).  Mittlerweile werden auch in anderen europäischen Ländern ähnliche Studien 
durchgeführt.  
26 Dabei handelt es sich um die Civic Education Studie (CIVED) von 1999 und die International Civic and Citi-
zenship Education Studie ICCS von 2009, die vergleichend in 29 resp. 38 Ländern durchgeführt worden sind. 
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und Haltungen Jugendlicher fokussierten unter der Annahme, dass diese Prädispositionen und Erfah-
rungen eine zukünftige politische Partizipation begünstigen (Schulz et al. 2010: 51f.). Analog dazu 
konzentriert sich das laufende Forschungsvorhaben „Mediatization of political attitudes“, ein Teilpro-
jekt des NCCR Democracy, auf den Einfluss der Medien auf Offline- und Online-Partizipation von 
13- bis 18-jährigen Schweizerinnen und Schweizer im Vergleich mit gleichaltrigen Jugendlichen aus 
den Niederlanden (Kunz 2011). Insgesamt bieten diese Untersuchungen wichtige Kenntnisse über 
politische Sozialisationsprozesse im Jugendalter, können aber keine Antwort auf die Frage geben, ob 
diese Einstellungen und Aktivitäten später zu politischer Beteiligung im (jungen) Erwachsenenalter 
führen. Diesem Nachteil wirkt die zweite Gruppe erziehungswissenschaftlicher Studien entgegen, die 
sich mit dem tatsächlichen politischen Verhalten stimmberechtigter Jugendlicher und junger Erwach-
sener beschäftigen. Allerdings beschränken sich diese Arbeiten typischerweise auf einen engen geo-
grafischen Perimeter wie die von der Stadt Zürich in Auftrag gegebene Studie „Die Qual der Wahl“ 
(Villiger 2008) oder das Projekt „Jugend und Politik“ in den Kantonsschulen in Zug (Allenspach 
2010). Ebenfalls mit der Absicht eine Lücke hinsichtlich Studien zur Partizipation der jüngsten 
stimmberechtigten Generation zu schliessen, hat das Staatssekretariat für Bildung eine Studie in Auf-
trag gegeben, die 2012 unter dem Titel „CH@YOUPART. Politische Partizipation junger Erwachse-
ner in der Schweiz“ veröffentlicht wurde27. Ziel der Studie war es primär, aufzuzeigen wie junge Er-
wachsene sich politisch beteiligen. Dabei werden sechs Partizipationstypen identifiziert: Passive, Mi-
nimalisten, themenspezifisch Engagierte, konventionell Engagierte, Demonstranten und Aktivisten 
(Rothenbühler et al. 2012: 19). Die Analyse von Zusammenhängen zur Erklärung des Partizipations-
verhaltens der untersuchten jungen Bürger/-innen stand dabei eher im Hintergrund und es wurde nur 
eine vergleichsweise kleine Anzahl von erklärenden Faktoren aus der Partizipationsforschung mitein-
bezogen. Oser et al. (2001) stellen das politische Verhalten ebenfalls in den Mittelpunkt, jedoch haupt-
sächlich als erklärende Variable hinsichtlich der Entwicklung sozialer und politischer Identität und 
Kompetenzen.  
 
2.3  Die politische Bildung als partizipationsrelevanter Kontext 
Anschliessend an obige Diskussion kann die politische Bildung, sprich die Art und Weise wie junge 
Erwachsene auf eine spätere politische Beteiligung vorbereitet werden, als zentraler partizipationsre-
levanter Kontext betrachtet werden. Zwei Elemente politischer Bildung in der Schule stehen im Vor-
dergrund. Zum einen kommt dem formalen politischen Unterricht ein wichtiger Stellenwert zu. Dieser 
hat zum Ziel, Schülerinnen und Schülern direkt politisches Wissen zu vermitteln; ein Aspekt, der ge-
rade in einem komplexen politischen System wie der Schweiz nicht unterschätzt werden kann. Zum 
anderen dürften auch aktive Lernstrategien von Bedeutung sein (Quintelier 2010: 140), welche sich 
über eine partizipative Schulkultur (Torney-Puerta 2002) oder über realitätsnahe Erfahrungen und 
																																								 																				
27 Wie bereits in der Einleitung erwähnt, wurde die Studie an der Universität Lausanne von der Abteilung „Swiss 




Reflektionen vermitteln lassen (Gibson/Levine 2003: 21; Galston 2004) und die Schüler mit Normen 
bürgerschaftlicher Pflichten ausstatten (Kahne et al. 2006: 402). Der Begriff der politischen Bildung 
wird denn auch uneinheitlich verwendet. So unterscheidet Detjen (2007: 3-4) beispielsweise zwischen 
staatsbürgerlicher Erziehung (civic education) und politischer Bildung (citizenship education), wobei 
sich erstere eher auf  politisches Verhalten, letztere primär auf die Ausformung des Denkens bezieht. 
Während eine trennscharfe Abgrenzung der beiden Begriffe nicht möglich bzw. sinnvoll erscheint, 
wird im Rahmen des geplanten Projekts mit politischer Bildung primär eine das politische Verhalten 
beeinflussende Erziehung verstanden.28 In Anlehnung an die IEA-Studie ICCS kann politische Bil-
dung somit als politisches Wissen einerseits, als Verstehen politischer und sozialer Zusammenhänge 
andererseits verstanden werden (Biedermann et al. 2010). Aus pädagogischer Perspektive sollen im 
politischen Unterricht  
 
„so vielfältige Aspekte wie beispielsweise das politisch dynamische Leben, der Kampf um 
bessere Argumente und Anerkennung, aber auch der gewaltfreie Umgang mit Dissens und 
Niederlage, die Anerkennung harter politischer Entscheidungen repräsentativer Machttragen-
der, das Lobbying der Parteien und das politische Stimmungsbarometer [Berücksichtigung 
finden] (…) Aber auch stabile politische Gegebenheiten wie beispielsweise die politischen 
Rechte und Freiheiten, das politische Regierungs- und Parteiensystem, die gesellschaftstra-
gende Funktion der Judikative, die Funktion des Sozial-, Gesundheits- und Erziehungswesens, 
die Rolle des Steuerwesens und des Militärs sowie das Verhältnis von Wirtschaft und Staat 
müssen angesprochen und zielrelevant dargelegt werden“ (Biedermann et al. 2010: 7). 
 
Biedermann et al. (ebd.) machen zudem darauf aufmerksam, dass in der heutigen Berufswelt zwar 
beispielweise ein gewisses Mass an mathematischem Wissen vorausgesetzt wird, aber für das Eintre-
ten in den demokratischen Mitentscheidungsprozess kein analoges politisches und gesellschaftliches 
Vorwissen  zwingend notwendig ist, man also mit Erlangen der politischen Mündigkeit auch die Befä-
higung, sich politisch engagieren zu können, quasi automatisch mitbringt.  
Bereits Tocqueville (1969: 304f.) verwies auf die Bedeutung der staatsbürgerlichen Erziehung als 
Vorbereitung junger Menschen auf ihr künftiges politisches Engagement. Dewey (1930) nahm dies 
auf und forderte, dass Demokratie und Erziehung unweigerlich miteinander verwoben sein müsse, 
weshalb er für demokratisches, auf Erfahrung beruhendes Lernen plädierte. Dass staatsbürgerliche 
Erziehung das Partizipationsverhalten in erwünschter Weise beeinflusse, stellten Langton und Jen-
nings (1968) jedoch in Frage29. Ihre Befunde deuten darauf hin, dass kein Zusammenhang zwischen 
																																								 																				
28 Die Begriffe „politische Bildung“ und politischer Unterricht werden einfachheitshalber synonym zur soge-
nannten civic education verwendet, da das Konzept der politischen Bildung im Rahmen dieser Untersuchung 
hauptsächlich im schulischen Kontext verortet wird, auch wenn davon auszugehen ist, dass diese nicht nur im 
Unterricht, sondern in anderen Kontexten stattfindet. Diesen wird insofern Rechnung getragen, als das Engage-
ment in sozialen Netzwerken oder der Einfluss des näheren Umfelds wie auch Nachrichtenkonsum – also jene 
Kontexte, die in Bezug auf den Erwerb politischen Wissens und Skills ebenfalls eine Rolle spielen – in die Ana-
lyse einbezogen werden.  
29 Die beiden Autoren verwendeten für ihre Untersuchung Daten, welche im Rahmen einer Studie zur Langzeit-




dem politischen Unterricht einerseits und verschiedenen Indikatoren politischen Engagements wie 
dem individuellen politischen Wissen, der Einschätzung der Wirksamkeit politischen Handelns oder 
des politischen Interesses andererseits besteht. Diese Ergebnisse prägten die folgenden Jahrzehnte, 
begleitet von der Feststellung, dass sich junge Bürgerinnen und Bürger trotz Bildungsexpansion im-
mer weniger politisch engagieren. Erst als Niemi und Junn (1998) aufzeigen konnte, dass die politi-
sche Bildung sich durchaus signifikant auf das politische Wissen und auf das Bewusstsein um die 
Möglichkeiten politischer Partizipation bei High-School-Schülern auswirkt, erwachte das Interesse am 
Forschungsfeld wieder (vgl. Denver/Hands 1990; Galston 2001, 2004; Niemi et al. 2000). Dazu beige-
tragen hat nicht zuletzt die Entwicklung fortgeschrittener statistischer Techniken, welche zur Erkennt-
nis beitragen konnten, dass der politische Unterricht die Partizipationsbereitschaft Jugendlicher mög-
licherweise nicht prinzipiell erhöht, jedoch bestimmte Gruppen, welche beispielsweise aufgrund ihrer 
Sozialisierung oder den Verhältnissen im Elternhaus über vergleichsweise weniger für politische 
Handlungen benötigte Ressourcen verfügen, verstärkt mobilisieren und damit egalisierend wirken 
kann (Niemi/Junn 1998; Quintelier 2010). 
Im US-Kontext dokumentieren eine Reihe von Untersuchungen zur civic education auf High Schools-
Stufe die Steigerung des politischen Engagements der an politischen Kursen teilnehmenden Schüle-
rinnen und Schüler (z.B. Feldmann et al. 2007;  National Commission on Civic Renewal 1998). Zu-
dem zeugen verschiedene Studien von einer positiven Wirkung des politischen Interesses (Campbell 
2005; Niemi/Junn 1998; Torney-Purta 2002). Ausserhalb der USA ist diese Art der Forschung erst in 
den letzten Jahren auf Nachahmung gestossen. Ein Beispiel bilden die bereits erwähnten Studien der 
IEA, welche die Auswirkungen politischen Unterrichts  auf 14- bis 15-Jährige im internationalen Ver-
gleich untersuchten. Dazu wurden einerseits Schülerinnen und Schüler, andererseits die Lehrpersonen 
befragt und Ausmass und Stellung der politischen Bildung in den Lehrplänen ermittelt (zur Schweiz 
siehe Oser/Biedermann 2003; Biedermann 2006). Biedermann et al. (2010) zeigen in einem ersten 
Bericht, dass Schweizer Schülerinnen und Schüler im internationalen Vergleich generell gut informiert 
sind bei allerdings grossen individuellen Unterschieden30. Hinsichtlich des politischen und sozialen 
Engagements in- und ausserhalb des Schulalltags schneiden die Jugendlichen in der Schweiz insge-
samt durchwegs unterdurchschnittlich ab. So nehmen sie deutlich weniger an schulischen Aktivitäten 
teil als der internationale Durchschnitt und sind auch weniger bereit, sich in Zukunft an Wahlen oder 
anderen politischen Handlungen zu beteiligen. Als interessante Erkenntnis heben die Autoren des Be-
richts hervor, dass ein positiver Zusammenhang zwischen dem politischen Wissen und Verstehen und 
der künftigen Bereitschaft, wählen zu gehen, besteht; ein Zusammenhang, der auch für die Schweiz 
																																								 																				
30 In der Studie werden drei Leistungsniveaus bezüglich politischer Bildung unterschieden, wobei sich das erste 
Niveau „durch primär sozial-moralisches Denken“ auszeichnet (Biedermann et al. 2010: 38). Auf Leistungsni-
veau 2 wird diese Art von Denken durch Fähigkeiten ergänzt, „Grundzüge von politischen Institutionen, Syste-
men und Konzepten dar[zu]legen“ (ebd.) sowie „einfach politische Verfahren und Praktiken zu bewerten“ (ebd.). 
Erst mit Erreichen des dritten Niveaus sind die Schüler/-innen in der Lage, „politische Prinzipien und deren 
Umsetzungen in der alltäglichen Lebenswelt nachzuvollziehen“ (ebd.). Bedenkenswert, so die Autoren, ist, dass 
rund ein Viertel der Schweizer Schülerinnen und Schüler nur das erste Niveau überschreiten, also Defizite hin-
sichtlich politischen Denkens und dessen Verständnis aufweisen (ebd.). 
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festgestellt werden kann, allerdings weniger deutlich als dies international der Fall ist (ebd.: 77). Ob 
diese Zusammenhänge auch in Bezug auf tatsächliche politische Handlungen junger Bürgerinnen und 
Bürger in der Schweiz festgestellt werden können, wurde bis anhin nicht untersucht. 
Sieht man von den IEA-Studien und einigen kleineren Untersuchungen (z.B. Allenspach 2010) ab, 
gehen die meisten Forschungsvorhaben das Thema der politischen Bildung aus einer vorwiegend di-
daktisch-theoretischen Perspektive an. Entweder wird die Frage nach dem Nutzen politischen Unter-
richts kontemplativ diskutiert (vgl. u.a. Reichenbach 1999, 2000) oder die aktuelle Situation analy-
tisch-deskriptiv dargestellt (Oser/Reichenbach 2000; Moser-Léchot 2000). Schliesslich wurden in 
mehreren Projekten Vorschläge zur Verbesserung des politischen Unterrichts erarbeitet, ohne aber 
Ausmass und Auswirkungen der aktuellen oder der erstrebten Art und Weise politischer Bildung em-
pirisch zu untersuchen (vgl. Quesel/Allenspach 2007; Ziegler 2011; Allenspach/Ziegler 2009). Dies 
hat zur Folge, dass weder Informationen zum Ausmass und der Form der Berücksichtigung politischer 
Aspekte im politischen Unterricht noch zur Wirkung der politischen Bildung auf das tatsächliche par-
tizipative Verhalten Jugendlicher vorliegen.  
Dieser kurze Abriss der existierenden Forschung macht deutlich, dass es aus der politikwissenschaftli-
chen Perspektive, wonach die politische Bildung ein partizipatorischer Handlungsrahmen bildet, eine 
frappante Forschungslücke gibt. Anders als etwa in den USA ist der Schweizer Forschungsstand zur 
politischen Bildung stark von einer pädagogischen bzw. erziehungswissenschaftlichen Perspektive 
geprägt, während sich die Politikwissenschaft praktisch gar nicht mit dem Thema (im Sinne einer civic 
education) auseinandergesetzt hat. Dies ist einerseits erstaunlich, als gerade angesichts des komplexen 
Demokratiemodells der Schweiz die Vermittlung politischen Wissens und das Verständnis der Zu-
sammenhänge und der Funktionsweisen für die Integration junger Bürgerinnen und Bürger in den 
politischen Prozess besonders wichtig erscheint (Lutz/Selb 2006: 480; Moser-Léchot 1996: 10ff.; Rei-
chenbach 1999). Die bisherige Unterbeleuchtung der politischen Bildung aus politikwissenschaftlicher 
Sicht ist vor diesem Hintergrund andererseits umso bedeutsamer, als die bestehenden erziehungswis-
senschaftlichen Erkenntnisse auf Grund unterschiedlicher Forschungsinteressen kaum direkt politik-
wissenschaftlich nutzbar gemacht werden können. Insbesondere weichen die existierenden Studien 
betreffend Studieninhalt (Erfassung des tatsächlichen politischen Verhaltens statt partizipationsrele-
vante Absichten und Einstellungen) und Studiendesign (junge Erwachsene, die bereits im Wahlrechts-
alter sind) in zentralen Aspekten von politikwissenschaftlichen Bedürfnissen ab.  
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass zwar viel über politische Bildung diskutiert wird, diese 
aber bisher nur unzureichend untersucht wurde. Auf der Hand liegt, dass sich eine genaue Analyse 
davon, wie politische Themen und Fertigkeiten im Unterricht tatsächlich unterrichtet werden, schwie-
rig gestaltet. So spielen dabei nicht nur die offiziellen Vorgaben seitens der Lehrpläne, sondern auch 
die Lehrpersonen und die Lernenden, aber auch weitere schwer messbare Faktoren wie das Klassen-
raumklima, die Zusammensetzung der Klasse, die Beziehung zwischen den Schülern einerseits sowie 
der Lehrperson und den Schülern andererseits, das aktuelle politische Geschehen, auf das Bezug ge-
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nommen werden kann, eine Rolle (vgl. u.a. Langton 1969; Quintelier 2010). Einige dieser Faktoren 
lassen sich wohl über Befragungen ermitteln, wobei auch diese aufgrund sozial erwünschten Antwort-
verhaltens oder der retrospektiven Natur solcher Befragungen  nur eine annähernde Beurteilung des 
faktischen Unterrichts zulassen. Entsprechend wird mittels systematischer Aufarbeitung der Lehrpläne 
auf Sekundarstufe II versucht, ein möglichst umfassendes Bild davon zu präsentieren, welche Inhalte 
und Fertigkeiten im politischen Unterricht berücksichtigt werden (sollten). Dabei schliessen diese 
Befunde gleich zwei Lücken: Einerseits erlauben sie eine Beurteilung, ob die politische Bildung im 
Rahmen des schulischen Unterrichts in der Tat eine so stiefmütterliche Position einnimmt, wie dies 
oftmals verlautbart wird.  Andererseits können die Erkenntnisse in die Analysen zur politischen Parti-
zipation aufgenommen werden, um deren Wirkung auf die Partizipationsbereitschaft junger Erwach-
sener zu überprüfen. Diese wiederum können dazu dienen, Empfehlungen für die Gestaltung des poli-
tischen Unterrichts in dessen Funktion als Ort, wo Jugendliche auf ihre Rolle als (politisch) aktive 



















3  Forschungsansätze zur Erklärung politischer Partizipation 
Anschliessend an obigen Überblick über den bisherigen Forschungsstand zum politischen Partizipati-
onsverhalten Jugendlicher und junger Erwachsener sowie der politischen Bildung, soll im Folgenden 
auf die verschiedenen theoretischen Ansätze aus der Partizipationsforschung eingegangen und grund-
legende Annahme formuliert werden. 
In seiner Economic Theory of Political Action in Democracy erklärt Downs (1957) die Beteiligung an 
Wahlen oder Abstimmungen mittels eines Rational Choice Ansatzes. Ausgehend von der Annahme 
rational handelnder Bürger argumentiert er, dass Individuen aufgrund von Kosten-Nutzen-
Erwägungen entscheiden würden, ob sie an die Urne gehen oder nicht: Je höher dementsprechend ein 
Bürger den Nutzen, der sich aus der Teilnahme ergibt, einschätzt, ergo je knapper die Entscheidung, 
desto eher wird er partizipieren. Allerdings kann dieser Ansatz nicht erklären, warum sich ein grosser 
Teil der „rationalen“ Bürgerinnen und Bürger trotz des geringen Nutzens in den meisten Ländern an 
Wahlen und Abstimmungen beteiligen, dem sogenannten „Paradox des Nicht-Wählens“. Folglich 
wurden verschiedene Erklärungsansätze  entwickelt, die erklären sollten, warum und wie sich eine 
Person trotz geringen direkten Nutzens politisch engagiert.  Je nach Perspektive wurden dem sozio-
ökonomischen Status31 (Bildungsgrad, berufliche Stellung und Einkommen), soziodemografischen 
Aspekten (Alter, Geschlecht), dem Sozialisationskontext oder dem sogenannten sozialen resp. politi-
schen Kapital Erklärungspotenzial zugeschrieben. Darüber hinaus wurde auch Einstellungen wie dem 
politischen Interesse, der politischen Wirksamkeit oder dem politischen Vertrauen oder Wertvorstel-
lungen die Eigenschaft zugeschrieben, einen Einfluss darauf zu haben, ob und wie sich eine Person am 
politischen Prozess beteiligt. Dabei stand meist einer dieser Aspekte im Vordergrund, andere Erklä-
rungsvariablen wurden allenfalls als Kontrollvariablen oder alternative Erklärungen miteinbezogen. In 
jüngster Zeit versuchten verschiedene Forscher vermehrt, diese unterschiedlichen Ansätze zu kombi-
nieren, um das Partizipationsverhalten in umfassenderer Weise als bisher zu erklären. So entwickelten 
beispielsweise Verba et al. (1995) das Ressourcenmodell, im Bestreben, die politische Partizipation in 
Form von Wahlbeteiligung, Spenden, und dem Engagement in politischen Kampagnen nicht nur mit-
tels der SES-Variablen zu erklären. Vielmehr sollte eine Reihe von Ressourcen ausschlaggebend sein, 
wie stark sich eine Person politisch engagiert. Grosser Vorteil des Modells, so argumentieren die Au-
toren, liege vor allem in der vergleichsweise einfachen Messung der einzelnen Modellbestandteile. 
Dazu zählen nebst Geld und Zeit insbesondere sogenannte civic skills, „those communications and 
organizational capacities that are essential to political activity” (ebd.: 271). Ausgehend von empiri-
schen Untersuchungen haben Verba et al. (2001) in Voice and Equality ihr Konzept zum Civic Volun-
tarism Model erweitert, indem sie dem Ressourcenmodell eine weitere Komponente hinzugefügt ha-
ben, nämlich das politische Engagement, zusammengesetzt aus politischem Interesse, politischer 
Wirksamkeit, politischer Information und Parteiverbundenheit. Im Unterschied zu diesem Modell, das 
sich auf die Untersuchung von individuellen, die politische Partizipation beeinflussenden Faktoren 
																																								 																				
31 Im Folgenden wird der Einfachheit halber die Abkürzung SES (socioeconomic status) verwendet. 
23	
 
beschränkt, beziehen Bühlmann und Freitag (2006) in einem Artikel zur elektoralen Partizipation in 
der Schweiz nicht nur verschiedene Ansätze auf einer Ebene mit ein, sondern kombinieren vielmehr 
individuelle mit kontextuellen Faktoren, wobei diese weiter unterteilt werden. Auf der Mikroebene 
unterscheiden sie zwischen SES-Faktoren, politischen Fertigkeiten, politischen Haltungen, sozialer 
Integration und der Bewertung des politischen Systems, ergänzt durch die Kontrollvariablen Alter, 
Geschlecht und konfessionelle Zugehörigkeit (ebd.: 16-18). Für die Makroebene greifen sie auf den 
Ansatz von Freitag (2005: 672-678) zurück, welcher die Wahlbeteiligung auf der Aggregatsebene in 
Form eines Kantonsvergleichs untersucht. Dabei unterscheidet er drei Kategorien von Einflussfaktoren 
auf der Makroeben: politisch-institutionelle Faktoren, sozio-politische und politisch-kulturelle Erklä-
rungen sowie sozioökonomische und soziodemografische Determinanten. Erstere beziehen Merkmale 
des Wahl-, Parteien- und Regierungssystems sowie der Staatsform und der Wahlorganisation mit ein 
(ebd.). Zweite Determinanten umfassen zum einen die Integration in Organisationen und Vereinen wie 
Gewerkschaften, Parteien oder andere Freiwilligenorganisationen, zum anderen das politische Interes-
se und die konfessionelle Zugehörigkeit (ebd.). Die dritte Kategorie von Erklärungsfaktoren unterteilt 
Freitag schliesslich in sozioökonomische Ressourcen, unter welche kognitive und materielle Ressour-
cen sowie die Bevölkerungsdichte fallen, und in soziodemografische Determinanten wie das Alter 
(ebd.). Diese Kombination einzelner Ansätze auf verschiedenen Ebenen erlaubt es, diejenigen Lücken 
zu schliessen, welche auf bestimmte Aspekte fokussierte Herangehensweisen vernachlässigen und 
erscheint daher als der Königsweg in der Beantwortung der Frage nach den Gründen dafür, warum 
Personen politisch aktiv werden. Entsprechend wird in Anlehnung an Verba et al. (1995, 2001), 
Bühlmann und Freitag (2006) und Freitag (2005) für den Dissertationsvorschlag eine ähnliche Heran-
gehensweise gewählt, indem theoretische Annahmen auf verschiedenen Ebenen kombiniert werden. 
Der Grossteil der miteinbezogenen Ansätze entstammt zwar der allgemeinen Partizipationsforschung, 
versucht also das Partizipationsverhalten der Gesamtbevölkerung und nicht einer speziellen Alters-
gruppe zu erklären. Ausgehend von der Annahme, dass diese Argumentationen auch für das Partizipa-
tionsverhalten von jungen Erwachsenen Erklärungspotential bieten, sollen sie übernommen und, falls 
vorhanden, um jugendspezifische Erkenntnisse und Thesen ergänzt werden.  
Auf der individuellen Ebene sollen dabei in Anlehnung an Verba et al. (2001) drei Gruppen von Res-
sourcen einbezogen werden, die auf die Frage, warum sich eine Person politisch beteiligt resp. nicht 
beteiligt, Antwort geben sollen. Verba et al. (1995: 271) stellen auf letztere Fragestellung folgende 
Antworten bereit: 
„(...) because they can’t, because they don’t want to, or because nobody asked. ,They 
can’t’ suggests a paucity of necessary resources: time to take part in political activity, 
money to make contributions, and civic skills (i.e. communications and organizational 
skills that facilitate effective participation). ,They don’t want to’ focuses on the absence 
of psychological engagement with politics – a lack of interest in politics, minimal concern 
with public issues, a sense that activity makes no difference, and no consciousness of 
membership in a group with shared political interest. ,Nobody asked’ implies isolation 
from the recruitment networks through which citizens are mobilized to politics.” (Verba 
et al. 1995: 271) 
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Gestützt auf obige Ausführung werden im Rahmen der vorliegenden Dissertation die zur Untersu-
chung des politischen Partizipationsverhaltens junger Erwachsener berücksichtigten individuellen 
Faktoren jenen drei Kategorien von Ressourcen – (1) Ressourcen im engeren Sinn, die eine Partizipa-
tion erst ermöglichen, (2) politisches Engagement und (3) politische Rekrutierung32 –zugeordnet und 
auf ihre Einflussstärke analysiert.  
Nebst den individuellen Faktoren, auf deren Einfluss das Hauptaugenmerk der bisherigen Forschung 
lag, wird hier kontextuellen Einflüssen ebenfalls grosse Bedeutung zugeschrieben. Dabei sollen drei 
verschiedene Bündel an Erklärungsansätzen berücksichtigt werden, um den Einfluss von Makrofakto-
ren auf das politische Beteiligung junger Erwachsener zu analysieren, nämlich politisch-, kulturell- 
sowie bildungsinstitutionelle Ansätze, wobei letzter Ansatz im Vordergrund steht. Hierbei geht es vor 
allem um den Einfluss politischer Bildung im Unterricht, genauer deren Verankerung in den Lehrplä-
nen. 
Wie bereits weiter oben erwähnt, widmet sich ein Grossteil der Partizipationsstudien der Erklärung des 
Partizipationsverhaltens von Individuen insgesamt, ohne spezifischen Fokus auf eine bestimmte Al-
tersgruppe. Im Zuge der von Niemi und Hepburn (1995) als „rebirth of political socialization“ be-
zeichneten Entwicklung in diesem Bereich richten immer mehr Studien ihren Fokus auf die jüngsten 
Bürgerinnen und Bürger. Trotzdem finden in diesen Kinder- und Jugendstudien vor allem allgemeine-
re Erklärungsansätze Anwendung, um die politische Partizipation der jüngsten Generation zu erklären, 
meist mit einem speziellen Augenmerk auf den Einfluss sogenannter Sozialisationsagenten wie die 
Herkunftsfamilie und die Schule.33 Entsprechend wird auch im Rahmen des vorliegenden Dissertati-
onsprojekts versucht, die allgemeinen Erklärungsansätze aus der Partizipationsforschung um diese 
jugendspezifischen Faktoren zu ergänzen, um das Partizipationsverhalten junger Schweizerinnen und 





32 Der Einfachheit halber werden folgende Bezeichnungen für die drei Typen an Ressourcen verwendet: Res-
sourcen im engeren Sinne beziehen sich auf jene Bedingungen, welche ein politisches Engagement und die Par-
tizipation an politischen Aktivitäten erst ermöglichen und deren Fehlen sich auf Verba et al.‘s Erklärung „becau-
se they can’t“ bezieht. Politisches Engagement bezieht demgegenüber alle (psychologische und kognitive) Vo-
raussetzungen mit ein wie politisches Interesse, politische Wirksamkeit, Bürgerpflicht, Informiertheit oder Par-
teiverbundenheit, ohne welche – gemäss Verba et al. (1995) – „they [Bürger/innen] don’t want to [participate]“. 
Der dritte Ressourcentyp spielt auf die letzte Antwort von Verba et al. an, warum Individuen sich politisch nicht 
beteiligen, nämlich „because nobody asked“ (ebd.: 271), und verweist auf die Bedeutung von sozialen Netzwer-
ken und Organisationen als Orte der „Rekrutierung“.  
33 Aufgrund der enormen Veränderungen im Bereich der Kommunikationstechnologien gibt es laufend neue 
Studien, welche den Einfluss der verschiedenen älteren und vor allem neuen Medien und sozialen Netzwerken 
auf das politische Verhalten junger Menschen untersuchen (Benkler/Shaw 2010; Caspi et al. 2008; Hooghe et al. 
2010; Kim 2006; Oser et al. 2005; Zuniga et al. 2012, u.a.). Unter anderem dank der Studien des Forscherteams 
um Erik Amna und deren Projekt „Youth and Society YES“ (siehe u.a. Dahl/van Zalk 2013; Ekström/Östman 
2013)  wird auch dem Einfluss der Peers immer grössere Aufmerksamkeit geschenkt.  
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3.1  Erklärungsansätze auf der Individualebene  
Wie bereits weiter oben dargelegt, basiert das von Verba et al. (1995) entwickelte Ressourcenmodell 
auf der Frage, warum Individuen sich am politischen Leben beteiligen resp. warum sie dies nicht tun. 
Der erste Faktor, den die Autoren als Antwort auf diese Frage identifizieren, sind Ressourcen (im en-
geren Sinn). Im Gegensatz zu vielen bis anhin durchgeführten Studien beziehen sie über den sozio-
ökonomischen Status (SES) hinausreichende Komponenten mit in ihr Modell ein, nämlich Zeit, Geld 
und sogenannten Civic Skills, welche ihrerseits allerdings mit dem SES in einer Beziehung stehen 
können. Letztere Form von Ressourcen wird in der Literatur auch als Humankapital bezeichnet (vgl. 
u.a. Becker 1962; Coleman 1988; La Due Lake/Huckfeldt 1998; Putnam 1995), welches in Abgren-
zung zum physischen Kapital – bei Verba et al. (1995) entspräche das insbesondere der Ressource 
Geld – sowie dem sogenannten Sozialkapital Handlungsweisen von Individuen beeinflussen (Coleman 
1988: S100). Anders als die beiden erst genannten Kapitalformen entsteht Sozialkapital34 nicht durch 
die Veränderung des Individuums oder dessen Besitz per se, sondern erst durch soziale Interaktionen, 
also Beziehungen zu anderen Individuen und Gruppen von Individuen.  Da es aber gemäss Coleman 
(1988: 101) „[j]ust as physical and human capital facilitate productive activity“ (u.a. politische Aktivi-
tät), wird es im Folgenden den Ressourcen im engeren Sinn zugerechnet. Nicht nur das Sozialkapital, 
sondern auch die übrigen jener Ressourcen im eigentlichen Sinn haben ihren Ursprung im sozialen 
Umfeld, in dem ein Individuum sich bewegt. Dazu werden nebst der Familie die Schule, der Arbeits-
platz, Freiwilligenorganisationen oder auch religiöse Organisationen gezählt werden. Je nach Bedeu-
tung dieser Institutionen verfügen Individuen über verschiedenen Arten von sowie über ein unter-
schiedliches Ausmass an Ressourcen. Dabei kann aufgrund ihrer nicht direkt politischen Literatur 
zumindest zu einem gewissen Masse – insbesondere im Vergleich zu den Komponenten politischen 
Engagements – davon ausgegangen werden, dass sie politischen Aktivitäten kausal vorangehen resp. 
sie politisches Verhalten beeinflussen und nicht umgekehrt (Verba et al. 1995: 271). Auf diese Form 
von Ressourcen im engeren Sinn wird das folgende Unterkapitel näher eingehen. Das zweite Bündel 
an „Ressourcen“ nennen Verba et al. politisches Engagement. Der zentrale Unterschied zwischen den 
beiden Ressourcenformen besteht gemäss den Autoren vor allem darin, dass erstere dem Akt der Par-
tizipation vorausgehen, d.h. eine Bedingung stellen, die eine Beteiligung an politischen Aktivitäten 
erst ermöglicht, wohingegen letztere zeitgleich oder auch erst durch die Partizipation und nicht unbe-
dingt im Voraus (weiter-)entwickelt werden können (ebd. 1995: 271f.). Diesem Ressourcentyp widmet 
sich Kapitel 3.1.2. Abschliessend richtet sich das Augenmerk auf die dritte Form von „Ressourcen“, 
die gemäss Verba et al. zwar nicht eine Notwendigkeit im Hinblick auf die politische Beteiligung, 
allerdings ebenfalls eine wichtige Quelle an Mobilisierungspotential darstellt. So sinken denn die 
Chancen, politisch aktiv zu werden, wenn sich im Umfeld einer Person ebenfalls niemand politisch 
engagiert. Bewegt sich ein Individuum allerdings in sozialen Netzwerken mit direktem oder indirek-
																																								 																				
34 Eine spezielle Art von Sozialkapital stellt das politische Kapital dar, von welchem immer dann gesprochen 




tem politischem Interesse, steigt die „Rekrutierungswahrscheinlichkeit“. Diese Art der Mobilisierung 
wird in Kapitel 3.1.3 weiter erläutert.  
Da sich die vorliegende Untersuchung auf die Darstellung und Erklärung des politischen Partizipati-
onsverhaltens junger Erwachsener konzentriert, sollen die von Verba et al. vorgeschlagenen Ressour-
cenformen angepasst und ergänzt werden. So werden einerseits weitere, für Jugendliche relevante 
Ressourcen und deren soziales Umfeld einbezogen, andererseits aber auch Elemente aus weiteren Res-
sourcenmodellen entlehnt wie beispielweise dem Ansatz von Bühlmann und Freitag (2006), die auf 
der Individualebene fünf Ressourcenbündel unterscheiden. 
 
3.1.1  Der Ressourcenbegriff 
Bevor die drei Formen möglicher, für die politische Beteiligung relevanter Ressourcen genauer erläu-
tert und daraus entsprechende Thesen formuliert werden, soll im Folgenden der Ressourcenbegriff 
genauer beleuchtet und definiert werden.  
Der Begriff „Ressource“ ist ein Lehnwort aus dem Französischen und beruht auf dem altfranzösischen 
Ausdruck resourdre, welcher wiederum vom lateinischen resurgere (dt. wiedererstehen) abgeleitet 
wurde. Gemäss Duden35 können heute folgende zwei Bedeutungen unterschieden werden: „1. Natür-
lich vorhandener Bestand an etwas, was für einen bestimmten Zweck, besonders zur Ernährung der 
Menschen und zur wirtschaftlichen Produktion, [ständig] benötigt wird. 2. Bestand an Geldmitteln, 
Geldquellen, auf die jemand zurückgreifen kann“. Aus politisch-ökonomischer Sicht steht der Begriff 
„für die (materiellen, finanziellen und personellen) Mittel, die eingesetzt werden können (oder müs-
sen), um gesetzliche (politische etc.) Ziele zu erreichen“ (Bundeszentrale für politische Bildung bpb 
201636, in Anlehnung an: Schubert/Klein 2016), wohingegen Hobfoll (2002: 307) Ressourcen aus der 
Perspektive der Verhaltenswissenschaften als „those entities that either are centrally valued in their 
own right (e.g., self-esteem, close attachments, health, and inner peace) or act as means to obtain 
centrally valued ends (e.g., money, social support, and credit)”. Aus diesen Definitionen geht hervor, 
dass Ressourcen erstens sowohl von materieller wie auch von immaterieller Natur sein können, die 
zweitens als eine Art Hilfsmittel herangezogen werden, um drittens die eigenen (individuellen oder 
kollektiven) Ziele und Interessen zu erreichen. Schliesslich weisen vor allem die letzteren beiden Be-
griffsbestimmungen darauf hin, dass die Auslegung, welche Arten von Ressourcen unterschieden wer-
den können, je nach Betrachtungswinkel unterschiedlich sein können. Wo ökonomisch ausgerichtete 
Deutungen Ressourcen vorwiegend als Hilfsmittel zur einfacheren und effektiveren Herstellung von 
Gütern begreifen, wird das Konzept in anderen Wissenschaften wie den Sozialwissenschaften breiter 
aufgefasst, indem auch Fähigkeiten, Charaktereigenschaften oder Normen wie auch Bildung, Status 
oder körperliche Verfassung dazugezählt werden. Zudem dienen Ressourcen gemäss dieser Auffas-
																																								 																				
35 http://www.duden.de/rechtschreibung/Ressource [letzter Zugriff: 14.10.2016]. 
36 http://www.bpb.de/nachschlagen/lexika/politiklexikon/18144/ressource.  
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sung nicht nur der wirtschaftlichen Produktion von (materiellen) Gütern, sondern auch zur Erreichung 
persönlicher und gesellschaftlicher Ziele ohne direkten ökonomischen Nutzen (Hobfoll 2002; Lin et 
al. 1981). So wurde die Bedeutung verschiedener materieller wie auch immaterieller Ressourcen in 
Bezug auf das politische Engagement und die politische Partizipation auch in der Politikwissenschaft 
immer wieder hervorgehoben. Einer der bekanntesten Ansätze, der seinen Fokus insbesondere auf den 
positiven Effekt verschiedener Ressourcen wie Zeit, Geld oder sogenannten Civic Skills richtet, stellt 
sicherlich das von den Autoren Verba, Brady und Schlozman entworfene Ressourcenmodell dar 
(1995, 2001). Allerdings wurde die partizipationsfördernde Wirkung verschiedener unter dem Begriff 
Ressourcen vereinter Faktoren, insbesondere Bildung, Einkommen oder der berufliche Status nicht 
bereits früher betont (u.a. Verba/Nie 1972; Verba et al. 1978). Zudem fand der auf Ressourcenunter-
schieden basierende Erklärungsansatz auch in verschiedenen Untergruppen der Partizipationsfor-
schung Beachtung, vor allem in Bezug auf die Erklärung von Unterschieden im politischen Partizipa-
tionsverhalten zwischen den Geschlechtern, verschiedenen sozialen Schichten oder Alterskategorien 
(vgl. u.a. Engeli et al. 2006; Jennings 1983; Schlozman et al. 1994; Verba et al. 1997; Verba et al. 
1978). Nachstehend soll nun dieser Herangehensweise folgend auf verschiedene für das politische 
Verhalten junger Erwachsener als relevant erachteter Ressourcen eingegangen werden, angefangen 
mit den als Ressourcen im engeren Sinne bezeichneten Einflussfaktoren. 
 
3.1.2  Ressourcen im engeren Sinn  
Wie bereits weiter oben erläutert, setzen sich die als Ressourcen im engeren oder eigentlichen Sinn 
bezeichneten Faktoren wie folgt zusammen: dem sozioökonomischen Status, den drei das Ressour-
cenmodell nach Verba et al. (1995, 2001) konstituierenden Faktoren Zeit, Geld und Civic Skills (oder 
Humankapital) sowie dem Sozialkapital (inkl. politisches Kapital). Diese einzelnen Ressourcen sowie 
die Art und Weise, wie sie das politische Partizipationsverhalten insbesondere junger Bürgerinnen und 
Bürger beeinflussen können, sollen nachfolgend beschrieben werden.  
 
Sozioökonomischer Status 
Im Zentrum vieler Partizipationsansätze stehen sozioökonomische und soziodemografische Faktoren. 
Dabei wird angenommen, dass ein niedrigerer sozioökonomischer Status, massgeblich bestimmt durch 
Einkommen, berufliche Position und Bildungsabschluss (Lazarsfeld et al. 1949), die Wahrscheinlich-
keit der politischen Beteiligung verringert (Olson 1972; Verba/Nie 1972). Diese Faktoren können sich 
einerseits direkt auf das Beteiligungspotential auswirken, indem ein höherer SES unter anderem die 
zeitliche Verfügbarkeit und die finanziellen Möglichkeiten steigern (Kleinhenz 1995). Andererseits 
kann die politische Partizipation gemäss dem sozioökonomischen Standardmodell auch mittelbar vom 
SES beeinflusst werden. So würde ein höherer SES zu grösserem politischen Interesse führen (ebd.) 
wie auch zu einer besseren sozialen Integration, die wiederum die politische Aktivität positiv beein-
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flusst (Sciarini et al. 2001: 82). Vor allem der Bildung wird beinahe durchwegs eine positive Wirkung 
nachgesagt. Besser ausgebildete Personen haben einen „einfacheren Zugang zur Politik“ (Krimmel 
2000: 628), indem ihnen aufgrund ihres Wissens und ihrer Fähigkeiten Informationsverarbeitung und 
der Umgang mit Problemstellungen leichter fallen, was ihre Teilhabe- wie auch Gestaltungsmöglich-
keiten verbessert (Baumert 1991: 347). Des Weiteren verfügen besser Gebildete über eine höhere 
Kompetenzwahrnehmung, was zu einer Steigerung der politischen Selbstkompetenz führen kann (Be-
cker 2004; Dalton 1984; Inglehart 1989), wie auch über die Fähigkeit rationalere und demokratischere 
Wahlentscheide zu treffen (Lipset 1959: 79). Verba et al. (1995, 2001) gehen dabei einen Schritt wei-
ter und beziehen in ihr Ressourcenmodell explizit drei Ressourcen – Zeit, Geld und sog. Civic Skills – 
ein, die die politische Partizipationsbereitschaft direkt beeinflussen. Gemäss Verba et al. (1995, 2001) 
sind „money and time (...) [those] resources expended most directly in political activity (ebd. 2001: 
289). So sind die meisten Formen politischer Partizipation entsprechend ohne ein gewisses Mass an 
verfügbarer Zeit oder finanziellen Mitteln überhaupt nicht möglich, wobei erstere Ressource gleich-
mässiger verteilt ist – jeder Tag hat 24 Stunden, und zwar für alle Individuen gleichermassen –, jedoch 
gleichzeitig nicht wie andere Ressourcen kumulierbar. Die empirische Überprüfung des Einflusses 
dieser beiden Ressourcen auf die Partizipationswahrscheinlichkeit37 eines Individuums zeigt einerseits, 
dass diese beiden Ressourcen nicht unmittelbar miteinander korreliert sind. Andererseits wird deutlich, 
dass finanzielle Ressourcen nur auf eine der untersuchten Partizipationsformen einen direkten Einfluss 
ausüben, nämlich auf die Spendenbereitschaft. Allerdings kann angenommen werden, dass das Vor-
handensein der Ressource Geld sehr stark mit dem sozioökonomischen Status zusammenhängt, sich 
also insbesondere über den Faktor Bildung auf das politische Verhalten auswirkt.  
Da die in die Untersuchung einbezogenen jungen Erwachsenen grösstenteils ihre erste Ausbildung 
noch nicht abgeschlossen haben38, kann angenommen werden, dass sie einerseits noch über kein resp. 
nur ein geringes Einkommen verfügen und ihr höchster Bildungsabschluss derjenige der Sekundarstu-
fe I ist. Entsprechend ist davon auszugehen, dass die Jugendlichen resp. jungen Erwachsenen insbe-
sondere bezüglich der ihrer monetären Ressourcen noch zum grössten Teil von ihren Eltern oder Er-
ziehungsberechtigten abhängig sind, sprich sie vom sozioökonomischen Status ihrer Eltern in ihrer 
Entwicklung für die politische Partizipation relevanter Voraussetzungen beeinflusst werden. 
Daher wird – in Anlehnung an Bernstein (1971) – angenommen, dass Jugendliche aus Familien mit 
höherem sozioökonomischem Hintergrund gegenüber den Gleichalterigen aus sozioökonomisch tiefe-
ren Schichten im Vorteil sind. Entsprechend werden folgende Thesen aufgestellt: 
These 1: Je höher der sozioökonomische Status der Eltern ist, desto eher werden sich junge Erwach-
sene politisch engagieren. 
																																								 																				
37 Verba et al. (1995) beziehen vier Formen politischer Aktivität in ihre Untersuchung mit ein, nämlich die 
Wahlbeteiligung, die Kontaktierung von Behörden oder Politikern, Kampagneaktivitäten resp. politisch moti-
vierte Spenden. 
38 In den Berufsfachschulklassen gibt es einige Schülerinnen und Schüler, welche eine Zweitausbildung absol-
vieren, d.h. davor bereits im Arbeitsprozess involviert waren. Aufgrund deren geringeren Anzahl wird aber nicht 
weiter darauf eingegangen. 
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Im Hinblick auf die Ressource Zeit hingegen, ist anzunehmen, dass sich junge Erwachsene, die ihre 
primäre Ausbildung noch nicht abgeschlossen haben, sich bezüglich der verfügbaren Freizeit nicht 
sehr stark unterscheiden. Folglich wird der Faktor Zeit in der Untersuchung nicht weiter berücksich-
tigt. 
 
Civic Skills (oder Humankapital) 
Der positive Einfluss von Bildung auf die Partizipationswahrscheinlichkeit wurde bereits mehrfach 
angesprochen. Allerdings wirkt sich diese Variable nicht nur direkt, sondern vielmehr auch indirekt 
auf das politische Verhalten einer Person aus, unter anderem über die im Rahmen der Ausbildung 
erlernten und weiterentwickelten Fertigkeiten und Kompetenzen (vgl. u.a. Becker 1962; Coleman 
1988; La Due Lake/Huckfeldt 1998; Putnam 1995). Diese Fähigkeiten finden unter der Bezeichnung 
Civic Skills Eingang ins Ressourcenmodell von Verba et al. (1995). Der Erwerb verschiedener Fertig-
keiten, die nicht nur für eine Beteiligung am politischen Leben, sondern ganz allgemein für die Bewäl-
tigung des Alltags und den sozialen Umgang von zentraler Bedeutung sind, beginnt bereits im frühen 
Kindesalter und setzt sich während des gesamten Lebens fort. Anfangs spielen dabei insbesondere die 
Kernfamilie, in der eine Person aufwächst, sowie das schulische Umfeld eine wichtige Rolle in der 
Entwicklung und Entfaltung dieser Fähigkeiten. Später übernehmen hauptsächlich der Arbeitsplatz 
sowie freiwillige Organisationen diese Funktion. Als konkrete Fertigkeiten, welche hinsichtlich der 
Beteiligung an politischen Aktivitäten relevant sind, heben Verba et al. (1995: 273f.) Kommunikati-
ons- sowie Organisationskompetenzen hervor. Da es sich hierbei allerdings um latente Konzepte han-
delt, greifen sie auf verschiedene Indikatoren zurück, die direkt erfragt oder beobachtet werden kön-
nen. Dazu zählen unter anderem der Bildungsabschluss, schulpolitische Aktivität im Rahmen von 
Schulparlamenten oder -räten, die Sprachfertigkeit – gemessen mittels eines entsprechenden Ver-
ständnis- und Vokabulartests oder die Ausbildungsdauer, aber auch Indikatoren zum Engagement im 
Rahmen von Vereinen, Organisationen oder der Kirche. Dabei zeigt sich, dass das Ausmass an vor-
handenen Ressourcen stark zwischen den verschiedenen sozioökonomischen Gruppen variiert, wobei 
– wie zu erwarten – sozioökonomisch besser gestellte Individuen tendenziell über ein grösseres Reper-
toire an Civic Skills verfügen (ebd.: 275f.). Da sich junge Erwachsene, die sich noch in Ausbildung 
befinden, in Bezug auf die ihren persönlichen sozioökonomischen Status im Gegensatz zur Gesamtbe-
völkerung in viel geringerem Masse unterscheiden, sich aber gleichzeitig ein grosser Teil ihres Lebens 
in der Schule abspielt(e), wird der Fokus vor allem auf Civic Skills gerichtet, die während der Kind-
heit und Jugend im schulischen Kontext erworben wurden. Quintelier (2010: 140) hebt in ihrem Arti-
kel zum Einfluss der Schule auf die politische Partizipation hervor, dass insbesondere so genannte 
aktive Lernstrategien wie die Organisation von Projekten, der Besuch öffentlicher Institutionen oder 
die Mitwirkung in einem Schülerrat den Erwerb von für die politische Partizipation notwendiger Fer-
tigkeiten besonders fördern (vgl. auch Campbell 2006; Gibson/Levine 2003; Torney-Purta et al. 2001). 
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Die Resultate der IEA-Studie39 weisen denn auch darauf hin, dass Jugendliche, die bereits positive 
Partizipationserfahrungen haben sammeln können (u.a. im schulischen Rahmen), grössere Bereitschaft 
zur tatsächlichen Beteiligung am politischen Leben signalisierten (Torney-Purta 2007: 189ff.).  
Wie weiter oben bereits angesprochen, herrscht in der Literatur ein Konsens über den positiven Zu-
sammenhang zwischen dem Bildungsgrad und dem Erwerb von Civic Skills (u.a. Galston 2001, 2004; 
Verba et al. 1995, 2001). Einerseits wird davon ausgegangen, dass besser gebildete Bürgerinnen und 
Bürger sich tendenziell eher in verschiedenen Organisationen und Vereinen engagieren und so ihre 
Skills erwerben und weiterentwickeln. Andererseits ist ein gewisses Mass an Wissen notwendig, um 
sich weitere Kompetenzen aneignen und ausbauen zu können (vgl. Galston 2011, 2004; Verba et al. 
1995, 2001). Entsprechend liegt die Vermutung nahe, dass junge Erwachsene, die in der Schule besser 
abschneiden40 oder einen anspruchsvolleren Ausbildungsweg gewählt haben, im Vergleich zu ihren 
Mitschülerinnen und Mitschülern über einen Vorteil in Bezug auf den Erwerb von Civic Skills verfü-
gen und entsprechend deren Wahrscheinlichkeit, sich politisch zu engagieren und zu beteiligen, höher 
ist.  
Die Hypothesen zum Einfluss von Civic Skills auf die Partizipationsbereitschaft junger Erwachsener 
lauten folglich: 
These 2.1: Die Wahrscheinlichkeit, sich politisch zu beteiligen, steigt mit zunehmender Anzahl an 
Civic Skills, welche insbesondere im Rahmen schulischer Aktivitäten erworben werden. 
These 2.2: Je nach Schultyp beteiligen sich junge Erwachsene unterschiedlich stark, wobei die höchste 
Beteiligung unter denjenigen Schülerinnen und Schülern zu erwarten ist, die eine allgemeinbildende 
Schule besuchen. 
 
Soziales und politisches Kapital 
Eine weitere, der Sozialisationsthese nahe Herangehensweise versucht die Partizipationsgründe unter 
dem Begriff des Sozialkapitals über die gesellschaftliche Integration zu erfassen. Der Ausdruck ent-
stammt der Soziologie und umfasst alle Faktoren, die die Teilhabe an sozialen Netzwerken ermögli-
chen oder erleichtern können (Bourdieu 1983).  Die Idee selber, nämlich dass aktive Teilnahme an der 
Gesellschaft und das dadurch entstehende Vertrauen eine wichtige Rolle für das demokratische Zu-
sammenleben und die politische Aktivität spielen, geht allerdings zurück bis auf Locke oder Tocque-
ville (Newton 2001: 201). Coleman (1988) und Putnam (1993, 1995,2000) entwickelten das Konzept 
in den 1980er und 1990er Jahren weiter. Mit Hilfe von sogenanntem Sozialkapital können entspre-
																																								 																				
39 Vgl. dazu Kapitel 2.2. 
40 In der Umfrage wird bezüglich der Einschätzung der Schulleistungen weder nach Durchschnittsnoten noch 
ähnlichen objektiven Bewertungskriterien gefragt, sondern danach, wie die Lernenden ihre Leistungen im Ver-
gleich zu den Mitschüler/innen einschätzen. Mangels Alternativen wird deshalb diese Beurteilung als Indikator 
des Bildungsstandes – im Sinne schulischen Abscheidens – herangezogen.  
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chend Beziehungen sowohl innerhalb einer Gemeinschaft wie auch zwischen Individuen und Instituti-
onen vereinfacht, Kosten für die Beschaffung von Informationen gesenkt und folglich individuelle 
Ziele besser erreicht werden (Coleman 1988: S98; Claibourn/Martin 2000: 268; Putnam 1993, 1995). 
Putnam versteht den Begriff denn auch als Sammelbezeichnung für „features of social organizations 
such as networks, norms and social trust that facilitate coordination and cooperation for mutual bene-
fit” (Putnam 1995: 67). So werden durch regelmässige soziale Interaktionen für die politische Partizi-
pation notwendige Fähigkeiten, Wissen und Erfahrungen entfaltet sowie soziales Vertrauen gefördert, 
was sich wiederum positiv auf die Bereitschaft, sich an anderen politischen Aktivitäten zu beteiligen, 
auswirkt. Das soziale (resp. politische) Kapital und die einzelnen Bestandteile – Mitgliedschaft in 
Freiwilligenorganisationen und Vereinen, soziales Vertrauen und soziale Normen – sowie deren wech-
selseitige Beziehungen wurden häufig kritisch beleuchtet und dessen postulierter Nutzen analysiert 
(vgl. bspw. Claibourn/Martin 2000; Newton 2001; Leighly 1996), unter anderem auch in Bezug auf 
das partizipative Verhalten von Jugendlichen (Smith 1999: 555f.; Joye/Laurent 1997: 176ff.; McFar-
land/Thomas 2006). Gemäss einer Untersuchung von La Due Lake und Huckfeldt (1998: 571-573) 
beeinflussen im Zusammenhang mit der Mitgliedschaft in sozialen Netzwerken vor allem folgende 
drei Faktoren die Erzeugung von sozialem Kapital: die Netzwerkgrösse, die Interaktionshäufigkeit 
sowie die darin gemachten Erfahrungen. Zu den relevanten Netzwerken zählen primär soziale und 
politische Organisationen und Vereinigungen. Die Ergebnisse weisen darauf hin, dass das soziale Ka-
pital nebst weiteren individuellen Merkmalen als Einflussfaktor auf das Engagement von Individuen 
nicht ignoriert werden kann; gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass es sich dabei um eine vorwie-
gend indirekte Beziehung handelt. In einem Artikel zum sozialen Kapital von Jugendlichen zeigt 
Smith (1999: 555f.), dass eine positive Beziehung zwischen ausserschulischem Engagement in freiwil-
ligen Organisationen und der späteren sozialen wie auch politischen Partizipation im Erwachsenenal-
ter besteht, und  verweist auf frühere Artikel mit ähnlichen Aussagen. Auch Joye und Laurent (1997: 
176ff.) kommen zum Schluss, dass in der Schweiz ein Zusammenhang zwischen assoziativem Enga-
gement und politischer Beteiligung besteht.  
In den meisten Ansätzen wird nebst der Einbindung in soziale Netzwerke und Organisationen das 
Vertrauen als zentraler Bestandteil des Sozialkapitals genannt (vgl. u.a. Coleman 1988; Putnam 1995, 
2000; Fukuyama 1995; Newton 2001). Eine allgemeine Definition, was genau darunter verstanden 
werden kann, existiert hingegen nicht. In einer Annäherung umfasst Newton (2001: 202-205) den Be-
griff als „the actor’s belief that, at worst, others will not knowingly or willingly do him harm, and at 
best, that they will act in his interests” (ebd.: 202) und verweist weiter auf einige der Eigenschaften, 
die dem Vertrauen zugeschrieben werden. So ermögliche Vertrauen erst, dass friedliche und stabile 
Beziehungen zwischen Individuen erhalten werden können. Zudem sei es fundamental für Kooperati-
onen und Interaktionen innerhalb einer Gesellschaft. Es konnten, so Newton weiter, in verschiedenen 
Studien zwar keine starken Korrelationen zwischen dem Vertrauen und den üblicherweise genannten 
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sozioökonomischen, soziodemografischen und politischen Variablen41 festgestellt werden. Allerdings 
gebe es Tendenzen dafür, dass sogenannte „Gewinner“, also insbesondere Männer mittleren Alters mit 
hohem sozioökonomischem Status, die einerseits mit ihrer Arbeitssituation zufrieden sind und sich 
andererseits als stolze Bürger ihres Staates bezeichnen, über höheres soziales Vertrauen verfügen als 
ihr Pendant, die „Verlierer“.  
Verschiedene Autoren wie beispielsweise Booth und Bayer Richard (1998) gehen noch einen Schritt 
weiter und differenzieren – analog zur obigen Unterscheidung von sozialem und politischem Vertrau-
en – zwischen dem sozialen und dem politischen Kapital. Gemäss Booth und Bayer Richard (1998: 
781f.) wird das politische Kapital massgeblich von Vereinsaktivitäten beeinflusst, die jene Einstellun-
gen und Verhaltensweisen fördern, welche effektiv Veränderungen im politischen System bewirken. 
Entsprechend setzt es sich aus demokratischen Normen und dem politischen Engagement zusammen 
(ebd.: 782). Auch in diesem Konzept spielt das Vertrauen eine Rolle. So hat das politische Vertrauen, 
also die Einstellung gegenüber politischen Autoritäten und den damit verbundenen Institutionen, denn 
auch „the same theoretical relationship to political capital, as social trust has to social capital” 
(Newton 2001: 205). Gemäss Millers Political Theory of Political Trust ergibt sich politisches Ver-
trauen kumulativ aus Interaktionen zwischen den politischen Autoritäten und den Bürgern, gleichzeitig 
aber beeinflusst durch den sozialen Hintergrund und persönliche Einstellungen (Miller 1974). Newton 
(2001: 205) hingegen argumentiert, dass das politische Vertrauen nicht mit denselben Faktoren korre-
liere wie das soziale Vertrauen, sondern vielmehr mit verschiedenen politischen Merkmalen wie dem 
politischen Interesse, der Einstellung gegenüber dem politischen System und gegenüber einer offenen, 
reaktionsfähigen Regierung sowie der politischen Links-Rechts-Verortung.42  
Es stellt sich nun die Frage, inwiefern das soziale und politische Kapital das politische Partizipations-
verhalten beeinflusst. Zum einen wird angenommen, dass – wie oben bereits angetönt – soziale Netz-
werke über ein gewisses indirektes Mobilisierungspotenzial verfügen, indem eine aktive Mitglied-
schaft verschiedene für die politische Partizipation relevante kommunikative und organisatorische 
Fertigkeiten fördert und damit die Teilnahme an politischen Aktivitäten erleichtert. Des Weiteren stel-
len Organisationen und Vereine eine Plattform für Diskussionen zu aktuellen Themen bereit, in wel-
chen das politische Wissen und Interesse der Mitglieder erweitert oder aber auch politische Botschaf-
ten oder Problemstellungen übermittelt werden (vgl. Claibourn/Martin 2000; Newton 2001; Leighly 
1996; La Due Lake/Huckfeldt 1998). Damit können soziale Netzwerke auch unmittelbar als Ort politi-
scher Rekrutierung eingesetzt werden (vgl. u.a. Verba et al. 2001: 309f.). Gleichzeitig brachten ver-
schiedene Autoren im Zuge einer Diskussion um das schwindende Vertrauen der US-Bevölkerung in 
die Regierungsbehörden während der 1960er und 1970er Jahre ein, dass das Misstrauen insbesondere 
die Art der politischen Partizipation beeinflusse. Befragungen von Teilnehmern verschiedener Unru-
																																								 																				
41 Dazu können Variablen wie Einkommen, Bildung, soziale Klasse, ethnische Zugehörigkeit, Geschlecht, Alter 
oder Links-Rechts-Einstellung gezählt werden (Newton 2001: 204). 
42 Entsprechend verwendet Newton (2001: 205) das Vertrauen ins nationale Parlament als „Proxi“ für das politi-
sche Vertrauen und als Indikator für das politische Kapital. 
33	
 
hen in US-amerikanischen Städten ergaben, dass deren Misstrauen und Unzufriedenheit mit den ent-
sprechenden Behörden mit der tatsächlichen Teilnahme an den Protesten korreliert (Muller 1972; 
Schwartz 1973; Paige 1968; Sears/Maconahay 1973; Citrin et al. 1975). Citrin at al. relativieren diese 
Erkenntnisse allerdings in einem späteren Artikel, in welchem er zugleich aufzeigte, dass dem politi-
schen System gegenüber misstrauisch Eingestellte trotz ihres Misstrauens nicht weniger oft von kon-
ventionellen Partizipationsmöglichkeiten Gebrauch machen würden als Zufriedene.  
Trotz der teilweise diskrepanten Aussagen wird in Anlehnung an die gängige Annahme davon ausge-
gangen, dass sich ein Mehr an sozialem und politischem Kapital positiv auf die Beteiligungsbereit-
schaft an politischen Aktivitäten auswirkt (vgl. u.a. Brady et al. 1999; Joy/Laurent 1997; Kunz/Gabriel 
2000).  
These 3: Je grösser das soziale und politische Kapital von jungen Erwachsenen ist, desto stärker wer-
den sie politisch partizipieren.43 
 
3.1.3  Politisches Engagement  
Ein zweites Bündel an Ressourcen wird von Verba et al. unter dem Begriff des politischen Engage-
ments zusammengefasst und beinhaltet vier verschiedene Einflussfaktoren, welche aufgrund der be-
reits politischen Orientierung nicht – wie im Falle der oben beschriebenen Ressourcen im engen Sinne 
– eindeutig als der politischen Beteiligung vorgelagerte Faktoren identifiziert werden können, über 
deren Bedeutung im Hinblick auf das politische Partizipationsverhalten in der Literatur weitgehend 
Konsens herrscht (vgl. Galston 2001; Langton/Jennings 1968; Verba et al. 1997). Es handelt sich da-
bei um kognitive respektive psychologische Konzepte wie das politische Interesse, die wahrgenom-




In der Partizipationsliteratur wird einem Aspekt als „Vorstufe politischen Engagements“ (Had-
jar/Becker 2006: 180) einen hohen Stellenwert eingeräumt, nämlich dem politischen Interesse. Viele 
Studien eruierten einen positiven Zusammenhang zwischen Interesse und Partizipationsbereitschaft 
fest (u.a Freitag 1996; Inglehart 1998; Van Deth 2001; Verba et al. 1995, 2001).  So wird denn auch 
die tiefe Beteiligung an Wahlen und Abstimmungen oftmals mit einem Mangel an politischem Interes-
se erklärt (Kleinhenz 1995; Lazarsfeld et al. 1948; Lutz/Marsh 2007; Bühlmann et al. 2003). Was sich 
																																								 																				
43 Die zusätzliche Unterteilung in soziales und politisches Kapital ist nicht unumstritten, gerade weil die Bezie-
hung von sozialem und politischem Kapital bis anhin nicht abschliessend geklärt werden konnte. Aus diesem 
Grund wird aus obigen Erkenntnissen nur eine allgemeine Hypothese formuliert, die das soziale und politische 
Kapital gemeinsam miteinschliesst. 
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aber hinter dem Konzept verbirgt resp. wie genau Interesse und die Partizipation an politischen Aktivi-
täten zusammenhängen, wird vielfach nur am Rande diskutiert. Es stellt sich daher die Frage, was 
unter Interesse überhaupt zu verstehen ist. Gemäss Grotlüschen (2010: 21) ist Interesse ein gegen-
standbezogenes Konzept und nicht eine einer Person per se innewohnende Angelegenheit, etwas was 
zwischen einer Person und einem Gegenstand steht, was schon das Wort selber – inter esse (lat. zwi-
schen etw. sein) suggeriert.44 Van Deth (1990) definiert politisches Interesse denn auch als Grad, mit 
dem „politics arouses citizen’s curiosity“ (ebd.: 278) definiert werden, wobei sich „politics“ auf Ge-
genstände, Personen, Prozesse und Vorgänge in der politischen Sphäre beziehen (vgl. Hadjar/Becker 
2006: 180). Lupia und Philpot (2005) ergänzen diese Definition um einen weiteren Aspekt, nämlich 
die Bereitschaft, sich etwa auf Kosten anderer Themenbereiche zuzuwenden (ebd.: 1122). Dalton 
(1996) rechnet politisches Interesse im Sinne einer Haltung gegenüber dem politischen System zur so 
genannten kognitiven politischen Mobilisierung (zit. nach Torney-Purta et al. 2001: 115). Im Hinblick 
auf die Entwicklung von politischem Interesse spiele die Bildung eine wichtige Rolle, argumentieren 
Hadjar und Becker (2006) aufgrund der Feststellung, dass Interesse in hohem Masse vom Bildungs-
stand abhänge, sprich Personen mit höherer Bildung tendenziell auch interessierter an politischen 
Themen und Prozessen seien (vgl. auch Dalton 1996; Nie et al. 1996). Gabriel und van Deth (1995) 
wie auch Inglehart (1997) sehen zudem in postmaterialistischen Werteinstellungen eine Quelle gestei-
gerten politischen Interesses. Gemäss Priors Ansatz ist politisches Interesse Teil der politischen Identi-
tät einer Person, welche sich vor allem im Laufe der Adoleszenz herausbildet (Prior 2010: 748f.), das 
mit zunehmendem Alter ansteigt (Biedermann et al. 2007; Dalton 1996). Verschiedene Studien haben 
zudem genderabhängige Differenzen im politischen Interesse festgestellt, wobei sich Männer tenden-
ziell stärker für Politik interessieren als Frauen. Allerdings habe sich dieser Gap in den letzten Jahren 
verringert (Hahn 1998; Kaase 1989). Schliesslich wird auch Medien eine das politische Interesse sti-
mulierende Wirkung nachgesagt, wobei die kausale Richtung oftmals schwer zu eruieren ist (Boulian-
ne 2011). Zusammenfassend kann also festgestellt werden, dass es sich beim politischen Interesse um 
ein Konzept handelt, das während der Kindheit, aber vor allem der Adoleszenz durch Erfahrungen, 
Bildung, Medien etc. erworben wird, sich auf politische Gegenstände richtet und positiv mit der Be-
reitschaft, politisch aktiv zu sein, in Verbindung steht. Entsprechend kann Folgendes angenommen 
werden: 
 




44 Zur Erklärung, wie sich Interesse generiert, gibt es verschiedene Ansätze beispielsweise von Bourdieu, Dewey 
oder die Münchner Interessetheorie, auf welche einzugehen den Rahmen dieser Arbeit sprengen würde. Verwie-
sen sei auf die Ausführungen von Grotlüschen (2010), welche die verschiedenen Ansätze diskutiert und einander 
gegenüberstellt. Fazit ihrer Analysen ist, dass „Interesse (…) selbst bestimmt [entsteht] – aber nicht von selbst“ 





Auf der Grundlage der  Social Cognitive Theory  von Albert Bandura (1986), gemäss welcher das 
Konzept der Selbstwirksamkeit den Grundstein der menschlichen Fähigkeit darstellt, Kontrolle über 
ihr eigenes Leben auszuüben, beschäftigt sich ein weiteres breites Forschungsfeld mit dem Einfluss 
der (Selbst-)Wirksamkeit auf verschiedene Lebensbereiche. Bandura geht davon aus, dass Personen 
mit einem ausgeprägten Selbstwirksamkeitsempfinden weniger vor Herausforderungen zurückschre-
cken, Ziele fokussierter angehen und Niederlagen besser verkraften. Ausgehend von diesen Annahmen 
wird erwartet, dass Gefühle der Wirksamkeit sich auch positiv auf die politische Aktivität auswirken 
(u.a. Craig et al. 1990; Salisbury 1975; Richardson 2003). Dabei  kann zwischen interner und externer 
politischer Wirksamkeit unterschieden werden. Erstere bezieht sich auf die Wahrnehmung der eigenen 
Kompetenzen hinsichtlich effizienter politischer Partizipation, letztere auf die Wahrnehmung hinsicht-
lich der  Responsivität seitens von Politikern, Beamten sowie der Regierung auf die Forderungen der 
Bürgerinnen und Bürger (Craig et al. 1990: 290). Solche Wirksamkeitsempfindungen werden bereits 
früh in der Kindheit entwickelt und als wichtiger Faktor angesehen, der das spätere politische Enga-
gement beeinflusst (vgl. Easton/Dennis 1967; Hess/Torney 1967). Insbesondere das Vertrauen in die 
eigenen Fähigkeiten, politische Entscheidungsprozesse wirksam beeinflussen zu können (interne 
Wirksamkeit), wird oft mit dem tatsächlichen Partizipationsverhalten in Verbindung gebracht (vgl. 
Pasek et al. 2008; Almond/Verba 1963; Campbell et al. 1960, 1954; Finkel 1985, 1987; Niemi et al. 
1991; Verba/Nie 1972; Verba et al. 1995). 
 
These 4.2: Je stärker junge Erwachsene überzeugt sind, dass ihre politischen Aktivitäten etwas bewir-
ken und von den angesprochenen politischen Autoritäten und Institutionen wahrgenommen werden, 
desto eher beteiligen sie sich am politischen Prozess. 
 
Politisches Wissen 
Ein weiterer Aspekt, den Verba et al. (2001) unter dem Oberbegriff des politischen Engagements in 
ihr Civic Voluntarism-Modell einbeziehen, ist der politische Informationsstand, welcher sich aus ver-
schiedenartigen Informationen zusammensetzt: von aktuellen politischen Tagesthemen bis zum Wis-
sen um die Funktionsweise politischer Systeme oder konstitutioneller Prinzipien (ebd.: 335ff.). Im 
Folgenden richtet sich das Augenmerk vor allem auf den Einfluss politischen Wissens auf das Partizi-
pationsverhalten, wobei in Anlehnung an Grönlund und Milner (2006) politisches Wissen von politi-
scher Information insofern unterschieden wird, als Wissen im Gegensatz zu Information eine kogniti-
ve Dimension enthält.  
Von Alexis de Tocqueville über John Stuart Mill bis Robert Dahl wurde im Rahmen politischer Theo-
rie im Allgemeinen und der Partizipationsforschung im Speziellen die Bedeutung des politischen Wis-
sens immer wieder hervorgehoben, nicht nur was das politische Verhalten von Bürgerinnen und Bür-
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gern betrifft, sondern auch in Bezug auf den demokratischen Prozess und die damit verbundene Ent-
scheidungsfindung (vgl. Grönlund/Milner 2006: 386). Oder in den Worten von Delli Carpini und 
Keeter (1996: 8): „Political knowledge is to democratic politics what money is to economics: it is the 
currency of citizenship.” Entsprechend setzt eine lebendige und funktionierende Demokratie nicht nur 
die Garantie eines allgemeinen und gleichen Wahlrechts voraus, sondern auch einen bestimmten Grad 
an politischem Wissen, der es den Bürgern erlaubt, aufgeklärt am politischen Geschehen teilzunehmen 
(Dahl 1998: 37f.). Dies gilt insbesondere in jenen politischen Systemen, welche über ausgebaute Bür-
gerbeteiligungsmöglichkeiten wie beispielsweise direktdemokratische Instrumente in Form von Volks-
initiativen oder Referenden verfügen (vgl. u.a. Nolte 2011). So haben beispielsweise Bühlmann et al. 
(2003) für die Schweiz – als Beispiel eines Systems mit stark ausgebauten direktdemokratischen Mög-
lichkeiten – aufgezeigt, dass ein relativ schwach ausgeprägtes politisches Grundlagewissen eine der 
Gemeinsamkeiten der Schweizer Nichtwähler darstellt. Jüngere Studien haben denn auch mannigfalti-
ge Hinweise auf den Einfluss politischen Wissens auf das politische Engagement gefunden, wodurch 
in der Literatur weitgehend Konsens herrscht, dass „[a]ll other things being equal, the more knowledge 
people have, the more likely they are to participate in civic and political affairs“ (Galston 2004: 264). 
Dabei wird dem politischen Wissen sowohl indirekte wie auch direkte Bedeutung attestiert, auf welche 
nach einem allgemeineren Überblick über den Wissensbegriff eingegangen wird.  
In seinem Hauptwerk „The Concept of Mind“ unterscheidet Ryle (1949) drei Wissenstypen: knowing 
that, knowing how und knowing why, eine Typologisierung, die von der kognitiven Psychologie wei-
terentwickelt wurde. Anderson (1982) beispielsweise unterteilt Wissen in folgende auf Ryles Katego-
risierung basierende Gruppen: deklaratives Wissen, prozedurales Wissen und metakognitives Wissen. 
Erste Wissensart bezieht sich auf die Wahrnehmung oder das Erkennen, also die Kenntnisse und In-
formationen darüber, wie etwas funktioniert. Der zweite Wissenstyp, das sogenannte prozedurale Wis-
sen, umfasst die Fähigkeiten, um die erworbenen Kenntnisse anwenden zu können (Escher/Messner 
2009: 153). Letzte Form des Wissens verweist schliesslich auf die Selbstbeurteilung hinsichtlich des 
verfügbaren Wissens (Weinert 1984). In Bezug auf politisches Wissen klassifiziert Oberle (2011: 20f.) 
den deklarativen und prozeduralen Typ als objektives, letztgenannte Kategorie als subjektives Wis-
sen.45 Ganz ähnlich stellt Richardson (2003) drei Konzeptualisierungen von Wissen einander 
gegenüber: „knowledg as statistic possession of information“, „knowledge (...) as a process embedded 
in context“ und „existing and new knowledge (...) used and constructed by observations of environ-
ment to help people make judgements about their abilities“ (ebd.: 12).  
																																								 																				
45 In den Erziehungswissenschaften und der Psychologie besteht eine enge Verbindung zwischen den Konzepten 
Wissen und Kompetenzen, wobei angenommen wird, dass Kompetenz eine wesentliche Voraussetzung mensch-
lichen Handelns darstellt. Gemäss Weinert sind Kompetenzen dabei „die bei Individuen verfügbaren oder durch 
sie erlernbaren kognitiven Fähigkeiten und Fertigkeiten unbestimmte Probleme zu lösen, sowie die damit ver-
bundenen motivationalen, volitionalen und sozialen Bereitschaften und Fähigkeiten, um die Problemlösungen in 
variablen Situationen erfolgreich und verantwortungsvoll nutzen zu können“ (Weinert 2001: 27f.). Entsprechend 
ist Wissen eine der Komponenten, welche erfolgreiche und kompetente Handlungen ermöglicht (Rychen/  




Auf dieser Grundlage wird – mit Bezugnahme auf Delli Carpini und Keeters Definition – das Konzept 
des Wissens in seiner politischen Ausprägung im weiteren Verlauf der Untersuchung als „range of 
facutal information about politics that is stored in the long-term memory“ (Delli Carpini/Keeter 1996: 
10f.) verstanden. Einerseits erlaubt der Informationsaspekt eine Abgrenzung gegenüber anderen poli-
tisch relevanten Konzepten wie Haltungen, Werte, Überzeugungen oder Meinungen (ebd.), geht ande-
rerseits aber über ausschliessliche Information hinaus. Entsprechend kann Information erst dann als 
Wissen bezeichnet werden, wenn „a person is able to process it, to distinguish correct from incorrect 
information“ (Grönlund/Milner 2006: 389) und der Prozess dieser Weiterverarbeitung („processing“) 
die Fähigkeit eines Bürgers „to use and retain relevant information when making political choices“ 
(Stewart et al. 2008: 404) darstellt.  
In der Literatur zu politischem Wissen wird der Fokus oftmals eher auf die adäquateste Art der Mes-
sung (u.a. Luskin/Bullock 2004) oder auf die Quellen politischen Wissens (u.a. Anderson 1982) ge-
richtet, wobei zwar auf den Effekt dieses Wissens auf das politische Partizipationsverhalten verwiesen 
wird, allerdings ohne genauere Beschreibung des Mechanismus. Nichtsdestotrotz argumentieren unter 
anderem Delli Carpini und Keeter (1996) oder Galston (2001, 2004),  dass von einem direkten wie 
auch einem indirekten Wirkungsmechanismus ausgegangen werden kann. Einerseits fühlen sich Bür-
gerinnen und Bürger kompetenter wie auch motivierter, sich politisch einzubringen und zu beteiligen, 
je mehr sie über den politischen Prozess, die darin involvierten Institutionen und damit verbundenen 
aktuellen Entwicklungen wie auch über die politischen Akteure und Parteien wissen (Gelman/King 
1993; Lau/Redlawsk 2006). Insbesondere im Hinblick auf die Wahlbeteiligung betonen verschiedene 
Autoren den positiven Effekt politischen Wissens, welches den Bürgerinnen und Bürgern hilft, ihre 
eigenen Präferenzen mit denjenigen der Kandidaten zu verknüpfen (zit. nach Wolak/McDevitt 2011: 
505). Andererseits wirkt sich politisches Wissen indirekt auf die Partizipationswahrscheinlichkeit aus, 
unter anderem über weitere Bestandteile des in diesem Kapital erläuterten politischen Engagements 
(vgl. dazu Delli Carpini/Keeter 1996: 238ff.; Galston 2001: 223ff.; Nie et al. 1996; Popkin/Dimock 
1999). Je mehr jemand weiss, desto besser versteht er oder sie die verfügbaren Möglichkeiten, um 
politische Prozesse beeinflussen zu können. Gleichzeitig übt politisches Wissen eine sensibilisierende 
Wirkung in Bezug auf die Wahrnehmung und Interpretation der eigenen wie auch gesellschaftlichen 
Interessen aus und lässt Personen nicht nur erkennen, wie sie diese Interessen erreichen können, son-
dern animiert sie auch diesbezüglich. Darüber hinaus hilft politisches Wissen, das politische Gesche-
hen besser nachvollziehen zu können und mit neuen Informationen umzugehen, und damit verbunden, 
eigene Interessen und Haltungen tatsächlich politisch umsetzen zu können. Schliesslich unterstützen 
Personen mit zunehmendem politischem Wissen demokratische Prinzipien wie auch die damit ver-
bundene staatsbürgerliche Pflicht, die demokratisch verankerten Partizipationsrechte zu nutzen und an 
politischen Entscheidungen teilzuhaben. Insgesamt kann also davon ausgegangen werden, dass politi-
sches Wissen die Partizipationswahrscheinlich insbesondere über die steigernde Wirkung auf das Inte-
resse in politische Prozesse (Campbell et al. 1960; Verba et al. 2001; Pasek et al. 2008) oder die politi-
sche Selbstwirksamkeit (Dalton 2006; Finkel 1985) positiv beeinflusst. 
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Dementsprechend können folgende Zusammenhänge abgeleitet werden: 
These 4.3: Mit zunehmendem politischem Wissen steigt die Wahrscheinlichkeit, dass sich ein/e junge/r 
Erwachsene/r politisch beteiligt. 
Im Zuge von Diskussionen zum politischen Wissen wird regelmässig auf Geschlechterunterschiede 
hingewiesen, wobei verschiedene Studien feststellen, dass Männer in Tests über Politik besser ab-
schneiden als Frauen (Delli Carpini/Keeter 1996; Verba et al. 1997; Westholm et al. 1990). Gemäss 
Wolak und McDevitt (2011: 507f.) gibt es dafür verschiedene mögliche Erklärungen: Erstens scheinen 
sich Frauen grundsätzlich weniger um Politik zu kümmern (vgl. auch Bennett/Bennett 1989; Verba et 
al. 1997). Zweitens unterscheiden sich die Bilder, die Frauen und Männer von der politischen Welt 
haben, aufgrund geschlechterspezifischer Sozialisationsbedingungen während der Kindheit und Ado-
leszenz. Dies führt vor allem dazu, dass sich Frauen einerseits im Hinblick auf tatsächliche politische 
Handlungen weniger kompetent, fähig und informiert fühlen, es ihnen anderseits auch an Selbstver-
trauen gegenüber politischen Themen und Aktivitäten mangelt46. Entsprechend würden sie in der Poli-
tik eine vorwiegend männliche Domäne sehen (Atkenson/Rapoport 2003; Banwart 2007; Gidengil et 
al. 2008; Jennings 1983; Mondak/Anderson 2004). Drittens wird argumentiert, dass durch der Vertei-
lung sozioökonomischer Ressourcen wie Bildung und Einkommen wie auch der sozialen Rollenvertei-
lung47 Männer in Bezug auf die Aneignung und Erweiterung politischen Wissens bevorzugt werden 
(Bennett and Bennett 1989; Burns et al. 2001; Delli Carpini/Keeter 2000; Gidengil et al. 2008). 
Schliesslich und in Verbindung mit dem dritten Punkt haben Frauen aufgrund der Doppelbelastung 
Arbeit und Haushalt/Kindererziehung weniger Zeit und Möglichkeiten, sich in Vereinen und Organi-
sationen zu engagieren, um sich in diesem Rahmen so genannte Civic Skills anzueignen resp. diese zu 
erweitern, welche wiederum zum Erwerb politischen Wissens beitragen können (Wolak und McDevitt 
2011). Obwohl die beiden letzten Punkte für die in die Studie einbezogenen Schülerinnen und Schüler 
noch kaum von Bedeutung sein sollten, können unterschiedliche Sozialisationsbedingungen bereits 
einen Einfluss auf das politische Wissen und dessen Einfluss auf das Partizipationsverhalten haben. 
Entsprechend wird folgende Hypothese aufgestellt: 
These 4.4: Je nach Geschlecht wirkt sich politisches Wissen unterschiedlich auf das politische Partizi-






46 Dieser Mangel an Selbstvertrauen und die Unsicherheit gegenüber politischen Themen kann aber dazu führen, 
dass Frauen in Wissenstests eher die Antwortkategorie „weiss nicht“ wählen als Männer (Mondak/Anderson 
2004). 




Die vierte, von Verba et al. (1995, 2001) zum politischen Engagement einbezogenen Komponente ist 
die Stärke der Identifikation mit einer politischen Partei. Dabei kann angenommen werden, dass dieser 
Verbundenheit ein gewisses politisches Interesse wie auch die Auseinandersetzung mit politischen 
Themen und Ansichten vorausgehen, eine Involvierung in den politischen Prozess also auf die eine 
oder andere Art bereits stattgefunden haben muss. Daraus lässt sich ableiten, dass junge Erwachsene, 
die sich bereits mit einer Partei identifizieren oder dieser nahestehen, auch mit einer grösseren Wahr-
scheinlichkeit politisch aktiv sind. Und da Parteien Teil des institutionellen politischen Systems sind, 
kann zusätzlich vermutet werden, dass insbesondere konventionelle Formen wie die Beteiligung an 
Wahlen und Abstimmungen oder aber weitere Formen wie die Kontaktierung von Politikern oder die 
Teilnahme an politischen Veranstaltungen für ein politisches Engagement ergriffen werden. Entspre-
chend lässt sich folgende These formulieren: 
These 4.5: Je näher ein/e junge/r Erwachsene/r einer politischen Partei steht resp. sich mit ihr identi-
fiziert, desto eher wird er oder sie politisch partizipieren, insbesondere im Hinblick auf institutionali-
sierte Formen wie die Beteiligung an Wahlen oder Abstimmungen. 
Wie bereits angetönt kann vor dem Hintergrund oben aufgeführter Erklärungsansätze davon ausge-
gangen werden, dass diese kognitiven Faktoren im Allgemeinen und nicht nur politisches Wissen die 
politische Partizipationsbereitschaft sowohl direkt beeinflussen wie auch untereinander korreliert sind 
und sich so mittelbar auf das politische Beteiligungsverhalten auswirken. Dieser Umstand soll mittels 
so genannter Interaktionsanalysen, welche die gemeinsame Wirkung zweier Indikatoren auf den zu 
erklärenden Gegenstand überprüfen, untersucht werden.  
 
3.1.4 Politische Rekrutierung und Umfeld 
Auf die Frage, warum Bürgerinnen und Bürger trotz vorhandener Möglichkeiten politisch nicht aktiv 
sind, geben Verba et al. (1995) drei Antworten (vgl. S. 18), unter anderem „because nobody asked“ 
(ebd.: 271), sprich es fehlt an einem sozialen Umfeld, das die betreffende Person motiviert, sich für 
das politische Geschehen zu interessieren oder am politischen Leben teilzunehmen. Diesem sozialen 
Umfeld, welches Heranwachsende für das Leben in einer Gesellschaft befähigen soll (vgl. Lieg-
le/Lüscher 2008: 145), widmet sich die Sozialisationsforschung, im Rahmen welcher untersucht wird, 
welche Faktoren oder Sozialisationsagenten eine Rolle für die Entwicklung eines Individuums spielen. 
Im Zentrum der Definitionen des Sozialisationsbegriffs steht der Prozess der Entwicklung sozial rele-
vanter Verhaltensweisen und Erfahrungen, die eine Beteiligung am gesellschaftlichen Leben erlauben 
(vgl. u.a. Brim 1966; Ward 1974: 2; Zigler/Child 1969: 474). So definieren Geulen und Hurrelmann 
(1980) den Terminus als „als Prozess der Entstehung und Entwicklung der Persönlichkeit in wechsel-
seitiger Abhängigkeit von der gesellschaftlich vermittelten sozialen und materiellen Umwelt. Vorran-
gig ist dabei, wie sich der Mensch zu einem gesellschaftlich handlungsfähigen Subjekt bildet“ (ebd.: 
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51). In diesem Prozess spielt das Umfeld, genauer die so genannten Sozialisationsagenten, eine wich-
tige Rolle. Dazu zählen primär die Eltern, mit zunehmendem Alter aber immer mehr auch der Freun-
deskreis, soziale Netzwerke wie Vereine oder Organisationen, die Schule, der Arbeitsplatz oder die 
Medien (vgl. Hurrelmann 2001). Im Folgenden richtet sich das Augenmerk auf die politische Soziali-




Den Grundstein dieses Zweiges der Sozialisationsforschung legte Hyman (1959), der die bisherigen zu 
diesem Thema veröffentlichen Konzepte unter dem Begriff der politischen Sozialisation zusammen-
fasste. Weitere Studien entwickelten darauf aufbauend die Disziplin weiter (u.a. Easton/Dennis 1967; 
Greenstein 1965; Hess/Torney 1967). Diese Vertreter der Sozialisationshypothese gehen davon aus, 
dass die Kindheit und Adoleszenz eine sehr prägende Phase darstellen, während der grundlegende 
Verhaltensmuster und Normen geformt und entwickelt werden. Diese würden – so die Annahme der 
so genannten Kristallisierungshypothese – für den weiteren Lebensverlauf relativ stabil bleiben (vgl. 
Easton/Dennis 1967: 31f.). In der Folge untersuchten verschiedene Studien den Einfluss der Eltern 
und der Schule auf die politische Ausrichtung und Verhalten von Kindern.  Jennings und Niemi (1968, 
1974) zeigten im Rahmen ihrer Studien einen positiven Zusammenhang zwischen der Parteienaffinität 
von Eltern und deren Kindern auf. Dalton (1980) konnte nachweisen, dass Eltern ihre Kinder auch in 
Bezug auf deren Wertehaltung beeinflussten. Im Rahmen der EUYOUPART-Studie wurde  ein Zu-
sammenhang zwischen dem Wahlverhalten der Eltern, insbesondere der Mutter, und dem Partizipati-
onspotential des Kindes festgestellt (Westphal et al. 2008: 88f.). Ähnliche Spillover-Effekte haben sie 
auch zwischen Freunden aufzeigen können (ebd.). Hess und Torney (1967) argumentieren, dass der 
Ursprung politischen Engagements in den Erfahrungen liegt, die während der Kindheit wiederholt 
gemacht werden, bemerken aber, dass der Einfluss der Eltern auf die politische Haltungen der Kinder 
überschätzt werde. Eine viel wichtigere Rolle würden diesbezüglich die Schule wie auch Kollegen und 
Freunde spielen. Entsprechend haben weitere Studien ihren Fokus auf diese sekundären Sozialisation-
sagenten gerichtet und nebst dem Einfluss des schulischen Umfelds (u.a. Merelman 1972; Niemi/ 
Hepburn 1995; Patrick 1977) und Peers (Silbiger 1977; Hess/Torney 1967; Richardson 2003) auch die 
Wirkung von Organisationen wie Freiwilligenvereine (Hanks 1981; Leighley 1996; Lim 2008), religi-
öse Gruppierungen (Campbell 2004, Jones-Correa und Leal 2001) oder Parteien (Lazarsfeld et al. 
1944; Campbell et al. 1954; Hyman 1959), dem Arbeitsplatz (Pateman 1970) oder den Medien (At-
kin/Gantz 1978) auf die politische Einstellung und das politische Verhalten von Kindern und Jugend-
liche wie auch Erwachsenen untersucht. Die Schule nimmt insofern einen speziellen Stellenwert ein, 
da sie einerseits als obligatorisch zu besuchende Institution allen gleichermassen ein Ort darstellt, in 
welchem die Kinder und Jugendlichen geprägt werden, unabhängig ihres sozialen Hintergrunds (Beck 
1977: 127; Osterwalder 2000: 61). Andererseits ist das Klassenzimmer immer auch ein Raum, in dem 
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Interaktionen mit anderen Individuen stattfinden, die häufig andere Meinungen und Ansichten vertre-
ten oder einem anderen sozialen Umfeld entstammen (Pasek et al. 2008; Quintelier 2010). Entspre-
chend soll eines der Ziele der öffentlichen Erziehung darin liegen, die Schüler und Schülerinnen auf 
ihre spätere Rolle als „gute“ Bürgerinnen und Bürger, welche am gesellschaftlichen wie politischen 
Leben teilnehmen, vorzubereiten (Pasek et al. 2008; Tocqueville 1969: 304f.). Abgesehen von der 
direkten Vermittlung politischer Kenntnisse und Fertigkeiten (vgl. Kapitel 3.2.1) kann die Schule auch 
eine mittelbare mobilisierende Wirkung auf das politische Engagement der Lernenden haben, bei-
spielsweise durch ein offenes Klassenraumklima48 und damit verbundene Diskussionen, die Themati-
sierung des Bürgerpflichtkonzepts oder die Behandlung unterschiedlicher politischer Ansichten und 
Perspektiven Diskussionen (vgl. Campbell 2005, Niemi/ Junn 1998, Richardson 2003; Torney-Purta 
2002). 
Die Thesen dazu lauten: 
These 5.1: Je politisch aktiver und interessierter die Eltern sind, desto stärker werden auch die jungen 
Erwachsenen an politischen Aktivitäten teilnehmen. 
These 5.2: Je politisch aktiver und interessierter das kollegiale Umfeld ist, desto stärker werden auch 
die jungen Erwachsenen an politischen Aktivitäten teilnehmen. 
These 5.3: Je stärker in der Schule auf offenen, verschiedene Perspektiven miteinbeziehenden Unter-
richt Wert gelegt wird, desto eher werden sich junge Erwachsene politisch beteiligen. 
Spezielle Aufmerksamkeit wurde dabei dem Diskussionsklima im familiären wie schulischen Umfeld 
gezollt. Dabei wird betont, dass häufige Diskussionen zu politischen Themen im familiären Umfeld 
oder im Freundeskreis sowohl das politische Interesse wecken wie auch das politische Wissen, die 
Aufmerksamkeit gegenüber politisch relevanten Problemstellungen sowie ein Gefühl politischer 
Wirksamkeit steigern würden (Richardson 2003; Valentino/Sears 1998; Keeter et al. 2002; Cono-
ver/Searing 2000). Entsprechend werden folgende Thesen aufgestellt: 
These 5.4: Eine lebhafte Diskussionskultur zu politischen Themen im familiären und kollegialen Um-
feld beeinflusst die politische Partizipation positiv. 
Schliesslich wurde – insbesondere im Zuge der technologischen Revolution und der sich stetig erwei-
ternden Kommunikationsmöglichkeiten – auch den Medien als Mediatoren und Sozialisationsagenten 
einen hohen Stellenwert eingeräumt (vgl. Delli Carpini 2004: 395; Lukesch 2008). Gerade für junge 
Menschen seien die Medien oftmals derjenige Ort, wo sie mit der Politik in Berührung kommen. Be-
reits mit dem Aufkommen des Fernsehens wurden die Massenmedien als wichtige Quellen von Infor-
mationen über politische Ereignisse und Kampagnen, aber auch Institutionen identifiziert (vgl. u.a. 
																																								 																				
48 Ein Klassenraumklima wird dann als offen bezeichnet, wenn die Schülerinnen und Schüler aus eigenem An-
trieb oder durch Ermutigung seitens der Lehrperson Anliegen, persönliche Meinungen und Fragen ohne Ein-
schränkungen einbringen können (vgl. Keeter et al. 2002). 
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Atkin/Gantz 1978; Chaffee et al. 1970). Wie auch die anderen Agenten wirken Massenmedien direkt 
oder indirekt auf das Partizipationsverhalten. Zum einen können sie mobilisierend wirken, zum ande-
ren der politischen Beteiligung förderliche Faktoren wie das politische Interesse und Wissen, Werte 
oder Haltungen beeinflussen (Kunz 2011: 10f.). Folgendermassen wird angenommen: 
These 5.5: Der Konsum von Massenmedien mit politischem Inhalt erhöht das Partizipationspotential 
von jungen Erwachsenen direkt und indirekt. 
 
3.1.5 Wertvorstellungen  
Wie bereits erwähnt werden Wertvorstellungen in der Partizipationsforschung insofern als relevant 
erachtet, als dass sie eine Erklärung liefern können, weshalb sich Individuen politisch engagieren (So-
tirovic/McLeod 2010: 274). Ganz allgemein kann davon ausgegangen werden, dass die Werte einer 
Person ihr Verhalten bestimmen, wobei jede Person ihr eigenes Wertsystem entwickelt, „which is 
growing from his[or her] experience in satisfying his [or her] needs“ (Meek 1965: 224). Die Aneig-
nung von Werten beginnt im Kindesalter, wobei sich diese im Laufe des Lebens infolge von persönli-
chen Erfahrungen, Lebenssituationen oder dem kulturellen und gesellschaftlichen Kontext verändern 
resp. alte durch neue Werte ersetzt werden können (ebd.: 224f.).  
Da in Bezug auf politische Einstellungen und Verhaltensweisen vielfach auf den Einfluss von gesell-
schaftlich-kulturellen Wertecleavages, der Verortung auf der Links-Rechts-Achse sowie religiöser 
Haltungen verwiesen wird, werden diese drei Konzepte in die vorliegende Arbeit einbezogen. 
 
Gesellschaftlich-kulturelle Wertecleavages 
Verschiedene Autoren haben in ihren Untersuchungen auf die Bedeutung von Werten hinsichtlich des 
politischen Verhaltens von Bürgerinnen und Bürgern hingewiesen. Einer der bekanntesten und viel 
diskutierten Ansätze ist die Theorie des Wertewandels von Ronald Inglehart (1977, 1979). Im Zent-
rum steht dabei die Annahme, dass seit dem Zweiten Weltkrieg in den westlichen Demokratien ein 
Wertewandel stattgefunden hat.49 Unter anderem beeinflusst diese Veränderung in der Wertorientie-
rung auf der Makroebene auch das individuelle politische Verhalten. Postmaterialisten, so Inglehart, 
würden sich stärker und kritischer politisch engagieren. Abnehmende Stimm- und Wahlbeteiligung 
																																								 																				
49 Einerseits beruht seine These auf der Bedürfnispyramide von Maslow. Gemäss diesem Modell sind die 
menschlichen Bedürfnisse hierarchisch angeordnet, von essentiellen Bedürfnissen zuunterst bis zur Selbstver-
wirklichung an der Spitze der Pyramide. Inglehart folgert daraus, dass aufgrund des zunehmenden Wohlstandes 
in Folge der ökonomischen Entwicklung und den technologischen Fortschritten die Grundbedürfnisse wie physi-
sche und materielle Sicherheit immer stärker befriedigt werden und sich die Menschen neuen Bedürfnissen im-
materieller Art widmen können. Als Folge gewinnen sogenannte postmaterielle Werte an Bedeutung.  Auf der 
anderen Seite basiert der Ansatz auf der bereits erörterten Sozialisationshypothese. Dieses zweite wichtige Kon-
zept geht davon aus, dass die grundlegenden Werte einer Person während deren Jugendjahre ausgebildet werden 
und anschliessend relativ stabil bleiben (Inglehart 1977: 23).  
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unter den jüngeren Bürgerinnen und Bürgern  sprechen gegen Ingleharts These.  Entweder ist die von 
ihm vermutete Ausbreitung postmaterieller Werte zum Stillstand gekommen beziehungsweise gar 
rückläufig geworden oder die Annahme, Postmaterialisten würden stärker politisch partizipieren, hat 
sich als nicht richtig herausgestellt. Ersteres vermuten Fuchs und Klingemann (1995: 438-442). Den 
beiden Autoren zufolge stagniert diese Entwicklung beziehungsweise verlieren postmaterielle Werte 
an Bedeutung, wenn die ökonomischen und physischen Bedingungen für einen Teil der Bevölkerung 
westlicher Demokratien durch kontextuelle Veränderungen unsicherer werden und die Befriedigung 
primärer materieller Bedürfnisse wieder eine grössere Rolle spielt. Entwicklungen wie die Globalisie-
rung oder die Internationalisierung könnten also den Ausschlag geben, dass sich Individuen, die die 
damit verbundenen negativen Auswirkungen zu spüren bekommen, wieder vermehrt materialistischen 
Werten zuwenden und damit postmaterialistische Einstellungen an Bedeutung verloren haben. Als 
Antwort auf die voranschreitende Globalisierung haben sich verschiedene Autoren vom Cleavage 
Materialismus-Postmaterialismus abgewendet und ihren Fokus auf ein neues Cleavage gerichtet, wel-
ches zwischen „Öffnung“ und „Tradition“ unterscheidet (Brunner/Sciarini 2002). Die Autoren versu-
chen diesen Gegensatz anhand von vier Aspekten zu messen: Öffnung gegenüber dem Ausland versus 
Verteidigung der Traditionen, Gleichstellung von Schweizern und Ausländern versus keine Gleichstel-
lung, keine Armee versus eine starke Armee, Gleichgewicht unter den Sprachregionen versus mehr 
Gewicht für die Deutschschweiz. Anhand dieser werden Personen in fünf Kategorien eingeteilt (von 
sehr offen bis sehr traditionell). Andere Autoren wie Kitschelt (1994)50 oder Flanagan und Lee 
(2003)51 unterscheiden hingegen zwischen libertärer und autoritärer Einstellung. Meist werden diese 
unterschiedlichen Werteinstellungen nicht direkt mit dem Partizipationsverhalten in Verbindung ge-
bracht, sondern vielmehr mit der politischen Einstellung und Verortung im Parteienspektrum, wobei 
sich autoritär oder traditionell eingestellte Bürgerinnen und Bürger eher mit den Parteien des rechten 
Flügels und libertäre resp. offene Personen eher mit linken Parteien identifizieren. Gleichzeitig argu-
mentieren aber insbesondere Flanagan und Lee, dass gerade eine libertäre Weltanschauung die Wahr-
scheinlichkeit erhöht, sich im Rahmen sozialer Bewegungen zu engagieren oder an Protestaktivitäten 
zu beteiligen. Und gemäss Brunner und Sciarini (2002) würden sich gerade unter den offeneren Bür-
ger/innen vermehrt junge Personen finden. Entsprechend lautet die Hypothese: 
																																								 																				
50 Kitschelt verwendet dabei Indikatoren aus den Bereichen Religiosität, Einstellung zu ethnischer Zugehörigkeit 
und kulturellem Pluralismus, Bereitschaft an der Beteiligung an sozialen Bewegungen, Einstellung zu Gender-
fragen sowie sozioökonomische und soziodemografische Faktoren wie Arbeit, Alter und Geschlecht. Seine 
Schlussfolgerungen aus den Untersuchungen verweisen dabei auf eine Verschiebung von einer einfachen sozia-
listisch-kapitalistischer Dimension hin zu einer komplexeren links-libertären und rechts-autoritären Dimension 
(Kitschelt 1994). 
51 Flanagan und Lee messen den Gegensatz zwischen libertären und autoritären Werthaltungen anhand von Indi-
katoren zur Religiosität, Fragen der sozialen Erwünschtheit, Fragen zur Kindererziehung, Fragen zur Sexualität, 
Arbeit, Beziehung zu Vorgesetzten, Eltern und Veränderungen resp. Neuerungen. Gemäss ihrer Untersuchungen 
ist ein Wandel hin zu libertären Werten im Gange, welche unter anderem zu einem erhöhten Protestpotential 




These 6.1: Offenere libertär eingestellte junge Erwachsene beteiligen sich stärker an unkonventionel-




Verschiedene Autoren haben auf den Einfluss der politischen Einstellung hingewiesen. Vor allem im 
Zusammenhang mit dem Aufkommen neuer sozialer Bewegungen wird argumentiert, dass sich Mit-
glieder der so genannten neuen Linken52 stärker jenseits der formalen und institutionalisierten Beteili-
gungsmöglichkeiten politisch engagieren (vgl. Norris 2002; Gundelach 1995). 
Seitens dieser neuen linken Kreise, die mit den Jugend- und Studentenbewegungen Ende der 1960er 
Jahre ihren Anfang nahmen, wurden – nebst den Protesten gegen die Kriegs- und Wirtschaftspolitik 
der westlichen Demokratien – Forderungen nach „echter partizipativer Politik“ (ebd.: 2) laut.  Im Fol-
genden entwickelte sich innerhalb der neuen sozialen Bewegungen die Idee der Bürgerinitiativen als 
Form direkter bürgernaher Partizipation (ebd.:3). 
Eine ähnliche Bewegung formierte sich am anderen Ende des politischen Spektrums. Zwar hatte sie 
etwas verzögert Fuss fassen können, nämlich erst während der 1980er Jahre, auch wenn sich im Zuge 
der ersten Immigrationswellen in den 1960er und 1970er Jahren bereits vereinzelte rechtsextreme 
Gruppierungen bildeten. Ähnlich wie die ersten Bewegungen der neuen Linken griffen diese rechten 
Bewegungen ebenfalls auf radikalere Protestformen zurück (ebd.: 16). 
Betrachtet man auf der anderen Seite die Beteiligung an konventionellen Partizipationsformen, fällt 
auf, dass während der letzten Jahre Abstimmungen und Wahlen tendenziell eher zugunsten der SVP 
ausgefallen sind. Verschiedene Erklärungen können dafür in Betracht gezogen werden: Entweder wei-
sen diese Resultate auf eine allgemeine Verschiebung in der politischen Einstellung der Bevölkerung 
nach rechts, auf eine stärkere Beteiligung der Rechten an konventionellen Partizipationsformen oder 
auf eine erfolgreiche Mobilisierung seitens des rechten Parteienflügels hin. Diese Verschiebung beka-
men vor allem die Mitteparteien zu spüren, aber auch sozialdemokratische und grüne Parteien verloren 
an Wählern. Was bedeutet diese nun in Bezug auf die Beteiligung und die politische Verortung junger 
Erwachsener? 
Untersuchungen im Rahmen der EUYOUPART-Studie weisen auf eine „Entideologisierung“ hin. Auf 
die Frage nach ihrer politischen Ideologie stellten Spannring et al. (2008) fest, dass die Haltung der 
befragten Jugendlichen am treffendsten als „generalised doubt“ (Spannring 2008: 50) umschrieben 
werden könne. Insgesamt werde abgelehnt, sich einer Idee oder Ideologie zu verschreiben. So verortet 
																																								 																				
52 Die neue Linke formierte sich im Zusammenhang mit den Protestbewegungen der 1968er Generation. Ende 
der 1970er Jahre flaute diese Protestwelle allmählich ab, übrig blieben die so genannten neuen sozialen Bewe-
gungen, die vor allem in Form von Antiatom-, Friedens-, Solidaritäts- oder Schwulenbewegungen bis heute 
weiterbestehen (Gundelach 1995: 2). 
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sich der Grossteil der Befragten in der Mitte des Links-Rechts-Spektrums oder verzichtetet ganz auf 
eine Stellungnahme (ebd.: 49-51). 
Es stellt sich nun die Frage, wie sich diese Befunde auf das Partizipationsverhalten Jugendlicher in der 
Schweiz übertragen lassen. In Kombination mit der sinkenden Wahlbeteiligung der jüngsten Stimmbe-
rechtigten (Longchamp 2010) kann vermutet werden, dass junge Erwachsene, die sich in der Mitte des 
politischen Spektrums einordnen oder gar keine Position diesbezüglich beziehen, tendenziell weniger 
an konventionellen wie auch informellen Partizipationsformen teilnehmen werden als Jugendliche mit 
einer klaren Position in Richtung eines der beiden Pole. Entsprechend lautet die erste Hypothese: 
These 6.2: Je näher sich junge Erwachsene in der Mitte des politischen Spektrums verorten bezie-
hungsweise gar keiner Position zuordnen, desto tiefer ist die Wahrscheinlichkeit, dass sie politisch 
partizipieren.  
Auf der anderen Seite wurde – wie oben bereits angetönt - festgestellt, dass Gruppierungen an den 
Polen, sowohl links wie rechts, verstärkt zu informellen Partizipationsformen greifen, um auf ihre 
Anliegen aufmerksam zu machen. Deshalb lautet die zweite Hypothese: 
These 6.3: Je extremer die Position junger Erwachsener auf der Links-Rechts-Achse ist, desto eher 
werden sie informell politisch partizipieren.  
 
Religiöse Haltung 
Ein weiterer Aspekt, der ebenfalls dem Begriff der Werteinstellungen zugeordnet werden kann, stellt 
die eigene religiöse Haltung dar. Dabei wird davon ausgegangen, dass religiöse Menschen ihren Glau-
ben in entsprechenden Gemeinschaften ausleben würden und die Interaktionen – ähnlich wie die Mit-
wirkung in nicht-religiösen Netzwerken – einen positiven Einfluss auf den Aufbau von Sozialkapital 
haben (Campbell 2004; Verba et al. 2001; Crystal/De Bell 2002; Djupe/Grant 2001). Gleichzeitig sind 
Kirchen und kirchliche Organisationen als Rekrutierungsstätten prädestiniert, weil sich dort Menschen 
mit ähnlichen Einstellungen und Werthaltungen versammeln (Campbell 2004; Verba et al. 2001). In 
Bezug auf die Schweiz nimmt insbesondere der Katholizismus eine besondere Stellung als die Partizi-
pation beeinflussender Faktor ein. Dies geht auf die Auseinandersetzung zwischen den katholisch-
konservativ und den protestantisch-liberal geprägten Kantonen zurück, die im Sonderbundskrieg von 
1847 ihren Höhepunkt fanden. Seit jener Zeit, so wird argumentiert, versuchten mit der katholischen 
Kirche verbundene Politiker und Parteien im Vorfeld von Wahlen mit vergleichsweise grossem Effort, 
ihre potentiellen Wähler zu mobilisieren, um sowohl den Katholizismus als auch die damit verbunde-
nen christlichen Werte zu verteidigen (Altermatt 1989, Linder 2005, Stadelmann-Steffen/Freitag 2009; 
Wernli 1998). Im Zuge der zunehmenden Säkularisierung der schweizerischen Gesellschaft wäre zu 
erwarten, dass dieser Faktor an Bedeutung verloren hat. Demgegenüber haben unter anderem Studien 
von Freitag (2005) und Freitag und Stadelmann (2009) ergeben, dass der kantonale Katholikenanteil 
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zumindest auf Aggregatsebene wider die Säkularisierungsthese die Wahlbeteiligung positiv beein-
flusst, wenn auch nur in geringem Masse. Dieses Ergebnis überrascht insofern, als dass Katholiken auf 
individueller Ebene vergleichsweise eine tiefere Bereitschaft zur Beteiligung an Wahlen signalisieren 
(Bühlmann/Freitag 2006). Aus diesen Erkenntnissen wird folgende These abgeleitet: 
These 6.4: Junge Erwachsene katholischer Konfessionszugehörigkeit beteiligen sich vergleichsweise 
eher etwas weniger stark an konventionellen politischen Aktivitäten. 
Was den Einfluss der Religionszugehörigkeit auf die übrigen Partizipationsformen anbelangt, werden 
aufgrund fehlender theoretischer Grundlagen oder empirischer Erkenntnisse keine Thesen formuliert, 
da sich der Fokus bisher hauptsächlich darauf richtete, ob das religiöse Engagement wie die Mitwir-
kung in entsprechenden Organisationen wie der Kirche oder ähnlichen Vereinigungen sowie der re-
gelmässige Kirchengang die politische Aktivität eines Individuums beeinflusst und weniger auf Unter-
schiede zwischen den verschiedenen Konfessionen resp. Religionen. 
Welche Wirkung die persönliche Religiosität oder auch Spiritualität auf das Partizipationsverhalten 
hat, war bisher kaum Gegenstand in Studien zur politischen Beteiligung. So existieren lediglich einige 
Studien, die den Zusammenhang zwischen Religiosität und politischem Engagement spezifischer 
Gruppierungen untersuchen wie beispielsweise afro-amerikanische Gemeinschaften (Harris 1994; 
Robnett/Bany 2011). Oder aber Religiosität wird lediglich als Kontrollvariable miteinbezogen, ohne 
weiter auf mögliche theoretische Erklärungen deren Wirkungsweise einzugehen. Ein Beispiel dafür 
die Studie von Schyns und Koop (2010) zum Zusammenhang zwischen politischem Misstrauen und 
dem Sozialkapital in Europa und den USA, wobei sich Religiosität tatsächlich in zwei der untersuch-
ten Ländern als signifikanter Prädiktor der Beteiligung an politischen Aktivitäten erweist, einmal mit 
positivem und einmal mit negativem Effekt (ebd.: 159). Ähnlich integrieren auch Jones-Correa und 
Leal (2001) Religiosität in ihre Modelle zum Einfluss der Religionszugehörigkeit auf das elektorale 
Partizipationsverhalten in Amerika, können allerdings keine signifikanten Zusammenhänge feststellen. 
Entsprechend besteht hier eine Forschungslücke und es ist schwierig, Vermutungen zu formulieren, ob 
die Religiosität unter jungen Erwachsenen in Bezug auf deren politische Aktivität überhaupt eine Rol-
le spielt, und falls ja, ob die Effekte positiv oder negativ ausfallen. 
 
3.1.6  Soziodemografische Einflussfaktoren  
Nebst den oben beschriebenen Ressourcen werden in der Partizipationsforschung noch weiteren indi-
viduellen Voraussetzungen Beachtung geschenkt. Dazu zählen allen voran soziodemografische Vo-
raussetzungen sowie die persönlichen Werteinstellungen einer Person. Zu ersteren zählen Faktoren 
wie das Alter oder das Geschlecht, aber auch der Zivilstand oder die Gemeindegrösse. Obwohl diese 
Aspekte in vielen Studien – nur – als so genannte Kontrollvariablen einbezogen werden, soll in diesem 
Kapitel etwas genauer auf deren Einfluss eingegangen werden. Unter anderem wird nämlich insbeson-
47	
 
dere dem Geschlecht gerade in der Untersuchung des partizipatorischen Verhaltens Jugendlicher und 
junger Erwachsener grosse Bedeutung gezollt.  
 
Alter und Zivilstand  
Bezüglich des Alters wird zwischen Lebenszyklus- und Generationeneffekten unterschieden, wobei 
gemäss ersterem Ansatz die politische Partizipation mit zunehmendem Alter steigt und erst nach der 
Pensionierung wieder abnimmt (Milbrath 1965; Topf 1995a). Letzterem Ansatz zufolge wird das poli-
tische Verhalten von bestimmten Erfahrungen während der Jugend geprägt, so dass sich dieses von 
Generation zu Generation unterscheidet (Blais et al. 2004; Franklin 2004; Putnam 2000). Schliesslich 
können so genannte periodische Effekte sich unabhängig des Alters auf die Bevölkerung eines Gebie-
tes insgesamt auswirken und deren Beteiligungsverhalten verändern (Toivonen 2004; Glenn 2005). 
Schliesslich gibt es einige Hinweise darauf, dass sich Verheiratete sich insbesondere an Wahlen stär-
ker beteiligen als Ledige, Geschiedene oder Verwitwete (Sciarini et al. 2001). Da sich die untersuch-
ten jungen Erwachsenen bezüglich Alter und Zivilstand nicht gross unterscheiden, wird der Einfluss 
dieser beiden Faktoren nicht speziell getestet. Das Alter wird in den Analysen insofern berücksichtig, 
als einerseits verschiedene Studien Unterschiede im Partizipationsverhalten zwischen Erstwählern und 
etwas älteren jungen Erwachsenen festgestellt haben53 (vgl. Bhatti/Hansen 2012; Highton/ Wolfinger 
2001) und andererseits ein Teil der berücksichtigten Partizipationsformen das Stimmrechtsalter von 18 
Jahren voraussetzen.  
  
Geschlecht  
Schliesslich wird auch das Geschlecht als einer der zentralen Faktoren hinsichtlich des politischen 
Aktivismus und des politischen Interesses angeführt. Auch wenn die Unterschiede seit den 1960er 
Jahren abnehmen (Topf 1995b), kann festgestellt werden, dass sich Frauen im Vergleich zu Männern 
weniger an konventionellen Partizipationsformen beteiligen, sondern sich tendenziell stärker mittels 
informeller Aktivitäten engagieren. Gleichzeitig würden sie aber auch insgesamt weniger Interesse am 
politischen Gesehen bekunden. In der Schweiz lässt sich – stärker als in anderen etablierten Demokra-
tien – weiterhin ein Unterschied in der Wahlbeteiligung zwischen den Geschlechtern feststellen, auch 
wenn dieser über die letzten Jahre kontinuierlich abgenommen hat (Sciarini et al. 2001; Seitz 2004, 
2008; Senti/Lutz 2008; Engeli et al. 2006). Anhand von Umfragedaten zu den eidgenössischen Wah-
len 2007 hat Longchamp (2011) zudem festgestellt, dass insbesondere junge Frauen im Vergleich zu 
ihren männlichen Altersgenossen weniger oft daran teilgenommen haben. Wie bereits diskutiert, sind 
																																								 																				
53 Die Befunde dieser Studien weisen darauf hin,  dass die jüngste wahlberechtigte Kohorte – die 18 bis 20 Jäh-
rigen – sich eher stärker konventionell beteiligen als die nächst ältere Kohorte der 20- bis 25-jährigen jungen 
Erwachsenen. Bhatti und Hansen (2012: 396) erklären diese Diskrepanz vor allem damit, dass Erstwählerinnen 
und -wähler grösstenteils noch zu Hause wohnen und entsprechend von der mobilisierenden Wirkung der Eltern 
profitieren, wohingegen dieser Effekt für die etwas älteren Gruppe junger Erwachsener wegfällt. 
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auch in Bezug auf andere Partizipationsformen Geschlechterunterschiede festzustellen (vgl. Hoo-
ghe/Stolle 2004). Junge Frauen beteiligen sich eher in Form informeller Aktivitäten wie dem freiwilli-
gen Engagement oder der Arbeit für Interessengruppen, wohingegen junge Männer ihre politischen 
Interessen eher im Rahmen einer Parteimitgliedschaft, der Kandidatur für ein politisches Amt oder 
durch Protestaktivitäten einbringen. Darüber hinaus verweist beispielweise Richardson (2003) darauf, 
dass Frauen und Männer sich für unterschiedliche Politikbereiche interessieren würden. So begeistern 
sich junge Männer sich eher für Themenbereiche wie Wirtschaft, Aussenpolitik oder Parteipolitik. Im 
Gegensatz dazu beschäftigten sich junge Frauen vermehrt mit gesellschaftlichen, ökologischen oder 
friedenspolitischen Aspekten. Schliesslich stellen verschiedene Studien fest, dass Männer tendenziell 
besser in politischen Wissenstests abschneiden als Frauen (Delli Carpini/Keeter 1996; Westholm et al. 
1990; Verba et al. 1997).  
Es stellt sich nun die Frage, warum Genderdifferenzen im politischen Verhalten und bezüglich politi-
schen Wissens betreffend die Partizipation am politischen Leben überhaupt relevant sind. Ähnlich wie 
im Hinblick auf die Beteiligung junger Menschen an politischen Prozessen kann aus demokratietheo-
retischer Perspektive argumentiert werden, dass die unterdurchschnittliche Repräsentation bestimmter 
Teile einer Gesellschaft problematische Konsequenzen haben kann (vgl. Barber 1984; Dahl 1998; 
Pateman 1970; Teorell 2006), und Frauen stellen immerhin gut die Hälfte der Bevölkerung dar. So 
führen insbesondere Anhänger partizipativer Demokratietheorien an, dass eine gesunde Demokratie 
nur garantiert werden kann, wenn Interessen und Präferenzen so vieler Gesellschaftsmitglieder wie 
möglich integriert werden können. Darüber hinaus wird der Einbezug der Anliegen, Überzeugungen 
und Interessen von Frauen in den politischen Entscheidungsprozess als wichtige Bedingung zur Ver-
hinderung von Instabilität und Konflikten gesehen. 
Erklärungen für diesen Gender Gap sind vielfältig. Dem Grossteil liegt die Vermutung zugrunde, dass 
sozioökonomische und soziokulturelle Faktoren die Partizipation indirekt über das Geschlecht beein-
flussen. So würden Frauen zum einen aufgrund von Benachteiligungen auf dem Arbeits- und Bil-
dungsmarkt tendenziell über weniger materielle und statusbezogene Ressourcen verfügen, welche für 
die Partizipation am politischen Leben erforderlich sind (Ballmer-Cao 1978; Welch 1977; Randall 
1987; Schlozman et al. 1994).  Zum anderen würden unterschiedliche Geschlechterrollen und Aufga-
benverteilung zwischen den Geschlechtern die soziale Integration von Frauen in für die Politik rele-
vanten Bereichen erschweren (Campbell et al. 1960; Sapiro 1983; Welch 1977) und zu einem geringe-
ren Mobilisierungspotenzial hinsichtlich aktiver und passiver politischer Beteiligung führen 
(Inglehart/Norris 2003; Verba et al. 1995; Pattie et al. 2003). Allerdings würden bereits die unter-
schiedlichen Sozialisationsvoraussetzungen und Erfahrungen während der Kindheit und Adoleszenz 
zu Geschlechterunterschieden führen, wobei diese Bedingungen oft darin resultieren, dass sich Frauen 
weniger kompetent, fähig und informiert in Bezug auf politisches Engagement fühlen. Dies wiederum 
kann zu mangelndem Selbstvertrauen gegenüber politischen Themen und Aktivitäten führen sowie 
dazu, dass die Politik als vorwiegend männliche Domäne wahrgenommen wird  (Atkenson/Rapoport 
2003; Banwart 2007; Gidengil et al. 2008; Jennings 1983; Mondak/Anderson 2004). Aufgrund dieser 
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Unterschiede infolge genderspezifischer Sozialisation und sozialen Umfelds wird in der vorliegenden 
Arbeit angenommen, dass sich das Geschlecht nicht nur direkt, sondern vor allem in Form eines mo-
derierenden Effekts auf das politische Partizipationsverhalten junger Erwachsener 
wirkt54.Entsprechend werden folgende Annahmen getroffen: 
These 7.1: Das Geschlecht einer Person beeinflusst das politische Verhalten, wobei junge Frauen sich 
insbesondere an konventionellen Aktivitäten weniger stark beteiligen als junge Männer.  
These 7.2: Das Geschlecht wirkt sich moderierend auf politische Partizipation junger Erwachsener 
aus. 
 
Gemeindetyp resp. -grösse 
Als letzter Aspekt des soziografischen Hintergrunds wird die Art der Wohngemeinde der jungen Er-
wachsenen einbezogen. Verschiedene Autoren haben auf den Einfluss der Gemeindegrösse auf das 
Partizipationsverhalten der Bürgerinnen und Bürger verwiesen (Ladner 2002; Oliver 2000; Rose 2002; 
Verba/Nie 1972), wobei sich meist zwei Ansätze gegenüberstehen. Dahl und Tufte (1973) zufolge 
besteht ein kurvilinearer Zusammenhang: Einerseits sei das Mobilisierungspotential in kleinen Ge-
meinde aufgrund der weniger komplexen Struktur des politischen Systems und der sozialen Netzwerke 
höher als in grösseren Gemeinden. Andererseits seien aber Entscheidungen in kleineren Gemeinden 
oftmals weniger relevant als in grösseren Einheiten, wo die Kombination von hoher Komplexität und 
Entscheidungsrelevanz die Beteiligung durch einen höheren Grad an Wettbewerb stimuliere. Entspre-
chend bieten Klein- und Mittelstädte optimale Voraussetzungen (vgl. auch Ladner 2002; Oliver 2000; 
Rose 2002). Verba und Nie (1972: 270f.) hingegen schlagen folgende zwei Modelle vor: Das so ge-
nannte Mobilisierungsmodell postuliert höhere politische Aktivität in grösseren, urbanen Einheiten, da 
in diesen Settings die „grössere Zahl politischer Gruppierungen für die Politisierung der Auseinander-
setzungen und für die Mobilisierung der Bürger sorgt“ (Zingg/Benz 2003: 70). Demgegenüber geht 
das „Decline-of-Community“-Modell davon aus, dass das politische Interesse aufgrund sozialer Ent-
fremdung in grösseren Städten geringer sei, was wiederum zu einer tieferen Partizipation führe. Oliver 
(2000: 363) schliesst daraus, dass die Partizipation mit der Bevölkerungsgrösse ansteigen sollte, wenn 
grössere Orte das politische Interesse stimulieren und die Vielfältigkeit subkultureller und sozialer 
Netzwerke fördern. Demgegenüber sinke die Partizipation mit zunehmender Gemeindegrösse, falls 
grössere Orte die Entfremdung und soziale Separation fördern und die Kosten des Engagements an 
politischen Aktivitäten durch die Komplexität steigen. Entsprechend werden in Bezug auf den Einfluss 
der Gemeindegrösse zwei Hypothesen formuliert:  
																																								 																				
54 Solche moderierende Effekte von Geschlecht finden in anderen Wissenschaftsbereichen mehr Beachtung als in 
der Politikwissenschaft, bspw. hinsichtlich des Karriereerfolgs von Männern und Frauen (vgl. Melamed 1995) 
oder in der Gesundheitsforschung (vgl. u.a. Denton et al. 2004; Koopmans/Lamers 2007). 
50	
 
These 7.3: Junge Erwachsene aus grösseren Gemeinden engagieren sich stärker politisch als Jugend-
liche aus kleineren Gemeinden. 
These 7.4: Junge Erwachsene aus grösseren Gemeinden engagieren sich politisch weniger stark als 
Jugendliche aus kleineren Gemeinden. 
 
3.2  Erklärungsansätze auf der kontextuellen Ebene  
In den folgenden beiden Abschnitten werden jene Ansätze diskutiert, die das politische Verhalten von 
Individuen über kontextuelle Faktoren erklären. Dabei richtet der Fokus vor allem auf den Einfluss des 
schulischen Kontexts, genauer der politischen Bildung (Abschnitt 3.2.1). Nebst dem politischen Unter-
richt, wie er gemäss den Lehrplänen erteilt wird resp. werden sollte, werden Ansätze berücksichtigt, 
welche die Bereitschaft zur politischen Partizipation über den politischen Kontext sowie historisch-
kulturelle Voraussetzungen erklären. Aufgrund des föderalistischen Systems der Schweiz obliegen die 
Entscheidungs- und Handlungskompetenzen für sehr viele Bereiche den Kantonen. So unterscheiden 
sich beispielweise die politischen Systeme und die Parteienkonstellationen von Kanton zu Kanton. 
Entsprechend werden diesbezügliche theoretische Ansätze zur Erklärung des Partizipationsverhaltens 
junger Erwachsener ebenfalls berücksichtigt (Kapitel 3.2.2). 
 
3.2.1  Bildungsinstitutioneller Ansatz: Politische Bildung  
Im internationalen Vergleich weist die Schweiz eines der dezentralsten Bildungssysteme überhaupt 
auf (Hega 2000: 1; Heidenheimer 1997), da die Zuständigkeit im Bereich Bildungspolitik fast aus-
schliesslich in den Händen der Kantone und Gemeinden liegt. Dieser hohe Grad an Dezentralisierung 
hat entsprechend zu einer beachtlichen Variation in den Bildungsstrukturen zwischen den Kantonen 
geführt, insbesondere im Bereich der Sekundarstufe I sowie den allgemeinbildenden Schulen der Se-
kundarstufe II (Hega 2000: 2, 7). Dies zeigt sich vor allem auch im Hinblick auf die Lehrpläne für 
letztere Schulen. Zwar bestehen nationale Rahmenlehrpläne, welche das SBFI resp. die EDK heraus-
geben. Allerdings wird darin nur in groben Zügen festgelegt, welche Inhalte in die kantonalen und 
Schullehrpläne einfliessen und welche übergeordneten Ziele erreicht werden sollen. Im Gegensatz 
dazu verfügt der Bund über die Regelungskompetenz für die berufliche Grundbildung, indem er ver-
bindliche Richtlinien im Rahmen von Rahmenlehrplänen und Bildungsverordnungen setzt. Aber auch 
hier wird den Kantonen viel Freiheit55 in der Umsetzung der Vorgaben gewährt.   
Dieser hohe Grad an Dezentralisierung und der Vollzugsföderalismus lassen sich auch durch einen 
kurzen Rückblick über die Entwicklung und Stellung der politischen Bildung in der Schweiz verdeut-
																																								 																				
55 Gemäss Vatter (2014: 451) lässt sich dieser nicht nur strukturell begründen, sondern ergibt sich auch daraus, 
„dass der Bund auf langfristige Kooperation mit den Kantonen angewiesen ist und von seinen (beschränkten) 
Möglichkeiten der Intervention daher selten Gebrauch macht“ (Stadelmann-Steffen et al. 2015: 44).  
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lichen. Eingeführt wurde der politische Unterricht anfangs des 19. Jahrhunderts, allerdings nicht als 
eigenständiges Fach, sondern im Rahmen einer ganzheitlichen Erziehung der Schüler zu mündigen 
und aktiven Staatsbürgern (Moser-Léchot 1996: 8, 2000: 237). Im Folgenden wurde die politische 
Bildung unter verschiedenen Bezeichnungen56 in den Unterricht integriert, wobei die ursprüngliche, 
reine Institutionslehre durch die Vermittlung von für das politische Leben notwendigen Kompetenzen 
ergänzt wurde. Seit der Einführung bis in die 1930er Jahre richtete sich der Unterricht in der West-
schweiz nach formal-deskriptiven Kriterien und einem deduktiven Grundgedanken, wohingegen in der 
Deutschschweiz eher induktive Ansätze verfolgt wurden. Einen starken Einfluss übte unter anderem 
die geistige Landesverteidigung vor und während des Zweiten Weltkriegs aus, wo die nationale Erzie-
hung im Vordergrund stand. Wie im übrigen Europa legte man auch in der Schweiz nach Ende des 
Krieges im Zusammenhang mit den nationalsozialistischen Regimes und  der darauffolgenden anti-
kommunistischen Gesinnung den Fokus auf die Erziehung der Schülerinnen und Schüler zu demokra-
tischen Bürgerinnen und Bürgern (Moser-Léchot 2000: 239-241; Da Rin/Künzli 2006: 3). Vor allem 
in der Deutschschweiz wird politische Bildung bis heute nicht als eigenständiges Fach unterrichtet, 
sondern in anderen verwandten Fächern wie Geschichte, Geografie oder Lebenskunde integriert. 
Demgegenüber zeigte sich vor allem in der italienisch- und französischsprachigen Schweiz in den 
1970er und 1980er Jahren ein starker Wille zur Aufwertung des Fachs. So nimmt denn die politische 
Bildung in den Kantonen Neuenburg, Tessin und Waadt politische Bildung bis heute eine bedeutende 
Stellung im Lehrplan ein (Moser-Léchot 2000). 
Bisher existieren nur einige grobe Übersichten über den Inhalt wie auch die Umsetzung des politi-
schen Unterrichts in den einzelnen Kantonen. Eine der wenigen Typisierungsversuche umfasst die 
Unterscheidung von vier Kategorien hinsichtlich der Form, in der die politische Bildung in den Unter-
richt einfliesst: entweder als Themenbereich eines umfassenden Fachs (meist Geschichte), als Teil des 
Fachs Geschichte ohne explizite Erwähnung im Lehrplan, im Rahmen eines Fachs mit Doppelbe-
zeichnung (beispielweise „Geschichte und Politik“) oder als eigenständiges Fach (Moser-Léchot 2000; 
Quesel/Allenspach 2007). Dieser Mangel an Informationen, wie der politische Unterricht tatsächlich 
gehandhabt wird, weist unter anderem darauf hin, welch stiefmütterliche Position die politische Bil-
dung insgesamt in den Lehrplänen und in den Köpfen der Bildungsverantwortlichen innehat – unge-
achtet des schweizweit übergeordneten Bildungsziels, „an der Erziehung [der] Schülerinnen und Schü-
ler zu aktiven, verantwortungsbewussten und urteilsfähigen Staatsbürgerinnen und Staatsbürgern mit-
zuwirken“ (Moser-Léchot 1999: 124f.; siehe auch Quesel/Allenspach 2007). Trotzdem verdeutlicht 
obige Typologisierung die Unterschiede zwischen den Kantonen hinsichtlich des Stellenwertes politi-
scher Bildung im Unterricht. Oser und Reichenbach sprechen ihrerseits von einem „Oberflächenkon-
sens“ (ebd. 2000:  8), der folgende Punkte beinhaltet: 1. die Befähigung der Schülerinnen und Schüler, 
als aktive und mündige Staatsbürger zu agieren, 2. politische Bildung nicht nur als Fach, sondern als 
																																								 																				
56 In der Deutschschweiz setzte sich anfangs die Bezeichnung „Staatskunde“ durch, später wurde die Disziplin in 
Bürgerkunde oder Gesellschafts- und Sozialkunde umbenannt. In der Romandie wurde politische Bildung zuerst 
als „instruction civique“, später unter dem Begriff der „éducation civique“ oder „éducation à la citoyenneté“ 
unterrichtet  (Moser-Léchot 1996; Oser/Reichenbach 2000). 
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Unterrichtsprinzip zu behandeln, 3. Miteinbezug von gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Themen 
nebst Inhalten, die den Staat und die Politik direkt betreffen; 4. im Zentrum soll nicht eine Wertneutra-
lität stehen, sondern Debatten – allerdings ohne Indoktrination – geführt werden, auch zu strittigen 
Themen. 
Wie weiter oben bereits ausgeführt wurde, spielt die Schule im Hinblick auf das spätere Verhalten eine 
wichtige Rolle. So wirken sich beispielsweise ein offenes und auf Partizipation ausgerichtetes Schul-
klima auf die Bereitschaft zur Beteiligung am politischen Leben positiv aus (vgl. u.a. Hahn 1996; 
Richardson 2003). Darüber hinaus gilt die Schule als einer jener Orte, der nicht für die allgemeine 
Persönlichkeitsentwicklung eine zentrale Rolle spielt, sondern auch für die Entwicklung politischer 
Einstellungen und Verhaltensweisen. Die Ansicht, dass der Pädagogik bei der Erziehung von mündi-
gen Staatsbürgern eine grosse Bedeutung zukommt, hat bereits Dewey (1930) in seiner Theorie der 
demokratischen Erziehung vertreten. Der Schule kann auch insofern eine Sonderrolle zugesprochen 
werden, als deren Besuch mehr oder weniger verpflichtend für alle Heranwachsenden ist und deshalb, 
anders als andere Sozialisationsagenten, als „Demokratieschule“ für (mehr oder weniger) alle Kinder 
und Jugendlichen agieren kann. So stimmen Erziehungs- und Politikwissenschaftler grundsätzlich 
überein, dass eine arbeitsfähige Demokratie sowohl „well-designed institutions (…) [and] citizens 
with the appropriate knowledge, skills, and traits of character”  (Galston 2001: 217) benötige. Ver-
schiedene neuere Studien weisen denn auch auf einen positiven Zusammenhang zwischen politischer 
Bildung und der Wahrscheinlichkeit späteren politischen Engagements hin (Denver/Hands 1990; 
Westphal et al. 2008: 92f.)57. Der Grossteil der Untersuchungen richtet ihr Augenmerk allerdings vor-
wiegend auf den Einfluss politischen Wissens, dessen Bedeutung für den politischen Entscheidungs-
prozess nicht nur von zeitgenössischen, sondern auch früheren Demokratietheoretikern wie John Stu-
art Mill, Tocqueville oder Robert Dahl betont wurde (Grönund/Milner 2006: 386). Delli Carpini und 
Keeter (1996: 8) behaupten entsprechend: “Political knowledge is to democratic politics what money 
is to economics: it is the currency of citizenship.” Dalton (zit. nach Oberle 2011: 16) zielt in eine ähn-
liche Richtung, indem er argumentiert, dass die notwendigen Bedingungen für eine vitale und gesunde 
Demokratie nicht nur die Zusicherung allgemeinen und gleichen Wahlrechts und die Möglichkeit der 
Bürger, ihre Interessen in den polit. Entscheidungsfindungsprozess einzubringen, sondern auch ein 
aufgeklärter Grad an polit. Wissen sind. Gerade in Demokratien mit ausgedehnten politischen Rech-
ten, bspw. direktdemokratische Instrumente oder verschiedene Formen von Protest- oder andern sozia-
len Bewegungen (vgl. Nolte 2011), scheint ein gewisses Level an Wissen über politische Institutionen 
und Prozesse eine essentielle Voraussetzung, um am politischen Leben teilzunehmen (Oberle 2011: 
16ff.). Wissen alleine ist aber noch kein Garant für die tatsächliche Beteiligung an Handlungen. Viel-
mehr sind weitere Voraussetzungen notwendig. In den Erziehungswissenschaften oder der Psycholo-
gie ist das Konzept von Wissen denn auch eng verwandt mit der Idee der Kompetenz als ebensolche 
																																								 																				
57 Demgegenüber sprachen Autoren früherer Studien der politischen Bildung resp. den obligatorischen Schulcur-
ricula wenig bis gar keinen Einfluss auf die politische Sozialisation zu. Langton und Jennings (1968) beispiels-
weise untersuchten den Effekt politischer Bildung allerdings nur über das Vorhandensein von Lektionen in poli-
tischer Bildung, ohne genauer auf die Inhalte der Unterrichtsstunden oder die Lehrpläne einzugehen.  
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notwendige Bedingung für das Handeln (Verba et al. 1995, 2001). Dabei kann Kompetenz als „the 
ability to successfully meet complex demands in a particular context [whereas] competent perfor-
mance or effective action implies the mobilization of knowledge, cognitive and practical skills and 
behaviour components such as attitudes, emotions, and values and motivations” (Rychen/Salganik 
2003: 2) definiert werden. In der vorliegenden Arbeit wird politische Bildung denn auch als mehrdi-
mensionales Konzept verstanden, wobei die beiden angesprochenen Dimensionen politisches Wissen 
und politische Kompetenzen (oder Skills) um eine weitere Komponente, nämlich Interesse wecken, 
ergänzt wird. Diese Konzeptualisierung basiert hauptsächlich auf der deutschen und der Schweizer 
Literatur zur politischen Bildung (u.a. GPJE 2004; Krammer 2008; Reichenbach 1999), ergänzt durch 
Ansätze aus der Partizipationsforschung wie dem Ressourcenmodell von Verba et al. (1995, 2001). 
Reichenbach (1999) beispielsweise verweist in einem seiner Artikel auf die IEA-Studie CIVED, ge-
mäss welcher die Aussagen von Experten zur politischen Bildung in zwei formale Gruppen eingeteilt 
werden können: „aims that refer to skills, and aims which are content oriented” (ebd.: 567). Erstere 
können als jene Skills interpretiert werden, die notwendig sind, um sich politisch zu engagieren als 
beispielsweise in der Lage zu sein, eine eigene Meinung zu formen und diese zu verteidigen oder Zu-
sammenhänge zwischen Politik und Wirtschaft resp. gesellschaftlichen Themen zu analysieren. Letze-
re „aims“ entsprechen dem auch als faktisches Wissen bezeichneten Konzept, also Wissen über politi-
sche Systeme und Institutionen wie auch spezifische politische Bereiche wie Innen- oder Aussenpoli-
tik. Wie bereits ausgeführt, können diese beiden Dimensionen um eine dritte ergänzt werden, nämlich 
das Erwecken politischen Interesses, nicht zuletzt, da politisches Interesse eine Hauptrolle in der Er-
klärung politischer Partizipation spielt (vgl. Campbell et al. 1960; Galston 2001; Lazarsfeld et al. 
1949; Van Deth 2001; Verba et al. 1995, 2001). In der Literatur wird allen voran dem politischen Wis-
sen Bedeutung zugesprochen, wohingegen die beiden weiteren Dimensionen politischer Bildung we-
niger Beachtung erfahren, trotz der breiten Übereinstimmung, dass – wie bereits erwähnt – politischer 
Unterricht nicht nur Wissen über Politik und deren Funktion58 vermitteln soll, sondern auch jene Ski-
lls, die zur Partizipation erforderlich sind (vgl. Galston 2004; Gibson/Levine 2003: 21; Kahne et al. 
2006: 402; Quintelier 2010: 140; Torney-Puerta 2002). Auch Hart und Atkins (2011) argumentieren 
ähnlich: „[P]olitical skills facilitate political participation [as] knowing how to participate effectively 
in the political system may be just as important as in energizing voting (…) as possession of the facts 
about the political system” (ebd.: 204). Zur Gruppierung und Definition dieser Skills wird auf das 
Kompetenzmodell von Krammer (2008) zurückgegriffen, der zwischen drei Kompetenzen unterschei-
det (ebd.: 7-11):  
(1) Urteilskompetenzen beinhalten Skills, Fertigkeiten und die Bereitschaft zur Beurteilung politi-
scher Entscheidungen, Fragen und Kontroversen in einer unabhängigen, vernünftigen und 
themen- resp. werteorientierten Art. 
																																								 																				
58 Für die direkte und indirekte Wirkung des politischen Wissens auf die politische Beteiligung sei an dieser 
Stelle auf die Ausführungen in Kapitel 3.1.3 verwiesen.  
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(2) Handlungskompetenzen umfassen Skills, Fertigkeiten und die Bereitschaft zur Formulierung 
der eigenen Position, Erfassung der Positionen anderer und zur Beteiligung an der Lösung po-
litischer, sozialer und wirtschaftlicher Fragen unter Berücksichtigung der eigenen und der Be-
dürfnisse anderer. 
(3) Sachkompetenzen schliesslich involvieren Skills, Fertigkeiten und die Bereitschaft zum Ver-
ständnis und der Entwicklung politischer Begriffe, Kategorien und Konzepte in einer kriti-
schen Art und Weise. 
Eine weitere Komponente, die gemäss der Literatur die Partizipationswahrscheinlichkeit erheblich 
beeinflusst, ist das politische Interesse einer Person (Campbell et al. 1976; Lazarsfeld et al. 1949; O-
ser/Reichenbach 2000; Van Deth 2001; Verba et al. 1995, 2001).59 Gemäss Prior (2010: 748f.) stellen 
politische Interessen ein Teil der politischen Identität einer Person dar. Da sich diese Neigungen ins-
besondere während der Adoleszenz entwickeln, schlägt der Autor vor, das Augenmerk auf die jüngste 
Kohorte zu richten, wenn bestrebt wird, diese zu wecken. Nicht nur in Bezug auf das politische Inte-
resse, sondern auch hinsichtlich des Erwerbs politischen Wissens und Skills macht es Sinn, den Fokus 
auf Jugendliche zu richten. Der Sozialisationsforschung zufolge ist nämlich eine gewisse Entwicklung 
notwendig, um überhaupt politische Zusammenhänge und Fakten zu verstehen und für die politische 
Partizipation erforderliche Skills zu entwickeln (Biedermann 2006: 148ff.). Dies ist meist im Alter 
zwischen 16 und 19 Jahren der Fall (Hart/Atkins 2011). Gleichzeitig dürfen sich junge Menschen zu 
diesem Zeitpunkt ein erstes Mal an Wahlen und Abstimmungen beteiligen. Und da gemäss dem Habi-
tual-Voter-Ansatz diese Form der Partizipation zumindest zu einem gewissen Grad pfadabhängig er-
folgt (Plutzer 2002: 42), spielen Sozialisationsbedingungen eine wichtige Rolle. Dazu zählt insbeson-
dere auch die Schule sprich der Unterricht, wo die Jugendlichen mit den Dimensionen Wissen (oder 
Kenntnisse), Fertigkeiten und Interesse wecken direkt konfrontiert werden. Folglich liegt die Annahme 
nahe, dass die politische Bildung eine stärkere Wirkung bei jungen Erwachsenen, die sich noch in der 
Ausbildung befinden, entfaltet als bei älteren Kohorten. Allerdings gestaltet sich die Ermittlung, was 
schlussendlich konkret im Unterricht an politischer Bildung an die Lernenden weitergegeben wird, als 
gar nicht so einfach. Ein Indikator für den Einbezug dieser Kompetenzen bieten die Lehrpläne, die für 
diese Untersuchung auf die drei Dimensionen hin analysiert wurden. Die Hypothese im Hinblick auf 
den Einfluss politischer Bildung lautet entsprechend: 
These 8.1: Je höher der Stellenwert, welcher den Dimensionen politischer Bildung – Kenntnisse, Fer-
tigkeiten und Interesse wecken -, wie sie in den Lehrplänen Eingang finden, eingeräumt wird, desto 
eher werden sich junge Erwachsene politisch beteiligen, wobei dieser Einfluss direkter oder auch 
indirekter Natur sein kann.  
Aufgrund des zu Beginn des Kapitels beschriebenen Bildungsföderalismus lässt sich vermuten, dass 
auch die formalen Aspekte der Lehrpläne, welche den politischen Unterricht massgeblich bestimmen 
																																								 																				
59 Vergleiche dazu auch Kapitel 3.1.3. 
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(sollten), wie auch der Kontext eine Rolle spielen könnten. Dazu zählen folgende Gesichtspunkte: 
Herausgeber/in des Lehrplans (v.a. Schule vs. Kanton), die Struktur des Lehrplans (inkl. Einleitung 
und allgemeine Hinweise oder nur Fachlehrpläne), Vorhandensein eines zentralen Ziels für den politi-
schen Unterricht, Art und Präzision der Auflistung der Inhalte politischer Bildung60 sowie der Verweis 
auf die Rahmenlehrpläne. Darüber hinaus wird vermutet, dass es einerseits sprachregionale Unter-
schiede geben könnte, andererseits aber auch der Schultyp, sprich ob es sich um eine allgemeinbilden-
de oder eine Berufsfachschule handelt, einen Einfluss hat.  
 
Formale Aspekte 
Aufgrund fehlender theoretischer Grundlagen und bisherigen Studien, die diese Aspekte einbeziehen, 
ist es schwierig, Vermutungen anzustellen, ob und wie sich diese Punkte auf das Partizipationsverhal-
ten auswirken. Allerdings ist davon auszugehen, dass ein umfassend und ausführlich gehaltener Lehr-
plan dazu führt, dass der politische Unterricht entsprechend detaillierter und gewissenhafter gestaltet 
sein und sich dadurch der positive Effekt auf die politische Verhaltensweise der Jugendlichen positiver 
auswirken sollte. In Bezug auf die Herausgeberschaft lassen sich hingegen zwei gegensätzliche The-
sen formulieren. Je nach Kanton und Schultyp sind entweder die Schulen selber oder aber die kantona-
len Bildungsämter für die Herausgabe der Lehrpläne verantwortlich. Aufgrund der Voraussetzungen 
und den Vorstellungen von Unterrichtszielen kann davon ausgegangen werden, dass sich Inhalte, der 
Umfang und die Präzision der Bildungsinhalte je nach Herausgeber unterscheiden. Unklar bleibt aber 
aus theoretischer Sicht, ob die Schulen selber oder vielmehr die kantonalen Bildungsverantwortlichen 
die Zielsetzungen aus den Rahmenlehrplänen umfassender in ihre Lehrpläne übernehmen. Einerseits 
liegt die Vermutung nahe, dass kantonale Lehrpläne – ähnlich wie die nationalen Rahmenlehrpläne – 
abstrakter formuliert sind und im Hinblick auf die konkrete Umsetzung der Inhalte mehr Handlungs-
spielraum lassen. Andererseits könnten bei der Erstellung der Lehrpläne seitens der Schulen schulspe-
zifische oder individuelle Einflüsse eine Rolle spielen (Stadelmann-Steffen et al. 2015; Steindorf 
2000: 99), wohingegen kantonal herausgegebene Lehrpläne der politischen Bildung im Kanton höhere 
Priorität und eine damit verbundene stärkere Harmonisierungsbestrebung der Unterrichtsgestaltung 
einräumen. Dies wiederum könnte für eine ausführlichere und breitere Darlegung politischer Unter-
richtsinhalte sprechen. Es lassen sich entsprechend zwei Hypothesen formulieren: 
These 8.2: Kantonal herausgebende Lehrpläne sind umfassender formuliert und beziehen die Leitli-
nien der Rahmenlehrpläne stärker mit ein, was den Einfluss politischer Bildung auf das Partizipati-
onsverhalten positiv beeinflussen sollte. 
																																								 																				
60 Die Art der Nennung gibt wieder, ob Inhalte nur in einzelnen Begriffen aufgelistet oder in Form von ganzen 
Sätzen beschrieben werden. Demgegenüber wird durch die Beurteilung der Präzision eruiert, ob nur indirekt auf 
gewisse Themenbereiche eingegangen oder ob direkt angeführt wird, was im Unterricht behandelt werden soll. 
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These 8.3: Von den Schulen herausgegebenen Lehrpläne sind konkreter und umfassender formuliert, 
was den Einfluss politischer Bildung auf das Partizipationsverhalten positiv beeinflussen sollte. 
 
Sprachregionale Unterschiede 
Wie bereits weiter oben beschrieben, liessen sich in Bezug auf den Stellenwert und die Art der Umset-
zung politischer Bildung schon seit deren Einführung im 19. Jahrhundert je nach Sprachregion Unter-
schiede feststellen. Diese lassen sich unter anderem auf wesentliche Unterschiede in den traditionellen 
Bildungsmodellen der deutsch- und der lateinsprachigen Schweiz zurückführen. Bis heute geniesst 
denn auch das duale Bildungssystem in der deutschsprachigen Schweiz besonderen Rückhalt, wohin-
gegen in der Romandie der akademischen Bildung höheren Stellenwert eingeräumt wird. Dies lässt 
sich unter anderem an den Abschlussquoten nach Bildungsgang ablesen wie auch an den Präferenzen 
für den Besuch einer berufsbildenden resp. allgemeinbildenden Schule.61 Damit in Übereinstimmung 
folgert Moser-Léchot (2000) denn auch, dass der Rückhalt für die politische Bildung im Sinne eines 
allgemeinbildenden Unterrichts insbesondere in der Romandie und dem Tessin stärker ist als in der 
Deutschschweiz. Daraus wird folgende These abgeleitet: 
These 8.4: Der politischen Bildung wird in der lateinischen Schweiz mehr Bedeutung zugesprochen, 
was zu einem stärkeren Einfluss dieser auf das Partizipationsverhalten junger Erwachsener führt. 
 
Unterschiede in der Umsetzung je nach Bildungstyp 
In Bezug auf die Ausbildungstypen lassen sich wesentliche Unterschiede feststellen, insbesondere 
auch was den zeitlichen Rahmen betrifft. So besuchen Schülerinnen und Schüler von Berufsfachschu-
len den Fachunterricht nur an ein bis zwei Tagen (je nachdem, ob die Fachschule mit oder ohne Be-
rufsmaturitätsabschluss absolviert wird), wohingegen Gymnasiastinnen und Gymnasiasten an fünf (bis 
sechs) Tagen in der Woche unterrichtet werden. Gleichzeitig dauert die gymnasiale Ausbildung je 
nach Kanton bis zu zwei Jahre länger als eine durchschnittliche Lehre. Es ist entsprechend zu erwar-
ten, dass sich Schülerinnen und Schüler allgemeinbildender Schulen aufgrund des höheren zeitlichen 
Umfangs des Unterrichts ausführlicher mit politischen Themen und Fragen sowie der politischen Ak-
tualität auseinandersetzten können (Hooghe/Dassonneville 2013). Zudem ist anzunehmen, dass die 
politische Bildung entsprechend umfassender in die Lehrpläne der allgemeinbildenden Schulen inte-
griert ist als in den Dokumenten für die Berufsfachschulen. Schliesslich kann die politische Bildung 
als Teil einer umfassenden Allgemeinbildung verstand werden, was dem Grundverständnis der gym-
nasialen Ausbildung besonders entspricht. Entsprechend wird folgende Hypothese formuliert: 
																																								 																				
61 Siehe hierzu http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/15/06/dos/blank/05/01.html, zuletzt zuge-
griffen am 09.07.2015. 
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These 8.5: Der politischen Bildung wird an allgemeinbildenden Schulen mehr Bedeutung zugespro-
chen, was zu einem stärkeren Einfluss dieser auf das Partizipationsverhalten junger Erwachsener, 
welche ein Gymnasium besuchen, führt. 
 
Einfluss der Lehrpersonen 
Ob und wie allerdings die Vorgaben der Lehrpläne zur politischen Bildung in den tatsächlichen Unter-
richt einfliessen und schliesslich auch bei den Adressaten, den Schülerinnen und Schülern, ankommen, 
hängt nicht zuletzt von weiteren Faktoren ab. Quintelier (2010) verweist dabei auf Langton (1969), 
gemäss welchem die Schulen die politische Partizipation nicht nur direkt durch Lehrpläne fördern, 
sondern auch indirekt über das Klima in der Klasse, die Mitschülerinnen und Mitschüler sowie die 
Lehrpersonen. Weiter sind auch die Unterrichtsqualität, die Fähigkeiten der Lehrpersonen, deren poli-
tische Einstellungen, die Identifikation der Schülerinnen und Schüler mit der Lehrperson sowie ein 
offenes und auf Partizipation ausgerichtetes Klassenraumklima von zentraler Bedeutung, inwiefern 
politische Inhalte vermittelt werden (Quintelier 2010: 139; Jaros 1973). Vor allem was die Bedeutung 
der Lehrpersonen im Hinblick auf die Weitergabe politischer Bildungsinhalte betrifft, herrscht in der 
Literatur ein breiter Konsens (Hahn 1999; Kahne et al. 2006; Massialas 1977; Oser/Reichenbach 2000; 
Quintelier 2010)62. Feldman et al. (2007: 79) heben mit Verweis auf Hess und Posselt (2002) denn 
auch hervor, dass „[t]hrough deliberative interactions with […]  teachers, students are able to glean 
knowledge about the political process, engage in careful reasoning about policy issues, and practice 
skills in debate and argumentation“. Demgegenüber stellen sich Hepburn und Napier (1984) die Frage, 
ob ein stärkerer Fokus auf die politische Bildung im Rahmen der Lehrerausbildung und die damit ver-
bundene Sensibilisierung einen Einfluss auf das politische Wissen und die Haltung der Schülerinnen 
und Schüler hat, wobei die Befunde zeigen, dass solche Kurse und Empfehlungen tatsächlich den be-
absichtigten Effekt auf die Jugendlichen haben. Kahne et al. (2006) können zudem aufzeigen, dass 
nicht die Vorgaben zum politischen Unterricht per se von Bedeutung sind, sondern vielmehr die Art 
und Weise, wie die Lehrpersonen davon Gebrauch machen. Entsprechend wird angenommen, dass die 
Lehrpersonen – als primäre Adressaten der Lehrpläne – in Bezug auf die Art und Weise der Vermitt-
lung der Vorgaben zur politischen Bildung eine zentrale Rolle spielen. So können sich Lehrpersonen 
und der von ihnen erteilte Unterricht direkt auf Verhaltensweisen von Schülerinnen und Schülern 
auswirken, oder aber indirekt, indem sie den Effekt der Lehrpläne auf das Partizipationsverhalten mo-
derieren: 
These 8.6: Je mehr Bedeutung die Lehrperson politischer Bildung einräumt, desto eher wird sich der 
politische Unterricht positiv auf das Partizipationsverhalten junger Erwachsener auswirken. 
																																								 																				
62 Viele Studien richten ihr Augenmerk allerdings weniger darauf, auf welche Art und Weise die Lehrpersonen 
die Schülerinnen und Schüler durch den politischen Unterricht in ihren politischen Kenntnissen und Fertigkeiten 
beeinflussen, sondern vielmehr auf Unterrichtsmethoden, die für die politische Bildung zur Verfügung stehenden 
Ressourcen sowie die Ausbildung der Lehrpersonen resp. auf das Fehlen von speziellen Methoden, Ausbil-
dungsgängen oder Ressourcen (Hahn 1999; Hepburn 1987; Hepburn/Napier 1984; Oberle 2011). 
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These 8.7: Je politisch engagierter die Lehrperson ist, desto eher wird sie dem politischen Unterricht 
mehr Bedeutung einräumen und entsprechend wird sich der politische Unterricht positiv auf das Par-
tizipationsverhalten junger Erwachsener auswirken. 
These 8.8: Je stärker eine Lehrperson den Fokus ihres Unterrichts auf die Vermittlung politischen 
Wissens und Verstehens richtet, desto eher werden sich junge Erwachsene der entsprechenden Klasse 
politisch beteiligen. 
 
Exkurs: Funktion der Lehrpläne 
Eines der Ziele vorliegender Arbeit ist die systematische Analyse der Lehrpläne im Hinblick auf den 
Einbezug von für den politischen Unterricht relevanten Inhalten. Auch wenn der Einbezug politischer 
Themen und Kompetenzen deren tatsächliche Behandlung nicht garantieren kann, handelt es sich bei 
den Lehrplänen doch um verbindliche Dokumente, die den Unterricht koordinieren. Entsprechend 
wird im Folgenden auf die Frage eingegangen, was Lehrpläne überhaupt sind resp. welche Funktion 
sie erfüllen sollen.63 Gemäss Kiper und Mischke (2004) beinhalten Lehrpläne folgende Elemente:  
„Angabe[n] übergeordneter Ziele (z.B. Bildung, Qualifikation, Kompetenz), Auswahl, 
Festlegung und Anordnung von fächerübergreifenden und fachspezifischen Inhalten, 
Angabe des Niveaus, auf dem jeweils Wissen und Können gelehrt und gelernt werden 
soll, Festlegungen von Methoden und Medien und Wegen zur Überprüfung des Lern- 
und Unterrichtserfolges (Leistungskontrollen) resp. Evaluation des Unterrichts [und] in 
der Regel auch Bestimmungen über die Zahl und Verteilung der wöchentlichen Unter-
richtsstunden (Stundentafel).“ (Kiper/Mischke 2004: 38) 
Die Lehrpläne bilden in ihrer Funktion als Steuerungsinstrumente des Unterrichts ein Bindeglied zwi-
schen dem Unterrichtsgegenstand, den Lernenden sowie gesellschaftlicher und weiterer Institutionen 
wie dem Staat, der Kirche, der Wissenschaft oder Wirtschaft (ebd.: 39), indem sie dasjenige Wissen 
wie diejenigen Kompetenzen zusammenfassen, welche die ältere der jüngeren Generation weitergeben 
möchte. Calderón-Grossenbacher (1998: 102f.) unterscheidet sechs Hauptfunktionen, welche ein sol-
ches Dokument zu erfüllen hat: 
1. Planungsfunktion für den Unterricht per se wie auch die Organisation der schulischen Aus-
bildung, die für die Lehrpersonen wie auch Schulbehörden verbindlich gelten. 
2. Legitimationsfunktion gegenüber der Öffentlichkeit im Hinblick auf die Auswahl von Inhal-
ten und die Gestaltung des Unterrichts 
																																								 																				
63 Auf eine ausführliche Diskussion verschiedener Curriculumtheorie sowie der historischen Entwicklung sol-
cher Leitlinie wird an dieser Stelle verzichtet. Für eine detaillierte Darstellung dieser Aspekte sei aber Calderón-
Grossenbacher (1998: 85-109) verwiesen. 
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3. Informationsfunktion über die Ausbildungsgestaltung 
4. Koordinations- und Kooperationsfunktion auf vertikaler wie horizontaler Ebene, also zwi-
schen den Schulstufen wie auch innerhalber einer Stufe zwischen den Lernenden, den Lehr-
personen, den Eltern sowie Bildungsbehörden 
5. Verifikations- und Kontrollfunktion zur Überprüfung und Evaluation des Unterrichts im 
Hinblick auf die Lernergebnisse, die Gestaltung des Unterrichts sowie des Lehrerhandelns, 
aber auch bezüglicher der Lehrmittel 
6. Innovations- und Stabilisierungsfunktion, welche im Rahmen allgemeiner Leitideen der Ge-
staltung und Weiterentwicklung des Unterrichts und weiteren schulischen Aktivitäten dienen 
sollen  
Ergänzend dazu verweisen Kiper und Mischke (2004: 39) zudem darauf, dass Lehrpläne insofern eine 
gewisse Bildungsgleichheit gewährleisten, indem sie einerseits für alle Lehrpersonen verbindliche 
Lehr- wie auch Lernziele festlegen und andererseits auf die Sicherstellung abzielen, dass alle Schüle-
rinnen und Schüler ein vergleichbares Niveau an Wissen und Kompetenzen erreichen. Dabei kann 
grob zwischen zwei Formen von Lehrplänen unterschieden werden: Ein Minimallehrplan nimmt obige 
Funktionen wahr, gestattet den Lehrpersonen aber gleichzeitig hinsichtlich der Art der Umsetzung und 
den genauen Zielsetzungen einen gewissen Freiraum (vgl. Petterssen 1992: 221). Demgegenüber 
zeichnet sich ein Maximallehrplan durch einen umfassenden Einbezug von Bildungs- und Lernzielen 
wie inhaltlichen Vorgaben aus, wobei den Lehrpersonen die Aufgabe zufällt, eine adäquate Auswahl 
für den Unterricht zu treffen (Calderón-Grossenbacher 1998: 103). Die Ausarbeitung der Lehrpläne 
obliegt entweder den staatlichen Behörden – in der Schweiz aufgrund des Bildungsföderalismus ent-
sprechend den kantonalen Bildungsverantwortlichen – oder kann von den Schulen selber wahrge-
nommen werden. Gemäss Möller (1969: 34) trägt erstere Zuständigkeit zur „Vereinheitlichung des 
Wissens und Könnens aller gleichaltrigen Schüler derselben Schultype [sic!] eines Staates“ bei. Letz-
tere hingegen hat den Vorteil, dass die jeweilige Schule resp. das verantwortliche Lehrerteam in Ei-
genverantwortung unabhängiger und situationsspezifischer entscheiden kann, was in den Lehrplänen 
berücksichtigt werden soll und was nicht (Kiper/Mischke 2004: 40).  
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass es sich bei Lehrplänen um „eine staatliche Willenserklä-
rung hinsichtlich […] der prinzipiellen Aufgaben und Ziele des Unterrichts an öffentlichen Schulen“ 
(Calderón-Grossenbacher 1998: 107) handelt, die gleichermassen „a) fachspezifische Sachkenntnisse 
und Fertigkeiten, b) die Lernbedürfnisse der einzelnen SchülerInnen [und] c) die sich ständig verän-





3.2.2  Politisch-Institutionelle und kulturell-historische Ansätze  
Hinsichtlich des politischen Systems werden insbesondere die Ausbildung des Wahlsystems, das Par-
teiensystem, Form und Ausmass der direkten Demokratie oder die Konfession respektive der Katholi-
zismus als einflussreiche Faktoren politischen Verhaltens genannt (Wolfinger/Rosenstone 1980; 
Jackman 1987; Powell 1986, Wernli 1998; Blais/Dobrzynska 1998; Stadelmann-Steffen/Freitag 2009). 
Da sich Studien in diesem Bereich fast ausschliesslich darauf beschränken, Zusammenhänge zwischen 
erwähnten Institutionen und der Beteiligung an Wahlen zu untersuchen, soll die vorliegende Arbeit 
auch hier einen Beitrag zur Partizipationsforschung leisten, indem deren Wirkung auf die Beteiligung 
an weiteren institutionellen wie informellen Aktivitäten untersucht wird.64  
 
Ausprägung des Wahl- und Parteiensystems 
Eine der Standardannahmen lautet, dass ein proportionales Wahlsystem zu einer vergleichsweise leicht 
höheren Beteiligung führt (Powell 1980; Jackman 1987; Blais/Carty 1991). Da die Bürgerinnen und 
Bürger diese Wahlverfahren als fairer empfinden, seien sie eher gewillt, an Wahlen teilzunehmen. 
Gleichzeitig würde ein Verfahren nach dem Prinzip des Proporzes die Anzahl der zur Wahl stehenden 
Parteien erhöhen, wodurch die Teilnahme für die Wahlbevölkerung aufgrund einer grösseren Aus-
wahlmöglichkeit attraktiver werde. Schliesslich gestalten sich Wahlen in proportional geregelten 
Wahlkreisen wettbewerbsreicher, was den Anreiz der Parteien, Wähler zu mobilisieren verstärkt (Nor-
ris 1997). Ähnliche Ergebnisse präsentierte eine Studie des International  Instituts for Democracy and 
Electoral Assistance IDEA von 1997, die den Einfluss des Wahlsystemtyps auf die Stimmbeteiligung 
in 81 Ländern untersuchte. Die Schlussfolgerung dieser Studie lautet, dass die Wahlbeteiligung in 
Systemen mit proportionalen Wahlverfahren die Beteiligung vergleichsweise höher ist. Nohlen (2009: 
424) bemerkt dazu, dass dieser Zusammenhang allerdings auch durch den höheren Grad des  Partei-
enwettbewerbs in Systemen, wo nach Proporz gewählt wird, beeinflusst sein kann. Auf die Bedeutung 
der Wettbewerbsfähigkeit und die damit verbundene stimulierende Wirkung verweisen andere Auto-
ren gleichermassen (Wernli 1998; Blais/Dobrzynoska 1998; Powell 1986). Zwar gilt für die National-
ratswahlen in allen Kantonen dasselbe Wahlsystem, nämlich ein proportionales Verhältniswahlsystem, 
auch Proporz genannt (Bühlmann/Freitag 2006: 19). Faktisch werden aber die Nationalratssitze in 
denjenigen Kantonen, welche aufgrund verhältnismässig geringer Bevölkerungszahlen nur über einen 
Sitz in der Grossen Kammer verfügen, nach dem so genannten Majorz vergeben. Die Räte werden 
dann nicht via Listen gewählt, sondern es gewinnt diejenige kandidierende Person den Sitz, die über 
die Mehrheit der Stimmen verfügt. Entsprechend kann de facto zwischen Proporz und einem Quasi-
																																								 																				
64 Da sich der Fokus der Arbeit aber primär auf die Untersuchung des Zusammenhangs zwischen individuellen 
Ressourcen und dem politischen Unterricht auf der einen und dem politischen Partizipationsverhalten junger 
Erwachsener auf der anderen Seite richtet, werden die kantonalen Indikatoren als Kontrollvariablen behandelt 
und entsprechend keine konkreten Thesen bezüglich deren Wirkung auf die Partizipationsbereitschaft der Ju-
gendlichen formuliert.   
61	
 
Majorz unterschieden und gleichzeitig vermutet werden, dass dieser Unterschied sich auch auf die 
Wahlbeteiligung auswirken kann. 
Eine weitere Ausprägung des Wahlsystems, das die Beteiligung an Wahlen und Abstimmungen er-
höht, betrifft die Wahlpflicht. Lijphart (1997) zitiert in seinem Artikel Unequal Participation: De-
mocracy’s Unresolved Dilemma eine Reihe von Studien, in denen auf die beteiligungssteigernde Wir-
kung von obligatorischer Wahlbeteiligung hingewiesen wird (vgl. Gosnell 1930; Tingsten 1937; 
Powell 1980; Jackman 1987; Jackman/Miller 1995; Franklin 1996). Nicht nur die Androhung von 
nachträglichen Sanktionen bei Nicht-Beteiligung, sondern auch die Verinnerlichung bestimmter zur 
Partizipation notwendiger Fähigkeiten sowie das dadurch erwachsenes Interesse an der Politik führen 
gemäss Pateman (1970) zu einer höheren Beteiligung bei Wahlen und Abstimmungen. Stadelmann-
Steffen und Freitag (2009: 164f.) zeigen beispielsweise auf, dass die Schaffhauser Bevölkerung65 im 
Vergleich zu anderen Kantonen sich stärker für politische Themen interessiert und ein höheres Infor-
mationsniveau aufweist.  
Klassisch werden Parteiensysteme anhand struktureller Merkmale wie der Anzahl Parteien, der Grös-
se, der ideologischen Entfernung zwischen den Parteien sowie deren Beziehung unter einander und 
zum politischen System insgesamt unterschieden (Nohlen 2009: 61f.).Wie bereits erwähnt wird insbe-
sondere der Kompetitivität unter den Parteien einen Einfluss auf die Stimmbeteiligung zugeschrieben. 
Entscheidend dafür ist vor allem die Anzahl der vertretenen Parteien, die bei proportionalen Wahlsys-
temen unter anderem von der Wahlkreisgrösse abhängt, da Proporzeffekte zuungunsten kleiner Partei-
en bei kleinen Wahlkreisen abnimmt. Daraus folgt die Annahme, dass die Wahlbeteiligung mit dem 
Fragmentierungsgrad des Parteiensystems ansteigt (Blais/Dobrzynska 1998: 248; Bühlmann/Freitag 
2006: 19). Ein letzter Faktor, auf welchen in der Literatur hingewiesen wird, ist das Ausmass der Pola-
risierung eines Parteiensystems. Diesbezüglich wird davon ausgegangen, dass das Vorhandensein von 
starken Parteien an den Polen eine positive Wirkung auf die Wahlbeteiligung habe (Crepaz 1990; Nor-
ris 2004; Bühlmann/Freitag 2006: 20).  
 
Direkte Demokratie 
Aufgrund der Bedeutung, die dem (halb-)direktdemokratischen politischen System der Schweiz zuge-
schrieben wird, haben sich einige Studien mit dem Einfluss des Ausmasses direkter Demokratie auf 
das individuelle Verhalten der Bürgerinnen und Bürger beschäftigt und dabei auch das politische Be-
teiligungsverhalten eingeschlossen. Kriesi und Wisler (1996) kommen zum Schluss, dass das Vorhan-
densein direktdemokratischer Institutionen das Repertoire sozialer Bewegungen beeinflusst, auch 
wenn bestimmte Bewegungen unterschiedlich davon profitieren können. So wird die Öffentlichkeit, 
und nicht nur die Politiker, im Rahmen von Unterschriftensammlungen oder einer Kampagne mit der 
																																								 																				
65 Der Kanton Schaffhausen kennt als einziger Schweizer Kanton eine Wahlpflicht, die bei Nichtbeteiligung mit 
einer nachträglichen Geldbusse sanktioniert wird.  
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entsprechenden politischen Frage konfrontiert. Gleichzeitig werden die Kosten für andere radikale 
Formen kollektiver Handlungen vergleichsweise, was das Konfliktpotential verringern kann. Stutzer 
und Frey können in ihrer Studie nachweisen, dass Bürgerinnen und Bürger aus Kantonen mit stärker 
ausgeprägtem direktdemokratischem System insgesamt zufriedener mit ihrer Lebenssituation sind 
(Stutzer/Frey 2000). Sowohl Wernli (2001) wie auch Baglioni (2007) stellen einen positiven Einfluss 
direkter Demokratie auf das politische Engagement fest.  Gemäss Baglioni (2007: 91f.) werden in 
politischen Systemen, in denen die Hürden hinsichtlich des Gebrauchs direktdemokratischer Systeme 
tief sind, Bürgerinnen und Bürger stärker ermutigt, diese auch zu nutzen. Gleichzeitig ist ein grösseres 
Interesse an der Politik und darin, sich in politischen Themen einzubringen, erkennbar. Wernli (2001: 
115-120) untersucht, ob die Wahlbeteiligung in Kantonen mit „direkterer“ Demokratie, namentlich in 
den Deutschschweizer Kantonen, gegenüber den Westschweizer Kantonen mit eher „repräsentativem“ 
politischem System höher ist. Dabei beobachtet er einerseits eine tendenziell tiefere Beteiligung in den 
französischsprachigen Kantonen und andererseits, dass auch das Wahlsystem eine signifikante Rolle 
spielt: Nach dem Mehrheitsprinzip oder nach Proporz mit Quorum geregelte Wahlsysteme beeinflus-
sen die Beteiligung an Wahlen negativ. Stadelmann-Steffen und Freitag (2009) vergleichen in einem 
Artikel die Trade-off-Hypothese von Linder (2005)66 mit der jüngeren US-amerikanischen Forschung, 
die einen positiven wechselseitigen Zusammenhang zwischen der Teilnahme an Wahlen und Abstim-
mungen in einer Demokratie postuliert, und zwar durch den Lerneffekt im Rahmen der angewandten 
direkten Demokratie (vgl. Hajnal/Lewis 2003, Lacey 2005, Smith 2001, Tolbert et al. 2001). Die em-
pirische Analyse von Daten aus verschiedenen Schweizer Kantonen stützen Linders These, wobei 
allerdings auch Form und Ausprägung der Bürgerbeteiligung eine Rolle spielen (Stadelmann-
Steffen/Freitag 2009). In eine ähnliche Richtung zielen die Ergebnisse von Möckli (2007). Er stellt 
fest, dass die politische Beteiligung tendenziell in denjenigen Demokratien höher ist, in denen weniger 
Abstimmungen durchgeführt werden. Zudem weist er auf den negativen Zusammenhang zwischen der 
Anzahl Abstimmungen und der Partizipation sowohl in Kalifornien wie auch in der Schweiz hin, was 
ihn zum Schluss bringt, dass die Möglichkeit zur Einflussnahme am politischen Prozess in plebiszitä-
ren direkten Demokratien zwar grösser ist als in weniger direktdemokratischen Systemen, allerdings 
auf Kosten einer hohen Wahl- und Abstimmungsbeteiligung.  
Ob und wie sich der Grad direkter Demokratie auf die politische Beteiligung Jugendlicher und junger 
Erwachsener auswirkt, wurde bisher jedoch nicht untersucht. In Anlehnung an die Trade-off-These 
von Linder (2005) und die Erkenntnisse von Wernli (2001) kann in Bezug auf junge Erwachsene an-
genommen werden, dass ein hoher Grad an Demokratie sowohl partizipationsfördernd wie auch hem-
mend wirken kann, insbesondere was die Beteiligung an Wahlen und Abstimmungen anbelangt. 
 
																																								 																				
66 Gemäss dieser These wirkt sich das Vorhandensein und die Nutzung ausgeprägt direktdemokratischer Rechte 
sich negativ auf die Beteiligung an Wahlen. Zwar erlauben direktdemokratische Instrumente die direkte Mitspra-
che der Bürgerinnen und Bürgern im Hinblick auf politische Fragen und Entscheidungen. Gleichzeitig würden 
dadurch die Entscheidungsgewalt der gewählten exekutiven und legislativen Kräfte und damit auch der Akt der 
Wahl an Bedeutung verlieren (vgl. Linder 2005: 313ff.). 
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Kulturell-institutionelle Ansatz: Konfession bzw. Katholizismus 
Wie bereits oben erwähnt, ist einer der häufig genannten Einflussfaktoren auf der institutionellen Ebe-
ne im Schweizer Kontext der Anteil von Katholiken in einem Kanton, zurückgehend auf die Ausei-
nandersetzung zwischen den katholisch-konservativ und den protestantisch-liberal geprägten Kanto-
nen während der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts. Seit dieser Zeit wird in den Wahlen die Verteidi-
gung des Katholizismus und der damit verbundenen christlichen Werte gesehen, was die Bevölkerung 
der katholischen  Kantone zusätzlich mobilisieren und entsprechend die Wahlbeteiligung erhöhen soll 
(Freitag 2005; Altermatt 1989; Linder 2005). Diese positive Auswirkung des Katholikenanteils konnte 
denn auch in verschiedenen Untersuchungen nachgewiesen werden (Freitag 2005; Wernli 1998; 





















4  Fallauswahl, Datenerhebung und Operationalisierung  
Ziel der vorliegenden Doktorarbeit ist die Untersuchung individueller, aber auch kontextueller Ein-
flüsse, insbesondere der politischen Bildung, auf das politische Partizipationsverhalten junger Erwach-
sener. Entsprechend müssen für die Analyse dieser Wirkungsweisen sowohl auf der Ebene der Indivi-
duen sprich jungen Erwachsenen wie auch kontextueller Ebene Daten vorliegen. Wie der Überblick in 
Kapitel 2.2 und 2.3 zeigt, ist die Datenlage diesbezüglich für den Schweizer Kontext sehr übersicht-
lich. Nur wenige Studien richteten ihr Augenmerk bisher auf das politische Engagement der jüngsten 
Generation, wobei die Zielgruppe dieser Untersuchungen meist unter 18-jährige Jugendliche bildeten. 
Dazu zählen die IEA-Studien, die die politische Bildung und das politische Engagement von 15- bis 
16-jährigen Jugendlichen ländervergleichend betrachten (vgl. Biedermann et al. 2010; Torney-Purta 
2002; Torney-Purta et al. 2001), oder die im Rahmen des NCCR Democracy durchgeführte Studie 
zum politischen Medienkonsum von Kindern und Jugendlichen zwischen 13 und 17 Jahren (Kunz 
2011). Die vorliegende Arbeit ihren richtet Fokus jedoch auf junge Erwachsene, die bereits das 18. 
Lebensjahr erreicht haben (oder kurz davor sind) und damit vom gesamten Angebot politischer Parti-
zipationsformen, also auch der Wahl- und Stimmbeteiligung, Gebrauch machen können. Folglich 
kommen jene Datensätze, welche diesen Studien zugrundeliegen, für diese Untersuchung nicht in Fra-
ge.  Es existieren zweifellos auch Untersuchungen, deren Zielgruppe junge Erwachsene darstellen. So 
werden jährlich alle Rekruten sowie in einer ergänzenden Studie weitere 2‘000 nicht wehrpflichtige 
Männer und Frauen in ihrem 20. Lebensjahr im Rahmen der so genannten ch-x-Studien zu verschie-
denen Aspekten ihres schulischen, beruflichen und sozialen Umfelds sowie ihren Meinungen, Ansich-
ten und Zukunftsperspektiven befragt. Allerdings spielt der Bereich Politik hierbei nur eine unterge-
ordnete Rolle. Darüber hinaus hat das Schweizer Kompetenzzentrum für die Sozialwissenschaften 
FORS in Zusammenarbeit mit dem Staatsekretariat für Bildung und Forschung 2012 den Bericht 
CH@YOUPART zur politischen Partizipation junger Erwachsener in der Schweiz herausgegeben 
(Rothenbühler et al. 2012), für welchen 1‘360 junge Schweizerinnen und Schweizer befragt wurden. 
Auch die beiden grossangelegten Studien Vox67 und Selects68 (Swiss Election Studies), die nach Ab-
stimmungen resp. Wahlen durchgeführt werden, beziehen die jüngste Kohorte mit ein, wobei die Fall-
zahlen für die Altersgruppe durchwegs klein sind. Die Daten der ch-x-, der CH@YOUPART- sowie 
der Vox- resp. Selects-Studien kommen aus mehreren Gründen für vorliegende Untersuchung nicht in 
																																								 																				
67 Die Vox-Analysen zielen darauf ab, Motive und Argumente der Stimmbevölkerung hinter deren Abstim-
mungsentscheiden sowie deren Kenntnisse und Einschätzungen zu den Vorlagen zu analysieren. Dafür werden 
im Anschluss an jede Abstimmung auf Bundesebene 1‘500 Stimmberechtigte befragt. Durchgeführt werden die 
Befragungen von gfs.bern, die Analyse erfolgt abwechslungsweise durch die Institute für Politikwissenschaften 
an den Universitäten Bern, Zürich und Genf. (Quelle:  
http://www.ipw.unibe.ch/forschung/vox_analysen/index_ger.html) [letzter Zugriff: 26.06.2016]. 
68 Im Gegensatz zu den Vox-Analysen zielt Selects auf die Erhebung des Wahlverhaltens der Schweizer Bevöl-
kerung an den alle vier Jahre stattfindenden nationalen Wahlen von National- und Ständerat. Das 1995 ins Leben 
gerufene Projekt wird von verschiedenen Schweizer Universitäten getragen und vom SNF unterstützt. Für die 
Untersuchung des Wahlverhaltens werden im Anschluss an die eidgenössischen Wahlen jeweils unter der Lei-
tung des FORS telefonische und Online-Befragungen durchgeführt, wobei nebst Daten zum Wahlentscheid sel-
ber auch Daten zur Mobilisierung vor den Wahlen, zum politischen Interesse, zur Parteiennähe, zu politischen 
Kenntnissen und Einstellungen, zum sozialen Engagement sowie demografische Angaben erhoben werden. 
(Quelle: http://forscenter.ch/de/our-surveys/selects/project/) [letzter Zugriff: 26.06.2016]. 
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Frage. Erstens wurden diese Studien zwar in wenigstens drei Landesteilen durchgeführt, enthalten aber 
für einige der Kantone zu kleine Samples, als dass sie ein wenigstens einigermassen repräsentatives 
Bild auf kantonaler Ebene wiedergeben. Zweitens integriert zumindest ein Teil der Studien weder 
detailliertere Fragen zum politischen Engagement der jungen Erwachsenen noch zum politischen Inte-
resse und der politischen Aktivität des Umfelds. Letzterem Aspekt wird jedoch in der vorliegenden 
Arbeit ebenfalls grosse Bedeutung für das Partizipationsverhalten der Jugendlichen selber zugespro-
chen. Schliesslich lassen diese Daten keine Verknüpfung zum Kontext politischer Bildung, sprich zu 
den Klassen und Schulen zu, in welchen der politische Unterricht stattfindet, worin das Hauptargu-
ment für die Erhebung neuer Daten gesehen wird.  
Im Hinblick auf die politische Bildung als Kontext liegen für die Schweiz mit Ausnahme einzelner 
Fallstudien keine Daten vor, die eine Überprüfung des Einflusses politischer Bildung, wie sie im Un-
terricht weitergegeben wird, erlauben würden. Weder wurden Lehrpläne systematisch auf den Stel-
lenwert und den Umfang politischer Bildung hin untersucht, noch Lehrpersonen mit dem Ziel befragt,  
deren Antworten mit dem tatsächlichen politischen Verhalten der jeweiligen Schülerinnen und Schüler 
zu verknüpfen. Entsprechend ist auch hier eine Lücke zu schliessen, indem eigene Daten erhoben wer-
den. Auf kantonaler Ebene hingegen wird auf bereits bestehende Daten zurückgegriffen, da einerseits 
die benötigten Daten vorliegen und diese Ebene andererseits nur kontrollierenden Charakter einnimmt. 
Im Folgenden soll nun beschrieben werden, wie die der Dissertation zugrundliegenden Daten69 erho-
ben wurden, beginnend mit der Fallauswahl und der Datenerhebung auf der individuellen Ebene, ge-
folgt von der Vorgehensweise zur Erhebung der Daten auf den Kontextebenen – Klassen und Kantone.  
 
4.1  Individualebene: Schülerinnen und Schüler 
4.1.1 Fallauswahl  
Die Zielgruppe bilden 18-jährige oder ältere Gymnasiastinnen und Gymnasiasten sowie Berufsschüle-
rinnen und Berufsschüler im letzten Schul- beziehungsweise Ausbildungsjahr.70 Die Untersuchung 
dieser jungen Erwachsenen bietet sich zur Schliessung der erläuterten Forschungslücken besonders an. 
Einerseits haben sie das 18. Lebensjahr bereits erreicht, sind also gemäss Verfassung politisch mündig 
und können vom gesamten Partizipationsspektrum Gebrauch machen. Das bringt den Vorteil mit sich, 
dass nicht auf Fragen zum hypothetischen, künftigen politischen Engagement zurückgegriffen werden 
muss. Gleichzeitig sind sie nach wie vor im Bildungsprozess und profitieren daher potentiell noch von 
																																								 																				
69 Die Daten auf Individualebene sowie der Lehrpersonen wurden im Rahmen des Lehrstuhlprojekts „Jugend 
und Gesellschaft“ unter der Leitung von Prof. Dr. Isabelle Stadelmann-Steffen am Institut für Politikwissen-
schaft der Universität Bern erhoben, wobei die Autorin der Doktorarbeit wesentlich an allen Schritten der Daten-
sammlung, von der Rekrutierung, über die Durchführung der Interviews bis hin zur Bereinigung der Daten mit-
gearbeitet hat. Die Analyse der Lehrpläne erfolgte durch die Autorin in Eigenregie.   
70 Mit dieser Eingrenzung wird ein grosser Teil der 18-19-Jährigen in der Schweiz abgedeckt. Eine dritte (relativ 
kleine) Gruppe von Jugendlichen, die einen anderen Weg einschlagen (z.B. eine andere weiterführende Schule) 
wird damit jedoch nicht erreicht. 
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der Vermittlung politisch relevanter Themen im Schulunterricht (auf Sekundarstufe II). Auf Grund der 
Zeitnähe können sie ausserdem präziser über die konkrete Ausgestaltung des erteilten politischen Un-
terrichts Auskunft geben. Schliesslich stellt diese Phase auch aus sozialisationstheoretischer Sicht 
einen wichtigen Lebensabschnitt dar, da zu diesem Zeitpunkt die politische Sozialisation ihre stärkste 
Wirkung entfaltet. In diesem entwickeln die Jugendlichen ihre politischen Interessen, bilden sich poli-
tische Meinungen und sammeln die ersten Partizipationserfahrungen, welche ihr weiteres politisches 
Verhalten prägen.  
Zudem bietet die Befragung von Schulklassen methodische Vorteile gegenüber telefonischen und an-
deren auf Stichproben junger Erwachsener beruhenden Befragungsmethoden. Zum einen dürfte die 
Rekrutierung dieser Alterskohorte über Schulen und Klassen am ehesten gelingen.71 Zum anderen ist 
nur durch die Anbindung an Klassen die Möglichkeit gegeben, die Schülerinnen und Schüler mit In-
formationen über ihre Lehrperson zu verknüpfen.  
 
4.1.2 Rekrutierung von Schulen und Klassen 
Die Rekrutierung der zu befragenden Schulklassen stellte eine zentrale Herausforderung des geplanten 
Projekts dar. Dabei standen – idealerweise – folgende Ziele im Zentrum: 
- Es sollen Klassen in möglichst allen 26 Kantonen, mindestens aber in 20 Kantonen befragt 
werden. 
- Das Sample soll eine vertiefte Analyse bzw. einen Vergleich der Deutschschweiz und der Ro-
mandie zulassen. 
- Die ausgewählten Klassen sollen sich möglichst gleichmässig auf Gymnasien und Berufsschu-
len verteilen. Zwar bildet diese Vorgehensweise die tatsächliche Verteilung über die Schulty-
pen auf Sekundarstufe II nicht direkt ab, da insgesamt nach wie vor die Mehrheit der Jugendli-
chen eine Berufslehre absolviert und entsprechend eine Berufsfachschule besucht (vgl. Abbil-
dung 4.1). Der Vergleichbarkeit und Übersicht halber zielt das Projekt aber nicht auf den Ein-
bezug aller möglichen Ausbildungsmöglichkeiten auf Sekundarstufe II ab, sondern richtet den 
Fokus auf die beiden am häufigsten gewählten Formen – gymnasiale Ausbildung und die Ab-
solvierung einer Lehre. Dabei werden unterschiedliche Ausbildungsgänge für beide Schultypen 
abgedeckt und erfasst, jedoch kann angesichts der grossen Vielfalt (insb. im Bereich der Be-
rufsbildung) kein repräsentatives Abbild der verschiedenen Ausbildungsschwerpunkte und Be-
rufe angestrebt werden. Pro Kanton sollen im Minimum sechs Klassen befragt werden.  
 
																																								 																				
71 Die Rekrutierung von jungen Befragten etwa in telefonischen Umfragen erweist sich als zunehmend problema-
tisch. Gründe sind die schwierige Erreichbarkeit etwa auf Grund fehlender Festanschlüsse und Eintragungen ins 
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Bemerkung: Quelle: BfS 2014, www.bfs.admin.ch, zuletzt zugegriffen am 22.07.2014.  
 
Wie in Umfrageprojekten üblich, musste damit gerechnet werden, dass zwischen der idealen Klassen-
stichprobe und dem tatsächlich realisierbaren Sample gewisse Abweichungen entstehen können. Es ist 
wichtig zu erwähnen, dass diese das Projekt nicht gefährden. Zwei Punkte sind hervorzuheben: 
- Die Repräsentativität des Samples ist für das Gelingen des geplanten Projekts nicht von zentra-
ler Bedeutung. Das primäre Ziel ist es, Zusammenhänge zwischen individuellen und kontextu-
ellen Faktoren und dem jugendlichen Partizipationsverhalten aufzuzeigen. Demgegenüber geht 
es nicht darum, repräsentative Anteile jugendlicher Beteiligung für Kantone oder Schulen zu 
berechnen. Während für Letzteres ein repräsentatives Sample in Bezug auf Kantone und Schu-
len unabdingbar wäre, ist dies in Bezug auf die Analyse von Zusammenhängen weit weniger 
wichtig. Abweichungen vom geplanten Sample gefährden deshalb nicht das zentrale Vorhaben 
des Projekts, sondern hätten lediglich Einschränkungen in Bezug auf die Generalisierbarkeit 
der Ergebnisse zur Folge. 
- Eine genügend grosse Fallzahl auf Ebene der Kantone und Schulen ist eine wichtige Voraus-
setzung für die Anwendung statistischer Methoden. Allerdings lassen sich Anforderungen be-




Für die Rekrutierung der Klassen wurde nach einer so genannten „Top-Down“-Strategie vorgegangen. 
Als erstes kontaktierte die Projektleitung die Bildungsverantwortlichen der Kantone, um sie über das 
geplante Projekt zu informieren. Mit Ausnahme des Kantons Thurgau erklärten sich alle Kantone be-
reit, an der Befragung teilzunehmen. In Zusammenarbeit mit den Bildungsverantwortlichen wurde das 
weitere Vorgehen geplant. Einige Kantone wie Bern oder Genf wählten in der Folge die Schulen, in 
welchen die Befragungen durchgeführt werden sollen, selber aus. Andere Kantone empfahlen den 
Rektoren die Teilnahme an der Umfrage. Einige der kleineren Kantone wie beispielsweise die Kanto-
ne Appenzell Inner- und Ausserrhoden, Uri oder Glarus verfügen hingegen lediglich über ein Gymna-
sium und/oder eine Berufsfachschule, wodurch sich eine Auswahl erübrigte. Insgesamt wurden 
schliesslich 279 Klassen in 85 Schulen befragt, was eine Stichprobe von 4‘423 Schülerinnen und 
Schülern ergibt, wovon 2‘223 ein Gymnasium und 2‘200 eine Berufsfachschule besuchen. 
 
4.1.3 Auswahl des Erhebungsinstruments 
In der Sozialforschung stehen verschiedene Methoden zur Datenerhebung zur Verfügung. Unterschie-
den wird dabei primär zwischen Interviews, Beobachtungen, Inhaltsanalysen sowie „nicht-reaktiven“ 
Messverfahren (vgl. Schnell et al. 1993: 123), wobei sich diese einerseits in den Reaktionen resp. Ver-
änderungen, die die Instrumente bei den untersuchten Objekten (unwillentlich) hervorgerufen werden, 
anderseits im Grad der Standardisierung der Datenerhebungstechnik unterscheiden (ebd.: 325f.). Da 
die Untersuchung darauf abzielt, anhand von quantitativen Analysemethoden möglichst valide und 
verallgemeinerbare Zusammenhänge zwischen individuellen Merkmalen und dem politischen Partizi-
pationsverhalten zu berechnen, wurde die Befragung als zielführendstes Erhebungsinstrument ausge-
wählt. Diese Methode erlaubt es nicht nur, eine grosse Anzahl an Beobachtungen einzubeziehen, son-
dern gestaltet sich sowohl in der Konstruktion des Messinstruments wie auch in der Auswertung und 
Bereinigung der Daten einfacher. Entsprechend gilt die Befragung denn auch „nach wie vor als das 
Standardinstrument empirischer Sozialforschung bei der Ermittlung von Fakten, Wissen, Meinungen, 
Einstellungen oder Bewertungen im sozialwissenschaftlichen Anwendungsbereich“ (ebd.: 328, vgl. 
auch Kaase et al. 1983: 17). Vielfach wird daher insbesondere das standardisierte Interview aufgrund 
der vergleichsweise einfachen Erstellung und Durchführung als „Königsweg der Sozialforschung“ 
(Diekmann 2003: 371; Schnell et al. 1993: 327) bezeichnet, das aus heutigen sozial- und wirtschafts-
wissenschaftlichen Analysen nicht wegzudenken ist. Befragungen können entweder mündlich oder 
schriftlich durchgeführt werden. Für die Erhebung der Daten für die vorliegende Untersuchung wurde 
eine schriftliche Gruppenbefragung unter Anwesenheit eines Instruktors gewählt. Diese Methode er-
laubt einerseits die gleichzeitige Befragung mehrerer Personen – also ganzer Schulklassen –, eignet 
sich gemäss Diekmann (2003: 440) daher sehr gut für deren Durchführung in Institutionen wie Schu-
len. Andererseits ist sie mit geringerem Aufwand und Kosten verbunden als persönliche Interviews. 
Weitere Vorteile gegenüber mündlichen Befragungen sind gemäss Schnell, Hill und Esser (1993: 
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367f.), dass so Interviewerfehler vermieden werden können, die Antworten ehrlicher seien und die 
Anonymität besser gewährleistet wäre. Die Anwesenheit eines Untersuchungsleiters und die Durch-
führung der Befragung in den Klassenzimmern minimieren zudem häufig mit postalisch versandten, 
schriftlichen Befragungen in Verbindung gebrachte Probleme72. Darüber hinaus besteht die Möglich-




Die Datenerhebung auf Individualebene erfolgte durch einen 20-seitigen Fragebogen73, der entweder 
in ausgedruckter oder elektronischer Form74 sowie in den drei Landessprachen Deutsch, Französisch 
und Italienisch vorlag. Die Befragung selber erfolgte in den meisten Fällen in den Klassenzimmern, 
unter Anwesenheit einer Person des Projektteams75, die einerseits mittels eines vorgegebenen Instruk-
tionstextes den Ablauf erklärte, andererseits für allfällige Unklarheiten oder Fragen zur Verfügung 
stand. In einigen Fällen wurde die Umfrage jedoch auf ausdrücklichen Wunsch der Schule oder des 
Kantons76 ohne Anwesenheit des Projektteams durchgeführt. Den Schülerinnen und Schülern stand für 
die Beantwortung der Fragen maximal eine Lektion von 45 Minuten zur Verfügung, wobei der Gross-
teil den Fragebogen in ungefähr 30 Minuten ausgefüllte.   
 
Der Fragebogen 
Der Fragebogen dient einerseits der Erfassung politischer Beteiligungsformen, andererseits sollen 
darin mögliche individuelle Erklärungsfaktoren dieses Partizipationsverhaltens erfragt werden77. Den 
Empfehlungen der Literatur (Moosbrugger et al. 2012: 68; Möhring/Schlütz 2010: 109) folgend be-
ginnt die Umfrage mit zwei so genannten Eisbrecherfragen78, einfachen Einstiegsfragen, die von allen 
																																								 																				
72 Dazu zählen die fehlende Kontrolle darüber, in welcher Situation und von wem der Fragebogen schlussendlich 
ausgefühlt wird, die Gefahr der Selbstselektion oder eine hohe Ausfallquote (vgl. Diekmann 2003: 439ff.; 
Schnell et al. 1993: 367ff.). 
73 Bei dem im Anhang angefügten Fragebogen handelt es sich um die deutsche Version für die Befragung an 
Gymnasien. Der Fragebogen für die Berufsfachschüler/innen unterscheidet sich allerdings nur insofern, als die 
Frage zum Schwerpunktfach durch eine zum Berufszweig, in welchem sie die berufliche Grundbildung absolvie-
ren, ersetzt wurde sowie zusätzlich gefragt wurde, ob die Lernenden parallel die Berufsmittelschule besuchen 
(vgl. Anhang 4).  
74 Die Auswahl, in welcher Form der Fragebogen ausgefüllt werden soll, oblag den Schulen resp. den Lehrper-
sonen. Es wurden 67.9 % in ausgedruckter Form und 32.1 % elektronisch ausgefüllt.  
75 Das Projektteam unter der Leitung von Prof. Dr. Stadelmann-Steffen setzte sich nebst der Autorin aus vier 
Hilfsassistentinnen und -assistenten sowie weiteren Assistierenden des Instituts für Politikwissenschaft zusam-
men, wobei letztere lediglich für einige Befragungen in der italienischsprachigen Schweiz eingesetzt wurden.   
76 Im Kanton Genf wie auch im Kanton Appenzell Ausserrhoden sowie an der Berufsfachschule Uri führten die 
Lehrpersonen die Befragung in Eigenregie durch, wobei die Umfrage jeweils elektronisch beantwortet wurde. 
77 Vgl. Fragebogen in Anhang 4. 
78 Die erste der beiden Eisbrecherfrage erkundigt sich danach, wie oft der oder die Befragte Freunde trifft, die 
zweite betrifft das allgemeine Vertrauen in die Mitmenschen (siehe auch Fragebogen im Anhang). 
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Befragten beantwortet werden können (sollten). Der zweite Frageblock bezieht sich auf das politische 
Interesse der jungen Erwachsenen, die Häufigkeit, mit welcher politische Themen mit dem sozialen 
Umfeld diskutiert werden sowie die Nutzung verschiedener Medien, um sich über das politische Ge-
schehen zu informieren. Anschliessend folgen verschiedene Fragen zum politischen Partizipationsver-
halten. Gestützt auf die Definition von Kaase und March (1979: 42), wonach politische Partizipation 
all jene freiwillige Aktivitäten von Bürgerinnen und Bürgern umfasst, welche auf eine Einflussnahme 
auf das politische Geschehen abzielen, wird ein breites Spektrum an politischen Aktivitäten miteinbe-
zogen resp. erfragt. Dies erlaubt nicht zuletzt Rückschlüsse darüber, ob sich junge Erwachsene tat-
sächlich generell seltener am politischen Prozess beteiligen oder ob sie sich nicht vielmehr einfach 
anders, d.h. eher in unkonventioneller, nicht-institutionalisierter Art engagieren (Eden/Roker 2002; 
Quintelier 2010). Zudem können so auch Schülerinnen und Schüler ohne Schweizer Staatsbürger-
schaft einbezogen werden sowie Jugendlicher, die das 18. Lebensjahr noch nicht erreicht haben. Die-
sen jungen Erwachsenen steht zwar nicht das ganze Spektrum an Partizipationsmöglichkeiten, aber 
doch gerade die informelleren Beteiligungsarten zur Verfügung. In der Auswahl der im Fragebogen 
einbezogenen Formen politischer Beteiligung lehnt sich das Forschungsvorhaben einerseits an van 
Deth et al. (2007)79, andererseits an Spannring et al. (2008)80 an, ergänzt um spezifisch schweizerische 
direktdemokratische Partizipationsformen wie die Beteiligung an Abstimmungen, Referendums- und 
Initiativkampagnen. Insgesamt wurden die Schülerinnen und Schüler nach der Beteiligung an 17 Akti-
vitäten gefragt, wobei es sich bei vieren um konventionelle Formen handelt, welche nur volljährigen 
Schweizer Bürgerinnen und Bürgern offenstehen (Beteiligung an Wahlen, Abstimmungen resp. Ge-
meindeversammlungen sowie Unterschreiben von Initiativen und/oder Referenden). Die übrigen Be-
teiligungsmöglichkeiten reichen von der Kontaktierung einer Politikerin oder eines Politikers über das 
Sammeln von Unterschriften für eine Initiative oder ein Referendum, den Besuch öffentlicher Veran-
staltungen zu einem politischen Thema, politisch motivierten Boy- resp. Buykotts bis hin zur Teil-
nahme an einer Demonstration sowie diversen Online-Formen politischer Aktivität. Der vierte Block 
beinhaltet Fragen zu politischen Überzeugungen und Einstellungen, u.a. die eigene Verortung auf der 
Links-Rechts-Achse, die Einschätzung der eigenen Wirksamkeit oder das Vertrauen in und die Zufrie-
denheit mit politischen Institutionen. Darauf folgt eine Batterie an Fragen zur sozialen Aktivität, ge-
nauer ob und wie die Befragten sich in Vereinen und Organisationen engagieren. Der sechste Teil der 
Umfrage widmet sich dem politischen Wissen81, bestehend aus einer Frage zur Selbsteinschätzung im 
Hinblick auf das politische Verständnis, gefolgt von sechs Wissensfragen (vgl. Tabelle 4.1). 
																																								 																				
79 Die Studie Citizenship, Involvement, Democracy (CID) untersuchte eine Reihe von Partizipationsformen, die 
sowohl institutionalisierte wie auch nicht institutionalisierte Handlungen als auch darüber hinausgehende Betei-
ligungsformen wie politisch motiviertes Konsumverhalten oder die Beteiligung am Arbeitsplatz oder im Fami-
lienleben umfassten (van Deth et al. 2007). 
80 In der vergleichenden Jugendstudie EU@YOUPART wurde ebenfalls ein breites Spektrum von Partizipati-
onsmöglichkeiten miteinbezogen, angefangen bei der Beteiligung oder bewussten Abstinenz von Wahlen auf 
verschiedenen Ebenen, über Protestaktionen bis zur Mitgliedschaft in einer Reihe von Organisationen (Spann-
ring 2008: 55-57). 
81 Politische Bildung kann in eine Input- und Output-Dimension unterteilt werden, wobei das politische Wissen 
als sogenannter „Output“ durch Wissensfragen, der „Input“ durch Fragen zu den Erfahrungen im Unterricht und 
der Unterrichtsmethoden der Lehrperson erhoben werden soll. Dabei stützt sich das vorliegende Forschungsvor-
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Tabelle 4.1: Fragen zum politischen Wissen  
Frage Antwortmöglichkeiten 
Wer hatte für das Jahr 2013 das Amt des/r Bundes-
präsident/in inne? 
(A) Doris Leuthard 
(B) Didier Burkhalter 
(C) Maya Graf 
(D) Ueli Maurer 
Wie viele Unterschriften werden benötigt, damit 
eine Volksinitiative auf eidgenössischer Ebene 
zustande kommt? 
(A) 10'000 Unterschriften 
(B) 50'000 Unterschriften 
(C) 100'000 Unterschriften 
(D) 500'000 Unterschriften 






(E) Fürstentum Liechtenstein 
(F) Grossbritannien 
Wer war 2012 in den USA Präsidentschaftskandidat 
der Republikaner? 
(A) Paul Ryan 
(B) John Kerry 
(C) Mitt Romney 
(D) John McCain 
Ein Land hat eine sinkende Geburtenrate und eine 
steigende Lebenserwartung. Welches der folgenden 
Probleme muss in diesem Zusammenhang gelöst 
werden? 
(A) Neubau von Schulen 
(B) Finanzierung von Renten 
(C) Bekämpfung von Kriminalität und Gewalt 
(D) Neubau von Sozialwohnungen 
Die Regierung hat die Steuern auf Gewinne aus 
Finanzinvestitionen gesenkt und die Steuern auf 
Löhne erhöht. Eine grosse Gruppe protestiert mit 
Schildern vor den Regierungsgebäuden. Die Protes-
tierenden sind wahrscheinlich … 
(A) Leute mit grossen Sparkonten 
(B) Aktionäre 
(C) Arbeitslose, die Sozialleistungen beziehen 
(D) Fabrikarbeiter 
 
Bemerkung: Bei den ersten vier Fragen handelt es sich um durch die Autorin formulierte Fragen, die beiden 
letzten Fragen entstammen dem Fragebogen des Projekts „IP 10 (Phase II): Mediatization of political attitudes: 
Becoming a democratic citizen in a multi-media environment“ im Rahmen des NCCR Democracy in Anlehnung 
an die  IEA-Studie Civic Education von 1999.  
 
Im darauffolgenden Abschnitt richtet sich der Fokus auf den schulischen Kontext. Nebst einigen Fra-
gen zur momentanen Ausbildung wird erfasst, ob und wie sich die Schülerinnen und Schüler bereits 
auf schulischer Ebene politisch oder sozial engagiert haben, wie die Lehrpersonen den politischen 
Unterricht gestalten, welche politischen Themen behandelt und welche Fertigkeiten erlernt wurden. 
Der letzte Teil des Fragebogens beschäftigt sich mit soziodemografischen Angaben – Jahrgang, Ge-
schlecht, Migrationshintergrund der Befragten wie ihrer Eltern, Wohnsituation –, dem sozioökonomi-
schen Hintergrund – zusammengesetzt aus dem Bildungsgrad und der Beschäftigungssituation der 
																																								 																																							 																																							 																																							 																													
haben auf die Vorgehensweise von Klöti und Risi (1991) einerseits und die Civic Education Studie (O-
ser/Biedermann 2003) andererseits.  
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Eltern sowie der finanziellen Situation während der Kindheit – wie auch Fragen zum sozialen Umfeld. 
Letztere beinhalten nebst dem Verhältnis zu den Eltern auch, ob und wie sich die Eltern und die engs-
ten Freunde politisch engagieren und die Verortung des Vaters und der Mutter auf der Links-Rechts-
Achse. Abschliessend erfolgen noch zwei Fragen zur Religiosität und eine Batterie von vier Fragen 
zur Kontrolle sozial erwünschten Antwortverhaltens. 
Beim vorliegenden Fragebogen handelt es sich um ein standardisiertes Erhebungsinstrument, da er 
hauptsächlich aus geschlossenen Fragen besteht. Für diesen Typ von Fragen sind die Antwortkatego-
rien vorgegeben, wobei sich die Befragten – hier die Schülerinnen und Schüler – jeweils für eine der 
Alternativen entscheiden müssen. Der Vorteil geschlossener Fragen besteht darin, dass für alle an der 
Umfrage teilnehmenden Personen die gleiche Interviewsituation gilt, was zu einer besseren Vergleich-
barkeit der Daten führt (vgl. Schnell et al. 1993: 330). In einigen Fällen wie beispielweise bei der Fra-
ge nach der Beschäftigungssituation der Eltern oder der Nationalität der/s Befragten resp. der Eltern 
werden so genannte Hybrid- oder halboffene Fragen eingesetzt, was es den jungen Erwachsenen er-
laubt, nicht in den aufgelisteten Alternativen enthaltene Antworten zu ergänzen. Zur Vermeidung von 
Missings, sprich nicht-beantworteten Fragen, wurde allen Fragen um ein „weiss nicht“-Kategorie er-
gänzt. Der Grossteil der Fragen verlangt nur nach einer Antwort, für einen geringen Teil besteht die 
Möglichkeit von Mehrfachantworten, auf welche im Fragebogen aber ausdrücklich hingewiesen wird. 
Der Fragebogen lag für die Untersuchung in insgesamt acht Varianten vor. Da die Umfragebögen 
entweder von Hand oder am Computer ausgefüllt werden konnten, wurde der Fragebogen einerseits 
mittels der Erfassungssoftware TeleForm82 für die ausgedruckten Versionen in den Sprachen Deutsch, 
Französisch und Italienisch erstellt. Die Online-Fragebogen hingegen wurden nur in zwei Sprachen, 
Deutsch und Französisch, formuliert, und zwar mit Hilfe des für akademische Zwecke kostenlosen 
und einfach handzuhabenden Tools „Soscisurvey“83, das zum einen über eine grosse Auswahl an mög-
lichen Fragetypen verfügt und zum anderen die erhobenen Daten einfach und effizient in für die Da-
tenanalyse geeignete Formate umwandelt. Aufgrund der Durchführung der Befragung an Gymnasien 
wie auch Berufsfachschulen, die sich in Bezug auf Fragen zur Ausbildung unterscheiden, wurde für 
alle beschriebenen Versionen jeweils eine Vorlage für beide Schultypen – Gymnasien und Berufsfach-





82 Die Erfassungssoftware TeleForm ermöglicht die Erstellung von Fragebogen und Formularen, die anschlies-
send an die Beantwortung eingescannt werden können. Der Scanner erkennt dabei sowohl Ankreuzfelder wie 
auch manuelle Eingaben automatisch, die wiederum in beliebige Datenbankformate (u.a. XLS, SPSS, CSV) 
übertragen werden können (vgl. http://www.electricpaper.de/produkte/teleform.html) [letzter Zugriff: 
26.06.2016].  
83 Siehe www.soscisurvey.de.  
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Tabelle 4.2: Aufbau des Fragebogens 
Themenfelder  Schwerpunkte 
Einstiegsfragen Freunde treffen 
Vertrauen in Mitmenschen 
Politisches Engagement Politische Interesse 
Diskussionshäufigkeit politischer Themen 
Information über das politische Geschehen 
Politische Aktivität Beteiligung an Wahlen 
Nähe zu Parteien 
Beteiligung an Abstimmungen 
Partizipation an weiteren institutionalisierten Beteiligungsformen 
Unkonventionelle politische Partizipation 
Politische Überzeugungen 
und Einstellungen 
Verortung auf der Links-Rechts-Achse 
Einschätzung der eigenen politischen Wirksamkeit 
Bürgerpflicht  
Vertrauen in politische und Ordnungsinstitutionen 
Zufriedenheit mit der Schweizer Politik 
Einstellungen gegenüber Ausländerinnen und Ausländern 
Einstellungen gegenüber der Geschlechtergleichstellung 
Soziales Engagement Aktivität in verschiedenen Vereinen und Organisationen 
Politisches Wissen Selbsteinschätzung des politischen Verständnisses 
Politisches Wissen und Verständnis 
Schulischer Kontext  Momentane Ausbildung 
Soziale und politische Aktivitäten im Rahmen der schulischen Aus-
bildung 
Gestaltung des politischen Unterrichts 
Behandlung verschiedener Themen im politischen Unterricht 
Erlernte Fertigkeiten im Rahmen politischen Unterrichts 
Soziodemografie Jahrgang 
Geschlecht 
Migrationshintergrund des/der Befragten 
Migrationshintergrund der Eltern 
Wohnsituation 
Angaben zur Wohngemeinde 
Sozioökonomischer Hinter-
grund 
Ausbildung der Eltern 
Beschäftigungssituation der Eltern 
Finanzielle Verhältnisse im Elternhaus 
Soziales Umfeld Verhältnis zu den Eltern 
Politisches Interesse und politische Aktivität der Eltern 
Politisches Interesse und politische Aktivität des Freundeskreises 
Verortung der Eltern auf der Links-Rechts-Achse 




84 Am Schluss der Umfrage wurden vier Fragen gestellt, welche der Kontrolle sozialer Erwünschtheit dienen. 
Eine der Problematiken von Befragungen insbesondere in der psychologischen Forschung oder in den Sozialwis-
senschaften besteht denn auch, dass es aufgrund von so genannt sozial erwünschten Antwortverhaltens zu Ver-
zerrungen kommen kann, die wiederum zu einer Abschwächung, Abwertung oder Moderation der geschätzten 
Zusammenhänge führen können (Kemper et al. 2012; Stocke/Hunkler 2004). Diese Fragen stammen aus einer 
von Winkler et al. (2006) entwickelten Skala, die den Grad sozial erwünschten Antwortens von Umfrageteil-
nehmerinnen und -teilnehmern messen soll. Im Rahmen dieser Arbeit kann aus Gründen der Komplexität und 





Das zu erklärende Phänomen, das politische Partizipationsverhalten junger Erwachsener, umfasst wie 
im vorangegangenen Kapitel nicht nur die Beteiligung an Abstimmungen und Wahlen, sondern auch 
weitere institutionalisierte wie auch unkonventionelle Aktivitäten. Insgesamt wurde die Teilnahme-
häufigkeit an 17 verschiedenen Partizipationsformen erhoben85. Es stellt sich daher die Frage, wie das 
Partizipationsverhalten untersucht werden soll. Nebst der Analyse von separaten Modellen für jede 
einzelne Form politischer Aktivität wäre auch die Zusammenfassung aller Ausprägungen in einer Va-
riable, bspw. durch Aufaddierung oder die Bildung eines Mittelwerts, möglich. Erstere Option hat den 
Vorteil, dass Unterschiede in der Art und Weise der Partizipationsart berücksichtigt werden können. 
So unterscheidet sich beispielweise der politisch motivierte Boykott von der aktiven Beteiligung an 
einer politischen Kampagne stark in puncto zeitlichem Aufwand, wohingegen für eine Spende grösse-
re finanzielle Mittel notwendig sind als für die Beteiligung an Wahlen oder Abstimmungen. Eine 
simple Aufaddierung aller Beteiligungsformen würde solche Unterschiede ignorieren. Gleichzeitig 
vernachlässigt ein additiver Index auch die Unterscheidung in konventionelle und unkonventionelle 
Partizipation, was dazu führt, dass Jugendliche unter 18 Jahren resp. ohne Schweizer Pass automatisch 
schlechter abschneiden. Die Untersuchung von 17 separaten Modellgruppen hingegen ist insbesondere 
aufgrund der grossen Anzahl an erklärenden Variablen auf drei Ebene mit grossem Aufwand verbun-
den und birgt die Gefahr der Unübersichtlichkeit. Entsprechend wird sowohl auf erstere wie auch letz-
tere Methode verzichtet. Stattdessen werden mittels einer explorativen Faktorenanalyse86 ähnliche 
Aktivitäten in so genannten Faktoren zusammengefasst. Eine solche Vorgehensweise erlaubt eine 
Variable, indem jene Aspekte, welche in ihren Merkmalen weitestgehend übereinstimmen, also auf 
denselben Faktor laden, zusammengefasst werden. Für die vorliegende Analyse wurde entsprechend 
eine solche Faktorenanalyse durchgeführt, aus welcher insgesamt acht Faktoren extrahiert wurden. 
Zwei der Faktoren konnten aufgrund der tiefen Ladungen aller Partizipationsformen ausgeschlossen 
werden. Die übrigen sechs Faktoren laden jeweils auf mindestens zwei politische Aktivitäten ausrei-
																																								 																				
85 Hierbei wurde die Parteiaktivität nicht miteinbezogen, da dieses Engagement stärker als Ressource oder Mobi-
lisierungsort für weitere Partizipationsformen denn als politische Partizipation im engeren Sinn verstanden wird. 
Wie weitere Formen sozialen Engagements wird die parteipolitische Aktivität als im Sinne von sozialem resp. 
politischem Kapital als Ressource erachtet, die das weitere politische Engagement positiv beeinflusst. 
86 Die Faktorenanalyse ist ein methodisches Verfahren zur Reduktion von Variablen. Es wird dabei grundsätzlich 
zwischen zwei Verfahrensweisen unterschieden, der konfirmatorischen Analyse zur Überprüfung von Annahmen 
sowie der explorativen Analyse, welche auch als strukturentdeckende Methode bezeichnet wird (vgl. Hilde-
brandt 2015: 48). Im Vordergrund steht dabei, aus einer Korrelationsmatrix Faktoren und Beziehungen zwischen 
Variablen zu extrahieren. Für die vorliegende Untersuchung wird dabei auf eine so genannte polychoric-
Korrelationsmatrix zurückgegriffen, die die Durchführung der Faktoranalyse für kategorial skalierte Variablen 
erlaubt (vgl. dazu Holgado et al. 2010). Zur besseren Interpretation der Faktoren, d.h. der klareren Unterschei-
dung der Faktorladungen werden die Ergebnisse der Analyse rotiert, ein orthogonales Rotationsverfahren zur 
Anwendung kommt, bei welchem die Faktoren unkorreliert bleiben. Zur zusätzlichen Verbesserung der Ergeb-
nisse wird anschliessend eine Promax-Rotation durchgeführt, mit dem Ziel, „bei möglichst maximalen Hochla-
dungen die Nebenladungen in die Nähe von Null zu bringen“ (Manhart/Hunger 2008: 13, Online unter: 
http://www.statistik.lmu.de/~helmut/seminar_0809/H2.pdf [letzter Zugriff: 17.10.2016]).  
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chend stark87. Diese sechs Partizipationsfaktoren wurden für die Zusammenhangsanalysen verwendet, 
wobei jeweils für jeden Faktor eigene Modelle berechnet wurden. Damit kann einerseits berücksichtigt 
werden, ob die Partizipationsformen alters- und nationalitätsunabhängig für alle jungen Erwachsenen 
zugänglich sind, andererseits ist der Einbezug von sechs unterschiedlichen Beteiligungstypen über-
schaubarer als die Durchführung von Analysen zu allen 17 politischen Aktivitäten, die im Fragebogen 
Beachtung finden. Im Folgenden sollen die Faktoren genauer beschrieben werden.88 
 
Konventionelle Partizipation 
Der erste Faktor wird als konventionelle Partizipation bezeichnet und umfasst die traditionellen und in 
der Literatur am häufigsten mit politischer Beteiligung in Verbindung gebrachten politischen Formen 
politischer Teilhabe, nämlich die Wahl- und Abstimmungsbeteiligung. Konkret wurde die Beteiligung 
an den beiden Partizipationsformen mittels zweier Fragen erfasst: 
„Wahlen finden je nach Ebene alle vier bis fünf Jahre statt. Haben Sie bereits an eidgenössischen, 
kantonalen oder lokalen Wahlen teilgenommen?“ 
„Haben Sie bereits an eidgenössischen, kantonalen oder lokalen Abstimmungen teilgenommen?“ 
Beantwortet werden konnten die beiden Fragen mittels vier Antwortmöglichkeiten89: (a) ja, (b) nein, 
(c) bin nicht stimm- resp. wahlberechtigt sowie (d) weiss nicht.  
Wie bereits mehrfach erwähnt stehen diese beiden Partizipationstypen nur jenen jungen Erwachsenen 
offen, die sowohl bereits das 18. Lebensjahr erreicht haben wie auch über die Schweizer Staatsbürger-
schaft verfügen. Entsprechend werden für die Modelle, die den Zusammenhang zwischen individueller 
																																								 																				
87 Vgl. Anhang 1, Tabelle A.2. 
88 Für die Bezeichnung der ersten drei Partizipationsformen wird auf die Begriffe „konventionell“ und „unkon-
ventionell“ zurückgegriffen, obwohl in der Literatur mehrfach darauf verwiesen wird, dass es sich dabei um 
überholte Bezeichnungen handelt, da sich vor allem die milderen Formen der Beteiligungsarten wie Initiativen 
oder Referenden unterschreiben oder Boykotte geringen Ausmasses eingebürgert haben und nicht als unkonven-
tionell im ursprünglichen Sinn bezeichnet werden können (Gundelach 1995). Alternativ werden verschiedene 
Termini vorgeschlagen. Gundelach beispielweise greift auf den Begriff „Grass-Root-Activities“ zurück, unter 
welchem er all jene Partizipationsformen subsumiert, die nicht institutionell geregelt sind. Ekman und Amna 
(2012) schlagen hingegen eine Unterscheidung zwischen „parliamentary“ und „extra-parliamentary“ vor, wobei 
sich erstere vor allem auf die die Beteiligung an Wahlen bezieht. Demgegenüber unterteilt Norris die verschie-
denen Aktivitäten nach deren Fokus in bürgerorientierte und ursachenorientierte Handlungen, wobei erstere vor 
allem parteipolitische Aktivitäten und die Teilnahme an Wahlen betreffen, letztere hingegen alle jene Partizipa-
tionsmöglichkeiten mit einbeziehen, welche mit Fokus auf spezifische Themen, Probleme oder Sachverhalte 
ergriffen werden. Da diese Vorschläge die verschiedenen Handlungsoptionen durchwegs in lediglich zwei Kate-
gorien unterteilen, sich aus der Faktorenanalyse aber sechs Partizipationsformen extrahieren lassen, wird der 
Einfachheit halber einerseits auf die von Barnes und Kaase verwendeten Begrifflichkeiten „konventionell“ und 
„unkonventionell“ zurückgegriffen und andererseits auf Bezeichnungen, welche gemäss Literatur und eigener 
Einschätzungen die jeweilige Art der Beteiligung am besten umschreiben. 
89 Da die überwiegende Mehrheit der Befragten zum Befragungszeitpunkt nicht älter als 20 Jahre war, also das 
Stimmrechtsalter erst vor kurzem erreicht hat, wurde lediglich erhoben, ob der oder die Jugendliche bereits an 
einer Wahl oder Abstimmung auf lokaler, regionaler oder eidgenössischer Ebene teilgenommen habe und nicht 
ermittelt, wie oft dies bereits der Fall war, im Gegensatz zu den übrigen Fragen, wo zusätzlich zwischen einma-
liger und mehrmaliger Beteiligung unterschieden wurde. 
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und kontextueller Voraussetzungen und der Beteiligung an Wahlen und Abstimmungen untersuchen, 
nur Schülerinnen und Schüler einbezogen, die politisch mündig, sprich 18 Jahre alt und Schweizer 
Bürgerinnen resp. Bürger, sind (N=3256). 
 
Institutionell-konventionelle Partizipationsformen 
Nebst Wahlen und Abstimmungen existieren in der Schweiz noch weitere institutionalisierte Formen 
politischer Partizipation, mittels welcher Bürgerinnen und Bürger mehr oder weniger direkt auf den 
politischen Prozess Einfluss nehmen können und für deren Ausübung politische Mündigkeit vorausge-
setzt wird. Konkret handelt es sich dabei um die Teilnahme an Gemeindeversammlungen90 und die 
Unterzeichnung von Volksinitiativen und Referenden. Zusammengefasst werden diese beiden Aktivi-
täten unter der Bezeichnung „institutionell-konventionelle Partizipation“, da sie einerseits institutionell 
geregelt sind und dieselben Voraussetzungen wie für die klassische konventionelle Partizipation gelten 
(Unterzeichnung einer Initiative oder eines Referendums resp. die Sammlung von Unterschriften), 
andererseits einen ebenfalls stark institutionalisierten Politikbestandteil, nämlich politische Organisa-
tionen resp. Kampagnen, betreffen (Spende an politische Organisation oder Kampagne). Erfragt wur-
den diese beiden Formen mittels folgender Fragen: 
„Ausser Wahlen und Abstimmungen gibt es noch andere Möglichkeiten sich politisch zu beteiligen. 
Wie oft haben Sie bereits … 
 … eine Initiative oder ein Referendum unterschrieben? 
 … selber Unterschriften gesammelt? 
 … Geld an eine politische Organisation oder für eine politische Kampagne gespendet?“ 
Für die Beantwortung der Fragen standen jeweils fünf Antwortkategorien zur Auswahl: (a) ja, mehr-
mals, (b) ja, einmal, (c) nie, (d) bin nicht stimmberechtigt resp. (e) weiss nicht91. In den Modellen zu 
diesen Partizipationsmöglichkeiten wurde jeweils für die politische Mündigkeit – also die Erreichung 
des 18. Lebensjahres sowie die Schweizer Nationalität – kontrolliert,  da mindestens eine Aktivität 





90 Die Teilnahme per se setzt nicht voraus, dass der oder die Jugendliche bereits 18 Jahre alt ist und die Schwei-
zer Nationalität besitzt, allerdings sind jüngere Personen und Teilnehmende ohne Schweizer Pass nicht stimmbe-
rechtigt, d.h. können am eigentlichen politischen Entscheidungsprozess nicht teilnehmen. 
91 Für die Frage zum Item „Unterzeichnung einer Initiative oder eines Referendums“ stand eine zusätzliche Ant-
wortkategorie zur Auswahl, nämlich „bin nicht stimmberechtigt“, da nur Unterschriften von Personen gültig 




Der nächste Faktor lädt auf drei politische Aktivitäten besonders stark, die in der Literatur den klassi-
schen unkonventionellen oder so genannten Grass Roots Activities zugeordnet werden (vgl. u.a. Bar-
nes/Kaase 1979; Gundelach 1995): Teilnahme an Demonstrationen, Besuch öffentlicher Veranstaltun-
gen zu einem politischen oder sozialen Thema sowie das Tragen politischer Botschaften. Da diese 
Beteiligungsformen allen jungen Erwachsenen unabhängig von Alter und Nationalität offen stehen, 
beschränken sich die Antwortmöglichkeiten für diesen Partizipationstypus wie auch für die folgenden 
drei Formen auf vier Kategorien: (a) mehrmals, (b) einmal, (c) nie resp. (d) weiss nicht. 
 
Politikernahe Partizipation 
Die vierte Untergruppe politischer Aktivitäten trägt – als bestmögliche Annäherung an die auf diesen 
Faktor ladenden Items – Bezeichnung „Politikernahe Partizipation“, wobei darunter Beteiligungsfor-
men fallen, welche einen mehr oder weniger direkten Kontakt zu einer Politikerin oder einem Politiker 
beinhalten. Dazu zählen nebst der Kontaktierung eines Politikers oder einer Politikerin der Besuch 
einer von einem Jugendparlament oder -rat organisierten Veranstaltung sowie der Besuch einer Ge-
meindeversammlung. Der Bezug oder die Nähe zur Politikerin resp. zum Politiker ist zwar nur für 
erstere Partizipationsform klar ersichtlich, allerdings kommt es auch im Rahmen der beiden anderen 
Beteiligungsarten zu einem direkten Kontakt zwischen Bürgern und Politikern. Veranstaltungen von 
Jugendparlamenten zielen denn auch grösstenteils auf einen Austausch zwischen Politikern und Ju-
gendlichen zu politischen, insbesondere jugendrelevanten Themen ab. Demgegenüber werden an Ge-
meindeversammlungen politische Entscheidungen unter Anwesenheit der Gemeindepolitiker getrof-




Der fünfte Faktor bezieht sich auf eine Partizipationsform, welche zwar nicht neu ist, aber in der poli-
tischen Forschung erst seit kurzem auch als politische Aktivität wahrgenommen wird (vgl. Stol-
le/Hooghe 2004). Das so genannte politische Konsumverhalten setzt sich primär aus politisch moti-
viertem Boy- resp. Buykott zusammen. Bei ersterer Form handelt es sich um den Verzicht auf den 
Kauf oder die Nutzung eines Artikels oder einer Dienstleistung, oftmals aus Protest gegen den Herstel-
ler, bspw. aufgrund nicht vertretbarer Arbeits-, Herstellungs- oder Vertriebsbedingungen. Zweitere 
Form beschreibt das Gegenteil, nämlich den bewussten Kauf einer Ware oder die vorsätzliche Nut-





Jüngere Studien haben gezeigt, dass Jugendliche oftmals gar nicht so apolitisch sind wie vermutet, 
sondern ihre politische Bedürfnisse und Ansichten über andere Kanäle zum Ausdruck bringen als älte-
re Stimmbürgerinnen und -bürger. Dabei wird vorwiegend auf die Bedeutung sozialer Medien und des 
Internets im Allgemeinen verwiesen, welche gerade aus dem Alltag junger Erwachsener nicht mehr 
wegzudenken sind. Zudem begünstigen die sich stetig weiterentwickelnden Kommunikationstechno-
logien und -programme diese Formen politischer Aktivität und tragen dazu bei, dass sie vermehrt be-
nutzt werden und deren Bedeutung wächst. Entsprechend wurden in der Befragung auch solche Akti-
vitäten einbezogen, die unter dem Begriff der Online-Partizipation zusammengefasst werden können. 
Konkret handelt es sich um folgende vier Fragen: 
„Wie oft haben Sie bereits … 
… einen Artikel mit politischem Inhalt geschrieben (z.B. Blogeintrag)? 
… sich an einer politischen Diskussion im Internet beteiligt? 
… einer Facebook-Gruppe aus politischen, ethischen oder Umweltgründen beigetreten? 
… Emails oder Links mit politischem Inhalt weitergeleitet?“ 
Im nächsten Abschnitt richtet sich der Fokus auf die erklärenden individuellen Einflussgrössen, sprich 
es wird aufgezeigt, auf welche Art und Weise die latenten Ressourcen-Konzepte operationalisiert wer-
den, beginnend mit den sozioökonomischen Ressourcen. 
 
Erklärende Variablen 
Da es sich bei den meisten Variablen sowohl auf individueller wie auch kontextueller Ebene um no-
minal skalierte Variablen92 handelt, die aufgrund des nicht-metrischen Skalierungsgrades nicht direkt 
in die Regressionsmodelle einbezogen werden können, ist ein Zwischenschritt erforderlich, genauer 
die Recodierung der Variablen in binäre Dummy-Variablen. Erst diese Transformation erlaubt es, 
nominal resp. ordinal skalierte Variablen in die Regressionsmodelle aufzunehmen. Andernfalls lassen 
sich die Regressionskoeffizienten für diese erklärenden Variablen kaum interpretieren, da im Falle von 
nominal skalierten Prädiktoren weder die Abstände noch eine Reihenfolge der einzelnen Kategorien 
bestimmt werden kann, sondern nur ob Merkmale übereinstimmen oder nicht (Gehring/Weins 2004: 
35). Merkmalsausprägungen ordinal skalierter Variablen liegen zwar in einer Reihenfolge vor, aber 
auch hier sind die Abstände nicht näher definierbar. Diese Voraussetzungen erschweren die Interpreta-
tion der Regressionskoeffizienten, da es sich bei den Werten, die den Ausprägungen zuordnet werden, 
um mehr oder weniger zufällige Kodierungen, also nicht um reelle Zahlen, handelt. Entsprechend die 
																																								 																				
92 Aufgrund des Einschlusses von Missings (vgl. Kapitel 5.3) in je einer separaten Kategorie handelt es sich bei 
den erklärenden Variablen mit wenigen Ausnahmen um nominal skalierte Variablen, auch wenn die ursprüngli-
che Variable, also jene ohne die Kategorie für fehlende Werte, ordinal skalierter Natur war.  
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Effekte bei einem Anstieg einer erklärenden Variable um eine Einheit kaum beurteilt werden. Die 
Umwandlung von kategorialen Variablen in Dummy-Variablen umgeht dieses Problem, in dem für 
jede Kategorie ein Dummy gebildet wird, also ein dichotomer Prädiktor mit den Ausprägungen 0 und 
1 (0 = liegt nicht vor, 1 = liegt vor). Diese Variablen können nun ohne weiteres ins Regressionsmodell 
integriert werden, wobei immer eine Merkmalsausprägung als Referenzkategorie weggelassen wird. 
Die Effekte der einzelnen Dummy-Variablen auf die zu erklärende Variable werden schliesslich im 
Vergleich zur Referenzkategorie interpretiert93. Wenn nicht anders erwähnt, fungiert jeweils die tiefste 
Kategorie als Referenz.  
 
Sozioökonomische Ressourcen 
Beim ersten Bündel handelt es sich um Ressourcen, die sich aus dem sozioökonomischen Status erge-
ben. Wie in Kapitel 3.2.1 erläutert, wird hierfür nicht der sozioökonomische Status (SES) der Befrag-
ten selber, sondern derjenige der Eltern erfasst, da die Schülerinnen und Schüler grösstenteils noch 
stark von ihrem Elternhaus abhängig sind resp. unterstützt werden. Klassischerweise setzt sich der 
SES aus drei Komponenten zusammen: dem Bildungsgrad, der beruflichen Stellung und der finanziel-
len Situation. Erster Bestandteil wurde direkt über die Frage nach dem höchsten schulischen Ab-
schluss beider Eltern erhoben, wobei die ursprünglichen sieben Kategorien in je drei Kategorien zu-
sammengefasst wurden: tiefe Bildung (keine Ausbildung, Primarschule, obligatorische Schule), mittle-
re Bildung (Berufslehre, Mittelschule, Lehrerseminar, höhere Berufsausbildung) sowie hohe Bildung 
(Fachhochschule, Universität). Als vierte Kategorie wurde eine „Missing“-Kategorie ergänzt, die alle 
fehlenden Werte und „weiss nicht“-Antworten beinhaltet (vgl. Kapitel 5.3 zum Umgang mit Missing). 
Die berufliche Stellung der Eltern wurde per se nicht erfragt, es wurde lediglich eine Frage zur Er-
werbstätigkeit beider Elternteile gestellt, die zur Operationalisierung der beruflichen Stellung herange-
zogen wird. Die insgesamt zehn zur Verfügung stehenden Antwortmöglichkeiten wurden in einer Va-
riablen zusammengefasst, wobei diese vier Kategorien94 umfasst. Die letzte den sozioökonomischen 
Status umschreibende Variable berücksichtigt die finanzielle Situation. Klassischerweise wird diese 
Komponente über das Haushaltseinkommen erhoben. Erfahrungsgemäss wird die Frage nach dem 
Einkommen oftmals nicht beantwortet. Zudem ist davon auszugehen, dass mindestens ein Teil der 
Schülerinnen und Schüler nicht genau weiss, wie viel ihre Eltern verdienen. Entsprechend wird hier 
auf eine Frage des ch-x-Fragebogens (Bertossa et al. 2008) zurückgegriffen, die nach der finanziellen 
Situation während der Kindheit fragt. Dabei standen vier Antwortmöglichkeiten zur Auswahl: sehr 
																																								 																				
93 Vgl. https://www.uibk.ac.at/econometrics/einf/kap03_dummy.pdf [letzter Zugriff: 06.07.2016].  
94 Es handelt sich dabei um folgende Kategorien: Vollzeit/Teilzeit, zu Hause (arbeitslos, pensioniert, Hausfrau/-
mann) sowie andere Situation (verstorben, Weiterbildung) integriert, sowie eine Missing-Kategorie. 
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bescheiden, bescheiden, gut und sehr gut. Ergänzt wurde die Variable für die vorliegende Arbeit wie-
derum um eine Missing-Kategorie95. 
Zusätzlich zur Operationalisierung aller Bestandteile des SES, wurde eine weitere Variable gebildet, 
die den sozioökonomischen Hintergrund widerspiegeln soll. Hierfür wurden allerdings nur die finanzi-
elle Situation während der Kindheit sowie der Bildungsgrad der Eltern berücksichtigt, nicht aber die 
Erwerbstätigkeit der Eltern. Diese gibt lediglich wieder, ob jemand arbeitet, nicht aber in welcher Po-
sition, was eigentlich ausschlaggebend für die Ermittlung des SES ist. Zudem gibt die Variable auch 
keine Antwort darüber, ob und in welcher Position jemand während der Kindheit der befragten Schü-
lerinnen und Schüler beruflich tätig war.96 Entsprechend wird für die SES-Variable der Mittelwert aus 
der finanziellen Situation97 und des Bildungsgrads des Vaters wie auch der Mutter berechnet.  
 
Humankapital (Civic Skills)  
Das so genannte Humankapital oder Civic Skills, also Fähigkeiten und Fertigkeiten, die im Zusam-
menhang mit staatsbürgerlichen Aufgaben benötigt, aber auch erworben werden, wurde anhand von 
drei Variablen im schulischen Kontext erhoben. Als erstes wurde die schulische Leistung erhoben. 
Anstelle einer Frage nach den Noten in bestimmten Fächern wurden die Schülerinnen und Schüler 
gebeten, ihre Leistungen im Vergleich mit der ganzen Klasse im Hinblick auf das letzte Schuljahr 
einzuschätzen. Die dafür verwendete Fragestellung entstammt der ch-x-Studie „Werte und Lebens-
chancen im Wandel“ (Bertossa et al. 2008) und unterscheidet folgende vier Antwortmöglichkeiten: Ich 
befand mich… (a) im obersten Viertel, (b) im zweiten Viertel, (c) im dritten Viertel sowie (d) im un-
tersten Viertel (sowie zusätzlich noch eine Antwortkategorie „weiss nicht“). Für die Analysen wurde 
die Variable so recodiert, dass der tiefste Wert dem untersten Viertel und der höchste Wert dem obers-
ten Viertel entspricht, sodass die Referenzkategorie in den Regressionsmodellen der tiefsten Einschät-
zung bezüglich der schulischen Leistung entspricht.  
Der zweite Indikator für das Ausmass an verfügbarem Humankapital betrifft den Schultyp. In der Um-
frage wurde primär erhoben, ob der oder die Jugendliche ein Gymnasium oder eine Berufsfachschule 
besucht, wobei bei letzterem Schultyp zusätzlich unterschieden werden kann, ob die Fachschule mit 
oder ohne Berufsmaturität absolviert wird. Aufgrund der Anzahl Schultage und der durchschnittlich 
längeren Ausbildungszeit98 lässt sich vermuten, dass Gymnasiasten, gefolgt von Berufsmaturitätsschü-
																																								 																				
95 Wie erwähnt werden fehlende Werte insofern berücksichtigt, als sie in Form einer weiteren Kategorie jeder 
Variable hinzugefügt werden. Da dies – falls nicht explizit anders erwähnt – für alle Variablen der Fall ist, wird 
auf diese Vorgehensweise im Folgenden nicht mehr für jede Variable verwiesen. 
96 Beispielsweise wird durch die vorliegende Frage ausser Acht gelassen, in welcher Art und Weise eine mittler-
weile pensionierte Person früher tätig war. 
97 Für die Berechnung des SES wurde die finanzielle Situation in drei Kategorien recodiert, sprich die Katego-
rien „bescheiden“ und „sehr bescheiden“ wurden zu einer zusammengefasst.  
98 Einerseits werden Gymnasiastinnen und Gymnasiasten an fünf (resp. sechs) Tagen unterrichtet, im Gegensatz 
zu Schülerinnen und Schüler, die eine Lehre absolvieren. Letztere besuchen nebst der praktischen Ausbildung im 
Lehrbetrieb eine entsprechende Berufsfachschule. Je nachdem, ob sie zusätzlich eine Berufsmaturität abschlies-
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lerinnen und -schüler, im Vergleich zu Berufsfachschülerinnen und -schülern (ohne BM) im Rahmen 
der schulischen Bildung über mehr Möglichkeiten verfügen, Humankapital zu erwerben.  
Der dritte für die Messung von Civic Skills berücksichtigte Faktor betrifft die bisherigen schulischen 
Aktivitäten. Darunter fallen die Mitgliedschaft in einer Schülerorganisation, die Funktion als Klassen-
sprecherin oder -sprecher, die Teilnahme an Schülerversammlungen, die Einnahme einer aktiven Rolle 
an solchen Versammlungen, die Beteiligung an einer schulischen Protestbewegung, die Organisation 
von politischen Veranstaltungen an der Schule sowie der Besuch einer politischen Institution oder 
Veranstaltung im Klassenverband. Für jede Aktivität standen je drei Antwortmöglichkeiten zur Verfü-
gung, um die Häufigkeit der Ausübung dieser zu messen: (a) ja, mehrmals, (b) ja, einmal sowie (c) 
nein, nie (plus die Möglichkeit mit „weiss nicht“ zu antworten). Aus dieser Fragebatterie wurden zwei 
neue Variablen gebildet: eine metrische und eine kategoriale Variable. Für den ersten Prädiktor wur-
den alle Antworten aufaddiert, wobei für die mehrmalige Beteiligung an einer Aktivität der Wert 2 
und für die einmalige Beteiligung der Wert 1 vergeben wurde. Wer die entsprechende Handlung nie 
ausgeübt hat, erhielt den Wert 0. Dies führt zu einem Index von 0 bis 14. Da wie in Kapitel 5.3 be-
schrieben fehlende Werte resp. „weiss nicht“-Antworten über eine zusätzliche Missing-Kategorie be-
rücksichtigt werden, wurde zudem eine kategoriale Variable gebildet, wobei die Häufigkeit der Aus-
übung schulischer Aktivitäten in drei Kategorien zusammengefasst wurde: (a) selten bis nie, (b) ab 
und zu sowie (c) oft bis sehr oft. 
 
Soziales und politisches Kapital 
Das nächste Ressourcenbündel, das Sozial- resp. politische Kapital, wird über drei Aspekte operatio-
nalisiert, die Aktivität in Vereinen und Organisationen, das Vertrauen in politische und Ordnungsinsti-
tutionen sowie die Zufriedenheit mit dem Bundesrat und der Schweizer Demokratie. Zur Messung des 
Engagements in sozialen Netzwerken wurde den Schülerinnen und Schülern eine Auflistung verschie-
dener Vereine und Organisationen vorgelegt, für die sie jeweils angeben mussten, ob sie Mitglieder 
sind, an deren Veranstaltungen teilgenommen haben, darin aktiv tätig sind, etwas gespendet haben 
oder ob sie gar nichts davon gemacht haben. Insgesamt wurden folgende elf Organisationsarten in die 
Umfrage einbezogen, wobei im Hinblick auf deren Auswahl insbesondere für Jugendliche relevante 
Vereine berücksichtigt wurden99:  
 
																																								 																																							 																																							 																																							 																													
sen, beträgt die Unterrichtszeit ein bis zwei Tage. Andererseits dauert Ausbildung an Gymnasien tendenziell 
etwas länger. Mit einigen wenigen Ausnahmen werden die Jugendlichen während vier Jahren unterrichtet, wo-
hingegen mindestens ein Teil der Lehren und entsprechend auch die schulische Grundbildung nur drei Jahre 
dauern. (Vgl. https://bildungssystem.educa.ch/de/berufliche-grundbildung-1 sowie https://bildungs-
system.educa.ch/de/gymnasiale-maturitaetsschule-gymnasium [letzter Zugriff: 11.08.2016] 
99 Die Auswahl basiert auf zwei verschiedenen Umfragen, die eine ähnliche Fragestellung einbezogen haben, 
nämlich der Befragung im Rahmen des Freiwilligenmonitors (vgl. Stadelmann-Steffen et al. 2010) sowie der 
EUYOUPART-Studie (Deutsches Jugendinstitut 2004, http://www.dji.de/index.php?id=551 [letzter Zugriff: 
14.10.2016]), sowie auf eigenen Ergänzungen. 
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(a) Sportclub, -verein 
(b) Jugend- oder Schülerorganisation (z.B. USO, Austauschorganisation) 
(c) Kirchliche oder kirchennahe Organisationen (z.B. Blauring, Cevi) 
(d) Soziale, karikative resp. gemeinnützige Institutionen (z.B. Rotes Kreuz) 
(e) Kultureller Verein (z.B. Theatergruppe, Fasnachtsverein) 
(f) Interessenverband (z.B. Berufsverband, Gewerkschaft, TCS) 
(g) Menschenrechtsorganisation (z.B. Amnesty International) 
(h) Umweltorganisation (z.B. WWF, Pro Natura) 
(i) Politische Partei, Jungpartei oder Jugendorganisation einer Partei 
(j) Öffentlicher Dienst (z.B. Samariter, Verkehrskadetten) 
(k) Spiel-, Hobby- oder Freizeitverein (z.B. Schachklub) 
Aus diesen Angaben wurde für jede Art von Verein eine ordinale Variable mit je drei Ausprägungen – 
geringes Engagement, mittleres Engagement, starker Engagement – gebildet. Ein geringes Engage-
ment wurde jenen Jugendlichen attestiert, die sich nur an einer der möglichen aufgelisteten oder an gar 
keiner Aktivität der jeweiligen Vereine oder Organisationen beteiligten. Demgegenüber widerspiegelt 
ein mittleres Engagement die Partizipation an mindestens zwei Aktivitätsformen. Ein starkes Engage-
ment wird jenen jungen Erwachsenen attestiert, die angeben, an drei oder gar allen angeführten Aktivi-
täten teilgenommen zu haben. Die deskriptive Analyse zeigte allerdings, dass in den meisten Vereinen 
nur wenige Schülerinnen und Schüler gering resp. stark involviert sind. Daher wurde schliesslich je 
eine Dummy-Variable für jede Form von Netzwerk konstruiert, wobei der Wert 1 für „im Verein ak-
tiv“ steht und der Wert 0 für „keine Aktivität“.  
Die zweite Komponente sozialen Kapitals setzt sich zusammen aus dem Vertrauen in verschiedene 
öffentliche Institutionen. Für jede dieser Institutionen konnten die Befragten ihr Vertrauen auf einer 
Skala von 0 bis 10 aussprechen, wobei 0 für „überhaupt kein Vertrauen“ und 10 für „volles Vertrauen“ 
stehen.  
Anhand einer explorativen Faktorenanalyse konnten diese insgesamt sieben Institutionen in zwei 
Gruppen eingeteilt werden. Der erste Faktor wird mit „politische Institutionen“ betitelt und setzt sich 
zusammen aus dem Vertrauen in den Bundesrat, das Parlament, politische Parteien sowie die kantona-
len Behörden. Auf den zweiten Faktor laden drei Institutionen, nämlich die Justiz und Gerichte, die 
Armee sowie Polizei, die im Folgenden als Ordnungsinstitutionen bezeichnet werden. Für die Analy-
sen wurden basierend auf den Ergebnissen der Faktorenanalyse zwei kategoriale Variablen gebildet. 
Erste Variable fasst das Vertrauen in die vier politischen Institutionen, letztere jenes in die drei Ord-
nungsinstitutionen zusammen. Dafür wurden in einem ersten Schritt die Mittelwerte der vier resp. drei 
Institutionen auf der ursprünglichen 11-Punkte-Skala berechnet, welche dann in einem zweiten Schritt 
auf folgende fünf Kategorien reduziert wurden: kein Vertrauen, wenig Vertrauen, weder wenig noch 
viel Vertrauen, etwas Vertrauen sowie viel Vertrauen. 
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Beim letzten Aspekt, mittels welchem das Sozial- resp. politische Kapital operationalisiert wird, han-
delt es sich um die Zufriedenheit mit der Schweizer Politik, genauer darum, wie zufrieden die jungen 
Erwachsenen einerseits mit der Arbeit des Bundesrats und andererseits mit der Art und Weise, wie die 
Demokratie in der Schweiz funktioniert, sind. Analog zur Wähler/innen-Befragung im Rahmen der 
Selects 2011 (FORS 2012100), auf welcher die Fragen basieren, standen vier Antwortmöglichkeiten zur 
Auswahl: überhaupt nicht zufrieden, nicht sehr zufrieden, ziemlich zufrieden sowie sehr zufrieden.  
 
Politisches Engagement 
Wie in Kapitel 3.1.3 geschildert, setzt sich das Ressourcenbündel „Politisches Engagement“ aus dem 
politischen Interesse, dem politischen Wissen, dem eigenen Wirksamkeitsempfinden, dem Verständnis 
von Bürgerpflicht, dem Konsum politischer Nachrichten sowie der Nähe zu einer oder mehreren Par-
teien zusammen. Dem ersten Konzept, dem politischen Interesse, wird in der Partizipationsliteratur 
besonders viel Beachtung geschenkt. Meist wird aber dabei nur das allgemeine Interesse an politischen 
Ereignissen und Prozessen berücksichtigt. In der Befragung hingegen wurde zwar ebenfalls nach dem 
gesamthaften Interesse gefragt. Darüber hinaus wurden aber auch Fragen zum Interesse an verschie-
denen Politikbereichen einbezogen: internationaler, Schweizer, kantonaler und lokaler Politik. Dies 
erlaubt einen tieferen Einblick in das politische Engagement junger Erwachsener und dessen Einfluss 
auf verschiedene Partizipationsarten, beispielsweise im Hinblick auf die Frage, ob jegliche Art von 
politischem Interesse denn auch zur Beteiligung an einer der untersuchten Partizipationsformen führt. 
Zur Beantwortung der Fragen nach dem Interesse an verschiedenen Arten von Politik standen vier 
Antwortmöglichkeiten zur Verfügung, von „überhaupt nicht interessiert“ bis „sehr interessiert“. Für 
die Zusammenhangsanalysen wurden die Mittelwerte der fünf Formen politischen Interesses berechnet 
und daraus eine neue Variable mit ebenfalls vier Merkmalsausprägungen gebildet. 
Die zweite Komponente politischen Engagements stellt das politische Wissen, über das ein Schüler 
oder eine Schülerin verfügt. Dieses Konzept wurde zum einen über einen kurzen Wissenstest, zum 
anderen über die Frage, wie kompetent sich die Jugendlichen in politischen Belangen fühlen. Dabei 
konnten die Befragten angeben, wie oft ihnen das politische Geschehen zu kompliziert erscheint, um 
zu verstehen, was vor sich geht. Zur Auswahl standen dabei fünf Antwortkategorien: (a) nie, (b) sel-
ten, (c) ab und zu, (d) oft und (e) sehr oft. Der Wissenstest bestand aus insgesamt sechs Multiple-
Choice-Fragen, zwei zur Schweizer Politik, zwei zum politischen Geschehen im Ausland sowie zwei 
Verständnisfragen (vgl. Tabelle 4.1). Bei fünf der Fragen mussten die Schülerinnen und Schüler die 
korrekte Lösung aus vier Antwortalternativen auswählen, die letzte Frage umfasste sechs Antwort-
möglichkeiten, wobei drei der Antworten angekreuzt werden sollten. Pro richtige Antwort wurde je-
weils ein Punkt vergeben, die anschliessend zu einem Index von 0 bis 7 aufaddiert wurden. Missings 
oder „weiss nicht“-Antworten wurden wie falsche Antworten behandelt, erhielten also den Wert 0.  
																																								 																				
100 http://forscenter.ch/de/our-surveys/selects/1994-2/selects-2011-2/ [letzter Zugriff: 14.10.2016]. 
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Der nächste Aspekt, mittels dessen das politische Engagement operationalisiert wird, ist die so ge-
nannte politische Effektivität. Dieses Konzept misst, wie wirksam junge Erwachsene ihre politischen 
Handlungen empfinden. Wie in Kapitel 3.1.3 erläutert kann die politische Wirksamkeit in externe und 
interne Effektivität unterteilt werden. Erstere beschreibt, inwiefern eine Person ihre eigenen Handlun-
gen im Hinblick auf politische Entscheidungen und Prozesse als wirksam beurteilt. Diese Dimension 
wird über die Zustimmung (1 = stimme gar nicht zu bis 5 = stimme voll und ganz zu) zu folgender 
Aussage gemessen: „Ich glaube, ein recht gutes Verständnis davon zu haben,  was politisch für unser 
Land wichtig ist“. Demgegenüber bezieht sich die externe Wirksamkeit auf die Wahrnehmung, ob 
resp. wie politische Akteure auf die eigenen politischen Aktivitäten reagieren. Dieses Teilkonzept wird 
über zwei Items erfasst, genauer über die Zustimmung zu nachstehenden Aussagen: (1) „Leute wie ich 
haben keinen Einfluss darauf, was die Regierung tut“ sowie (2) „Ich glaube nicht, dass Politiker/innen 
sich gross darum kümmern, was Leute wie ich denken“. Die Antworten wurden über den Mittelwert 
zu einer Variable zusammengefasst, welche dann in die Modelle integriert werden soll.  
Auch die nächste Komponente politischen Engagements – die so genannte Civic Duty, zu Deutsch 
Bürgerpflicht, also das Verständnis, inwiefern die Beteiligung an politischen Entscheidungsprozessen 
als eine für einen Staatsbürger oder eine Staatsbürgerin verpflichtende Handlung angesehen wird – 
wird über die Zustimmung auf einer Skala von 1 (stimme gar nicht zu) bis 5 (stimme voll und ganz zu) 
gemessen, und zwar mittels folgender Aussage: „Ein/e gute/r Bürger/in beteiligt sich regelmässig an 
politischen Aktivitäten wie Wählen und Abstimmungen.“ Für die Analyse wurden die Antwortoptio-
nen in drei Kategorien zusammengefasst – stimme (eher) nicht zu, weder noch sowie stimme (eher) zu. 
Der zweitletzte für die Operationalisierung politischen Engagements berücksichtigte Faktor betrifft die 
politische Information, welche über den durchschnittlichen Konsum von Nachrichten in unterschiedli-
chen Medien101 gemessen wird. Diese Variable wird über den Mittelwert, wie oft politische Inhalte in 
verschiedenen Medien (Zeitungen, Zeitschriften, Wochenzeitungen, Radio und TV sowie Internet) 
verfolgt werden, wobei die Antwortmöglichkeiten von 1 (nie) bis 6 (täglich) reichen. 
Das letzte Konzept politischen Engagements erfasst, wie gross die Jugendlichen die Wahrscheinlich-
keit einschätzen, jemals eine bestimmte Schweizer Partei zu wählen102. Im Fragebogen konnten sie 
dafür auf einer Skala von 0 (überhaupt nicht wahrscheinlich) bis 10 (sehr wahrscheinlich) angeben, 
																																								 																				
101 Da in den Medien auch ein wichtiger Sozialisationsagent gesehen wird, welcher in der politischen Mobilisie-
rung eine bedeutende Rolle einnimmt (vgl. Kapitel 3.1.4), gleichzeitig die politische Information gemäss Verba 
et al. (2001) eine Komponente des Ressourcenbündels „Politisches Engagement“ bildet, wird der Nachrichten-
konsum sowohl im Hinblick auf das politische Engagement wie auch die politische Rekrutierung für die Opera-
tionalisierung herangezogen, da es sich dabei um die bestmögliche, in diesem Rahmen zur Verfügung stehende 
Variable handelt. Es wird allerdings differenziert zwischen dem Nachrichtenkonsum insgesamt (für die Operati-
onalisierung politischer Information) und dem Konsum von politischen Nachrichten mittels unterschiedlicher 
Medienformen (für die Operationalisierung der Medien als Sozialisationsagenten). 
102 Anstelle der so genannten bekannteren „Sonntagsfrage“, also der Frage, welche Partei der oder die Befragte 
wählen würde, falls nächsten Sonntag Wahlen wären, wird die Propensity-to-vote-Frage gestellt. Einerseits auf-
grund der Tatsache, dass ein Teil der befragten Jugendlichen aufgrund des Alters oder der Nationalität (noch) 
nicht über das Wahlrecht verfügt, also von der Sonntagsfrage eher abgeschreckt werden könnte, andererseits 
verlangt die Propensity-to-vote-Frage keine definitive Festlegung auf eine Partei, sondern es können mehrere 
Parteien präferiert werden (vgl. u.a. Franklin/De Sio 2012). 
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ob sie einer oder mehreren Parteien je ihre Stimme geben würden. Berücksichtigt wurden alle grossen, 
national agierenden Schweizer Parteien103:  
! FDP. Die Liberalen (Freisinnig-Demokratische Partei) 
! CVP (Christlichdemokratische Volkspartei) 
! SP (Sozialdemokratische Partei) 
! SVP (Schweizerische Volkspartei) 
! BDP (Bürgerlich-Demokratische Partei) 
! EVP (Evangelische Volkspartei) 
! GLP (Grünliberale Partei) 
! Grüne Partei 
Aus den Beobachtungen wurde zunächst je eine kategoriale Variable pro Partei konstruiert, wobei die 
Skalenwerte von 0 bis 10 in fünf Kategorien zusammengefasst wurden: (a) überhaupt nicht wahr-
scheinlich (Werte 0 und 1), (b) eher unwahrscheinlich (Werte 2 und 3), (c) weder unwahrscheinlich 
noch wahrscheinlich (Werte 4 bis 6), (d) eher wahrscheinlich (Werte 7 und 8) sowie (e) sehr wahr-
scheinlich (Werte 9 und 10), ergänzt durch eine weitere Kategorie mit fehlenden Werten und „weiss 
nicht“-Antworten. Eine erste explorative Analyse weist zwar auf schwache Zusammenhänge zwischen 
der Wahrscheinlichkeit, bestimmte Parteien zu wählen, und der Beteiligung an konventionellen Parti-
zipationsformen hin, allerdings sind diese nur selten signifikant. Entsprechend wurden – auch aus 
Gründen der übersichtlicheren Darstellung der ohnehin grossen Modelle – drei weitere zusammenfas-
sende Variablen gebildet. Zum einen handelt es sich dabei um eine dichotome Variable, die abbildet, 
ob der oder die Befragte überhaupt einer Partei so nahe steht, dass er oder sie diese mit grösster Wahr-
scheinlichkeit wählen wird. Die Variable wurde so konstruiert, dass alle, die eine oder mehrere Partei-
en sehr wahrscheinlich wählen werden, den Wert 1 und die übrigen (inklusive Missings und „weiss 
nicht“-Antworten) den Wert 0 zugesprochen erhielten. Da hiermit nur die klare Nähe zu einer Partei – 
unabhängig von ihrer Ausrichtung – gemessen wird, wurden zusätzlich zwei weitere dichotome Vari-
ablen gebildet, die eine klare Nähe zu einer Mitte-Rechts-Partei resp. zu einer „linken“ Partei wider-
spiegeln. Die Einteilung der Parteien in diese beiden Gruppen basiert auf Bochsler und Bousbah 
(2015), die die FDP, CVP, SVP, BDP und GLP als Mitte-Rechts bezeichnen und die SP, die Grüne 





103 Die Auswahl basiert auf der Auflistung von Parteien, welche in den Selects-Befragungen (FORS 2012) be-
rücksichtigt werden. Im Gegensatz zur Selects wurden allerdings nur die grossen Parteien, welche schweizweit 
agieren und gleichzeitig im Parlament vertreten sind, einbezogen (ersteres Kriterium führt u.a. zum Ausschluss 
der drei weiteren im Nationalrat vertretenen Parteien Lega, der Christlichsozialen Partei Obwalden (CSP OW) 
sowie des Mouvement citoyens genevois (MCG). 
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Politische Rekrutierung und Umfeld 
Eine weitere so genannte wichtige Komponente im Ressourcen-Modell von Verba et al. (2001), wel-
che im übertragenen Sinn ebenfalls als Ressource interpretiert werden kann, ist die Rekrutierung für 
politisches Engagement und Aktivitäten. Eine mögliche Antwort auf die Frage, warum jemand poli-
tisch nicht partizipiert, lautet gemäss den Autoren denn auch: „because nobody asked“ (ebd. 1995: 
271), sprich es fehlt ein soziales Umfeld, das die betreffende Person politisch motiviert resp. rekrutiert 
(vgl. Kapitel 3.1.4). Dies legt die Vermutung nahe, dass ein politisches engagiertes Milieu sich mobili-
sierend auf das politische Partizipationsverhalten auswirken kann. Wie bereits ausgeführt, spielen bei 
der Sozialisation einer Person so genannte Agenten eine zentrale Rolle. Über diese wird denn auch das 
Konzept der politischen Rekrutierung operationalisiert. Das Augenmerk richtet sich dabei auf folgende 
Sozialisationsagenten, die gemäss der Literatur für Heranwachsende von grosser Bedeutung sind: die 
Eltern, die Peers, die Schule, soziale Netzwerke sowie die Medien.  
Um den möglichen Einfluss der Eltern im Hinblick auf die politische Mobilisierung der Jugendlichen 
zu messen, wurden letztere zum politischen Interesse und der politischen Aktivität der Eltern befragt. 
Darüber hinaus mussten sie angeben, wie oft sie mit den Eltern über politische Themen diskutieren 
und wo ungefähr sie diese auf der politischen Links-Rechts-Achse verorten, wobei bis auf die Frage 
zur Diskussionshäufigkeit die einzelnen Aspekte zum politischen Verhalten je separat für beide Eltern-
teile erhoben wurden. In Bezug auf das Interesse am politischen Geschehen der Mutter wie des Vaters 
standen analog zur Frage nach dem persönlichen Interesse vier Antwortmöglichkeiten zur Auswahl – 
von überhaupt nicht interessiert bis sehr interessiert. Das politische Partizipationsverhalten konnte 
anhand von fünf Kategorien beurteilt werden: (a) nie, (b) selten, (c) ab und zu, (d) oft und (e) sehr oft. 
Für die Analysen wurden alle Items in kategoriale Variablen inklusive einer Kategorie zu den fehlen-
den Werten recodiert sowie eine zusätzliche Variable konstruiert, welche das Interesse und die Aktivi-
tät beider Elternteile zusammenfasst. Dazu wurden je die Mittelwerte berechnet. Die Diskussionshäu-
figkeit wurde als Bestandteil einer Batterie aus sechs Aussagen104 zu den Verhaltensweisen der Eltern 
heute wie auch während der Kindheit erhoben. Dazu mussten die Schülerinnen und Schüler anhand 
von fünf Antwortmöglichkeiten (1 = trifft gar nicht zu bis 5 = trifft voll und ganz zu) angeben, wie 
stark diese im Hinblick auf die Eltern105 zutreffen. Der letzte Faktor zur Beurteilung des Mobilisie-
rungspotentials der Eltern betrifft die Links-Rechts-Verortung, wobei vermutet wird, dass sich eine 
Verortung an den extremen Polen entweder positiv oder – im Sinne einer Abschreckung – negativ auf 
das Partizipationsverhalten der Jugendlichen auswirken könnte. Die entsprechende Frage wurde aus 
dem Selects-Fragebogen (FORS 2012106) entnommen und ermöglicht die Einschätzung über die politi-
																																								 																				
104 Die übrigen fünf Aussagen betreffen den regelmässigen Konsum einer Tageszeitung, der Nachrichten im 
Fernsehen oder Radio, von Büchern wie auch dazu, ob die Eltern den Befragten als Kind oft aus Büchern vorge-
lesen haben oder mit ihnen Ausstellungen oder ein Museum besucht haben. Diese Items werden für die vorlie-
gende Analyse aber nicht weiter berücksichtigt. 
105 Für Jugendliche, die nur bei einem Elternteil aufgewachsen sind, wurde die Frage um folgenden Hinweis 
ergänzt: Falls Sie nur bei einem Elternteil aufgewachsen sind, bewerten Sie die Aussagen bitte im Hinblick auf 
diesen Elternteil. 
106 http://forscenter.ch/en/our-surveys/selects/1993-2/ [letzter Zugriff: 14.10.2016]. 
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sche Verortung anhand einer 11-Punkte-Skala, wobei 0 für „ganz links“ und 10 für „ganz rechts“ 
steht. Für die Analyse wurde je eine Variable mit allen Kategorien plus einer Kategorie für fehlende 
Werte sowie – der Übersichtlichkeit halber – eine Variable mit fünf Kategorien gebildet. Letztere fasst 
die Antworten in den Kategorien „ganz Links“ (Skalenpunkte 0 und 1), „eher Links“ (Skalenpunkte 2 
und 3), „Mitte“ (Skalenpunkte 4, 5 und 6), „eher Rechts“ (Skalenpunkte 7 und 8)  und „ganz Rechts“ 
(Skalenpunkte 9 und 10) zusammen. 
Der Einfluss der Peers im Hinblick auf die politische Sozialisierung wurde über drei Fragen operatio-
nalisiert, und zwar über das politische Interesse, die politische Aktivität sowie die Häufigkeit, mit der 
im Freundeskreis über politische Themen diskutiert wird. Es handelt sich dabei mehr oder weniger um 
dieselben Fragen, die auch für die Erfassung politischen Mobilisierungspotentials seitens der Eltern 
eingesetzt wurden. Entsprechend wurde dieselbe Vorgehensweise bei der Konstruktion der in der Ana-
lyse integrierten Variablen angewendet (siehe oben).  
Der dritte einbezogene Sozialisationsagent ist die Schule. In Kapitel 3.1.4 wurde bereits ausgeführt, 
inwiefern die Schule das politische Verhalten der Schülerinnen und Schüler beeinflussen kann. In 
Anlehnung an die theoretische Auseinandersetzung wurde das Rekrutierungspotential des schulischen 
Kontexts über folgende Bereiche107 operationalisiert: Umfang an politischen Themen, die im Rahmen 
politischer Bildung unterrichtet werden, ein offenes Klassenraumklima, das Erlernen einer Bürger-
pflicht in Bezug auf die politische Beteiligung sowie die Behandlung verschiedener Perspektivem im 
politischen Unterricht. Dabei kann angenommen werden, dass das Mobilisierungspotential des schuli-
schen Umfelds umso höher ist, je stärker politische Themen gewichtet, über kontroverse Perspektiven 
debattiert und die Schülerinnen und Schüler auf das politische Leben vorbereitet werden. Für die Be-
stimmung des ersten Punktes, der Häufigkeit, mit welcher politische Gegenstände behandelt werden, 
mussten die jungen Erwachsenen im Fragebogen angeben, wie oft sie im Unterricht über folgende 
Themen sprechen: Funktionsweise des Parlaments, die UNO, das föderalistische Prinzip, Wahlen, 
aktuelle Abstimmungen, das aktuelle politische Geschehen in der Schweiz wie auch im Ausland. Für 
jedes der sieben Items standen fünf mögliche Antworten zur Auswahl: (a) nie, (b) selten, (c) ab und 
zu, (d) oft und (e) sehr oft. Der daraus berechnete Mittelwert widerspiegelt – wenigstens annähe-
rungsweise –, in welchem Umfang politische Ereignisse, Institutionen und Prozesse im Unterricht 
Eingang finden.   
Die Offenheit des Klassenraumklimas wird über die Beurteilung, wie oft folgende Dinge im Unterricht 
passieren, ermittelt: 
(a) Unsere Lehrer/innen ermutigen uns, unsere Meinung über politische und soziale Themen 
zu äussern. 
(b) Schüler/innen können den Lehrer/innen in politischen und sozialen Fragen offen wider-
sprechen. 
																																								 																				
107 Dabei handelt es sich durchwegs um Angaben aus Perspektive der Schülerinnen und Schüler. 
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(c) Wir Schüler/innen können selber eigene politische und soziale Themen einbringen, über 
die dann diskutiert wird. 
Für jedes Item konnte auf einer fünfstufigen Skala (von 1 = nie bis 5 = sehr oft) angegeben werden, 
wie häufig diese Situationen im Unterricht vorkommen. Daraus wurde der Mittelwert berechnet. 
Ein ähnliches Verfahren wurde auch für die Bestimmung der nächsten Variable gewählt. Diese gibt 
darüber Auskunft, welche Bedeutung dem Bürgerpflichtgedanken gezollt wird. Wiederum wurde der 
Mittelwert aus der Bewertung dreier Aussagen in Bezug auf die Vermittlung im Rahmen des politi-
schen Unterrichts ermittelt: 
(a) In der Schule habe ich gelernt, zur Lösung von Problemen in der Gesellschaft beizutragen. 
(b) In der Schule habe ich gelernt, nationalbewusst und ein/e gute/r Staatsbürger/in zu sein. 
(c) In der Schule habe ich gelernt, dass es wichtig ist, an Wahlen und Abstimmungen teilzu-
nehmen. 
 
Auch hier standen den Befragten fünf Antworten zur Auswahl (von 1 = nie bis 5 = sehr oft).  
Der letzte Aspekt, die Behandlung unterschiedlicher Perspektiven, wurde über die folgende Aussage 
operationalisiert: Unsere Lehrer/innen stellen jeweils unterschiedliche Sichtweisen vor, wenn sie uns 
ein Thema erklären. Auch hier konnten die Jugendlichen angeben, wie häufig dies der Fall ist. Für alle 
drei Variablen zur Beurteilung des politischen Unterrichts und des Klassenraumklimas wurden die 
Antwortoptionen zu drei Kategorien zusammengefasst: selten bis nie, gelegentlich sowie oft bis sehr 
oft. 
Da im Fragebogen im Hinblick auf soziale Netzwerke lediglich die Frage nach der Art und Häufigkeit 
des Engagements in verschiedenen Vereinen oder Organisationen gestellt wurde, wurde diese Form 
von Rekrutierung über eine Variable operationalisiert, die die Vereinsaktivität insgesamt erfasst. Dafür 
wird zum einen eine Dummy-Variable gebildet, um aktive von nicht-aktiven jungen Erwachsenen zu 
unterscheiden. Zum anderen bildet eine zweite kategoriale Variable mit den drei Merkmalsausprägun-
gen108 „nicht aktiv“, „aktiv“ und „sehr aktiv“ wenigstens annäherungsweise die Stärke der Aktivität 
ab. Zudem wurde eine der zu erklärenden Variablen, die Partizipation in Facebook-Gruppen hier um-
funktioniert und als Indikator für das Engagement in sozialen Netzwerken im Internet verwendet. Da-
zu wurde eine dichotome Variable erstellt, wobei jene, die bereits (politischen) Facebook-Gemein-
schaften beigetreten sind, den Wert 1, alle anderen den Wert 0 erhielten.  
Die Bedeutung, die Medien im politischen Sozialisationsprozess zukommt, wurde anhand der Häufig-
keit, mit welcher die jungen Erwachsenen Medien als Informationsquellen im Hinblick auf das politi-
sche Geschehen nutzen, gemessen. Berücksichtigt wurden dabei folgende drei Medienformen: Tages-
																																								 																				
108 Wer einem Verein lediglich auf dem Papier angehört oder nur sporadisch an Veranstaltungen oder ähnlichem 
teilgenommen hat, dem wird zwar eine gewisse Aktivität zugesprochen (in Form der Kategorie „aktiv“). Als 




zeitungen, Nachrichtensendungen im Radio oder Fernsehen sowie das Internet. Die Jugendlichen 
mussten jeweils auf einer Skala von 1 (nie) bis 6 (täglich) angeben, wie oft sie sich über die jeweiligen 
Medien über Politik informieren. Für die Regressionsanalysen wurden die Kategorien in drei Merk-
malsausprägungen109 zusammengefasst: (a) nie, (b) ab und zu und (c) regelmässig. 
 
Werthaltungen 
Der letzte Block, der die Ressourcen einer Person im Hinblick auf deren Partizipationswahrschein-
lichkeit illustriert, nimmt Bezug auf verschiedene politische und soziale Werthaltungen, welche ge-
mäss Literatur (vgl. Kapitel 3.15) einen Einfluss auf das politische Verhalten von Individuen haben. In 
der Befragungen wurde einerseits nach der Einstellung gegenüber der Geschlechtergleichstellung wie 
auch gegenüber Ausländerinnen und Ausländern resp. dem Fremden per se gefragt, andererseits wur-
den die Schülerinnen und Schüler gebeten, ihre eigene ideologische Anschauung auf der Links-
Rechts-Achse zu verorten. Darüber hinaus wird die eigene Religiosität sowie Religionszugehörig-
keit110 ebenfalls als Indiz für bestimmte Werthaltungen interpretiert.  
Die Einstellung gegenüber der Geschlechtergleichstellung resp. Migranten oder dem Fremden wird 
über die Zustimmung zu je zwei Aussagen operationalisiert. Erstere Werthaltung wird über folgende 
Aussagen gemessen:  
(a) Wenn die Arbeitsplätze knapp sind, haben Männer mehr Recht auf Arbeit als Frauen. 
(b) Männer sind besser zu politischer Führung geeignet als Frauen. 
(c) Beide, Mann und Frau, sollten zum Haushaltseinkommen beitragen. 
 
																																								 																				
109 Die Kategorie „nie“ entspricht dem ursprünglichen Wert 1 (nie), die Ausprägung „ab und zu“ setzt sich aus 
den Werten 2 (seltener), 3 (ein paar Mal pro Monat) und 4 (einmal pro Woche) zusammen, wohingegen „regel-
mässig“ die Werte 5 (mehrmals pro Woche) sowie 6 (täglich) abbildet. 
110 Die Religiosität und Religionszugehörigkeit könnte auch den Sozialisationsfaktoren zugeordnet werden, da 
Kirchen ebenfalls als soziale Netzwerke agieren, wo für die Partizipation notwendige Skills entwickelt und er-
weitert werden können (Jones-Correa/Leal 2001). Demgegenüber stellen  Verba et al. (1995) fest, dass die rela-
tiv tiefe politische Aktivität von Lateinamerikanern durch deren katholische Religionszugehörigkeit erklärt wer-
den können, was gegen die Hypothese der Kirchen als politische Sozialisationsagenten spräche. Die Ergebnisse 
von Jones-Correa und Leal (2001) weisen darauf hin, dass weniger die Religiosität als vielmehr die ethnische 
Zugehörigkeit in Bezug auf das Partizipationsverhalten in den USA eine Rolle spielt. Gleichzeitig zeigt sich, 
dass die Kirche als Ort, wo staatsbürgerliche und soziale Fertigkeiten eingeübt werden können, insbesondere für 
Minderheiten tieferer sozialer Schichten fungiert. Schliesslich stellen sie fest, dass der Katholizismus das politi-
sche Leben stärker beeinflusst als die protestantische Konfessionszugehörigkeit, sprich dass einige Kirchen ihre 
Mitglieder scheinbar stärker mobilisieren als andere (ebd.). Ähnliches wurde auch für den Schweizer Kontext 
festgestellt (vgl. Kapitel 3.2.2), wo aber weniger die Bedeutung der Kirche als Sozialisationsagent hervorgeho-
ben wird, sondern viel stärker historische Argumente herangezogen werden (vgl. Altermatt 1989, Linder 2005, 
Stadelmann-Steffen/Freitag 2009; Wernli 1998). Zudem geben die beiden Variablen keine Auskunft darüber, 
inwiefern die oder die Jugendliche auch tatsächlich in die entsprechende Kirche eingebunden ist, sprich die Kir-
che überhaupt eine sozialisierende Rolle einnehmen kann. In Anlehnung an diese Argumentationsweise wird die 
Religiosität resp. Religionszugehörigkeit in der vorliegenden Arbeit den Wertehaltungen zugeordnet. 
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Die Operationalisierung der Einstellung gegenüber Ausländern und Fremden erfolgt anhand dieser 
beiden Aussagen: 
(a) Wenn die Arbeitsplätze knapp sind, sollten die Arbeitergeber Schweizer/innen gegenüber 
Ausländer/innen vorziehen. 
(b) Wir sollten verhindern, dass Aussenseiter die Traditionen und Kultur der Schweiz beein-
flussen. 
Dabei wurden die Antworten – wenn notwendig – so recodiert, dass höhere Werte für die Zustimmung 
zu mehr Gleichheit zwischen Mann und Frau resp. einer offeneren Gesinnung gegenüber Migranten 
resp. dem Fremden stehen. Anschliessend wurden je die Mittelwerte aus den Antworten auf die drei 
resp. zwei Antworten gebildet. Wiederum wurden diese so zusammengefasst, dass die entsprechenden 
Indikatoren drei Ausprägungen (stimme (eher) nicht zu, weder noch, stimme (eher) zu) aufweisen. 
Für die Ermittlung der ideologischen Positionierung auf der Links-Rechts-Achse wurden zwei Variab-
len gebildet, eine mit allen 11-Skalen-Punkten und eine, die die insgesamt elf Punkte auf der Skala 
von 0 (ganz links) bis 10 (ganz rechts) in fünf Kategorien zusammenfasst111.  
Die beiden Komponenten zur religiösen Haltung, der Religiosität sowie der Religionszugehörigkeit, 
wurden je über eine Frage gemessen. Zum einen mussten die jungen Erwachsenen angeben, wie reli-
giös sie sich – unabhängig von der Religionszugehörigkeit – bezeichnen würden, wobei vier Antwort-
alternativen von „gar nicht religiös“ bis „sehr religiös“ zur Verfügung standen. Die Variable wird so 
für die Analyse übernommen. Zum anderen stand den Schülerinnen und Schülern für die Bestimmung 
der Religionszugehörigkeit eine Liste mit neun Konfessionen resp. Religionen zur Auswahl: 
(a) Römisch-katholisch 






(h) Andere Kirche oder Religionsgemeinschaft 
(i) Keine 
Die Variable wurde einmal, ergänzt um eine Kategorie mit fehlenden Werten, direkt übernommen. 
Der Übersichtlichkeit halber wurde aber ein weiterer Prädiktor konstruiert, für welchen die neun Kate-
gorien in fünf Ausprägungen zusammengefasst wurden. Die beiden in der Schweiz am stärksten ver-
breiteten Konfessionen „römisch-katholisch“ und „evangelisch-reformiert“ wurden als separate Kate-
																																								 																				
111 Die fünf Kategorien setzen sich zusammen aus: „ganz Links“ (Skalenpunkte 0 und 1), „eher Links“ (Skalen-
punkte 2 und 3), „Mitte“ (Skalenpunkte 4, 5 und 6), „eher Rechts“ (Skalenpunkte 7 und 8)  und „ganz Rechts“ 
(Skalenpunkte 9 und 10). 
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gorien belassen. Alle weiteren christlichen Konfessionen sowie alle übrigen Religionen hingegen wur-
den je in eine Kategorie integriert. Schliesslich wurde die Antwort „keine“ angesichts der zunehmen-
den Anzahl von Personen, die keiner Religionsgemeinschaft (mehr) angehören, ebenfalls als eigene 
Kategorie beibehalten. Den theoretischen und empirischen Erkenntnissen folgend, welche der Zugehö-
rigkeit zur katholischen Konfession eine vergleichsweise hohe Bedeutung zusprechen, wurde zusätz-
lich eine dichotome Variable gebildet, wobei alle römisch-katholischen Jugendlichen den Wert 1 und 
alle übrigen den Wert 0 erhielten. 
 
Soziodemografie  
Die berücksichtigten soziodemografischen Merkmale umfassen einerseits das Geschlecht, das Alter 
sowie den Migrationshintergrund, andererseits in welcher Art Gemeinde, ländlich oder urban, die Ju-
gendlichen wohnen. Die Variable Geschlecht besteht aus drei Ausprägungen: männlich, weiblich so-
wie einer Kategorie für die fehlenden Werte. Das Alter wird nicht direkt in Jahren, also als metrische 
Variable einbezogen, sondern in drei Kategorien zusammengefasst (1 = unter 18 Jahre, 2 = 18 resp. 
19 Jahre, 3 = über 19 Jahre). Da die jungen Erwachsenen mehr oder weniger alle im selben Alter 
sind, steht hierbei vor allem der Vergleich zwischen den Jugendlichen unter und über 18 Jahre im 
Zentrum.  
Zur Beschreibung des Migrationshintergrundes wurden einerseits die Angaben zur Nationalität und 
zum Geburtsort der Schülerin oder des Schülers wie auch der Eltern je in Variablen mit drei Katego-
rien zusammengefasst, wobei als Referenzkategorie jeweils die Schweizer Staatsbürgerschaft resp. das 
Geburtsland Schweiz gewählt wurden. Darüber hinaus wurde dem Beispiel von Strijbis (2014) folgend 
anhand der Informationen zum Geburtsort der befragten Person sowie deren Eltern eine zusätzliche 
Variable zum Migrationshintergrund erstellt. Über einen Migrationshintergrund verfügen dementspre-
chend alle Personen, die selber und/oder deren Eltern nicht in der Schweiz auf die Welt gekommen 
sind.  
Für die Operationalisierung des Gemeindetyps wurde auf eine der räumlichen Einteilungen des Bun-
desamts für Statistik (BfS) zurückgegriffen, die vier Typen unterscheidet112: Kernstadt einer Agglome-
ration, Agglomerationsgemeinde, ländliche Gemeinde und isolierte Stadt. Die in der Umfrage erhobe-
nen Postleitzahlen der Wohngemeinden wurden den einzelnen Typen über die  des BfS zugeordnet, 
wobei die erste und letzte Kategorie, also Kernstadt und isolierte Stadt, zu einer Kategorie zusammen-
gefasst wurden.  
 
																																								 																				
112 Die Einteilung zur Unterscheidung urbaner und ländlicher Wohnräume stammt aus dem statistischen Atlas 
des Bundesamtes für Statistik, welche die Gemeinden anhand der im Rahmen der Volkszählung vom 5.12.2000 
erhobenen Daten in vier Kategorien unterteilt (http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/regionen/ themati-
sche_karten/02.html) [letzter Zugriff: 05.07.2016].  
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4.2 Kontextebene: Lehrpersonen  
4.2.1 Datenerhebung  
Die Befragung der Klassen als Ganzes erlaubte zusätzlich, auch die für die politische Bildung zustän-
digen Lehrpersonen zu befragen, wobei die Teilnahme auf Freiwilligkeit beruhte113. Die gleichzeitige 
Befragung der Lehrpersonen der befragten Berufsschul- und Gymnasialklassen ermöglicht es, einem 
der zentralen Kritikpunkte an bisherigen Forschungsbestrebungen entgegenzutreten. Wie bereits in 
Kapitel 3.2.1 angesprochen, weisen bisherige Befunde in der Tat darauf hin, dass Schul- und Lehrplä-
ne zwar Rahmenbedingungen der politischen Schulbildung vorgeben, die Umsetzung dieser Vorgaben 
jedoch ganz wesentlich von der jeweiligen Lehrperson abhängt (vgl. u.a. Galston 2004; Jaros 1973; 
Oser/Biedermann 2000; Quintelier 2010). Die zentrale Bedeutung, welche also die Lehrpersonen für 
die potentielle Wirksamkeit politischer Bildung hat, kann durch eine Befragung derjenigen Lehrperso-
nen berücksichtigt werden, die das primär für die Vermittlung politischer Bildung zuständige Fach114 
unterrichten. Damit sollen zweierlei Informationen erhoben werden: Einerseits werden die Lehrperso-
nen zu ihren Lehrinhalten und didaktischen Praktiken befragt, um den Umfang und die Art und Weise 
zu erfassen, die für die Vermittlung politisch relevanter Themen verwendet wird. Darüber hinaus sol-
len Fragen zur Bedeutung politischer Bildung an der jeweiligen Schule sowie der Nutzung verschie-
dener Quellen, u.a. auch der Lehrpläne, für den politischen Unterricht, weitere Auskünfte über den 
tatsächlichen Stellenwert politischer Bildung geben. Zudem können Fragen zur individuellen politi-
schen Beteiligung, dem politischen Interessen und Wissen Hinweise dafür liefern, ob Charakteristiken 
der Lehrpersonen auch indirekt bzw. unbewusst die Einstellungs- und Verhaltensmuster der Schüle-
rinnen und Schüler zu prägen vermögen. Ergänzend wurden Angaben zur allgemeinen Lehrtätigkeit 
wie der Art der Ausbildung oder der Dauer der eigenen Tätigkeit als Lehrperson sowie zur Weiterbil-
dung im Bereich der politischen Bildung erfasst.  
 
4.2.2 Operationalisierung 
Um zu überprüfen, welchen Einfluss die Lehrpersonen auf das Partizipationsverhalten deren Schüle-
rinnen und Schüler haben, werden ihre Vorstellungen vom politischen Unterricht, ihre soziodemogra-
fischen Voraussetzungen sowie ihr persönliches politisches Engagement einbezogen. Der folgende 
Abschnitt präsentiert entsprechend die Operationalisierung dieser Indikatoren115, welche zu einem 
grossen Teil der im Rahmen der IEA-Studie Civic Education durchgeführten Lehrerbefragung ent-
																																								 																				
113 Mit einigen wenigen Ausnahmen haben sich die Lehrpersonen aller befragten Klasse an der Umfrage betei-
ligt. 
114 Auf Gymnasialstufe standen dabei in erster Linie die Geschichtslehrpersonen im Zentrum des Interesses, an 
den Berufsfachschulen Lehrkräfte der Allgemeinbildung resp. der Geschichte und Staatskunde im Falle der Be-
rufsfachschulklassen mit Berufsmaturität. 
115 Auch hier wurde – wie bei der Operationalisierung auf Schüler/innen-Ebene – aus methodischen Gründen –
für die kategorialen Variablen jeweils ein Dummy pro Kategorie gebildet, auf diese Transformation wird aber im 
Folgenden nicht mehr verwiesen, da sie durchwegs vollzogen wird. 
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stammen. Diese gross angelegte Untersuchung wurde von Experten der insgesamt 29 teilnehmenden 
Länder initiiert und durchgeführt, als entsprechend zuverlässig und valide können deren Items betrach-
tet werden. Für die vorliegende Befragung wurden allerdings einige der Indikatoren wie beispielswei-
se die Fragen zur Aus- und Weiterbildung oder die Behandlung von politischen Themen an den 
Schweizer Kontext angepasst.  
 
Soziodemografie  
Im Hinblick auf den soziodemografischen Hintergrund wurden einerseits das Geschlecht und das Alter 
berücksichtigt, andererseits deren Nationalität und Geburtsort resp. deren möglicher Migrationshinter-
grund. Das Geschlecht wurde wie für die Schülerinnen und Schüler als kategoriale Variable mit drei 
Ausprägungen – männlich, weiblich sowie eine Kategorie für fehlende Werte – erhoben. Das Alter 
wurde im Fragebogen durch Angabe des Jahrgangs ermittelt, für die Regressionsanalysen wurden 
diese Angaben allerdings in vier Alterskategorien116 zusammengefasst und durch eine Missing-
Kategorie ergänzt. Auch die Operationalisierung von Nationalität und Geburtsort erfolgten analog zum 
Vorgehen auf Individualebene, sprich es wurden Dummies gebildet, wobei der Wert 1 für die Schwei-
zer Staatsangehörigkeit resp. den Geburtsort Schweiz stehen. Diese beiden Variablen wurden wiede-
rum durch eine Kategorie für fehlende Werte ergänzt und somit als nominale Variable für die Regres-
sionsanalysen aufbereitet.  
 
Aus- und Weiterbildung  
Der zweite Aspekt, der mit Aus- und Weiterbildung betitelt werden kann, wird über drei Fragen opera-
tionalisiert. Zum einen wurden die Lehrpersonen gebeten, anzugeben, wie lange sie insgesamt bereits 
unterrichten. Diese Angaben wurden ebenfalls in Gruppen zusammengefasst, wobei die erste Katego-
rie eine Unterrichtsdauer von 0 bis 5 Jahren umfasst, die übrigen – wie die Alterskategorien – jeweils 
zehn Jahre zusammenfassen. Als zweites wurden die Lehrerinnen und Lehrer nach ihrer Lehrerausbil-
dung gefragt, wobei folgende Möglichkeiten zur Auswahl standen: (1) Universität, (2) Fachhochschu-
le resp. pädagogische Hochschule, (3) Lehrerausbildung für Personen mit Berufsbildung, (4) Lehrer-
seminar sowie (5) andere Ausbildung. Für jede Ausbildungsart wurde eine nominale Variable gebildet 
(0 = nein, 1 = ja, 2 = keine Antwort). Darüber hinaus wurde für jene Lehrpersonen mit Universitätsdip-
lom erfasst, ob sie ihren Abschluss in einem für die politische Bildung besonders relevanten Fach wie 
Politikwissenschaft oder Geschichte gemacht haben. Schliesslich mussten die Lehrpersonen angeben, 
ob sie bereits eine oder mehrere Weiterbildungskurse, die Aspekte politischer Bildung thematisierten, 
besucht haben.  
																																								 																				
116 Die Kategorien wurden in Anlehnung an die Einteilung im Rahmen der Selects-Befragungen so eingeteilt, 




Nebst Informationen zur Person sowie zur Ausbildung wurde eine Anzahl an Fragen zum politischen 
Unterricht gestellt. Für die Regressionsanalysen wurde allerdings nur eine Frage berücksichtigt, näm-
lich die Anzahl im Unterricht behandelter politischer Themen. Dazu stand eine 20 Themen117 umfas-
sende Liste zur Auswahl, die sich grösstenteils mit den inhaltlichen Kriterien der Lehrplananalyse 
decken. Für jedes Thema mussten die Lehrpersonen angeben, ob sie diese während der letzten drei 
Jahre behandelt haben oder nicht. Die Ergebnisse wurden in einem additiven Index. Um wiederum die 
„weiss-nicht“ resp. fehlenden Antworten einbeziehen zu können, wurden aus den Werten des Index 
folgende sechs Gruppen gebildet: (a) kaum Themen behandelt (0-3), (b) wenig Themen behandelt (4-
7), (c) einige Themen behandelt (8-12), (d) viele Themen behandelt (13-17), (e) sehr viele Themen 
behandelt (18-20). 
 
Weitere Fragen zum politischen Unterricht 
Im Rahmen der deskriptiven Analyse sollen die Ergebnisse derjenigen Fragen präsentiert werden, 
welche den Lehrerinnen und Lehrern zu deren Verständnis und Einstellung von resp. gegenüber politi-
scher Bildung gestellt wurden. Auf deren Operationalisierung wird in diesem Abschnitt eingegangen. 
Den Befragten wurden als erstes drei Aussagen zum Unterricht in politischer Bildung vorgelegt (siehe 
unten). Die Zustimmung zu diesen Behauptungen soll einen ersten Eindruck geben, welchen Stellen-
wert die Lehrpersonen der politischen Bildung im Rahmen des schulischen Unterrichts überhaupt zu-
sprechen.  
„Der Unterricht in politischer Bildung beeinflusst die politische und staatsbürgerliche 
Entwicklung der Schüler/innen“ 
„Die Schule ist für die Entwicklung von Einstellungen und Meinungen der Schü-
ler/innen zu staatsbürgerlichen Rechten und Pflichten irrelevant.“ 
„Die für Bildung zuständigen Behörden zeigen wenig Interesse an politischer Bil-
dung.“ 
Die Bewertung erfolgt  über eine 5-Punkte-Likert-Skala (stimme gar nicht bis stimme voll und ganz 
zu). 
																																								 																				
117 Die Liste setzt sich aus folgenden 20 Themen zusammen: (a) Bundesverfassung und politische Institutionen, 
(b) Rechte und Pflichten der Bürger/innen, (c) unterschiedliche Demokratievorstellungen, (d) verschiedene poli-
tische Systeme, (e) Wahlen und Wahlsysteme, (f) das Rechtssystem, (g) Menschen- und Bürgerrechte, (h) wich-
tige Ereignisse in der Geschichte der Nation, (i) internationale Organisationen, (j) internationale Probleme und 
Beziehungen, (k) Migration, (l) wirtschaftliche Fragen, (m) soziale Absicherung, (n) Gewerkschaften, (o) Chan-
cengleichheit für Männer und Frauen, (p) kulturelle Unterschiede und Minderheiten, (q) Umweltthemen, (r) 
politische Tugenden, (s) Gefahren von Propaganda und Manipulation sowie (t) Medien.  
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Als nächstes wurde den Lehrpersonen die Frage gestellt, welche Schwerpunkte im Hinblick auf die 
politische Bildung an ihrer Schule gesetzt werden resp. gesetzt werden sollten. Analog zur Lehrerbe-
fragung im Rahmen der Civic-Education-Studie wurden folgende vier Punkte in den Fragebogen ein-
bezogen: 
(a) Wissen über die Gesellschaft 
(b) Unabhängiges und kritisches Denken der Schüler/innen 
(c) Aktive Teilnahme der Schüler/innen an sozialen und politischen Aktivitäten 
(d) Entwicklung von Werten  
Diese vier Punkte mussten nun dahingehend beurteilt werden, ob sie bereits betont werden oder ob die 
Schule diesbezüglich einen stärkeren Akzent setzen sollte. 
Als nächstes sollten die Lehrpersonen angeben, als wie wichtig sie eine Auswahl an möglichen „Quel-
len“ für die Vorbereitung und Durchführung des Unterrichts in politischer Bildung erachten. Wiede-
rum stand ihnen dazu eine Likert-Skala mit vier Bewertungspunkten zur Verfügung – von nicht wich-
tig bis sehr wichtig. Bei diesen „Quellen“ handelt es sich einerseits um die offiziellen Vorgaben wie 
die Lehrpläne oder Richtlinien, offizielle Lehrmittel, tatsächliche Quellen wie Verfassungen oder die 
Menschenrechtserklärung , verschiedene Medien oder von Firmen oder öffentlichen Institutionen her-
ausgegebene Materialen, andererseits aber auch um eigene Vorstellungen davon, was für die Vermitt-
lung politischer Bildung wichtig ist sowie selbst erstellte Materialien.  
Die letzte Frage richtete sich auf mögliche Verbesserungspunkte, was den politischen Unterricht an 
ihrer Schule betrifft. Dabei standen folgende zehn Faktoren zu Auswahl, wobei die Lehrpersonen ins-
gesamt drei ankreuzen konnten, welche ihnen als die wichtigsten oder dringendsten erscheinen:  
(a) Mehr Materialien und Lehrbücher 
(b) Bessere Materialien und Lehrbücher 
(c) Fortbildung in Unterrichtsmethoden 
(d) Fortbildung in Fachwissen 
(e) Mehr Kooperation mit Lehrkräften anderer Fächer 
(f) Mehr Unterrichtszeit für politische Bildung  
(g) Mehr Kooperation mit externen Expert/innen 
(h) Mehr Möglichkeiten für spezielle Projekte 
(i) Mehr Mittel für zusätzliche Projekte 
(j) Mehr Autonomie für schulinterne Entscheidungen 
Diese zusätzlich integrierten Fragen zur Bedeutung politischer Bildung allgemein und an der jeweili-
gen Schule im Besonderen sollen einen Eindruck vermitteln, wie zentral der politische Unterricht den 
zuständigen Lehrpersonen tatsächlich erscheint. Dies kann zusätzlich als Indiz dahingehend gewertet 
werden, wie konkret und umfassend die in den Lehrplänen angeführten Themen im Bereich Politik im 




Zur Messung des politischen Engagements der Lehrpersonen wurden vier Aspekte in den Fragebogen 
einbezogen: das politische Interesse, die Häufigkeiten, mit welcher sie politische Themen ausserhalb 
der Schule diskutieren, die Beteiligung an Wahlen und Abstimmungen sowie die Partizipation an wei-
teren politischen Aktivitäten. Der erste Faktor, das Interesse an politischen Geschehnissen und Ereig-
nissen wurde auf dieselbe Art gemessen wie das Interesse der Schülerinnen und Schüler, d.h. über das 
allgemeine politische Interesse wie auch über das Interesse an nationaler, internationaler, kantonaler 
und regionaler Politik, deren Mittelwerte in einer Variable zusammengefasst wurden.  
Die Frage, wie oft die Lehrpersonen im privaten Rahmen über politische Themen und Ereignisse dis-
kutieren – nie bis mehrmals pro Woche – wurde über eine kategoriale Variable operationalisiert.  
Anders als im Schülerfragebogen standen den Lehrpersonen für die Beantwortung der Frage nach der 
Häufigkeit, mit der sie sich an Abstimmungen und Wahlen beteiligen, fünf Antwortkategorien zur 
Auswahl: (a) nie, (b) selten, (c) ab und zu, (d) meistens und (e) immer. Angesichts der Tatsache, dass 
nicht alle Unterrichtenden über einen Schweizer Pass verfügen, wurden diese um die zusätzliche Opti-
on bin nicht wahl-/stimmberechtigt ergänzt. Für die weiteren Analysen wurden diese beiden Partizipa-
tionsvariablen als kategoriale Variablen operationalisiert. 
Nebst der Beteiligung an den beiden geläufigsten Formen politischer Partizipation wurde die weitere 
politische Aktivität der Lehrpersonen erfragt. Insgesamt wurden dabei folgende neun Partizipations-
formen berücksichtigt: 
! Teilnahme an einer Gemeindeversammlung  
! Kontaktierung eines Politikers/einer Politikerin 
! Spende an politische Organisation oder Kampagne  
! Unterschreiben einer Initiative oder eines Referendums 
! Sammeln von Unterschriften 
! Besuch einer öffentlichen Veranstaltung zu einem politischen oder sozialen Thema  
! Politisch motivierter Boykott 
! Politisch motivierter Buykott 
! Tragen einer politischen Botschaft 
Für jede Aktivität mussten die Befragten angeben, ob sie diese mehrmals, einmal oder noch nie ausge-
übt haben. Aus diesen Antworten wurde anschliessend der Durchschnitt berechnet und so gerundet, 






4.3 Kontextebene: Lehrpläne 
4.3.1 Datenerhebung  
Die Ausführungen zur politischen Bildung in der Schweiz in Kapitel 2.3 und 3.2.1 haben gezeigt, dass 
es grosse kantonale Unterschiede gibt, was deren Integration in den Unterricht und deren Stellenwert 
in den Lehrplänen betrifft (vgl. u.a. Moser-Léchot 1996, 2000; Klöti/Risi 1991). Wie genau sich diese 
Unterschiede aber in den Lehrplänen selbst manifestieren lassen, wurde bisher nicht genauer unter-
sucht. So existieren denn auch nur einige grobe Übersichten über den Inhalt wie auch die Umsetzung 
des politischen Unterrichts in den einzelnen Kantonen. Um die Bedeutung des politischen Unterrichts 
während der obligatorischen Schulzeit genauer beurteilen zu können – und sie in einem zweiten 
Schritt in die Analyse zum Partizipationsverhalten junger Erwachsener einzubeziehen –, ist zunächst 
eine detaillierte Analyse der Lehrpläne erforderlich. Dazu sollen die Lehrpläne der Sekundarstufe II, 
also derjenigen Stufe, welche die jungen Erwachsenen zum  Zeitpunkt der Befragung besuchten, sys-
tematisch aufgearbeitet werden. Die Fallauswahl ergibt sich aus der Auswahl der untersuchten Klas-
sen, sprich es wurden all jene Lehrpläne analysiert, welche den Unterricht der in die Umfrage einbe-
zogenen Schulklassen im Wesentlichen definieren. Da politikrelevante Inhalte fächerübergreifend 
vermittelt werden und die nationalen Rahmenlehrpläne lediglich grob vorgeben, wo und wie politische 
Bildung in die Lehrpläne integriert wird, wurden für die Inhaltsanalyse jeweils für jeden Bildungsgang 
jene Fächer identifiziert, in welchen Themen der politischen Bildung (gemäss Literatur) in erster Linie 
thematisiert werden. Diese wurden entsprechend für die Analyse berücksichtigt.118 Konkret wurden für 
die Lehrpläne der Gymnasien und Fachmittelschulen jeweils die Fächer Geschichte, Geografie und 
Wirtschaft und Recht (Einführung) analysiert. Für die Berufsfachschulen mit BM sind es Geschichte 
und Staatskunde resp. Politik sowie Volkswirtschaft, Betriebswirtschaft und Recht resp. Wirtschaft 
und Recht (Bezeichnungen variieren) und für die Berufsschulklassen ohne BM der Aspekt Gesell-
schaft des allgemeinbildenden Unterrichts, kurz ABU, resp. Wirtschaft und Gesellschaft (für die 
Grundbildungen der Kaufleute und im Bereich Detailhandel).  
Der Grossteil der Lehrpläne liegt in elektronischer Form vor und kann – je nach Herausgeber – von 
den Internetseiten der kantonalen Bildungsämter oder der Schulen heruntergeladen werden. In einigen 
Fällen sind die entsprechenden Dokumente allerdings nicht öffentlich zugänglich, könnten aber bei 
den entsprechenden Schulen in ausgedruckter Form angefordert werden.  
Für die Analyse der Lehrpläne wurden diese anhand eines Kriterienrasters kodiert, um anschliessend 
in die quantitativ-vergleichende Analyse miteinbezogen werden zu können. Dieses soll im Folgenden 
beschrieben werden. 
Wie bereits mehrfach erwähnt, gibt es kaum systematische Untersuchungen, in welcher Form und 
welchem Umfang politische Bildung in den Lehrplänen behandelt wird. Dies gilt insbesondere für die 
																																								 																				
118 Damit kann nicht ausgeschlossen werden, dass in kantonalen und Schullehrplänen nicht auch in anderen bzw. 
weiteren Fächern politikrelevante Inhalte verankert sein könnten.  
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Schweiz. Aber auch für Länder wie Deutschland oder den USA, welche dem politischen Unterricht 
grösseren Stellenwert einräumen, finden sich kaum solche Studien. Entsprechend kann für die Analyse 
der Lehrpläne nur bedingt auf bisherige Kriterien diesbezüglich zurückgegriffen werden. Um trotzdem 
möglichst aussagekräftige und umfassende Resultate erzielen zu können, wurde auf verschiedene Stu-
dien zurückgegriffen, die entweder theoretisch aufzeigen, welche Inhalte einen „guten“, zweckgerich-
teten politischen Unterricht garantieren (u.a. Calderón-Grossenbacher 1998; GPJE 2004; Moser-
Léchot 2000), oder aber ihren Fokus auf die Lehrpersonen und deren Verständnis von „guter“ politi-
scher Bildung richten (u.a. Larcher/Zandonella 2014). Ergänzend wurden insbesondere für die formale 
Beurteilung der Lehrpläne eigene Kriterien definiert. Tabelle 4.4 gibt einen Überblick über die einzel-
nen Abschnitte des Analyserasters inklusive der groben Indikatoren.  
Wie der Tabelle entnommen werden kann, setzt sich das Kriterienraster aus formalen resp. strukturel-
len sowie inhaltlichen Dimensionen zusammen. Erstere erfassen einerseits allgemeine Angaben zum 
Kontext, sprich für welche Klassen119, welchen Kanton resp. welche Schule und welchen Schultyp der 
jeweilige Lehrplan gilt. Andererseits wurde erhoben, wann und von wem der Lehrplan publiziert wur-
de, wie das Dokument aufgebaut ist und ob es spezifische Zielvorgaben im Hinblick auf den politi-
schen Unterricht enthält. Der zweite Teil der Kriterien richtet das Augenmerk auf politische Inhalte, 
beginnend mit einigen allgemeinen Aspekten, welche in der Literatur oft als zentrale Bestandteile der 
politischen Bildung genannt werden (vgl. u.a. Dewey 1930; Hahn 1999; Moser-Léchot 2000; O-
ser/Reichenbach 2000; Quesel/Allenspach 2007 u.a.). Dazu zählen das so genannte Demokratieler-
nen120, die Bezugnahme auf (politische) Alltagssituationen, der Einbezug aktueller politischer Ereig-
nisse, der Erwerb demokratischer Diskurstugenden121, die Unterscheidung der verschiedenen Dimen-
sionen von politischer Bildung122 sowie das Aufzeigen von Partizipationsmöglichkeiten an der Schule. 
Dabei wurde unterschieden, ob diese Aspekte in der Einleitung, in den Fachlehrplänen oder in beiden 
Abschnitten behandelt werden. Für die anschliessenden Kriterien wurden hauptsächlich die Fachlehr-
pläne auf deren Behandlung analysiert. Als Erstes dienen die Bildungsstandards der Gesellschaft für 




119  Diese Information ist insofern von Bedeutung, als sie eine Zusammenführung von Individual- und Lehrplan-
daten erlaubt, damit diese via Multilevel-Modellierung in denselben Modellen auf ihren Einfluss auf das Partizi-
pationsverhalten der jungen Erwachsenen untersucht werden können. 
120 Gemäss Reinhardt (2004: 3) handelt es sich beim Demokratielernen um ein „umfassendes Konzept, das die 
Systemsicht (Welche Qualifikationen des Bürgers benötigt das demokratische politische System für seinen Be-
stand und seine Weiterentwicklung?) und die Bürgersicht (Welche Art der Demokratie wollen die Bürger, und 
welche Entwicklungsschritte kennzeichnen das Lernen bzw. die Bildung für Demokratie?) zu vereinen sucht“ 
(ebd.). 
121 Darunter fallen unter anderem die Bereitschaft zu einem Dialog, der Ethos des Streitens, Toleranz oder der 
Mut, die eigene Meinung gegen Widerstände zu verteidigen. 
122 Diese beziehen sich primär auf die Unterscheidung von politischem Wissen versus intellektuelle Fähigkeiten 
versus Partizipationsfertigkeiten versus polit. Haltungen. 
99	
 
Tabelle 4.3: Kriterien und Indikatoren für die Lehrplananalyse123 
Analysekriterium Indikatoren 




Formale Kriterien Publikationsdatum 
Herausgeber 
Aufbau 
Verweis auf den Rahmenlehrplan 
Struktur des Lehrplans  
Art des Lehrplans  





Einbezug aktueller politischer Ereignisse 
Erwerb demokratischer Diskurstugenden 




Zentrales Ziel (bspw. in der Erlangung politischer Mündigkeit) 
Kompetenzbereich: Politische Urteilsfähigkeiten 
Kompetenzbereich: Politische Handlungsfähigkeiten 
Kompetenzbereich: Methodische Fähigkeiten 
SORA-Items124 zur poli-
tischen Bildung 
Verortung politischer Bildung 
Verständnis politischer Bildung 
Abstraktere inhaltliche 
Kriterien 
Politik im engeren Sinn - Allgemeines 
Wirtschaftliche Fragen und Probleme 
Fragen und Probleme des gesellschaftlichen Zusammenlebens 
Rechtliche Fragen und Probleme 
Konkrete inhaltliche 
Kriterien (Fussnote) 
Politik: rechtlich-institutionelle Aspekte 
Politik: prozedural-ethische Aspekte 
Wirtschaftliche Fragen und Probleme 
Fragen und Probleme des gesellschaftlichen Zusammenlebens 
Rechtliche Fragen und Probleme 
Weitere Kriterien Hinweis auf das Ziel, Schülerinnen und Schüler zu mündigen Bürgerinnen 
und Bürgern zu „erziehen“  







123 Vgl. auch Tabelle 4.6.  
124 Beurteilungskriterien aus der Studie „Politische Bildnerinnen 2014. Politische Bildung in Volksschulen und 





Kompetenzen, welche im Rahmen politischen Unterrichts erlernt werden sollen. Diese lassen sich in 
drei Bereiche125 unterscheiden: 
(1) Politische Urteilsfähigkeiten umfassen die Analyse von politischen Entscheidungsprozes-
sen, Zusammenhängen zwischen wirtschaftlichen Sachverhalten und politischer Entschei-
dungen, ausgewählter Politikbereiche im Hinblick auf Handlungsalternativen sowie der 
Logik und Mechanismen hinter der Inszenierung politischer Ereignisse in den Medien, die 
Identifizierung von politisch-philosophischen Grundhaltungen hinter kontroversen politi-
schen Positionen, die Bewusstmachung, inwiefern politische Einstellungen und Werte das 
eigene politische Urteil beeinflussen sowie das Verständnis und die Beurteilung sozialwis-
senschaftlicher Argumentationen (GPJE 2004: 25). 
(2) Politische Handlungsfähigkeiten beziehen sich auf zwei Kriterien, nämlich politische 
Entscheidungen bedacht zu fällen und zu begründen sowie die Empfehlung und Beurtei-
lung verschiedener Partizipationsformen für spezifische politische Situationen (GPJE 
2004: 25f.). 
(3) Methodische Fähigkeiten schliesslich beinhalten allgemeinere Fertigkeiten im Umgang 
mit Informationen sowie der Verarbeitung im Rahmen wissenschaftlicher Arbeiten. Dazu 
zählen die selbstständige Planung und die Realisierung von Projekten (politischen Inhalts) 
inklusive Recherche, die Nutzung unterschiedlicher Techniken zur Präsentation und Ver-
anschaulichung von Informationen, die Durchführung von Referaten, der sichere Umgang 
mit politischen und sozialwissenschaftlichen Texten, die begründete Auswahl methodi-
scher Ansätze für ein bestimmtes Vorhaben, die Arbeit an einer begrenzten (politischen) 
Fragestellung sowie das Verfassen einer Facharbeit (GPJE 2004: 26). 
Der nächste Abschnitt des Kriterienrasters beinhaltet einige Items126, die im Rahmen der Studie zur 
politischen Bildung an Wiener Volksschulen und Schulen der Sekundarstufe I Lehrpersonen zur Beur-
teilung vorgelegt wurden (Lacher/Zandonella 2014). Dabei wurden die politische Bildung unter ande-
rem in zwei Bereiche unterteilt: die Verortung sowie das Verständnis politischer Bildung. Ersterem 
werden insgesamt zehn Kriterien zugeordnet (ebd.: 14): 
! Akzeptanz und Hinterfragung anderer Meinungen 
! Wissen über politische Institutionen 
! Eigene Meinung vertreten und zu argumentieren 
! Kritischer Umgang mit politischen Analysen 
! Wissen über die Positionen politischer Parteien 
! Wissen über die Möglichkeiten politischer Partizipation 
																																								 																				
125 Die GPJE (2004) führt die Bildungsstandards separat für verschiedene Schulstufen an. Für das Kriterienraster 
wurden dabei diejenigen Standards, welche sie für die gymnasiale Oberstufe empfehlen, übernommen. 
126 Die Items werden im Raster als SORA-Items bezeichnet, da die Studie vom SORA – Institute for Social Re-
search and Consulting durchgeführt wurde. 
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! Beurteilung von politischen Entscheidungen und Problemen 
! Interesse an politischen Prozessen wecken 
! Erfahrungen im Bereich der politischen Teilhabe sammeln 
! Herausbildung einer Werteorientierung 
Der zweite Block umfasst elf Kriterien, die in der Studie als Aspekte zur Vermittlung und Förderung 
politischer Bildung im Unterricht eingesetzt werden können (oder sollen) (ebd.: 18): 
! Konfliktlösungskompetenzen 
! Kritisches und unabhängiges Denken 
! Eigene Meinung vertreten und verteidigen können 
! Erwerb von Haltungen, die mit einer offenen und demokratischen Gesellschaft überein-
stimmen 
! Wissen über Bürgerrechte und -pflichten 
! Analyse und Reflexion von gesellschaftlichen Zusammenhängen 
! Interesse am politischen Leben erwecken 
! Vorbereitung auf künftige politische Partizipation 
! Fähigkeit, wirtschaftliche Zusammenhänge zu erkennen 
! Wissen über soziale und politische Institutionen 
! Mitbestimmung der Schülerinnen und Schüler in der Schule 
Die übrigen Abschnitte des Rasters beruhen auf den Unterteilungen politischer Bildung, wie sie in der 
Schweizer Literatur von Calderón-Grossenbacher (1998) sowie Moser-Léchot (2000) vorgenommen 
wurden, ergänzt durch eigene (Teil-)Kriterien. Dabei wurde zwischen abstrakteren und konkreten in-
haltlichen Kriterien unterschieden, welche wiederum in vier respektive sechs Abschnitte unterteilt 
sind. Der erste Teil der abstrakteren Inhalte nimmt Bezug auf die Politik im engeren Sinn, wobei fol-
gende Items berücksichtigt werden: das Verständnis von Politik im Sinne eines kollektiven, konflikt-
haften und demokratischen Prozesses, um verbindliche Entscheidungen treffen zu können; die Unter-
scheidung verschiedener Politikaspekte; das Verständnis der Funktionslogik demokratischer Systeme; 
die Verknüpfung historischer Bedingungen mit der aktuellen Politik; sowie die Bedeutung von politi-
schen Entscheidungen für verschiedene Gruppen wie Individuen. Im zweiten Abschnitt wird der Fo-
kus auf wirtschaftliche Aspekte gerichtet, genauer auf die Bedeutung wirtschaftlicher Prozesse und 
Strukturen sowohl als Rahmenbedingung gesellschaftlicher Entwicklungen wie auch als Vorausset-
zungen politischer Handlungsspielräume, ergänzt um ein Item zur Interdependenz zwischen Wirt-
schaft und Politik. Die dritte Kategorie abstrakter inhaltlicher Kriterien widmet sich dem Zusammen-
spiel von Politik und Gesellschaft sowie daraus entstehender Spannungsfelder. Als letztes folgen drei 
Kriterien zu rechtlichen Fragen und Problemen: das Recht und die Gesetze als Ergebnisse politischer 
Willensbildung und Entscheidungsprozesse; die Bedeutung, die einmal geschaffenes Recht für das 




Der letzte Block schliesslich bezieht sich primär auf die Vermittlung von (Fakten-)Wissen in den Be-
reichen Politik, Wirtschaft, Gesellschaft und Recht. In Bezug auf politische Aspekte werden – basie-
rend auf der Unterteilung von Oser und Reichbach (2000) – rechtlich-institutionelle von prozedural-
ethischen Kriterien unterschieden. Anschliessend werden Themen erfasst, die dem Bereich Wirtschaft 
zugeordnet werden können. Die Themenbereiche Medien, Bildung, Umweltschutz sowie humanitäre 
Hilfe bilden zusammen die Unterkategorie „Fragen und Probleme gesellschaftlichen Zusammenle-
bens“. Den Abschluss bilden zwei Kriterien zu rechtlichen Fragen und Probleme. Teilweise über-
schneiden sich die inhaltlichen Kriterien partiell, zur besseren Erfassung aller möglichen Facetten 
politischer Bildung wurde diese teils ähnlichen Beurteilungskriterien aber alle im Raster belassen. Die 
einzelnen Themen, anhand welcher die zu vermittelnden Kenntnisse erfasst werden, sind in Tabelle 
A.X in Anhang 1 zusammengefasst. 
Zur Vervollständigung des Rasters wurden zusätzlich einige Kriterien zur Beurteilung der Stellung der 
Lehrperson, der didaktischen Methoden sowie der vorgeschlagenen Unterrichtsmittel in den Lehrplä-
nen einbezogen, wobei diese Kriterien für die Analyse in der vorliegenden Arbeit nur am Rande von 
Bedeutung sind. Diejenigen Aspekte, welche für die Überprüfung ihres Zusammenhangs mit dem 
politischen Partizipationsverhalten primär berücksichtigt wurden, sollen im folgenden Kapitel zur 
Operationalisierung der Lehrplandaten beleuchtet werden. 
 
4.3.2 Operationalisierung 
Nebst den im Folgenden beschriebenen formalen und inhaltlichen Kriterien der Lehrplananalyse wur-
de erhoben, für welchen Schultyp und welche Sprachregion die jeweiligen Dokumente gelten. Wie 
bereits ausgeführt, wurde im Hinblick auf ersteren Indikator primär zwischen allgemeinbildenden und 
Berufsfachschulen unterschieden, wobei für erstgenannte nur Gymnasialklassen resp. -lehrpläne unter-
sucht wurden, zweitere hingegen in zwei resp. drei Unterkategorien unterteilt wurden: Berufsfach-
schulen mit Berufsmaturität versus Berufsfachschulen ohne Berufsmaturität – wobei hier noch zusätz-
lich berücksichtigt wurde, ob eine allgemeine Berufslehre oder eine Lehre im Bereich Kaufmännische 
Grundbildung resp. Detailhandel absolviert wird. 127 Da – mit Ausnahme von Rätoromanisch – alle 
Sprachregionen der Schweiz in die Untersuchung einbezogen wurden, wird im Folgenden auch zwi-
schen diesen drei Regionen unterschieden. Hierbei spielt primär die Sprache, in welcher unterrichtet 
wird resp. die Lehrpläne verfasst sind, eine Rolle und nicht die kantonale Zugehörigkeit. So werden 
beispielsweise die französischsprachigen Lehrpläne des Kantons Bern der Romandie oder die deutsch-
sprachigen Klassen im Kanton Wallis der Deutschschweiz zugeordnet.  
																																								 																				
127 Der Grund für diese weitere Unterteilung besteht vor allem darin, dass sich die Lehrpläne der beiden Ausbil-
dungstypen recht stark unterscheiden. Wo der Grossteil der eine Lehre ohne BM absolvierenden Lernenden 
nebst branchenspezifischen Fächern den allgemeinbildenden Unterricht (ABU) besucht, lehnt sich der Unterricht 
für die Ausbildung in den Bereichen Kaufmännisches und Detailhandel an die Maturitätsschulen an, sprich es 
werden zusätzlich zu den branchenrelevanten Fächern mindestens zwei Sprachen sowie die Fächer Wirtschaft 
und Gesellschaft unterrichtet. 
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Formale und strukturelle Analysekriterien 
Für die Beurteilung der formalen und strukturellen Aspekte der untersuchten Lehrpläne werden vier 
Bereiche berücksichtigt (vgl. Tabelle 4.5), beginnend mit dem Herausgeber des Lehrplans. Hierbei 
wird in erster Linie unterschieden, ob der Lehrplan von der Schule selber verfasst wurde oder die Zu-
ständigkeit der Publikation des jeweiligen Lehrplans bei der für die Sekundarstufe II verantwortlichen 
Amtsstelle liegt. Darüber hinaus wird dafür kontrolliert, ob im Dokument auf den entsprechenden 
Rahmenlehrplan verwiesen wird. Der zweite Indikator betrifft die Einbettung der politischen Bildung 
in den Unterricht, sprich ob politische Bildung als separates Fach unterrichtet wird oder in einem an-
deren Fach integriert ist. Da ersteres in den untersuchten Klassen nicht der Fall ist128, wird diese Di-
mension mit Hilfe eines weiteren Indikators, nämlich ob im Namen des Fachs auf den politischen Un-
terricht verwiesen wird oder nicht, operationalisiert. Zusätzlich kann auch das Vorhandensein eines 
zentralen Ziels129 resp. von Bildungs- oder Richtzielen130 (0=nicht vorhanden, 1=vorhanden) hinsicht-
lich der politischen Bildung  Aufschluss über den Stellenwert der politischen Bildung für den Unter-
richt geben.  
Der dritte Indikator bildet den Umfang der Abschnitte zur politischen Bildung in den Lehrplänen ab. 
Ein direkter Vergleich des Umfangs in Form von Seitenzahlen gestaltet sich angesichts unterschiedli-
cher Formatierungen und Strukturierungen schwierig sprich gibt nur unzureichend Auskunft über den 
tatsächlichen Umfang. Der Grossteil der Lehrpläne liegt zwar als PDF oder Word-Dokument vor131, 
wobei die tatsächliche formale Gestaltung sehr stark variiert.132 Die Differenzen sind in Bezug auf die 
Berufsfachschullehrpläne weniger gross, allerdings lassen sich auch hier sehr unterschiedliche Heran-
gehensweisen bei der Lehrplangestaltung feststellen. Entsprechend wird auf einen Vergleich basierend 
auf Seitenzahlen verzichtet. Wichtiger und informativer sind hierbei die Anzahl behandelter Themen, 
die Struktur des Lehrplans und die Präzision, mit der Aspekte des politischen Unterrichts wiedergege-
																																								 																				
128 Es liegen zwar für einzelne Schulen separate Lehrpläne für politische Bildung vor sowie Verweise auf Son-
dertage oder -wochen zum Thema Politik, als eigenes Fach wird politische Bildung aber weder an Gymnasien 
noch an Berufsfachschulen unterrichtet. 
129 Mittels des Kriteriums des zentralen Ziels wird insbesondere untersucht, ob im Lehrplan explizit erwähnt 
wird, worauf der politische Unterricht letztendlich abzielen soll. Gemäss der Literatur (vgl. Calderón-
Grossenbacher 1998: 15f.; Detjen 2007: 5; Oser/Reichenbach 2000: 9) betrifft dies vor allem die politische 
Mündigkeit der Schülerinnen und Schüler. Basierend auf der Definition der GPJE (2004) wird dieses Konzept 
politischer Reife insbesondere als Befähigung zur Teilnahme am öffentlichen Leben verstanden, aber auch die 
angemessene Orientierung in der modernen Wirtschaft und Gesellschaft, die kompetente Beurteilung politischer 
Fragen und Probleme auf einer demokratischen Grundlage sowie das Engagement in öffentlichen Angelegenhei-
ten.  
130 Bildungsziele betreffen gemäss EDK (2015) die zu erreichenden Grundkompetenzen, sprich die „grundlegen-
den Fähigkeiten und Fertigkeiten sowie grundlegendes Wissen“ (ebd.: 1), und bilden damit den „,Kern‘ schuli-
scher Bildung“ (ebd.). Richtziele hingegen gehen noch einen Schritt weiter und beziehen sich auf die konkreten, 
im Unterricht zu erwerbenden Kenntnisse, Fertigkeiten und Haltungen. 
131 Einige Lehrpläne sind so alt, dass sie entweder mit ganz alten Word-Versionen verfasst wurden, oder gar mit 
der Schreibmaschine. Zudem liegen einige Lehrpläne ausschliesslich als Excel-Tabellen resp. in tabellarischer 
Form vor.  
132 Als Beispiele für diese Unterschiede können die Fachlehrpläne für das Grundlagefach Geschichte an der 
Kantonalen Mittelschule Uri auf der einen und der Kantonsschule Alpenquai in Luzern auf der anderen Seite 
angeführt werden. Erstere besteht aus drei Mindmaps mit je sechs bis acht Themenbereichen, ergänzt durch 
einige Schlüsselbegriffe. Letzterer enthält nebst einem fünfseitigen Dokument mit Bildungs- und Richtzielen 
eine umfassende Tabelle mit den konkreten Grobzielen und Lerninhalten inklusive möglicher Querverweise. 
104	
 
ben werden. Die Anzahl der Themen ergibt sich aus der Summe der Themen, welche für die Analysen 
zur inhaltlichen und thematischen Ausrichtung mit einbezogen werden (siehe Tabelle 4.6). Dabei er-
hält eine Beobachtung den Wert 1, wenn das Thema im Lehrplan eindeutig behandelt wird, den Wert 
0.5, wenn der Themenbereich zwar angesprochen, aber nicht genauer definiert wird, und den Wert 0, 
falls der Themenbereich im Lehrplan nicht berücksichtigt wird. Für den zweiten Indikator, die Lehr-
planstruktur, wurde ermittelt, ob der entsprechende Lehrplan als Gesamtdokument inklusive Einlei-
tung, pädagogisch-didaktische Hinweise usw. oder nur in Form von Fachlehrplänen vorliegt.  
Die Präzision schliesslich gibt darüber Auskunft, wie die im jeweiligen Lehrplan integrierten Aspekte 
politischer Bildung angeführt werden. Gemessen wird diese Dimension durch zwei Indikatoren:  Ei-
nerseits wird die Art der Nennung erfasst, wobei der Themenbereich kann entweder nur in Form eines 
einzelnen Begriffs angesprochen oder in einem resp. mehreren Sätzen erläutert werden. Andererseits 
wird kodiert, wie exakt auf das Thema verwiesen wird. Hierzu werden die Kategorien „implizit“ (nur 
implizit enthalten), „sinngemäss“ (andere Worte, aber explizit enthalten) und „im Wortlaut“ (explizit 
genannt) herangezogen. 
 
Tabelle 4.4: Analyseraster – Formale und strukturelle Dimensionen 
Formales und Struktur 
Dimensionen Beschreibung 
Herausgeber Kanton oder Schule 
Einbettung der politischen Bildung  Eigenes [Teil-]Fach oder Integration in eines 
oder mehrere Fächer, zentrales Ziel im Hinblick 
auf die polit. Bildung vorhanden, Vorhandensein 
von Bildungs- und Richtzielen für den politi-
schen Unterricht 
Umfang des Lehrplans bzw. des Teils betreffend politischer 
Bildung 
Anzahl behandelter Themen, Struktur des Lehr-
plans (bspw. nur separate Fachlehrpläne oder 
Dokument mit pädagogisch-didaktischen Hin-
weisen) 
Präzision  Wird spezifiziert, was politische Bildung oder 
einzelne Unterthemen genau umfassen oder 











Formale und strukturelle Aspekte geben durchaus wichtige Hinweise in Bezug auf die Vermittlung 
politischer Bildung im Rahmen des Unterrichts, im Zentrum der Lehrplananalyse stand aber die Un-
tersuchung der vermittelten Inhalte. Dabei soll aufgezeigt werden, welche Aspekte im Bereich der 
politischen Bildung auf Sekundarstufe II unterrichtet werden resp. wie viel Aufmerksamkeit den ein-
zelnen Themenbereichen geschenkt wird. In Anlehnung an die Literatur und Untersuchungen zur poli-
tischen Bildung im Rahmen des Schulunterrichts werden hierbei primär zwei Dimensionen unter-
schieden, nämlich Kenntnisse und Fertigkeiten (sog. Skills). Ergänzend wird im vorliegenden Bericht 
ein dritter Faktor – Interesse wecken – in die Analyse einbezogen. 
In wenigen Studien, die sich den konkreten Inhalten des Staatskundeunterrichts gewidmet haben, wer-
den die zu vermittelnden Kenntnisse sehr unterschiedlich definiert und konzeptualisiert. Moser-Léchot 
(2000) unterscheidet in seinem Artikel zur politischen Bildung und deren Stellung im Fächerkanon 
drei Kategorien: Aussenpolitik, Innenpolitik und Wirtschaft. Die GPJE (2004) fasst erstere beide Ka-
tegorien unter „Politik im engeren Sinn“ zusammen, ergänzt die Zusammenstellung aber um die bei-
den Aspekte Gesellschaft und Recht. Calderón-Grossenbacher (1998) schliesslich gliedert die Themen 
politischer Bildung noch stärker auf und erhält dadurch insgesamt neun Kategorien133. Basierend auf 
diesen Kategorisierungsversuchen werden für die vorliegende Untersuchung sechs Subdimensionen 
unterschieden, wobei sich die ersten drei – politische Institutionen und Systeme, Schweizer Politik 
sowie internationale Politik – direkt auf die politische Sphäre beziehen. Die letzteren drei Kategorien 
– wirtschaftliche, gesellschaftliche und rechtliche Aspekte – betreffen eher die Vermittlung von 
Grundlagewissen, die im Zusammenhang mit explizit Politischem stehen bzw. für das Verständnis des 
Politischen im „engeren Sinn“ relevant sind. 
Die Dimension Fertigkeiten setzt sich basierend auf dem Ansatz von Krammer (2008: 7-11)134 aus drei 
verschiedenen Subdimensionen sprich Kompetenzen zusammen: Urteilskompetenzen, Handlungskom-
petenzen sowie Sachkompetenzen (vgl. Kapitel 4.3.1). Die politische Urteilskompetenz bezieht sich auf 
Fertigkeiten zur Beurteilung politischer Entscheide, Prozesse und Interessenkonflikte (ibid.: 7). Die 
politische Handlungskompetenz richtet ihren Fokus auf Fähigkeiten, welche für die Formulierung der 
eigenen Interessen sowie dem Verständnis der politischen Positionen anderer, wohingegen die politi-
sche Sachkompetenz Skills beinhaltet, die für das Verständnis und die Weiterentwicklung politischer 
Konzepte notwendig sind. 
																																								 																				
133 Diese Kategorisierung beinhaltet folgende neuen Aspekte: Demokratie als dynamische Staatsform, Men-
schenrechte, Friede und Sicherheit, Solidarität, Umgang mit natürlichen, technologischen und finanziellen Res-
sourcen, Meinungsbildung und Entscheidungsprozesse sowie Gegenwartsprobleme, Schweizer Identität und 
fächerübergreifender Unterricht (Calderón-Grossenbacher 1998: 32ff.). 
134 Krammer (2008) seinerseits unterscheidet insgesamt vier Kompetenzbereiche, wobei hier die Methodenkom-
petenz weggelassen wird. Grund dafür ist, dass methodische Fertigkeiten hauptsächlich für den gesamten Lehr-
plan oder für ein bestimmtes Fach wie Geschichte, Allgemeinbildung usw., also nicht speziell für Aspekte politi-
scher Bildung formuliert sind, was die Beurteilung, ob die Kompetenzen auch im Bereich der des politischen 
Unterrichts eingeübt werden, grösstenteils verunmöglicht. 
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Schliesslich setzt sich die letzte Dimension Interesse wecken aus den beiden Indikatoren „Interesse an 
politischen Prozessen wecken“ und „Interesse am politischen Leben wecken“ zusammen. 
Tabelle 4.6 bietet einen Überblick über alle Dimensionen, Subdimensionen sowie die zur Messung 
verwendeten Kriterien. Letztere wurde mittels eines zweistufigen Verfahrens durchgeführt. In einem 
ersten Schritt wurde erfasst, ob das jeweilige Kriterium in einem Lehrplan vollumfänglich behandelt, 
nur zum Teil behandelt oder gar nicht behandelt wurde. Falls das Kriterium mindestens teilweise be-
handelt wird, wurde in einem zweiten Schritt die Art und Weise der Behandlung mittels dreier Mess-
kategorien analysiert: 
(1) Art der Nennung: Dieses Kriterium erfasst, ob das Thema nur einem Begriff erwähnt oder in 
ein oder mehreren Sätzen erläutert wird. 
(2) Häufigkeit der Nennung: Mit Hilfe des zweiten Kriteriums wird berücksichtigt, wie oft das 
Thema im Lehrplan Erwähnung findet (einmal, zweimal oder mehrmals). 
(3) Präzision: Das dritte Kriterium bildet ab, inwiefern der Themenbereich beschrieben wird, 
sprich ob er nur implizit oder explizit resp. sinngemäss Erwähnung findet.  
Diese drei Indikatoren wurden pro Item zu einem Index aufaddiert, unter der Begründung, dass höhere 
Werte in einer Messkategorie tiefere Werte in einer anderen kompensieren können. Beispielsweise 
kann die mehrfache, aber nur indirekte Nennung ähnlich gewertet werden wie die einfache, aber präzi-
se Nennung desselben Items. Diese additiven Indizes, die Werte zwischen 0 (Item wird nicht genannt) 
und 9 (Item wird mehrfach und präzise in mehreren Sätzen genannt) annehmen können, geben ent-
sprechend wieder, wie prominent die Stellung eines Items im Lehrplan ist. Anschliessend wird durch 
Aufaddieren der einzelnen Indikatoren ein additiver Index für jede Subdimension und Dimension ge-
bildet. Der Vergleichbarkeit halber wurden diese z-standardisiert. Ein Wert von Null bedeutet dabei, 
dass der Lehrplan in der jeweiligen Dimension eine mittlere Ausprägung aufweist. Je stärker positiv 
der Wert, desto ausgeprägter und häufiger finden Aspekte der politischen Bildung im jeweiligen Lehr-
plan Einlass. Negative Werte schliesslich stehen für eine unterdurchschnittliche Berücksichtigung des 
jeweiligen Aspektes in den Lehrplänen. 
Tabelle 4.5: Deskriptive Statistiken der gebildeten Hauptindikatoren 
Dimensionen  N Mittelwert SD Min. Max. 
Kenntnisse 122 0 1 -1.78 2.29 
Fertigkeiten 122 0 1 -2.72 2.18 
Interesse wecken 122 0 1 -0.57 3.28 
 






























































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































4.4 Kontextebene: Kanton 
4.4.1 Daten 
Auf der Ebene der Kantone soll der Einfluss einiger in der Literatur häufig zitierter Variablen auf die 
individuelle politische Partizipation untersucht werden. Bezugnehmend auf die Partizipationsfor-
schung zur Schweiz (Bühlmann/Freitag 2006; Freitag 1996, 2005; Freitag/Stadelmann-Steffen 2009 
u.a.) richtet sich der Fokus dabei einerseits auf politisch-institutionelle Aspekte, andererseits auf einen 
kulturell-institutionellen Indikator (vgl. Kapitel 3.2). Faktisch wird überprüft, ob und wie kantonale 
politische Institutionen – genauer das Wahlsystem für die Nationalratswahlen, Existenz einer Wahl-
pflicht sowie die Fragmentierung des Parteiensystems, der Wettbewerb unter den Parteien und deren 
Polarisierung –, der Grad an direkter Demokratie sowie der Katholikenanteil das Partizipationsverhal-
ten junger Erwachsener beeinflussen. Bei den für diesen Teil der Untersuchung herangezogenen Daten 
handelt es sich im Gegensatz zu den übrigen Messungen um sekundäre Daten, welche zum einen Teil 
vom Bundesamt für Statistik, kurz BfS, erhoben wurden und zum anderen Teil aus anderen Studien 
stammen. Tabelle 4.8 gibt einen Überblick über die einzelnen Indikatoren auf kantonaler Ebene sowie 
deren Quellen. Anschliessend wird im nächsten Unterkapitel die konkrete Operationalisierung der 
einzelnen Indikatoren auf kantonaler Ebene beschrieben. 
 
4.4.2 Operationalisierung 
Wie bereits erwähnt wurden die kantonalen Indikatoren basierend auf bisherigen Studien zur politi-
schen Partizipation in der Schweiz ausgewählt. Analog wird auch für die Operationalisierung der 
meisten Variablen auf diese Studien Bezug genommen;  insbesondere auf den Artikel von Bühlmann 
und Freitag (2006), zumal deren Vorgehen einerseits methodisch und inhaltlich überzeugt und ande-
rerseits einfach umsetzbar ist.  
 
Politisches System 
Beim ersten in Tabelle 4.8 angeführten Indikator der kantonalen politischen Systeme handelt es sich 
um die Existenz einer Wahlpflicht. Dieser wird mittels einer Dummy-Variable operationalisiert, wobei 
der Wert 1 für das Vorhandensein einer Wahlpflicht steht. Da aber nur im Kanton Schaffhausen eine 
solche Pflicht besteht, erhalten alle übrigen Kantone den Wert 0. Im Kapitel 3.2.2 wurde bereits darauf 
verwiesen, dass der Nationalrat in allen Kantonen mittels Proporz gewählt wird, faktisch aber für die-





Tabelle 4.7: Kantonale Einflussfaktoren 
Indikator Beschreibung Datenquelle 
Wahlpflicht Vorhandensein einer Wahlpflicht auf kantonaler Ebene Freitag 2005 
Wahlsystem Wahlsystem, welches für die National-ratswahlen gilt135 Bühlmann/Freitag 2006 
Wettbewerb unter den 
Parteien 
Stärke der einzelnen Parteien auf kanto-
naler Ebene Bundesamt für Statistik 
Fragmentierung des 
Parteiensystems 
Anzahl Parteien als Mass für die Frag-
mentierung eines Parteiensystems  
Bundesamt für Statistik 
Kantonale Homepages136  
Parteienpolarisierung Verortung der Parteien auf der Links-Rechts-Achse 
Selects-Kandidierendenbefragung 
2011137 
Direkte Demokratie Grad an direkter Demokratie in den Kantonen 
SNF-Projekt "Demokratiequalität in den 
Schweizer Kantonen" unter Leitung von 
Marc Bühlmann und Adrian Vatter (Pro-
jekt-Nr. 100012–117661)138 





135 Grundsätzlich gilt für die Nationalratswahlen in allen Kantonen dasselbe Wahlsystem, nämlich das Verhält-
niswahlsystem, auch Proporz genannt. Da einige der kleinen Kantone aufgrund ihrer geringen Bevölkerung nur 
durch einen Nationalrat oder eine Nationalrätin repräsentiert werden, gilt in diesen Kantonen faktisch ein Mehr-
heitswahlsystem, kurz Majorz (vgl. Bühlmann/Freitag 2006: 19). Für die Untersuchung wird entsprechend zwi-
schen einem proportionalen Wahlsystem für Kantone mit mehr als einem Nationalratssitz und einem Quasi-
Majorz für Kantone mit einem Nationalratssitz unterschieden. Bei letzteren handelt es sich um die Kantone Ap-
penzell Innerrhoden, Glarus, Obwalden und Uri. 
136 Da der  Fragmentierungsgrad kantonaler Parteiensysteme mittels der Anzahl Listen für die Nationalratswah-
len ermittelt wird, wurden für jene Kantone, die nur über einen Nationalratssitz verfügen und die Wahl des oder 
der Kandidatin oder Kandidaten nicht via Listen, sondern direkt über die Mehrheit an Stimmen erfolgt, die An-
zahl an für eine Partei kandidierenden Politikerinnen und Politiker als Indikatoren herbeigezogen. Diese Anga-
ben finden sich auf den  
jeweiligen Internetseiten der Kantone: Appenzell Innerrhoden 
(http://www.ai.ch/de/politik/abstimmungsresultate/?action=showobject&object_id=3058) [letzter Zugriff: 
08.07.2016], Glarus (http://www.gl.ch/xml_1/internet/de/application/d1256/d41/d335/d2008/f2011.cfm), Ob-
walden (http://www.ow.ch/dl.php/de/0di96-ozgnt1/Ergebnis_Wahlen_und_Abstimmung_vom_23.10.2011.pdf) 
[letzter Zugriff: 08.07.2016], Uri (http://www.ur.ch/dl.php/de/4fdf491ac765b/tabelleNR2011.pdf) [letzter Zu-
griff: 08.07.2016]. 
137 Die im Auftrag von Selects von polittools.net durchgeführte Befragung richtete sich an alle Kandidaten und 
Kandidatinnen für den National- und Ständerat, wobei gut 45 Prozent an der Studie teilgenommen haben (Lutz 
2016: 3). Diese Befragungen werden seit 2007 im Rahmen des multinationalen Comparative Candidate Survey 
(CCS) Projekts (für weitere Informationen zum Projekt siehe http://www.comparativecandidates.org/) [letzter 
Zugriff: 08.07.2016], nach den nationalen Wahlen durchgeführt. Dabei werden Daten zum biografischen Hinter-
grund, den Kampagneaktivitäten und der politischen Positionierung erhoben.  
138 Beim Index direkter Demokratie handelt es sich um eine Zusammenstellung von Kennzahlen, die den Grad an 
direkter Demokratie für alle Kantone abbilden sollen. Entwickelt wurde der Index ursprünglich von Stutzer 
(1999), bei den für die Arbeit verwendeten Daten handelt es sich aber um eine im Rahmen des SNF-Projekts 
"Demokratiequalität in den Schweizer Kantonen" von Dlabac und Schaub (2010) überarbeitete Version des In-
dices von Stutzer.  
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und Uri) ein Mehrheitswahlsystem gilt, praktisch also zwei Wahlsysteme unterschieden werden kön-
nen. Wie für die Wahlpflicht wird auch hierfür eine Dummy-Variable konstruiert. Dabei erhalten Qua-
si-Majorz-Kantone den Wert 0 und Proporz-Kantone den Wert 1. Die Operationalisierung der Indika-
toren, welche die kantonalen Parteisysteme genauer beschreiben sollen, erfolgt hingegen über die 
Normalisierung der BfS-Daten über folgende Formel139: 
 𝑧! =  
!!!!"# (!)
!"# ! !!"# (!)
  
wobei 𝑧! für den normalisierten Wert einer Beobachtung 𝑖 steht, 𝑥! für den ursprünglichen Wert der 
Beobachtung 𝑖 und min 𝑥  resp. max (𝑥) für den kleinsten resp. grössten Wert aller Beobachtungen. 
Der Vorteil dieser Transformation liegt in der besseren und einfacheren Vergleichbarkeit der normali-
sierten Daten. 
Grundlage für die Operationalisierung des Wettbewerbs unter den Parteien bilden die vom Bundesamt 
für Statistik erhobenen Daten zur Parteienstärke aller kantonalen Parteien bei den nationalen Wahlen 
von 2011. In einem ersten Schritt wurde dem Vorgehen von Bühlmann und Freitag (2006: 39) folgend 
die Differenz zwischen den Stimmenanzahlen der beiden stärksten Parteien ermittelt, welche im zwei-
ten Schritt mittels obiger Formel auf einer Skala von 0 bis 1 neu skaliert wurde. Der zweite Indikator, 
die Fragmentierung des Parteiensystems, wurde über die Anzahl Listen für die eidgenössischen Wah-
len von 2011 eruiert. Für jene Kantone, in welchen die Nationalratssitze nicht mittels Listen, sondern 
direkt an jenen Kandidaten oder jene Kandidatin mit dem höchsten Stimmenanteil vergeben werden, 
fungiert die Anzahl Parteien, die einen Kandidaten oder eine Kandidatin stellten, als Masszahl. Wiede-
rum wurden der Vergleichbarkeit halber die Anzahl Listen resp. kandidierenden Parteivertreter resp.   
-vertreterinnen auf Werte zwischen 0 und 1 reskaliert. Die Polarisierung der Parteien berechnet sich 
schliesslich über die Positionierung der kantonalen Parteien auf der Links-Rechts-Achse. Da solche 
Daten nicht direkt vorliegen, wurde – als bestmöglicher Annäherungswert  – die durchschnittliche 
Links-Rechts-Verortung mittels der Angaben von für den Nationalrat kandidierenden Parteimitglie-
dern, welche im Anschluss an die eidgenössischen Wahlen von 2011 an der Kandidaten-Befragung 
von Selects teilgenommen haben, ermittelt.  
 
Demokratie-Index 
Für die Erfassung des Grades an direkter Demokratie in den einzelnen Kantonen wird ein von Dlabac 
und Schaub (2010) überarbeiteten Index verwendet, der von Stutzer (1999) entwickelt und von Fischer 
(2009) im Rahmen einer Untersuchung zur Entwicklung der direkten Demokratie in den Schweizer 
Kantonen zwischen 1997 und 2003140 überarbeitet wurde. Stutzer (1999) berechnet den Demokratiein-
																																								 																				
139 Vgl. http://stats.stackexchange.com/questions/70801/how-to-normalize-data-to-0-1-range.  
140 Für die vorliegende Untersuchung werden nur die zuletzt für das Jahr 2003 ermittelten Berechnungen berück-
sichtigt. Zwar handelt es sich bei den dem Index zugrundeliegenden Daten nicht um ganz aktuelle Angaben, 
nichtsdestotrotz wird aufgrund des Fehlens neuerer Berechnungen in der Zusammenstellung ein guter Indikator 
gesehen, der den Grad direkter Demokratie in den Kantonen widerspiegelt. 
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dex mittels der Beurteilung von vier direktdemokratischen Instrumenten – dem Verfassungsinitiativ-
recht, dem Gesetzesinitiativrecht, dem Gesetzesreferendumsrecht sowie dem Finanzreferendumsrecht. 
Der Einsatz von Initiativen ermöglicht der Stimmbevölkerung Einfluss auf den politischen Prozess zu 
nehmen, wohingegen im Referendumsrecht eine Art Vetorecht des Volkes bei der Gesetzgebung resp. 
der Finanzpolitik gesehen wird. Insgesamt widerspiegelt der Index – so Stutzer (1999: 3) – die direkt-
demokratischen Rechte in den jeweiligen Kantonen.  
Der Index wird über die Hürden ermittelt, die mit der Ergreifung des jeweiligen Instrumentes einher-
gehen (Stutzer 1999). Dabei werden je nach Höhe dieser Hürden Indexpunkte vergeben. Für das Ver-
fassungs- und Gesetzesinitiativrecht, welche der Bevölkerung ermöglichen, neue Vorschläge auf die 
politische Agenda zu setzen, werden einerseits für die Anzahl an Unterschriften, die für das Zustande-
kommen einer Initiative notwendig sind, Punkte verteilt. Andererseits fliesst die Dauer der Frist, wäh-
rend welcher Unterschriften gesammelt werden können, in die Berechnung der Indizes zum Initiativ-
recht ein. Der Gesamtindex berechnet sich schliesslich aus dem arithmetischen Mittel der vier Initia-
tiv- resp. Referendumsrechtsindizes (ebd.).141 
 
Anteil Katholiken 
Der letzte Indikator auf kantonaler Ebene, der Anteil Katholiken, bezieht sich nicht auf das politische 
System, sondern soll mindestens ansatzweise den kulturell-institutionellen Kontext widerspiegeln. Für 
die Operationalisierung wurden die von BfS nach Kantonen erhobenen Anteile der Bevölkerung, die 
der römisch-katholischen Konfession angehören, ebenfalls mittels obiger Formel normalisiert und auf 











141 Eine ausführlichere Beschreibung zur Berechnung des Demokratie-Index findet sich in Anhang 2. 
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5 Methodisches Vorgehen  
Im Folgenden soll kurz erläutert werden, mittels welcher statistischen Methoden die Analysen zur 
Überprüfung der Zusammenhänge zwischen den in Kapitel 3 aufgeführten Prädiktoren und dem politi-
schen Partizipationsverhalten junger Erwachsener durchgeführt werden. In einem ersten Schritt wer-
den einzelne Variablen und Zusammenhänge deskriptiv dargestellt. Im Vordergrund stehen dabei die 
Präsentation der formalen und inhaltlichen Dimensionen politischer Bildung, wie sie in den Lehrplä-
nen verankert sind, sowie die Illustration der Unterschiede dieser Dimensionen nach Sprachregion, 
Schultyp und Kanton. Diese erste beschreibende Analyse soll aber auch einen Überblick über das poli-
tische Partizipationsverhalten und Engagement der Schülerinnen und Schüler sowie über die Einstel-
lung der Lehrpersonen im Hinblick auf den politischen Unterricht geben. Der zweite Teil der Analyse 
widmet sich der Wirkung individueller wie auch kontextueller Voraussetzungen auf die Partizipati-
onswahrscheinlichkeit junger Erwachsener, untersucht also, ob und wie persönliche Ressourcen, der 
politische Unterricht, wie er in den Lehrplänen geregelt ist resp. wie dieser von Lehrpersonen erteilt 
wird, sowie kantonal-institutionelle Bedingungen die Beteiligung junger Erwachsener beeinflusst. Je 
nach Art der Analyse wird auf unterschiedliche statistische Verfahren zurückgegriffen, welche im 
Folgenden beschrieben werden.  
 
5.1 Deskriptive Analyse 
Anhand deskriptiver Analysemethoden soll – wie bereits beschrieben – ein Eindruck über die Zusam-
mensetzung des Schüler- wie Lehrersamples, die Verteilung der untersuchten Variablen über ver-
schiedenen Gruppen wie die Sprachregion, der Schultyp oder die Kantone hinweg sowie über die Be-
deutung, welche die Lehrpersonen der politischen Bildung beimessen, vermittelt werden. Im Mittel-
punkt dieser Untersuchungen stehen dabei die Lehrpläne resp. der Einbezug formal-struktureller wie 
auch inhaltlicher Dimensionen politischer Bildung in diesen Lehrplänen. Einerseits sollen die entspre-
chenden Darstellungen einen Überblick über die Gestaltung der Lehrpläne im Hinblick auf den politi-
schen Unterricht per se verschaffen. Andererseits soll untersucht werden, ob sich diese Kriterien nach 
Sprachregion, Schultyp wie auch Kanton unterscheiden. Zum einen werden dazu verschiedene grafi-
sche Illustrationen eingesetzt und zum anderen anhand so genannter Zusammenhangsmasse und Vari-
anzanalysen überprüft, ob die grafisch ermittelten Zusammenhänge auch tatsächlich gemessen werden 
können, sprich statistische Signifikanz142 aufweisen. Je nach Skalierungsniveau der zu untersuchenden 
Variablen wird dafür auf die im Folgenden kurz beschriebenen Testverfahren zurückgegriffen (Geh-
																																								 																				
142 In den Sozialwissenschaften ist es üblich, Ergebnisse, deren α-Fehler einen Wert von 0.05 resp. 5 Prozent 
nicht übersteigt, als statisch signifikant zu bezeichnen. Dabei wird angenommen, dass die Nullhypothese, also 
die Annahme, dass kein Zusammenhang besteht, mit 95-prozentiger Wahrscheinlichkeit verworfen werden kann. 
Beim so genannten α-Fehler handelt es sich um einen Fehler 1. Art, sprich der fälschlichen Annahme, dass ein 
Zusammenhang – aufgrund der Feststellung eines Zusammenhangs in der Stichprobe – auch für die Grundge-
samtheit gilt (vgl. Gehring/Weins 2004: 225-230). 
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𝐶𝑟𝑎𝑚𝑒𝑟𝑠 𝑉 =  *
𝛸2
𝑛 ∙  min⁡(𝐼 − 1, 𝐽 − 1)
	
ring/Weins 2004: 177ff.; Rasch et al. 2014a: 123ff.; Universität Zürich 2016143). Für die Untersuchung 
der Unterschiede zwischen zwei kategorialen Variablen sowie deren Signifikanz wird einerseits Pear-
sons Chi-Quadrat-Test, andererseits Cramers V berechnet. Das so genannte Chi-Quadrat ist ein Mass, 
mittels dessen festgestellt werden kann, ob die beobachteten von den erwarteten Häufigkeiten  abwei-
chen, sprich ob tatsächlich ein Zusammenhang zwischen den untersuchten Variablen besteht oder ob 
die Verteilung der Häufigkeiten rein zufällig ist. Voraussetzungen für diesen auch als Kontingenzana-
lyse bezeichneten Test sind: (a) nominal- resp. ordinalskalierte Variablen, (b) eine Fallzahl von über 
50 Beobachtungen, (c) erwartete Zellhäufigkeiten von über 5 sowie (d) mehr als ein Freiheitsgrad. 
Wie bereits erwähnt stehen die empirischen sowie die unter der Annahme vollständiger Unabhängig-
keit der beiden Variablen erwarteten Häufigkeiten im Zentrum dieses Tests. Bei ersteren Häufigkeiten 
handelt es sich um die Verteilung der Beobachtungen aus der Stichprobe über die einzelnen Merk-
malsausprägungen der beiden Variablen. Die erwarteten Häufigkeiten lassen sich aus der Multiplikati-
on der Zeilensumme mit der Spaltensumme und der anschliessenden Division durch die gesamte Fall-
zahl ermitteln. Je grösser nun die Abweichung zwischen den empirischen und erwarteten Häufigkei-
ten, desto stärker ist der Zusammenhang zwischen den beiden Variablen. Das Chi-Quadrat ist das ent-
sprechende Mass für diesen Zusammenhang sowie dessen Signifikanz und errechnet sich aus der 
Summe der quadrierten und an den erwarteten Häufigkeiten relativierten Abweichungen aller Zellen: 
 
 
Dabei steht 𝑓! !"  für die beobachteten Häufigkeiten zweier Merkmale 𝑖 und 𝑗 und 𝑓! !"  für die erwar-
teten Häufigkeiten der Merkmale 𝑖 und 𝑗. Chi-Quadrat kann dabei einen Wert zwischen 0 und +∞ an-
nehmen, wobei ein Wert von 0 dafür steht, dass die beiden Variablen unabhängig voneinander sind, 
wohingegen Werte über 0 signalisieren, dass ein Zusammenhang besteht. Die Signifikanz der Abwei-
chungen zwischen den beiden Häufigkeiten wird mit dem über die Freiheitsgrade berechneten so ge-
nannten kritischen Wert Chi-Quadrat-Wert verglichen. Ist der Chi-Quadrat-Wert grösser als der kriti-
sche Wert, so kann von einem signifikanten Zusammenhang ausgegangen werden. Allerdings hängt 
das Chi-Quadrat von der Fallanzahl ab, sprich eine Verdoppelung dieser führt automatisch zu einem 
höheren Chi-Quadrat-Wert. Diesem Problem wirken weitere auf dem Chi-Quadrat basierende Zusam-
menhangsmasse wie zum Beispiel Cramers V entgegen, das weder von der Fallzahl noch von der An-
zahl Merkmalsausprägungen abhängt. Cramers V berechnet sich aus der Wurzel des Divisors von Chi-








In den Sozialwissenschaften wird ein Wert für Cramers V von über 0.30 bereits als  starker Zusam-
menhang interpretiert.  
Ist eine der untersuchten Variablen intervallskaliert und die andere Variable kategorialer Natur, bietet 
sich die so genannte Varianzanalyse als Testverfahren zur Überprüfung, ob eine Variable je nach 
Gruppenzugehörigkeit systematisch Unterschiede aufweist, an (Rasch et al. 2014b: 1ff.; Universität 
Zürich 2016144). Mittels einer „Analysis of Variance“, kurz ANOVA, werden entsprechend Mittel-
werte über Gruppen hinweg miteinander verglichen, wobei im Gegensatz zu anderen Tests wie dem t-
Test mehr als zwei Gruppen in die Analyse einbezogen werden können145. So kann beispielsweise 
festgestellt werden, ob sich die inhaltlichen Dimensionen politischer Bildung in den Lehrplänen je 
nach Sprachregion unterscheiden. Das Prinzip hinter der ANOVA liegt darin, dass die Varianz der 
zentralen Variable, z.B. der Dimension Kenntnisse, zerlegt wird, und zwar in je eine Varianz innerhalb 
und zwischen den Gruppen, welche dann miteinander verglichen werden. Dieser Vergleich erfolgt in 
einem ersten Schritt über die Quadrierung und Aufsummierung der Abweichung zwischen den Grup-
penmittelwerten und dem Gesamtmittelwert (Quadratsumme zwischen den Gruppen) einerseits und 
der Differenz vom  entsprechenden Gruppenmittelwert (Quadratsumme innerhalb der Gruppen) ande-
rerseits. Im zweiten Schritt werden diese beiden Quadratsummen addiert. Die geschätzte Varianz er-
rechnet sich schliesslich als Quotient der Quadratsummen und der Freiheitsgrade der Verteilung je für 
die Abweichungen zwischen und innerhalb der Gruppen. Aus der Division dieser beiden so genannten 
mittleren Quadratsummen ergibt sich schlussendlich die Teststatistik F, wobei der F-Wert umso höher 
ist, je grösser die Unterschiede zwischen den Gruppen sind. Wiederum wird zur Ermittlung der Signi-
fikanz des Tests der resultierende F-Wert mit einem kritischen Wert146 verglichen. Der Test wird dabei 
als signifikant erachtet, wenn der errechnete F-Wert den kritischen Wert übersteigt. Im Anschluss an 
die Berechnung der ANOVA kann mittels des so genannten Tukey-Post-Hoc-Tests überprüft werden, 
ob und wie stark die Mittelwerte je zweier Gruppen voneinander abweichen und ob dieser Unterschied 
auch signifikant ist.147 
Entsprechend obiger Darstellung werden Pearsons Chi-Quadrat-Test sowie Cramers V dann verwen-
det, wenn Unterschiede in der Verteilung zweier kategorialer Variablen über deren Merkmalsausprä-
gungen auf ihre Stärke und Signifikanz überprüft werden sollen, also ob beispielsweise die Struktur 
der Lehrpläne systematisch nach Sprachregion oder Schultyp variiert. Zusammenhänge bzw. Differen-
zen in den inhaltlichen Dimensionen über Gruppen hinweg werden aufgrund der metrischen Skalie-
																																								 																				
144 http://www.methodenberatung.uzh.ch/de/datenanalyse.html [letzter Zugriff: 14.10.2016]. 
145 Da in der deskriptiven Untersuchung Unterschiede einzelner intervallskalierter Lehrplankriterien hauptsäch-
lich über mehr als zwei Gruppen hinweg überprüft werden, werden der Einfachheit halber alle Vergleiche mittels 
ANOVA durchgeführt, unter anderem auch aus dem Grund, dass t-Tests und Varianzanalysen beim Vergleich 
zweier Gruppen zu denselben Ergebnissen führen (vgl. Rasch et al. 2014b).  
146 Dieser kritische Wert basiert auf den Freiheitsgraden zwischen und innerhalb der Gruppen.  




rung mittels der zweiten vorgestellten Methode, der Varianzanalyse, untersucht. Im Vordergrund steht 
hier die Überprüfung, ob die Dimensionen Kenntnisse, Fertigkeiten resp. Interesse wecken sich je nach 
Sprachregion, Schultyp oder Kanton unterscheiden. Gleichzeitig erlaubt dieses Testverfahren auch 
eine Analyse der Zusammenhänge zwischen den formalen und inhaltlichen Kriterien, sprich es kann 
untersucht werden, inwiefern formale Aspekte wie die Fächerbezeichnung oder die Herausgeberschaft 
in einer Beziehung mit den inhaltlichen Dimensionen stehen.  
Ähnlich wird auch bezüglich der deskriptiven Darstellung des politischen Partizipationsverhaltens und 
des Engagements der Schülerinnen und Schüler sowie der Einstellung der Lehrpersonen gegenüber 
dem politischen Unterricht und deren politischen Engagements verfahren. Auch hier werden primär 
grafische Abbildungen zur Veranschaulichung eingesetzt, ergänzt durch die Berechnung entsprechen-
der Zusammenhangsmasse, wenn Unterschiede zwischen Variablen bzw. Gruppen präsentiert werden.  
Im Folgenden wird nun das methodische Vorgehen zur Untersuchung des Einflusses einzelner Variab-
len auf die politische Beteiligung junger Erwachsener erläutert. 
 
5.2 Regressionsanalysen 
Aufgrund der hierarchischen Struktur der Daten werden zur Analyse der Einflüsse auf das Partizipati-
onsverhalten der jungen Erwachsenen Mehrebenenanalysen148 durchgeführt. Wie der Name bereits 
besagt, handelt es sich dabei um die Analyse von Modellen, bei denen Beobachtungen einer Ebene in 
Gruppen einer höheren Ebene gebündelt werden können. Meist handelt es sich dabei einerseits um 
Beobachtungen auf der Individualebene und andererseits um Messungen auf einer so genannten Grup-
penebene, die den Kontext abbilden, bspw. Schüler in Klassen oder Schulen, Wähler in verschiedenen 
Ländern oder Arbeiter in verschiedenen Arbeitsgruppen einer Firma (vgl. Snijders/Bosker 1999). Ent-
sprechend wird im Verlauf dieser Arbeit von der Individualebene, der ersten Ebene (resp. Level 1) 
oder auch der Mikro-Ebene gesprochen, wenn es sich um Beobachtungen auf der tiefsten Ebene han-
delt (hier: junge Erwachsene). Die nächst höhere Ebene wird als Gruppenebene, zweite Ebene (resp. 
Level 2) oder Makro-Ebene bezeichnet (hier: Klassen).149  
Gelman und Hill (2007: 7f.) verweisen in Bezug auf die Intention, Prädiktoren auf verschiedenen Ebe-
ne einzubeziehen, auf mehrere klassische Ansätze zur Analyse von hierarchisch strukturierten Daten: 
(a) klassische Regression mit Indikatoren auf allen Ebenen, wobei die Schätzung hier nicht für Diffe-
renzen zwischen den Gruppen korrigiert, welche nicht direkt in den Prädiktoren abgebildet sind; (b) 
Einbezug von Dummy-Variablen für die Gruppen, wobei aufgrund von möglicher Multikollinearität 
																																								 																				
148 Im Folgenden werden die Begriffe hierarchische, Multilevel- und Mehrebenenmodelle für die Modelle von 
Mehrebenenanalysen synonym verwendet. 
149 Die Daten der vorliegenden Untersuchung enthalten nebst der Individual- und der Gruppenebene noch eine 




der gleichzeitige Einbezug von Prädiktoren auf beiden Ebenen nicht möglich ist; (c) Modellanalyse in 
zwei Schritten, wobei im ersten Modell lediglich Gruppenindikatoren einbezogen werden und erst in 
einem zweiten Modell auch Gruppenprädiktoren geschätzt werden. Problem hier ist eine gewisse Li-
mitierung, da sich diese Vorgehensweise nur dann eignet, wenn keine der Gruppen nur sehr wenige 
Beobachtungen enthält; (d) Anpassung von separaten Modellen für jede Gruppe, wobei auch diese 
Option nur eingesetzt werden kann, wenn das N aller Gruppen genügend gross ist. Demgegenüber 
können in Mehrebenenmodellen – anders als in klassischen Modellen – erstens Unterschiede zwischen 
Gruppen modelliert werden (Gelman/Hill 2007: 1), wobei Variabilität auf allen einbezogenen Ebenen 
gleichzeitig berücksichtigt wird. Zweitens erlaubt das Multilevel-Modeling auch die Ableitung von 
Inferenzen für Gruppen mit kleiner Fallzahl, weil hier Gruppendurchschnitte wie auch Effekte auf der 
Gruppenebene einbezogen werden können, als Kompromiss zwischen den sehr „verrauschten“ (noisy) 
Schätzungen innerhalb einer Gruppe und der allzu vereinfachten Schätzung, die Gruppenindikatoren 
ignoriert (ebd.: 6). Drittens und der statischen Theorie folgend können in Mehrebenenmodellen alle 
bei der Datensammlung berücksichtigten Faktoren einbezogen werden, ohne die Problematik des so 
genannten Overfittings. Snijders und Bosker (1999: 1) argumentieren denn auch, dass die Vernachläs-
sigung einer Ebene zu falschen Schlüssen führen kann. 
Schliesslich ermöglichen Multilevelmodelle eine effizientere Inferenz für die einzelnen Regressions-
parameter im Gegensatz zu den traditionellen Alternativen (ebd.: 7):  (a) das complete pooling, bei 
dem ein Gesamtmodell über alle Gruppen hinweg geschätzt wird. Es können dabei zwar Gruppenebe-
ne-Indikatoren in die Modelle einbezogen werden, allerdings werden gruppenspezifische Unterschiede 
nicht beachtet; (b) das no pooling, in dessen Modellen Daten von verschiedenen Gruppen separat ana-
lysiert werden. Diese Verfahrensweise hat zur Folge, dass die Varianz zwar über die Gruppen hinweg 
geschätzt werden kann, allerdings sind diese Schätzungen mit höherer Unsicherheit behaftet und Un-
terschiede auf der Individualebene unterdrückt. Multilevelmodelle hingegen stellen als so genannte 
partial pooling Modelle dank eines Gewichtungsfaktors (shrinkage factor150) den „goldenen“ Mittel-
weg dar.  
Entsprechend eignen sich Multilevel-Schätzungen für die vorliegende Arbeit, denn die der Untersu-
chung zugrunde liegenden Daten sind hierarchischer Natur. Im Gegensatz zu den klassischen Regres-
sionsmodellen erlauben Multilevel-Modelle, durch die Schätzung von Gruppenebenen-Koeffizienten 
alle Ebenen in einem Modell einzubeziehen und diese durch Interaktionsterme in Beziehung zu setzen. 




150 Im Multilevel-Modell werden die Gruppenebenen-Parameter gegen deren Mittelwert konzentriert, wobei 
diese Konzentrierung bei einer kleinen Standardabweichung auf der Makroebene stärker resp. bei kleinem N 
geringer ausfällt (Gelman/Hill 2007: 258). 
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5.2.1 Aufbau von Multilevel-Modellen 
Grundsätzlich sind Mehrebenenmodelle nichts anderes als Regressionsmodelle, bei denen die Koeffi-
zienten über die Gruppen variieren. Das Interesse ist dabei auf den Effekt von Individual- und Grup-
penindikatoren auf ein Phänomen auf der Individualebene gerichtet (bspw. hier der Effekt von indivi-
duellen Voraussetzungen und der Einfluss des Kontexts, der Klasse auf die individuelle politische 
Partizipation junger Erwachsener). Die Schlüsselkomponenten sind dabei Gelman und Hill (2007: 1) 
zufolge die nach Gruppen variierenden Koeffizienten, für die selbst ein Modell geschätzt wird – je 
nach dem mit oder ohne Prädiktoren auf der Gruppenebene. Dabei können grundsätzlich drei Modell-
formen unterschieden werden: varying intercept Modelle, varying slope Modelle und varying inter-
cept, varying slope Modelle. Auf erstere und letztere Modelle wird in den folgenden beiden Unterkapi-
teln genauer eingegangen.  
Grundsätzlich können Multilevel-Modellierungen auf zwei äquivalente Arten verstanden werden (vgl. 
Gelman/Hill 2007: 251): entweder als Verallgemeinerung von der klassischen linearen Regression, bei 
welchen Intercept und Slope variieren können, oder als Regression, die eine Indexvariable – hier als 𝑗 
bezeichnet151 – für die Gruppenzugehörigkeit beinhaltet. Unabhängig davon wird die Modellierung 
eines eignen Modells für die Gruppenvariable 𝑗 als zentraler Schritt erachtet (ebd.).  
 
Varying Intercept Modelle 
Wie bereits erwähnt, liegt die grundlegende Idee von Mehrebenenmodellen darin, ein Phänomen 𝑌 
durch individuelle wie auch Gruppenaspekte zu erklären, wobei individuelle Variablen 𝑋 auch grup-
penabhängig sein können, bspw. indem sich die Mittelwerte einer bestimmten individuellen Variable 𝑥 
von Gruppe zu Gruppe unterscheiden (Snijders/Bosker 1999: 38f.). Als einfachstes Multilevel-Modell 
identifizieren Snijders und Bosker (1999) jenes ohne zufällige (Random152) Effekte, bestehend aus 
Summe eines systematischen Teils – der linearen Kombination erklärender Variablen auf Mikro- so-
wie Makro-Ebene – und eines zufälligen Fehlerterms oder Residuums (ebd. 39): 
																																								 																				
151 Der Einfachheit halber werden im Folgenden arabische sowie griechische Buchstaben zur Bezeichnung der 
verschiedenen Elemente von Mehrebenenmodelle verwendet, wie sie in der Literatur gebräuchlich sind. Die zu 
erklärende Variable – hier das politische Partizipationsverhalten junger Erwachsener –, sowohl von der Mikro- 
wie auch der Makro-Ebene beeinflusst, wird durch den Buchstaben 𝑌!" gekennzeichnet. Die Indexvariablen 𝑗[𝑖] 
verweisen dabei auf die Gruppenzugehörigkeit. Die kleinsten Einheiten, hier jene auf der Individualebene, wer-
den mit einem 𝑖 = 1,… , 𝑛 bezeichnet, für die Gruppen auf der zweiten Ebene steht der Buchstabe 𝑗 = 1,… , 𝐽 
und für jene auf der dritten Ebene der Buchstabe 𝑘 = 1,… ,𝐾. Für die Konstante (Intercept) sowie die Regressi-
onskoeffizienten wird der griechische Buchstabe 𝛽, für die Prädiktoren auf der Individualebene der Buchstabe 𝑥 
resp. für die Gesamtheit dieser individuellen Prädiktoren der Grossbuchstabe 𝑋 und für die Prädiktoren der 
nächsthöheren Ebene der Buchstabe 𝑧 resp. 𝑍. Die Fehler- resp. Residualterme werden als 𝑅!" für die Residuen 
der Mikro-Einheiten innerhalb der Makro-Einheiten resp. als 𝑈! für die unerklärte Varianz der Gruppenebene 
bezeichnet. 
152 Im Folgenden werden die englischen Terme random (effects) und fixed (effects) verwendet, da es sich dabei 
um die auch in der deutschen Literatur zu statischen Modellen gebräuchlichen Begriffe handelt, wobei random 




 𝑌!" =  𝛽! +  𝛽!𝑥!" +  𝛽!𝑧! +  𝑅!"      (5.1) 
Dabei bezeichnen 𝛽! die Regressionskonstante oder Intercept, also jene Werte, welche sich ergäben, 
wären die erklärenden individuellen wie auch Gruppenvariablen auf den Wert 0 gesetzt, 𝛽! die Koeffi-
zienten für die individuellen Variablen 𝑋, 𝛽! die Koeffizienten für die Gruppenvariablen 𝑍 und 𝑅!" die 
Residuen. Bezüglich des residualen Parts gelten ferner folgende Grundannahmen: die gegenseitige 
Unabhängigkeit der Residuen sowie ein Mittelwert von 0. Darüber hinaus wird angenommen, dass die 
Residuen normalverteilt und über alle Gruppen hinweg konstant sind. Die Varianz von 𝑅!" schliesslich 
wird als 𝜎! bezeichnet (ebd.: 45f.).   
Erweitert man die Gleichung 5.1 um eine Crosslevel-Interaktion, resultiert folgende Formel: 
         𝑌!" =  𝛽! +  𝛽!𝑥!" +   𝛽!𝑧! +  𝛽!𝑧!𝑥!" +  𝑅!"  (5.2) 
Diese beiden Modelle unterscheiden sich allerdings von klassischen, nicht-hierarchischen Modellen 
nur durch den Fakt, dass sie über erklärende Variablen auf der Individual- wie Gruppenebene verfü-
gen. Damit tatsächlich von Modellen hierarchischer Natur gesprochen werden kann, muss mindestens 
die Intercept nach Gruppe variieren können, was durch 𝛽!! gekennzeichnet wird, wobei – wie bereits 
ausgeführt – der Index 𝑗 für die Gruppenabhängigkeit steht: 
  
 𝑌!" =  𝛽!! +  𝛽!𝑥!" + 𝑅!"                                 (5.3) 
Gelman und Hill zufolge ist einer der wichtigsten Aspekte von Mehrebenenmodellen nun die Zu-
schreibung eines eigenen Modells für die nach Gruppen variierenden Komponenten des Modells. So 
kann die Intercept in eine durchschnittliche Konstante und eine gruppenabhängige Abweichung unter-
teilt werden: 
 𝛽!! =  𝛾!! +  𝑈!!                          (5.4)  
Dabei stellt 𝑈!! den Random Part der Gleichung für die Gruppenebene – die so genannten Residuen 
auf Gruppenebene, welche nicht durch die „unabhängigen“ Variablen erklärt werden – dar. Hierfür 
gelten dieselben Grundannahmen wie für 𝑅!": gegenseitige Unabhängigkeit, ein Mittelwert von 0 so-
wie einer a priori unbekannten Varianz. Die Varianz von 𝑈!! wird als 𝜏!! bezeichnet. Substituiert man 
Gleichung 5.4 mit obigem Modell für die Konstante erhält man folgendes Modell: 
 𝑌!" =  𝛾!! +  𝛾!"𝑥!" +  𝑈!! +  𝑅!" (5.5) 
Aufgrund des Random Parts werden diese Modelle auch Random-Intercept-Modelle genannt. Diese 
werden herangezogen, wenn der Fokus auf den Einfluss von individuellen und gruppenspezifischen 
Effekten auf das zu erklärende Phänomen gerichtet ist, wobei angenommen werden kann, dass nicht 
nur die Beobachtungen auf der Mikro-Ebene, sondern auch die Gruppen aus einer grösseren Populati-
on von Gruppen mehr oder weniger zufällig ausgewählt wurden. Zudem eignet sich das Modell sehr 
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gut, wenn einige der Gruppen nur wenige Beobachtungen enthalten. (Snjiders/Bosker 1999: 43f.) Alle 
Punkte treffen auf die vorliegende Untersuchung zu. Zum einen richtet sich das Forschungsinteresse 
auf Unterschiede zwischen den Klassen resp. Kantonen, was das politische Partizipationsverhalten 
junger Erwachsener betrifft. Weiter wurden diese Klassen so weit als möglich zufällig aus einer grös-
seren Grundgesamtheit von Klassen ausgewählt153. Entsprechend wird diese Art von Modellen für die 
Analyse der Hypothesen von zentraler Bedeutung sein, wobei im ersten Kapitel einfache Random-
Intercept-Modelle eingesetzt werden, welche ausschliesslich erklärende Variablen der Individualebene 
einbeziehen (Kapitel 7.1). In den folgenden Kapiteln zum Einfluss der Lehrpläne und Lehrpersonen, 
also Variablen auf der Klassenebene, sowie der Wirkung von Indikatoren auf der kantonalen Ebene 
werden die Modelle sukzessive erweitert (Kapitel 7.2 und Kapitel 7.3). Der Kongruenz sowie Über-
sichtlichkeit halber wird der Aufbau dieser erweiterten Modelle bereits hier besprochen.  
Analog zur multiplen Regressionsanalyse können auch mittels Random-Intercept-Modellen Effekte 
mehrerer Variablen auf der individuellen wie der Gruppenebene gleichzeitig untersucht werden, was 
zu folgender Formel154 führt: 
                     Y!" =  γ!! +  γ!"x!" +  …  +  γ!"x!"# +  γ!"z!" +  …  +  γ!"z!" +  U!" +  R!" (5.6) 
Wie in den weiter oben beschriebenen Modellen stellt der erste Teil der Gleichung Y!" =  γ!! +
 γ!"x!" +  …  +  γ!"x!"# +  γ!"z!" +  …  +  γ!"z!" den fixed part und der zweite Teil U!" +  R!" den 
random part dar, wobei für die residualen Bestandteile wiederum die Grundannahmen gegenseitiger 
Unabhängigkeit, eines Mittelwerts von 0 und der Normalverteilung gelten. Im Hinblick auf die Inter-
pretation der Regressionsparameter wird gleich wie in multiplen Regressionsanalysen vorgegangen. 
Das heisst, ein Anstieg im Wert von 𝑋! (ℎ =  1,… , 𝑝) resp. 𝑍! (ℎ =  1,… , 𝑞) wird assoziiert mit 
einem Anstieg in 𝑌. Auch hier ist es möglich, bestimmte Variablen auf Individual- oder Gruppenebene 
interagieren zu lassen, je nach theoretischer Annahme.  
Natürlich können zweistufige Modelle auch um weitere Ebenen ergänzt werden, wie dies in der vor-
liegenden Arbeit der Fall ist: Individuen sind gruppiert in Klassen und diese wiederum in Subgruppen 
in Kantonen. Entsprechend wird die Grundgleichung um ein drittes Level 𝑘 erweitert. 
(Snijders/Bosker 1999: 63ff.) Das Regressionsmodell mit lediglich einer erklärenden Variable sieht 
nun folgendermassen aus: 
 𝑌!"# =  𝛽!!" +  𝛽!𝑥!"# +  𝑅!"# (5.7) 
																																								 																				
153 In einigen Fällen war keine zufällige Auswahl von Schulen, aus welchen die Klassen als Gruppeneinheiten 
ausgewählt wurden, möglich, da kleinere Kantone nur über eine Berufsfachschule resp. Kantonsschule verfügen. 
In einem spezifischen Fall (Gymnasium des Kantons Appenzell Innerrhoden) werden zudem nur drei Klassen 
pro Jahrgang geführt, was zu einer Totalerhebung dieses Schultyps für diesen Kanton führte. Es handelt sich 
dabei allerdings um eine Ausnahme, in allen anderen Kantonen resp. Schulen wurden die Klassen per Zufalls-
prinzip ausgewählt. 
154 Wie bereits erwähnt werden die Variablen der Individualebene mit 𝑋!,… , 𝑋! und jene auf Gruppenebene mit 
𝑍!,… , 𝑍! gekennzeichnet. 
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𝛽!!" steht nun für die Intercept in der Gruppeneinheit 𝑗 innerhalb der Einheit auf der dritten Ebene 𝑘, 
welche selber als zweistufige Gleichung modelliert werden kann: 
 𝛽!!" =  𝛿!!! +  𝑈!!" (5.8) 
Wobei  𝛿!!! nun die durchschnittliche Intercept für die Gruppeneinheit auf der dritten Ebene  𝑘 dar-
stellt und wiederum ein eigenes Modell erhält: 
 𝛿!!! =  𝛾!!! +  𝑉!!!   (5.9) 
In dieser Gleichung werden die Residuen der dritten Ebene als 𝑉!!! bezeichnet, für welche dieselben 
Grundannahmen gelten wie für die übrigen Residuen der anderen beiden Ebenen und deren Varianz 
als 𝜑! dargestellt wird. Substituiert man die Gleichung 5.9 um die beiden folgenden Formeln, erhält 
man schliesslich das folgende Modell, welches nun wiederum um erklärende Variablen auf allen drei 
Ebenen erweitert werden kann: 
 𝑌!"# =  𝛾!!! +  𝛾!""𝑥!"# + 𝑉!!! +  𝑈!!"  +  𝑅!"# (5.10) 
Die bisher erläuterten Random-Intercept-Modelle unterscheiden sich lediglich durch einen einzigen 
zufälligen Gruppeneffekt über die Random Intercept. Allerdings können die Beziehungen zwischen 
erklärenden Variablen und dem zu erklärenden Phänomen noch weiter zwischen den Gruppen variie-
ren (Snijders/Bosker 1999: 67ff.). So kann es sein, dass sich nicht nur die Variablen auf der Gruppen-
ebene je nach Gruppe voneinander unterscheiden, sondern auch Merkmale auf der Individualebene je 
nach Gruppe unterschiedlich sind. Um zusätzlich solche Unterschiede zu modellieren, werden so ge-
nannte varying intercept, varying slopes Modelle eingesetzt. Wie bereits angesprochen konzentrieren 
sich die Analysen der vorliegenden Untersuchung vor allem auf Random-Intercept-Modelle, da die 
theoretischen Überlegungen nicht speziell für den Einbezug von Random Slopes sprechen. Trotzdem 
wird für einige Einflussfaktoren auf der Individualebene überprüft, ob diese zusätzlich nach Gruppe 
variieren. Ansonsten werden ausschliesslich Interaktionen innerhalb und zwischen den Individual- und 
Gruppenindikatoren eingesetzt, um die Hypothesen zu überprüfen. 
 
5.2.2 Crosslevel-Interaktionen 
Da Ziel einer jeden Regressionsanalyse ist, so viel Varianz wie möglich zu erklären, liegt es nahe, die 
Möglichkeiten von Mehrebenenstrukturen zu nutzen und weitere erklärende Variablen auf der Grup-
penebene zur Minimierung unerklärter Varianz einzubeziehen, indem die Gleichungen 5.8 und 5.9 um 
Gruppenlevel-Indikatoren 𝑍 oder die Gesamtgleichung 5.10 zusätzlich um ein Interaktionsterm zwi-
schen beiden Ebenen, eine so genannte Cross-Level-Interaktion, erweitert werden: 
 𝛽!! =  𝛾!! +  𝛾!"𝑧! +  𝑈!! (5.11) 
 𝛽!! =  𝛾!" +  𝛾!!𝑧! +  𝑈!! (5.12) 
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                        𝑌!" =   𝛾!! +  𝛾!"𝑧! +   𝛾!"𝑥!" +   𝛾!!𝑥!"𝑧! + 𝑈!! +  𝑈!!𝑥!"  +  𝑅!"   (5.13) 
Solche Cross-Level-Interaktionen können entweder induktiv eingesetzt werden, sprich zur Überprü-
fung, ob die Makro-Ebene die Effekte von Individualvariablen auf die Outcome-Variable erklären 
können, oder der Basis theoretischer Annahmen, die dann mittels der Daten überprüft werden sollen. 
(Snijders/Bosker 1999: 72ff.)  
Unabhängig davon, ob es sich um Modelle mit einem oder mehreren Random Parts handelt, definieren 
sich diese über ihre statistischen Parameter, genauer die Regressionsparameter 𝛾 sowie die Varianz-
komponenten 𝜎! und 𝜏!! der residualen Variablen 𝑈!! und 𝑅!"155. Der Literatur zufolge eignen sich 
insbesondere zwei Methoden zur Schätzung dieser Parameter unter der Annahme, dass 𝑈!! und 𝑅!" 
normal verteilt sind, nämlich Maximum-Likelihood (ML) und residuale (oder begrenzte) Maximum-
Likelihood (REML) Schätzungen. Letztere bieten den Vorteil, dass sie die Varianzkomponenten 
schätzen, während gleichzeitig der Verlust von Freiheitsgraden berücksichtigt wird, ohne dabei Ver-
zerrungen nach unten aufzuweisen. Snijders und Bosker leiten daraus ab, REML gegenüber ML im 
Hinblick auf Schätzungen von Varianzparametern zu bevorzugen. Aus diesem Grund und aufgrund 
der Tatsache, dass die Analysen der Regressionsmodelle in dieser Dissertation mit Hilfe des Statistik-
programms R156, genauer dessen lmer()-Funktion157, durchgeführt werden, wird zur Schätzung der 
Parameter auf die RELM-Methode zurückgegriffen. Die Grundidee von Maximum Likelihood ist, jene 
Parameterwerte anzunehmen, welche anhand der Daten die wahrscheinlichsten sind (Oehlert 2011). 
Diese werden mittels so genannter least squares-Schätzungen ermittelt, wobei das Ziel dieser Schät-
zungen ist, einen Schätzer zu wählen, der die Summe der Quadrate der Residuen minimiert, und zwar 
unter der Annahme, dass das Modell linear ist sowie die Fehler unabhängig voneinander sind (vgl. 
Gelman/Hill 2007: 387). Da diese Schätzung direkt in den Statistikprogrammen ermittelt werden kön-
nen, wird hier nicht genauer auf die Berechnung eingegangen158. Wird zusätzlich davon ausgegangen, 
dass die Residuen normal verteilt sind, entspricht die least squares-Schätzung einer Maximum-
Likelihood-Schätzung. Die Likelihood eines Regressionsmodells wiederum ist definiert als die Wahr-
scheinlichkeit der Daten, gegeben der Parameter und Inputs (zit. nach Gelman und Hill 2007: 388)159. 
Die Restricted Maximum Likelihood Schätzung, kurz REML, beginnt damit, die Regressionsresiduen 
durch die fixierten Effekte (fixed effects) des Modells zu ermitteln, ohne dabei auf die Varianzkompo-
nenten einzugehen (Oehlert 2011: 4). Der zweite Schritt führt zur Frage nach dem statistischen Modell 
																																								 																				
155 Bei 𝑈!! und 𝑅!" handelt es sich nicht direkt um Regressionskoeffizienten, sondern um latente Variablen, die 
über deren Varianzen geschätzt werden (Snijders/Bosker 1999: 56). 
156 Bei R handelt es sich um eine frei zugängliche Software für statistische Berechnungen und grafische Gestal-
tung (vgl. https://www.r-project.org/ [letzter Zugriff: 05.10.2016]. 
157 Die lmer-Funktion ist Bestandteil des Packages lme4, mittels dessen lineare, generalisierte lineare wie auch 
nicht-lineare Mixed-Effects-Modelle angepasst werden können (Bates et al. 2014: 1), wobei der Term Mixed-
Effects darauf verweist, dass das entsprechende Modell sowohl fixe (fixed) wie auch zufällige (random) Effekte 
enthält (ebd.). Die lmer-Funktion ermöglicht die Berechnung erst genannter Modelle, also lineare Mixed-Effects-
Modelle, mittels REML. Vorteil dieser Funktion ist deren einfache Anwendung sowie der damit verbundenen 
Möglichkeiten der Darstellung der Outputs in R. 
158 Für weitere Erläuterungen zu den Berechnungen siehe bspw. Gelman und Hill (2007: 283f.) oder Snjiders und 
Bosker 1999. 
159 Vergleiche für die Berechnung ebenfalls Gelman und Hill (2007: 283f.) oder Snjiders und Bosker 1999. 
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für die Residuen. Übrig bleiben einige unerklärte Teile des zufälligen Parts der Gleichung sowie des 
Fehlerterms der Gleichung, da die fixen Elemente durch die bereits durchgeführte „Herausnahme“ der 
Residuen entfernt wurden. Erst wenn ein Modell für diese restlichen residualen Anteile vorliegt, wird 
die ML-Schätzung für die Residuen durchgeführt, um die Varianzkomponenten zu schätzen. Diese 
unverzerrte Schätzung der Fehlervarianz zeichnet REML denn auch aus (ebd.). Ein weiterer Vorteil 
liegt darin, dass diese Schätzung direkt in R, dem hier verwendeten Statistikprogramm, vorgenommen 
werden können. 
 
5.3 Umgang mit Missings 
Wie das oft bei schriftlichen Befragungen der Fall ist, wurde auch in der vorliegenden Datenerhebung 
ein Teil der Fragen nicht von allen Schülerinnen und Schülern beantwortet. Dies kann zu Verzerrun-
gen in den Ergebnissen führen oder aber die Effektivität von statistischen Schätzverfahren verringern 
(Lüdtke et al. 2007). Es liegen verschiedene Möglichkeiten vor, wie mit so genannten Missings umge-
gangen werden kann (vgl. u.a. Baur/Blasius 2014; Lüdtke et al. 2007). Lüdtke et al. (2007: 104) unter-
scheiden drei Verfahrenstypen: klassische Verfahren, imputationsbasierte Verfahren sowie modellba-
sierte Verfahren. Bei klassischen Verfahren wird das „Problem“ von Missings insofern gelöst, als die 
ausgeschlossen werden (vgl. Baur/Blasius 2014: 343f.; Lüdtke et al. 2007: 106). Der Vorteil dieser 
Verfahrensweisen liegt vor allem in der einfachen Umsetzung. Eine Option besteht darin, das Problem 
fehlender Werte einfach zu ignorieren. In diesem Fall schätzen die jeweiligen Statistikprogramme die 
Modelle nur mit den vorhandenen Daten, sprich Beobachtungen, für die keine Daten für die jeweiligen 
ins Modell einbezogenen Variablen vorliegen, werden ausgeschlossen. Diese Vorgehensweise mag für 
einen ersten Überblick genügen. Bei einer grösseren Anzahl fehlender Werte führt sie einerseits zu 
einem erheblichen Ausschluss an Beobachtungen. Andererseits lassen sich Modelle mit unterschiedli-
chen Fallzahlen nur begrenzt miteinander vergleichen. Die zweite Möglichkeit im Umgang mit Mis-
sings ist der Ausschluss aller Fälle, für die fehlende Werte vorliegen. Dies „löst“ zwar das Problem 
unterschiedlicher Fallzahlen für einzelne Modelle, kann aber zu einem erheblichen Verlust an Daten-
punkten führen, insbesondere dann, wenn ein Grossteil der Befragten mindestens eine Frage nicht 
beantwortet hat. Um einen allzu grossen Verlust an Beobachtungen zu vermeiden, können Missings 
aber auch mittels imputationsbasierter Verfahren ersetzt werden. Dazu stehen verschiedene Techniken 
zur Auswahl (Baur/Blasius 2014: 344ff.; Lüdtke et al. 2007: 106). Fehlende Werte können ganz ein-
fach durch den Mittelwert, der sich aus den vorliegenden Beobachtungen ergibt, ersetzt werden. Unter 
der Annahme einer Normalverteilung kann dies zwar zu annähernd plausiblen Ergebnissen führen. Da 
man aber nie ganz sicher weiss, ob sich unter den fehlenden Beobachtungen nicht etwa statistisch re-
levante Ausreisser befinden, birgt die Ersetzung durch Mittelwerte die Gefahr, die „Streuung der Häu-
figkeitsverteilung künstlich“ (Baur/Blasius 2014: 344) zu reduzieren. Die zweite Imputationstechnik, 
die Ersetzung von Missings mittels Regression, wirkt dieser Unsicherheit mindestens teilweise entge-
gen, indem fehlende Werte mittels Regressionsanalysen geschätzt werden. Allerdings kann auch diese 
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Methode zu verzerrten Schätzungen führen, da es oftmals zu Überschätzungen von Korrelationen zwi-
schen den Variablen ohne und jenen mit Missings kommen kann (vgl. Lüdtke et al. 2007: 108). Eine 
weitere Option ist der Einsatz so genannter Hot-Deck-Verfahren, die im Vergleich zu regressionsba-
sierten Methoden nicht auf Modellannahmen beruht, sondern nach ähnlichen Fällen sucht und dann 
Missings durch die Beobachtungen dieser vergleichbaren Personen ersetzt (ebd.). Grosser Nachteil 
dieser Praxis liegt darin, dass sie mit erheblichem zeitlichem Aufwand verbunden ist. Empfohlen wer-
den daher so genannte multiple Imputationsverfahren, die Missings nicht durch einen einzigen  Wert, 
sondern mehrere Werte ersetzen. Konkret werden mehrere Datensätze erstellt, die dann für die statisti-
sche Analyse wieder zu einem einzigen Datensatz zusammengesetzt werden (Baur/Blasius 2014: 346; 
vgl. zur konkreten Durchführung auch Lüdtke et al. 2007: 110). Wie beim Hot-Deck-Verfahren han-
delt es sich auch bei der multiplen Imputation um eine sehr aufwändige Technik (Lüdtke et al. 2007: 
106). Handelt es sich bei den Analysen um deskriptive Berechnungen oder Strukturgleichungsmodelle 
wird zusätzlich der Einsatz modellbasierter Verfahren vorgeschlagen, in welchen die Behandlung von 
Missings mit der eigentlichen statistischen Analyse zusammenfällt (vgl. dazu Lüdtke et al. 2007: 
111f.). Da es sich bei der vorliegenden Untersuchung weder um deskriptive Analysen noch um Struk-
turgleichungsmodelle handelt, wird diese Option hier nicht weiter erörtert.  
Es stellt sich nun die Frage, welche Vorgehensweise sich für den Umgang mit fehlenden Werten für 
diese Arbeit am besten eignet. Aufgrund der beschriebenen Nachteile eines fall- oder paarweisen Aus-
schlusses von Beobachtungen wird von diesen Verfahren abgesehen. Auch die Ersetzung von Mis-
sings durch Mittelwerte oder Regression verspricht gemäss den zitierten Autoren keine optimale Lö-
sung. Die übrigen Verfahren führen zwar zu vergleichsweise validen Ergebnissen, sind aber – wie 
erwähnt – mit grossem Aufwand verbunden, weswegen von dieser Möglichkeit ebenfalls abgesehen 
wird. Stattdessen wird eine einfache Alternative, auf welche in der Literatur kaum verwiesen wird, 
angewendet. Da es sich bei der überwiegenden Mehrheit aller Prädiktoren um kategoriale Variablen 
handelt, wird jeweils die Kategorie „Missings“ erstellt, in welcher nebst fehlenden Beobachtungen 
auch die Antwortkategorie „weiss nicht“ zusammengefasst wird. Einerseits wird so das Problem des 
Ausschlusses einer Grosszahl an Fällen oder Beobachtungen umgangen, andererseits kann festgestellt 
werden, ob sich diejenigen Fälle, die Missings aufweisen oder wo mit „weiss nicht“ geantwortet wur-









6 Deskriptive Analyse: Politisches Engagement und politische Bildung 
Dieses Kapitel soll einen Überblick über einzelne Indikatoren, Unterschiede über einzelne Gruppen 
wie den Sprachregionen, Schultypen oder auch den beiden Geschlechtern sowie einzelne erste Zu-
sammenhänge zwischen verschiedenen Variablen geben. Einerseits werden die soziodemografische 
Zusammensetzung des Sample sowie das politische Engagement und Partizipationsverhalten der be-
fragten Schülerinnen und Schüler präsentiert (6.1). Andererseits sollen die verschiedenen formalen 
und inhaltlichen Dimensionen der Lehrplananalyse (6.2) und deren Ausprägungen über die Schultypen 
und Sprachregionen grafisch dargestellt werden. Schliesslich richtet sich das Augenmerk auf die 
Lehrpersonen, insbesondere auf deren Angaben zur Bedeutung und Gestaltung des politischen Unter-
richts (6.3), wobei der Fokus auf Kapitel 6.2 liegt. Wie in Kapitel 1.3 und 2.3 dargelegt, existieren 
bisher keine systematischen Analysen zur politischen Bildung, die Aufschluss darüber geben können, 
ob, in welchem Ausmass und in welcher Form der politische Unterricht stattfindet. Vielmehr kon-
zentrierten sich wissenschaftliche Publikationen zu diesem Thema auf eine Darstellung der Geschichte 
des Staatskundeunterrichts seit der Gründung des schweizerischen Bundesstaates (Moser-Léchot 
2000; Oser/Reichbach 2000). Diese enden meist mit der Feststellung, dass dieser Bereich seitens der 
Bildungsverantwortlichen vernachlässigt wurde, oder aber in einer Diskussion darüber, wie der ideale 
politische Unterricht auszusehen hätte (Oser/Reichenbach 2000; Reichenbach 1999, 2000). Bevor also 
überhaupt den Forderungen nach mehr politischer Bildung Folge geleistet werden kann, ist es erfor-
derlich, erstens die Frage nach dem Ist-Zustande beantworten zu können und zweitens die entspre-
chenden Erkenntnisse in Relation zum tatsächlichen partizipativen Verhalten zu setzen. Entsprechend 
wurden für die Arbeit Lehrpläne verschiedener Schultypen auf Sekundarstufe II einer systematischen 
Analyse unterzogen, welche im Anschluss an einen kurzen Überblick über die Datenstruktur auf indi-
vidueller Ebene präsentiert werden und gleichzeitig die Grundlage für die Untersuchung der Wirkung 
der politischen Bildung auf die Partizipationsbereitschaft junger Erwachsener bilden. 
 
6.1 Individualebene: Politisches Engagement der jungen Erwachsenen 
Wie Kapitel 4.1 dargelegt, wurden im Rahmen des Projekts „Jugend und Gesellschaft“, welches die 
Datengrundlage für die nachfolgenden Analysen bildet, Schülerinnen und Schüler auf Sekundarstufe II 
zu ihren bisherigen politischen Partizipationserfahrungen, dem gesellschaftlichen Engagement und 
ihrer Wahrnehmung des politischen Unterrichts, aber auch zu deren Einstellungen gegenüber gesell-
schaftlichen und politischen Fragen, ihrem persönlichen Umfeld und ihrem soziodemografischen Hin-
tergrund befragt. Bevor sich der Fokus auf die Analyse der Zusammenhänge zwischen den persönli-
chen Voraussetzungen und dem tatsächlichen politischen Handeln gerichtet wird, soll dieses Kapitel 
einerseits einen Überblick über die Zusammensetzung des Samples sowie deren politische und gesell-
schaftliche Beteiligung und Einstellungen geben (Kapitel 6.1.1) und andererseits das partizipative 
Verhalten der Jugendlichen sowie deren politische Einstellungen und Haltungen im Allgemeinen und 
gegenüber politischen Institutionen im Besondern beschrieben und grafisch illustriert werden (Kapitel 
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6.1.2). Die so präsentierten Erkenntnisse sollen denn auch einen Eindruck zum politischen Engage-
ment der Schweizer Jugend vermitteln und erste Schlüsse darüber zulassen, ob junge Erwachsene tat-
sächlich so apolitisch sind, wie dies oftmals in öffentlichen Debatten beanstandet wird (vgl. Ausfüh-
rungen in Kapitel 1) oder ob sie sich viel stärker über weniger institutionalisierte informelle Partizipa-
tionsformen in den politischen Prozess einbringen.  
 
6.1.1  Soziodemografische Zusammensetzung des Samples 
Die folgenden Grafiken sollen einen Überblick über die soziodemografische Zusammensetzung des 
Samples bieten. Wie in Kapitel 4 erläutert, wurden im Rahmen des Projekts „Jugend und Gesellschaft“ 
insgesamt 4‘423 Schülerinnen und Schüler in insgesamt 279 Klassen befragt, die sich im letzten Jahr 
ihrer Ausbildung auf Sekundarstufe II befinden. Aufgrund der „Top-Down“-ausgerichteten Vorge-
hensweise bei der Rekrutierung von Schulen und Klassen sowie Partizipationsbereitschaft seitens der 
angefragten Schulen handelt es sich dabei in Bezug auf die soziodemografische Verteilung nicht um 
ein wahrheitsgetreues Abbild der Schülerschaft auf dieser Stufe. Trotzdem erlauben die relativ hohe 
Fallzahl sowie die Berücksichtigung der prozentual am häufigsten absolvierten Ausbildungstypen 
Rückschlüsse auf die Gesamtpopulation junger Erwachsener in Bezug auf deren politisches Verhalten. 
Abbildung 6.1 illustriert die Verteilung nach Alter und Geschlecht. Abgesehen von einigen Ausreis-
sern sind die meisten Jugendlichen zwischen 17 und 21 Jahre alt, wobei der Mittelwert bei 18.9 liegt. 
Die zweite Grafik zeigt, dass etwas mehr junge Männer (54 Prozent) als junge Frauen (46 Prozent) 
befragt wurden, was daran liegen mag, dass vergleichsweise viele Berufsfachschulklassen mit techni-
scher Ausrichtung befragt wurden, wo der Frauenanteil tendenziell tief ist.  
Von den 4‘423 befragten Jugendlichen weisen fast ein Fünftel einen Migrationshintergrund auf, sprich 
sie selber oder ihre Eltern sind nicht in der Schweiz geboren, wovon ein Teil bereits die Schweizer 
Staatsbürgerschaft besitzt, wie aus Abbildung 6.2 ersichtlich ist. Entsprechend ist der Ausländer- wie 
auch der Anteil Jugendlicher mit Migrationshintergrund im Sample geringer als in der Gesamtbevöl-
kerung, wo gemäss BFS 2014 über ein Drittel aller Einwohnerinnen und Einwohner der Schweiz aus 
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Bemerkung: Häufigkeitsverteilung der Schülerinnen und Schüler nach Alter (N=3654) sowie nach Geschlecht 
(N=4250), in Prozent.  
 








Bemerkung: Häufigkeitsverteilung der Schülerinnen und Schüler nach Migrationshintergrund (N=4170) sowie 
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Abbildung 6.3: Verteilung nach Schultyp und Sprachregion (in Prozent)	
Bemerkung: Häufigkeitsverteilung der Schülerinnen und Schüler nach Schultyp (N=4423) sowie nach Sprach-
region (N=4423), in Prozent.  
 
Schliesslich veranschaulichen die Grafiken in Abbildung 6.3 die Verteilung nach Schultyp und 
Sprachregion. Wie in Kapitel 4.1.2 bereits diskutiert, ist der Anteil an Gymnasiastinnen und Gymnasi-
asten deutlich höher als in der Realität, wo lediglich etwas mehr als 20 Prozent eine gymnasiale Matu-
rität absolvieren.161 Demgegenüber wurde bereits im Rahmen der Rekrutierung versucht, die Sprachre-
gionen möglichst realitätsnah abzubilden, was mehr oder weniger gelungen ist, wie Abbildung 6.3 zu 
entnehmen ist.162  
 
6.1.2  Politische Einstellungen, Engagement und Partizipation   
Der zweite Teil der deskriptiven Analyse zum Schüler-Sample widmet sich der Frage, ob sich die 
heutige Jugend tatsächlich so wenig für politische Belange interessiert, wie angesichts der vergleichs-
weise tiefen Wahl- und Abstimmungsbeteiligung gemutmasst wird. Oder ob junge Frauen und Männer 
vielmehr je nach Politik- und Themenbereich grösseres resp. weniger grosses Interesse zeigen und 
entsprechend situations- und themenspezifisch entscheiden, ob und wie sie ihre politischen Überzeu-
gungen äussern, wie dies jüngste Studien andeuten. Dermont und Stadelmann-Steffen (2014) konnten 
in ihrer Analyse zur politischen Partizipation junger Erwachsener in der Schweiz anhand von Stimm-
registerdaten aus der Stadt St. Gallen aufzeigen, dass die Stimmbeteiligung unter den jüngsten Bürge-
rinnen und Bürgern pro Abstimmung zwar deutlich unter dem Durchschnitt liegt. Wird allerdings 
																																								 																				
161 Vgl. http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/15/04/00/blank/uebersicht.html [Letzter Zugriff : 
06.10.2016]. 
162 Gemäss BFS verteilt sich die Bevölkerung 2014 wie folgt: 63.3 Prozent der Schweizerinnen und Schweizer 
bezeichnen Deutsch als ihre Hauptsprache, demgegenüber sprechen 22.7 Prozent hauptsächlich Französisch und 
8.1 Prozent Italienisch. Schliesslich beträgt der Anteil der Rätoromanen 0.5 Prozent. (vgl. 




nicht die Stimmbeteiligung eines Zeitpunktes betrachtet, sondern der Frage nachgegangen, wie hoch 
der Anteil Jugendlicher ist, die über eine Zeitspanne von vier Jahren mindestens einmal ihre Stimm-
zettel in die Urne gelegt haben, ergibt sich ein anderes Bild. So haben fast 80 Prozent der jungen Er-
wachsenen163 wenigstens einmal an einer der 18 untersuchten Abstimmungen teilgenommen (im Ver-
gleich dazu liegt der Anteil der Gesamtbevölkerung bei 82 Prozent, ebd.: 5). Dies zeigt, dass sich Ju-
gendliche vielmehr je nach Thema und ihren eigenen Interessen politisch engagieren und nicht primär 
in Erfüllung der staatsbürgerlichen Pflicht, gewissenhaft an allen Wahlen und Abstimmungen teilzu-
nehmen. Gleichzeitig liegt die Vermutung nahe, dass das Partizipationsspektrum junger Erwachsener 
relativ breit ist und ihre politischen Interessen ebenfalls themenabhängig sind, durchaus aber nicht 
desinteressiert, was die Grafiken in Abbildung 6.4 denn auch illustrieren.  












Bemerkung: Häufigkeitsverteilung der Schülerinnen und Schüler nach politischen Interesse insgesamt (N=4340) 
sowie nach Interesse an unterschiedlichen Politikbereichen wie der internationalen Politik (N=4332), der 
Schweizer Politik (N=4337), der kantonalen Politik (N=4333) und der regionalen Politik (N=4343), in Prozent.  
 
Nur gerade etwas mehr als ein Fünftel der Befragten interessiert sich kaum oder gar nicht für Politik 
im Allgemeinen. Betrachtet man die einzelnen Politikbereiche, zeigt sich, dass sich die Jugendlichen 
stärker für die internationale und gesamtschweizerische Politik interessieren als dafür, was auf kanto-
naler oder lokaler Ebene passiert. Die weiteren Grafiken präsentieren einen Überblick über die politi-
sche Verortung und die Einstellungen gegenüber den politischen Akteuren. Zum einen lässt sich aus 
Abbildung 6.5 ablesen, dass ein Grossteil der jungen Erwachsenen relativ moderat eingestellt ist. Al-
lerding ist der Anteil derjenigen Befragten, die sich (eher) rechts auf der Links-Rechts-Achse einord-
nen, mit 33.2 Prozent ganz leicht höher als der Anteil der Schülerinnen und Schüler, die ihre Ideologie  
																																								 																				
163 Serdült (2013) spricht dabei von kumulativer Stimmbeteiligung (in: Good/Auer 2013: Direkte Demokratie: 
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Bemerkung: Häufigkeitsverteilung der Schülerinnen und Schüler auf der Links-Rechts-Achse (N=3811),  
in Prozent.  
 











Bemerkung: Mittelwerte des Vertrauens der Schülerinnen und Schüler in verschiedene politische und Ordnungs-
institutionen auf eine Skala von 0 (gar kein Vertrauen) bis 10 (sehr viel Vertrauen), in Prozent: Bundesrat 
(N=3927), Parlament (N=3795), politische Parteien (N=3871), kantonale Behörden (N=4061), Polizei (N=4188), 
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Bemerkung: Häufigkeitsverteilung der Schülerinnen und Schüler nach Zufriedenheit mit der Schweizer Demo-
kratie (N=4077), in Prozent.  
 
als (eher) links bezeichnen (32.2 Prozent). Die folgende Abbildung 6.6) gibt Aufschluss über das Ver-
trauen in verschiedene politische Akteure und Ordnungsinstitutionen. Abgesehen von politischen Par-
teien ist das Vertrauen durchwegs hoch, insbesondere in die eidgenössischen Räte und den Bundesrat 
wie auch in die Polizei und die Justiz. Dies deutet an, dass die Jugendlichen einerseits zufrieden mit 
der Arbeit sind, die in Bern geleistet wird (vgl. Abbildung 6.7), und sich andererseits insofern sicher 
fühlen, als sie in der Polizei und den Gerichten funktionierende Ordnungsinstitutionen sehen.  
Im Rahmen der Umfrage wurde mittels eines kurzen Wissens- und Verständnistests (vgl. Kapitel 
4.1.4) ermittelt, wie gut die jungen Erwachsenen über das politische System und das aktuelle Gesche-
hen informiert sind und aus bestimmten Sachlagen Schlüsse ziehen können. Abbildung 6.8 präsentiert 
die Ergebnisse dieses Tests, ergänzt durch einen Vergleich der Mittelwerte nach Geschlecht und 
Schultyp (Abbildung 6.9). Aus der ersten Grafik geht hervor, dass gut ein Drittel der Jugendlichen 
über ein (sehr) geringes politisches Wissen verfügen, immerhin aber fast die Hälfte mindestens drei 
der sechs Fragen richtig beantworten konnte.  
Vergleicht man die Mittelwerte nach Schultyp und Geschlecht, zeigen sich durchaus Unterschiede. 
Mit Ausnahme des Ausbildungstyps KV/DH schneiden Schülerinnen durchwegs deutlich schlechter 
ab als ihre männlichen Mitschüler, was bisherige Erkenntnisse aus der Literatur bestätigt (vgl. Delli 
Carpini/Keeter 1996; Verba et al. 1997; Westholm et al. 1990). Gleichzeitig ist das Wissensniveau 
unter weniger auf einen stärkeren Fokus der Lehrpläne auf die Vermittlung politischer Kenntnisse, wie 
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Bemerkung: Häufigkeitsverteilung der Schülerinnen und Schüler nach erreichter Punktezahl im Test zum politi-
schen Wissen (N=4423), in Prozent,  
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Abbildung 6.10: Politische Beteiligung (in Prozent) 
 
Bemerkung: Prozentale Anteile derjenigen jungen Erwachsenen, welche die jeweiligen Partizipationsform min-
destens einmal ausgeübt haben, für die Wahl- und Abstimmungsbeteiligung wurden dabei nur die wahl- und 
stimmberechtigten Schülerinnen und Schüler beachtet (N=3256), in Prozent.  
 
Gymnasiasten und Berufsfachschülern, die eine Berufsmaturität absolvieren, sichtbar höher. Dies mag 
vor allem darauf zurückzuführen sein, als es sich bei diesen Schultypen um tendenziell anspruchsvol-
lere Ausbildungsformen handelt, die ein insgesamt höheres Niveau voraussetzen. Angesichts dieser 
Erkenntnis besteht durchaus Aufholbedarf, wird im Wissen über die Funktionsweise der Politik und 
aktuelle Themen eine wichtige Vorbedingung politischen Engagements gesehen (vgl. u.a. Delli Carpi-
ni/Keeter 1996; Galston 2001, 2004).164 Dabei sollte der Fokus insbesondere auf junge Frauen sowie 
Berufsfachschüler ohne BM gerichtet werden, indem die Wissensvermittlung deren Bedürfnisse und 
Interessen entsprechend angepasst wird.  
																																								 																				





Die letzte Illustration des vorliegenden Kapitels stellt schliesslich das tatsächliche politische Partizipa-
tionsverhalten der befragten Jugendlichen ins Zentrum (Abbildung 6.10). Es zeigt sich, dass die 
Schweizer Jugend sehr wohl politisch aktiv ist, wenn auch ein Grossteil der aufgelisteten Partizipa-
tionsformen nur von einem kleinen Teil der Befragten ausgeübt wird. So haben nur gerade sechs Pro-
zent der Jugendlichen etwas für eine politische Organisation oder Kampagne gespendet, wohingegen 
gut die Hälfte bereits an einer Abstimmung oder Wahl teilgenommen hat resp. Produkte oder Dienst-
leistungen aus politischen oder ethischen Motiven boykottiert oder bewusst erworben. Ähnlich wie bei 
der Kumulationsthese bezüglich des Abstimmungsverhaltens kann auch für das breitere Spektrum 
politischer Handlungen angenommen werden, dass die kumulierten Anteile (noch) höher ausfallen 
würden.  
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die jungen Erwachsenen in der Schweiz weder apolitisch 
noch politisch inaktiv sind, sondern sich vielmehr je nach Themengebiet, der persönlichen Betroffen-
heit und den Interessen politisch engagiert und dabei auf eine breite Palette an verschiedenen Partizi-
pationsmöglichkeiten zurückgreift. Weiter zeigt sich, dass die Jugendlichen mehrheitlich zufrieden 
sind, wie das politische System in der Schweiz funktioniert, und Vertrauen in die Arbeit der Politike-
rinnen und Politiker in Bern wie auch in die Ordnungsinstitutionen der Schweiz haben. Demgegenüber 
schneidet ein beachtlicher Teil der Schüler, insbesondere der Schülerinnen im Wissenstest eher 
schlecht ab. Dies deutet an, dass hier –wie bereits angetönt – durchaus Handlungspotential besteht, da 
im politischen Wissen eine wichtige Vorbedingung gesehen wird, damit ein Bürger oder eine Bürgerin 
einerseits das politische Geschehen wie auch die eigenen Bedürfnisse und Interessen beurteilen, um 
dann in einem zweiten Schritt aktiv am politischen Prozess mitwirken zu können (und zu wollen). 
 
6.2 Kontextebene: Verankerung politischer Bildung in den Lehrplänen der 
Sekundarstufe II 
Für die Analyse der Verankerung politischer Bildung in den Lehrplänen wurden die Kriterien in for-
mal-strukturelle Kriterien und inhaltliche Dimensionen unterteilt (vgl. Kapitel 4.3.2). Erstere setzen 
sich zusammen aus folgenden vier Aspekten: Herausgeber, Einbettung der politischen Bildung in den 
Lehrplan, Umfang der Lehrpläne im Hinblick auf die politische Bildung sowie die Präzision, mit wel-
cher Themen politischer Bildung in den Lehrplänen angeführt sind. Letztere inhaltliche Kriterien um-
fassen die drei Dimensionen Kenntnisse, Fertigkeiten und Interesse wecken. Im Folgenden sollen nun 
die Ergebnisse der Lehrplananalyse entlang dieser formalen und inhaltlichen Dimensionen illustriert 
werden und mögliche Unterschiede dieser Kriterien hinsichtlich Sprachregion und Schultyp präsentiert 
werden. Auf den möglichen Zusammenhang zwischen Bildungsinhalten und deren Umsetzung je nach 
Sprachregion oder Schultyp wurde bereits in Kapitel 3.2.1 verwiesen, wobei angenommen wird, dass 
die politische Bildung einerseits in der Romandie und im Tessin mehr Bedeutung geschenkt wird als 
in der Deutschschweiz und andererseits allgemeinbildende Schulen den politischen Unterricht stärker 
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verankern als Berufsfachschulen. Diese Hypothesen sollen anhand grafischer Darstellung sowie statis-
tischer Analyse der Zusammenhänge überprüft werden.  
 
6.2.1  Formale Dimensionen 
Als erstes werden die Ergebnisse für die formalen und strukturellen Kriterien präsentiert, beginnend 
mit einer Darstellung der unterschiedlichen Herausgeber der untersuchten Lehrpläne.  
 
Herausgeber  
Die Herausgeberschaft, sprich wer für die Ausarbeitung der Lehrpläne verantwortlich ist, widerspie-
gelt, wie stark das Bildungswesen auf kantonaler Ebene harmonisiert ist, also ob die Unterrichtsgestal-
tung den jeweiligen Bildungsämtern obliegt oder ob primär die Schulen selber für die Struktur und die 
Inhalte zuständig sind. In kleineren Kantonen, welche auf Sekundarstufe II jeweils pro Schultyp nur 
eine Schule aufweisen, kann logischerweise kaum von kantonalen Lehrplänen gesprochen werden. 
Allerdings ist auch hier für die Bestimmung des Herausgebers entscheidend, wer primär an der Ausar-
beitung dieser Dokumente beteiligt war, die Schule selber oder aber die kantonalen Behörden. Gene-
rell ist aber nicht die Grösse der Kantone ausschlaggebend, ob ein kantonaler Lehrplan besteht. So 
verfügen beispielsweise die Kantone Bern, Luzern und St. Gallen über kantonale Lehrpläne, erstere 
beide Kantone für die allgemeinbildenden Schulen resp. Berufsfachschulen mit Berufsmaturität, letz-
terer für alle Schultypen auf Sekundarstufe II. Im Kanton Zürich hingegen sind die Schulen und nicht 
die kantonalen Bildungsämter für die Herausgabe der Lehrpläne verantwortlich. Abbildung 6.11 prä-
sentiert die verschiedenen Herausgeber der untersuchten Lehrpläne. Es zeigt sich, dass die Mehrheit 
der Lehrpläne von den Schulen selber ausgearbeitet wurde, wohingegen nur in etwas mehr als 20 Pro-
zent der Fälle die kantonalen Bildungsbehörden für die Lehrpläne zuständig sind. Ein Blick auf die 
Abbildung zeigt darüber hinaus, dass sich ein kleiner Anteil von Schulen auf Lehrpläne stützt, die 
entweder von mehreren Schulen innerhalb des Kantons resp. über die Kantonsgrenzen hinaus oder 
aber von einer branchenspezifischen Stelle erstellt wurden.  
Ein Beispiel für einen überkantonalen Schulverbund in Funktion des Herausgebers ist der Lehrplan 
der Ecole d’agriculture in Colombier, welche sich auf einen Lehrplan beruft, der für alle landwirt-
schaftlichen Berufsfachschulen in der Schweiz gilt und entsprechend von diesen Schulen zusammen 
erarbeitet wurde. 
Eine weitere kleine Gruppe von Schulen beruft sich schliesslich weder auf einen kantonalen noch 
schulinternen Lehrplan, sondern auf die vom Branchenverbund herausgegebenen Dokumente. Dabei 








































Bemerkung: Anteil der Lehrpläne nach Herausgeber, in Prozent.  
 












Bemerkung: Anteil der Lehrpläne nach Herausgeber und Sprachregion, in Prozent. 
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die Grundbildung im Bereich Detailhandel gelten. Was die Unterschiede in der Herausgeberschaft 
nach Sprachregion anbelangt, zeigt einzig für die Romandie eine Abweichung, indem etwa gleich 
viele der untersuchten Lehrpläne von den kantonalen Behörden resp. den Schulen herausgegeben wur-
den. Dies könnte als Indiz dahingehend interpretiert werden, dass die Harmonisierung im Bildungsbe-
reich in der französischsprachigen Schweiz weiter fortgeschritten ist als in den übrigen Landesteilen 
(vgl. Abbildung 6.12). Allerdings erweist sich dieser Zusammenhang als nicht signifikant. Obwohl 
bezüglich der grafisch dargestellten Verteilung der Herausgeber über die Schultypen hinweg nicht 
allzu grosse Unterschiede ersichtlich sind165, ist das Chi-Quadrat mit einem p = 0.003 klar signifikant, 
wobei dieser Zusammenhang nicht extrem stark ist (Cramers V = 0.2862). 
Schliesslich unterschieden sich die Kantone signifikant und deutlich in Bezug auf die Herausgeber-
schaft der Lehrpläne. Dies überrascht kaum, da wie bereits ausgeführt, die Lehrpläne für alle oder 
mindestens einen Teil der Schultypen in einigen Kanton von den jeweiligen Bildungsämtern heraus-
gegeben werden, wohingegen in anderen Kantonen durchwegs die Schulen selber für die Lehrpläne 
verantwortlich sind. 
Im Hinblick auf die Frage, ob die Herausgeberschaft einen Einfluss darauf hat, wie umfassend formu-
liert die Lehrpläne ganz allgemein und bezüglich des politischen Unterrichts im Speziellen sind, lässt 
sich primär feststellen, dass grosse Unterschiede je nach Kanton wie auch Schultyp bestehen. Die 
Analyse zeigt jedoch, dass gerade die kantonalen Lehrpläne grösserer Kantone generell ausführlich 
und detailliert gestaltet sind. Dies mag damit zusammenhängen, dass die Bildungsämter grösserer 
Kantone im Hinblick auf die Ausarbeitung von Unterrichtsrichtlinien über mehr Ressourcen verfügen 
als beispielsweise kleinere Kantone oder Schulen. Allerdings muss eine umfassendere Gestaltung 
nicht unbedingt mit einer stärkeren Einbindung politischer Themen einhergehen. Entsprechende Zu-
sammenhangsanalysen zeigen denn auch, dass weder in Bezug auf die Anzahl behandelter Themen 
oder die Präzision, mit welcher diese in den Lehrplänen angeführt sind, noch hinsichtlich  der inhaltli-
chen Dimensionen signifikante Unterschiede zwischen von Kantonen, Schulen und weiteren Instanzen 
herausgegebenen Lehrplänen festzustellen sind. Damit muss sowohl die erste wie auch die Gegenthese 
verworfen werden.  
 
Einbettung der politischen Bildung 
Das zweite formale Kriterium betrifft die Einbettung politischer Bildung in den Gesamtunterricht. Wie 
bereits in Kapitel 3.2.2 ausgeführt, ist die politische Bildung in der Schweiz in mehrere Fächer inte-
griert und wird nicht wie beispielweise in Deutschland oder den USA als eigenes Fach unterrichtet, 
wobei politische Themen auf Sekundarstufe II vorwiegend in die Fächer Geschichte, Wirtschaft und 
Recht resp. im allgemeinbildenden Unterricht eingebunden sind. Einerseits entspricht diese Handha-
bung der Forderung nach einer fächerübergreifenden Behandlung politischer Aspekte, wie dies bereits 
																																								 																				
165 Vgl. Anhang 2, Abbildung A.4. 
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von Pädagogen wie Dewey (1930) gefordert wurde. Andererseits birgt der Einbezug politischer Bil-
dung im Sinne eines in mehreren Fächern verorteter Bildungsaspekts laut Moser-Léchot (2000: 242) 
aber auch die Gefahr einer „Ausfaserung“, wenn zwar verschiedene Lehrpersonen für die Vermittlung 
politischer Bildung zuständig sein sollten, sich dann aber keine so richtig verantwortlich dafür fühlt.  
Um einen ungefähren Eindruck zu erhalten, wie politische Bildung in den verschiedenen untersuchten 
Lehrplänen verankert ist, wurden die Bezeichnungen desjenigen Faches, in welchem der politische 
Unterricht – zumindest angesichts des Lehrplans – am stärksten zu verorten ist, in Abbildung 6.13 
dargestellt. In der beruflichen Grundbildung ohne Berufsmaturität findet der politische Unterricht 
hauptsächlich im Teilfach Gesellschaft des allgemeinbildenden Unterrichts (ABU)166 statt. Dieser ist 
einerseits je nach Dauer der Lehre und Lehrplan in circa neun bis 15 Themenbereiche167 unterteilt, 
wobei sich meist ein bis zwei solcher Themenblöcke ausschliesslich Aspekten politischer Bildung 
widmen. Andererseits sollen in mindestens einem Themenblock die folgenden acht Aspekte erarbeitet 
werden: Ethik, Identität, Kultur, Ökologie, Politik, Recht, Technologie und Wirtschaft. Darüber hinaus 
müssen auch drei so genannte transversale Überthemen berücksichtigt werden, nämlich Geschichte, 
Gender und Nachhaltigkeit.168 Mit Ausnahme der Berufsbereiche Detailhandel und kaufmännische 
Ausbildung sowie der Ausbildung mit Berufsmaturität besuchen alle Lernenden, welche eine berufli-
che Grundbildung absolvieren, den allgemeinbildenden Unterricht. Angehende Detailhandelsfachleute 
resp. kaufmännische Angestellte werden ebenfalls im Fach Gesellschaft unterrichtet, allerdings ist die 
Fächerauswahl169 stärker an den Aufbau des Unterrichts an allgemeinbildenden Schulen angelehnt als 
an der beruflichen Grundbildung (allgemeinbildender Unterricht). Politische Themen sind hierbei den 
Fächern Wirtschaft und Gesellschaft zu verorten, wobei der „klassische“ politische Unterricht vor 




166 Die berufliche Grundbildung setzt sich hauptsächlich aus berufsspezifischen resp. berufspraktischen Fächern 
sowie dem allgemeinbildenden Unterricht zusammen, wobei sich letzterer aus den beiden Teilbereichen Gesell-
schaft und Sprache und Kommunikation zusammensetzen. Anders als an allgemeinbildenden Schulen steht hier-
bei nicht eine breite Ausbildung in möglichst vielen Fächern im Vordergrund, sondern vielmehr die Vorberei-
tung der Lernenden auf den beruflichen und gesellschaftlichen Alltag. 
167 Der ABU und insbesondere das Teilfach Gesellschaft dienen insbesondere der Vorbereitung der Lernenden 
auf den beruflichen und gesellschaftlichen Alltag während und nach der Lehre. Auf der Homepage der gewerb-
lich-industriellen Berufsschule Bern heisst es beispielsweise, dass der ABU die Lernenden in der Entwicklung 
ihrer Persönlichkeit fördern soll und deren „Bildung zu einem verantwortungsbewussten Mitglied einer demo-
kratischen Gesellschaft“ unterstützen soll (vgl. https://www.gibb.ch/Berufslehre/ AllgemeinbildenderUnter-
richt/Seiten/default.aspx). Entsprechend werden Themen wie Rechte und Pflichten der Lernenden am Arbeits-
platz, der Umgang mit Geld, der Abschluss von Verträgen, das Versicherungswesen der Schweiz oder Weiter-
bildungsmöglichkeiten im Anschluss an die Lehre oder – im Bereich Politik – verschieden politische Systeme 
wie auch politische Mitgestaltungsmöglichkeiten, usw. stärker einbezogen. 
168 Vgl. auch https://www.gibb.ch/Berufslehre/AllgemeinbildenderUnterricht/Documents/Was_ist_ABU_ Kurz-
beschrieb.pdf oder https://phzh.ch/globalassets/phzh.ch/ausbildung/sek2/abu_brosch.pdf.  
169 Nebst den beiden berufsspezifischen Fächern Detailhandelskenntnisse und allgemeine Branchenkunde wird 
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Bemerkung: Fächerbezeichnung, in Prozent. Es wurden für die Analyse nur jene Fächer berücksichtigt, in wel-
chen die politische Bildung unterrichtet wird.  
 
mit Berufsmaturität wird politische Bildung primär im Fach Geschichte resp. Geschichte und Politik170 
unterrichtet. Vielfach beinhalten Fachlehrpläne mit einer Doppelbezeichnung denn auch einen separa-
ten Abschnitt zu den im politischen Unterricht zu behandelnden Themen. Allerdings finden sich auch 
in Lehrplänen ohne Verweis auf den politischen Aspekt in der Fächerbezeichnung separate Abschnitte 
zur politischen Dimension des Fachs wie beispielsweise im Fachlehrplan Geschichte der Kantonsschu-
le Alpenquai (LU), wo die Richtziele im Bereich Staatskunde gesondert angeführt sind. Entsprechend 
kann die Fächerbezeichnung wie bereits erwähnt nur einen groben Hinweis auf die tatsächlichen Inhal-
te zur politischen Bildung liefern. 
Um die Einbettung der politischen Bildung genauer bestimmen zu können, wurde zusätzlich unter-
sucht, ob der Lehrplan erstens ein zentrales Ziel für den politischen Unterricht anführt und dies zwei-
tens in Form von Bildungs- und Richtzielen genauer ausformuliert wird. Ein Blick auf die Abbildun-
gen 6.14 und 6.15 zeigt, dass in der Mehrheit der Lehrpläne unabhängig vom Schultyp resp. der 
Sprachregion ein zentrales Ziel im Sinne einer Erläuterung, auf was der politische Unterricht letztlich 
																																								 																				
170 Je nach Schule oder Kanton finden sich verschiedene Doppelbezeichnungen. Die Fächerbezeichnung Ge-
schichte und Politik wird vor allem in gymnasialen Lehrplänen der Deutschschweiz verwendet, wohingegen der 
Begriff der Staatskunde insbesondere in Fachlehrpläne für Berufsfachschulen mit BM gebräuchlich ist. In der 
Romandie sind Doppelbezeichnung erstaunlicherweise weniger häufig verbreitet, als die Literatur, welche der so 
genannten „Education à la citoyenneté“ grosse Bedeutung zuspricht, vermutet. Nur die Lehrpläne der Berufsma-




abzielen soll (bspw. politische Mündigkeit), genannt wird. Beispiele für solche Zielformulierungen 
sind unter anderem:  
"Die politische Bildung als Teil des Geschichtsunterrichts vermittelt politisches 
Grundwissen und fördert dadurch das Interesse an politischen Fragen sowie die Fä-
higkeit zur Meinungsbildung und die Bereitschaft zur aktiven Teilnahme an politi-
schen Vorgängen in der Gegenwart." (Kantonaler Lehrplan Bern für den gymnasia-
len Bildungsgang) 
"Vermittelt wird weiter das Grundwissen, um politische Prozesse zu verstehen. Die 
Lernenden werden über die wesentlichen Strukturen und Funktionsweisen des Staa-
tes sowie über ihre staatspolitischen Rechte und Pflichten informiert. Sie erkennen 
überdies, dass Politik und Medien in Wechselbeziehungen zueinander stehen und 
durch Interessenvertretungen beeinflusst werden. Auf dieser Basis bilden sich die 
jungen Menschen in politischen Fragen eine fundierte Meinung und tragen später als 
aufgeklärte Persönlichkeiten eine demokratische Kultur und pluralistische Gesell-
schaft mit." (Lehrplan des Berufsbildungszentrum Wirtschaft, Informatik und Tech-
nik Sursee für die kaufmännische Berufsmaturität) 
"L'apprenti appréhende le fait qu'il vit dans un monde global, mondialisé, qui 
engendre des problèmes migratoires, des comportements racistes, de l'intolérance. 
Dans ce contexte, l'apprenti doit apprendre à identifier les règles et le 
fonctionnement de la société en regard de ses droits et de ses devoirs pour agir en 
tant que citoyen critique, responsable et respectueux des autres et de son 
environnement familial, institutionnel et naturel." (Lehrplan des Centre de formation 
professionelle Berne francophone für die 3-jährige berufliche Grundbildung) 
„Das Verstehen wichtiger Institutionen in Gesellschaft und Staat ist in der Demokra-
tie eine wichtige Voraussetzung für deren Funktionsfähigkeit und Weiterentwick-
lung wie auch für das Verständnis des Detailhandels.“ (Lehrplan des Centre de for-
mation professionelle Sion für berufliche Grundbildung im Bereich Detailhandel) 
Wie bereits die Verteilungen in den Abbildungen 6.14 und 6.15 andeuten, zeigt die zusätzliche Über-
prüfung der Zusammenhänge zwischen der Erwähnung eines solchen Hauptziels und der Sprachregion 
resp. des Schultyps mittels Pearsons Chi-Quadrat-Tests, dass diese in beiden Fällen nicht signifikant 
sind, sprich das Vorhandsein eines zentralen Ziels weder vom Schultyp noch von der Sprachregion 
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Zentrales Ziel für die politische Bildung











Bemerkung: Anteil der Lehrpläne, in welchen ein zentrales Ziel für den politischen Unterricht genannt wird, 
nach Schultyp, in Prozent.  
 












Bemerkung: Anteil der Lehrpläne, in welchen ein zentrales Ziel für den politischen Unterricht genannt wird, 




Im Gegensatz zur Erwähnung eines zentralen Ziels finden sich indes in vergleichsweise wenigen 
Lehrplänen konkreter formulierte Ziele (vgl. Abbildung 6.16 und 6.17). Dies gilt insbesondere für die 
so genannten Richtziele, mittels derer erläutert wird, welche Kenntnisse, Fertigkeiten und Haltungen 
im Rahmen des politischen Unterrichts vermittelt werden sollen. Mit Ausnahme der Lehrpläne für den 
Detailhandel und die kaufmännische Ausbildung verfügt jeweils nur eine geringe Anzahl der unter-
suchten Lehrpläne über solche Richtziele (vgl. Abbildung 6.16), wobei dieser Zusammenhang signifi-
kant und mit einem Cramers V von 0.3525 sogar recht stark ausfällt. Im Hinblick auf die Sprachregio-
nen lässt sich hingegen keinen Zusammenhang feststellen. In allen Landesteilen ist der Anteil derjeni-
gen Lehrpläne, die Richtziele integrieren, sehr gering171. Demgegenüber werden immerhin in der 
Mehrzahl der Lehrpläne für die berufliche Grundbildung ohne BM Bildungsziele für den Bereich Poli-
tik angeführt. In den untersuchten Lehrplänen der Gymnasien wie auch Berufsfachschulen mit BM 
finden sich nur in knapp 20 Prozent der Fälle Bildungsziele. Diese Unterschiede nach Schultyp sind 
denn auch statistisch signifikant und mit einem Cramers V = 0.492 auch recht stark. Anders als bezüg-
lich der Richtziele zeigt sich in der grafischen Darstellung nach Sprachregion, dass 80 Prozent der 
italienischsprachigen Lehrpläne - im Gegensatz zu denjenigen der Deutschschweiz und der Romandie, 
wo nur ungefähr zwei Fünftel der Lehrpläne Bildungsziele enthalten – über Bildungsziele verfügen. 
Allerdings sind diese Unterschiede – anders als jene für die verschiedenen Schultypen – nicht signifi-
kant. Darüber hinaus kann auch ein signifikanter und starker Zusammenhang zwischen der Erwähnung 
von Bildungszielen und den Kantonen festgestellt werden (Cramers V = 0.6427).  
Diese Ergebnisse deuten darauf hin, dass politische Bildung zwar in den untersuchten Fächern Erwäh-
nung findet und auch als Ziel des Unterrichts angegeben wird. Allerdings bleiben genauere Angaben 
dazu, in welcher Art und Weise dies umgesetzt werden soll, gerade an allgemeinbildenden und Berufs-
fachschulen mit BM sowie in der Deutschschweiz und der Romandie grossenteils unkonkret.  
Zusätzlich zu den grafischen Analysen wurde untersucht, ob Unterschiede hinsichtlich der inhaltlichen 
Dimensionen je nach Fächerbezeichnung resp. Erwähnung von zentralen, Bildungs- und Richtzielen 
aufzuweisen sind.  Anhand von einfaktoriellen Varianzanalysen (ANOVA) wurde entsprechend über-
prüft, ob die Einbettung und die konkreten Inhalte politischer Bildung172 – Anzahl Themen, Präzision 
sowie die inhaltlichen Dimensionen Kenntnisse, Fertigkeiten und Interesse wecken – miteinander in 
Beziehung stehen. Im Hinblick auf die Fächerbezeichnung können signifikante Unterschiede bezüg-
lich der Präzision der Nennung (F = 4.18, p = 0.0075), der Kenntnisdimension (F = 6.81, p = 0.0003) 
sowie des Kriteriums Interesse wecken (F = 4.31, p = 0.0064) festgestellt werden. Die dazugehörigen 
Tukey-Post-Hoc-Tests zeigen, dass sich diese  
 
																																								 																				
171 Vgl. Anhang 2, Abbildung A.5 und A.6. 
172 Nebst den im Kriterienraster unter inhaltlichen Dimensionen angeführten Aspekten wie Kenntnisse, Fertigkei-
ten und Interesse wecken werden auch zwei formale Kriterien, Anzahl der Themen politischer Bildung sowie die 
Präzision, mit welcher politische Themen in den Lehrplänen behandelt werden, in die Zusammenhangsanalysen 
einbezogen, um zu überprüfen, ob diese sich allenfalls je nach Herausgeber, Fächerbezeichnung, Erwähnung von 
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Bemerkung: Anteil der Lehrpläne, in welchen konkrete Bildungsziele für politischen Unterricht formuliert wer-
den, nach Schultyp, in Prozent.  
 











Bemerkung: Anteil der Lehrpläne, in welchen konkrete Richtziele für politischen Unterricht formuliert werden, 
nach Schultyp, in Prozent. 
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signifikanten Unterschiede vor allem zwischen den vom Schultyp abhängigen Fächerbezeichnungen 
finden, sprich sie viel stärker vom Schultyp als von den Fächerbezeichnungen per se abhängig sind. 
Die Unterschiede zwischen dem Fach Geschichte und demjenigen mit einer Doppelbezeichnung Ge-
schichte und Politik resp. Geschichte und Staatskunde fallen hingegen durchwegs nicht signifikant 
aus. Ob ein Lehrplan ein zentrales Ziel enthält oder nicht, wirkt sich ebenfalls auf einen Teil der in-
haltlichen Dimensionen aus. Wird ein zentrales Ziel erwähnt, sind die Mittelwerte für folgende forma-
le und inhaltliche Kriterien signifikant höher als bei Nichterwähnung: Anzahl Themen (F = 4.98, p = 
0.0276), Art der Nennung (F = 18.34, p = 0.0000), Präzision der Nennung (F = 5.49, p = 0.0208) so-
wie die Dimension Fertigkeiten (F = 14.27, p = 0.0000). Ob Bildungsziele vorhanden sind, steht eben-
falls in einem signifikanten Zusammenhang zu einigen der weiteren formalen und inhaltlichen Dimen-
sionen. Einerseits lässt sich feststellen, dass die Mittelwerte der Art wie auch Präzision, mit welcher 
politische Inhalte dargestellt werden173, höher sind, wenn Bildungsziele erwähnt werden (F = 6.07, p = 
0.0152 resp. F = 8.17 , p = 0.0050). Andererseits ist der durchschnittliche Einbezug im Bereich Kennt-
nisse in Lehrplänen mit Bildungszielen ebenfalls höher, als wenn diese fehlen (F = 7.83, p = 0.0060). 
Diese Erkenntnisse sprechen dafür, dass die Formulierung allgemeiner wie auch spezifischerer Ziele 
bezüglich des politischen Unterrichts durchaus eine wichtige Rolle spielen kann, was weitere formale 
und inhaltliche Ausführungen – insbesondere die Präzision, mit der politische Aspekte angeführt sind 
– betrifft. Allerdings zeigt die Analyse weiter, dass im Hinblick auf die Richtziele keine signifikanten 
Unterschiede bezüglich der inhaltlichen Dimensionen bestehen. 
Tabelle 6.1: Verweis auf die Rahmenlehrpläne nach Schultyp  
            
  Gymnasium Berufsschule mit BM 
Berufsschule 
ohne BM KV/DH Total 
Verweis auf RLP 9 2 5 10 26 
Kein Verweis auf 
RLP 26 24 43 3 96 
  35 26 48 13 122 
 
Bemerkung: Anteil der Lehrpläne, in welchen auf den jeweiligen Rahmenlehrplan oder die Berufsbildungsver-
ordnung (KV/DH) verwiesen wird, nach Schultyp, in absoluten Zahlen.  
 
Zusätzlich wurde untersucht, ob sich ein Verweis auf die von EDK und SBFI herausgegebenen Rah-
menlehrpläne (RLP) signifikant nach Schultyp und Sprachregion wie auch im Hinblick auf weitere 
formale und inhaltliche Aspekte unterscheidet. Insgesamt finden sich in fast 80 Prozent aller Lehrplä-
ne Verweise auf Rahmenlehrpläne. Systematische Unterschiede zwischen den Sprachregionen lassen 
																																								 																				
173 Die beiden Variablen „Art der Nennung“ und „Präzision der Nennung“ beschreiben, wie präzise politische 
Themen in den Lehrplänen beschrieben werden, sprich ob diese nur mittels einzelner Begriffe genannt werden 
oder in ganzen Sätzen erläutert wird, was im jeweiligen Themenbereich unterrichtet werden soll beziehungswei-
se ob nur indirekt auf die Behandlung eines bestimmten politischen Aspekts oder ganz präzise auf das entspre-
chende Thema verwiesen wird (vgl. Kapitel 4.3.2). 
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sich nicht feststellen, wohingegen ein Zusammenhang zwischen dem Schultyp und einem Verweis auf 
den jeweiligen Rahmenlehrplan besteht (Chi-Quadrat = 30.6523, p = 0.000).  
Wie aus Tabelle 6.1 zu entnehmen ist, gründet dieser Unterschied vor allem darauf, dass in Berufs-
schullehrplänen für die kaufmännische Grundbildung und den Detailhandel nur in drei von 13 Fällen 
auf einen Rahmenlehrplan174 verwiesen wird. Ob nun auf einen Rahmenlehrplan verwiesen wird oder 
nicht, hat hingegen keinen Einfluss auf die weiteren, oben beschriebenen formalen und inhaltlichen 
Dimensionen, wie entsprechende, hier nicht angeführte Varianzanalysen zeigen. 
 
Umfang der Lehrpläne hinsichtlich politischer Bildung 
In Kapitel 4.3.1 wurde bereits auf die Problematik im Hinblick auf die Bestimmung des Umfangs poli-
tischer Bildungsinhalte verwiesen. Der Grund dafür liegt zum einen in der uneinheitlichen formalen 
Ausgestaltung der Lehrpläne, zum anderen im fächerübergreifenden Einbezug politischer Themen. 
Entsprechend wurde versucht, dieses Kriterium anhand der Anzahl behandelter politischer Themen 
sowie der Struktur des Lehrplans zu messen. Letzteres Kriterium betrifft den Aufbau des Lehrplans, 
sprich ob es sich dabei um ein Dokument mit einleitenden Erläuterungen, pädagogisch-didaktischen 
Hinweisen sowie den einzelnen Fachlehrplänen handelt oder ob der Lehrplan nur aus Fachlehrplänen 
besteht. Unter der dritten Kategorie „anderes“ wurden jene Lehrpläne zusammengefasst, wo nebst den 
einzelnen Fachlehrplänen ein Leitbild vorhanden ist, welches auf die Durchführung des Unterrichts 
Bezug nimmt.  
Wie die folgenden Grafiken illustrieren, unterscheiden sich die Lehrpläne im Hinblick auf die Anzahl 
der einbezogenen politischen Themen sehr stark. Über alle untersuchten Dokumente hinweg beziehen 
diese von knapp 20 bis 55 Aspekte politischer Bildung mit ein (vgl. Abbildung 6.18). Diese breite 
Streuung zeigt sich auch, wenn nach Sprachregion und Schultyp unterschieden wird. Trotz dieser Va-
rianz lässt sich aus Abbildung 6.19 herauslesen, dass die Anzahl behandelter Themen an Berufsfach-
schulen mit BM vergleichsweise etwas höher ist als der Durchschnitt, wohingegen an Berufsfachschu-
len für künftige kaufmännische Angestellte und Detailhandelsfachleute gemäss Lehrplänen tendenziell 
weniger Themen politischer Bildung unterrichtet werden. Hinsichtlich der Sprachregionen zeigt sich, 
dass die Lehrpläne der allgemeinbildenden und Berufsfachschulen mit BM in der Romandie im Ver-
gleich zur Deutschschweiz eher weniger Themen einbeziehen. Diese Tendenzen widerspiegeln sich 
auch in den zusätzlichen Zusammenhangsanalysen, die bestätigen, dass insbesondere zwischen der 
deutsch- und der französischsprachigen Schweiz ein signifikanter Unterschied bezüglich der Anzahl in 
den Lehrplänen erwähnter Themen politischer Bildung besteht: Durchschnittlich werden in den Lehr-
plänen der Deutschschweiz 4.54 Themen mehr berücksichtigt als in der Romandie (p = 0.008). Der 
Vergleich der Schultypen in Bezug auf die Anzahl Themen erweist sich zwar  
																																								 																				
174 Da für die Ausbildung im Bereich KV und DH kein Rahmenlehrplan vom SBFI herausgegeben wurde, wurde 
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Bemerkung: Anzahl Themen politischer Bildung, welche in den Lehrplänen erwähnt werden, wobei die Vertei-
lung der Lehrpläne über die x-Achse zufällig ist. 
 












Bemerkung: Anzahl Themen politischer Bildung, welche in den Lehrplänen erwähnt werden, wobei die Vertei-





auch als knapp signifikant (F = 3.62, p = 0.0152), der direkte Vergleich der einzelnen Bildungsgänge 
erweist sich allerdings nur in einem Fall – KV/DH gegenüber Berufsfachschule mit BM – als knapp 
signifikant (p = 0.035). Die Ergebnisse weisen zwar auf Unterschiede zwischen den Sprach- und Aus-
bildungsgruppen hin, fallen allerdings angesichts des knappen Signifikanzniveaus nicht allzu stark ins 
Gewicht. Aufgrund der kleinen Fallzahlen für die italienische Schweiz wie auch für den Schultyp 
KV/DH ist allerdings schwierig abzuschätzen, wie robust die Resultate tatsächlich sind. Dies gilt auch 
für die letzte Analyse zum ersten Kriterium des Umfangs. Hierbei wurde untersucht, ob die Streuung 
in allen Kantonen breit ist resp. ob sich einige Kantone durch eine besonders hohe bzw. tiefe Anzahl 
behandelter Themen von den anderen abheben. Der Blick auf Abbildung 6.20 zeigt, dass die Streuung 
gerade in grösseren Kantonen ähnlich breit ist wie gesamtschweizerisch. Allerdings wurden in diesen 
Kantonen auch mehr Schulen untersucht. Demgegenüber bekräftigen die Ergebnisse für Jura, Neuen-
burg und Fribourg, was bereits obige Analysen gezeigt haben, nämlich dass in den Lehrplänen der 
Romandie tendenziell weniger Themen politischer Bildung Einlass finden als in denjenigen der 
Deutschschweiz. Dies widerspiegelt auch die entsprechende Analyse, die zwar knapp signifikant aus-
fällt (p = 0.0154), allerdings einen tiefen F-Wert aufweist (F = 1.90), sprich die Unterschiede nicht 
sehr gross sind. 
Das zweite Kriterium, mittels dessen der Umfang der Lehrpläne annäherungsweise bestimmt werden 
soll, ist deren Struktur. Wie bereits beschrieben, werden dabei drei Ausprägungen unterschieden: (1) 
ein oder mehrere Dokumente bestehend aus einleitenden Erklärungen, pädagogisch-didaktischen Er-
läuterungen sowie den einzelnen Fachlehrplänen, (2) ein oder mehrere Dokumente, die aber nur Fach-
lehrpläne beinhalten sowie (3) ein oder mehrere Dokumente, die sich aus einem auf den Unterricht 
bezogenen Leitbild sowie den Fachlehrplänen zusammensetzen. Zwar beziehen sich einleitende Vor-
worte sowie didaktisch-pädagogische Hinweise meist nicht direkt auf Aspekte politischer Bildung, 
beinhalten aber oft Erläuterungen zur Unterrichtsgestaltung wie auch zu zentralen Prinzipien, die bei 
der Umsetzung der Lehrpläne beachtet werden sollen. Beispiele für solche didaktisch-pädagogischen 
Hinweise sind eine handlungsorientierte Unterrichtsgestaltung, die Bedeutung von diskursiven Unter-
richtsformen oder die Relevanz demokratischer Werte wie Offenheit, Toleranz, Bildung und Vertre-
tung der eigenen Meinung sowie Akzeptanz, aber auch Hinterfragen anderer Positionen. All diese 
Aspekte können gerade für die politische Bildung als wichtig erachtet werden. Solche indirekten Hin-
weise auf die Umsetzung und die Bedeutung der politischen Bildung fehlen entsprechend, wenn nur 
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Abbildung 6.20: Anzahl behandelter Themen nach Kanton 
 
 
Bemerkung: Anzahl Themen politischer Bildung, welche in den Lehrplänen erwähnt werden, wobei die Vertei-
lung der Lehrpläne über die y-Achse zufällig ist, nach Kanton.  
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Bemerkung: Anteil der Lehrpläne nach struktureller Gestaltung und Schultyp, in Prozent.  
 

















Abbildung 6.21 gibt einen Überblick über die Häufigkeiten. Bei etwas mehr als der Hälfte aller Lehr-
pläne handelt es sich um umfassende Dokumente, die nebst den Fachlehrplänen ein Vorwort sowie 
didaktisch-pädagogischen Hinweisen umfassen. Demgegenüber beinhalten mit immerhin fast 40 Pro-
zent der Lehrpläne eine beachtliche Zahl lediglich Fachlehrpläne, sprich es fehlen auch für den politi-
schen Unterricht wichtige Hinweise in Bezug auf die didaktisch-pädagogische Umsetzung der Lehr-
planinhalte im Unterricht. Schliesslich werden die untersuchten Unterrichtsvorlagen in knapp sieben 
Prozent der Fälle um ein Leitbild ergänzt, welches sich auch auf die Gestaltung des Unterrichts richtet. 
Wird die Struktur über die Sprachregionen verglichen, zeigen sich klare Unterschiede. Wie Abbildung 
6.23 grafisch veranschaulicht, ist der Anteil an lediglich aus Fachlehrplänen bestehenden Dokumenten 
in der Deutschschweiz klar höher als in den anderen beiden Landesteilen. Wo in der Romandie eine 
klare Mehrheit und im Tessin sogar alle untersuchten Lehrpläne umfassend gehalten sind, also sowohl 
ein einleitendes Vorwort wie auch didaktisch-pädagogische Erläuterungen enthalten, halten sich in der 
deutschsprachigen Schweiz Lehrpläne mit und ohne weitere Verweise die Waage. Dieser Zusammen-
hang erweist sich denn auch als statistisch signifikant, wenn auch nicht als extrem stark (Cramers V = 
0.2364). Diese Ergebnisse deuten darauf hin, dass in den Lehrplänen der lateinischen Schweiz weniger 
der Umfang in Form einer hohen Anzahl an Themen, sondern vielmehr Hinweise auf die Art und Wei-
se, wie der Unterricht umgesetzt werden soll, im Vordergrund stehen. 
Auch in Bezug auf die Schultypen lassen sich Unterschiede feststellen, die statistisch ebenfalls signifi-
kant (p = 0.0000) wie auch mit Wert von 0.3315 für Cramers V relativ stark ausfallen. Die in Abbil-
dung 6.22 dargestellte Verteilung über die vier Ausbildungsarten zeigt, dass vor allem gymnasiale 
Lehrpläne sowie Dokumente für die Bereiche KV und Detailhandel nur aus Fachlehrplänen bestehen. 
Trotz der geringen Fallzahl fällt das Ergebnisse insbesondere für letzteren Ausbildungstyp ziemlich 
klar aus. Demgegenüber sind allen voran die Lehrpläne der Berufsfachschulen ohne BM vergleichs-
weise umfassend gehalten, hier enthält fast jeder vierte von fünf Lehrplänen weitere Erläuterungen 
und Hinweise für die didaktisch-pädagogische Gestaltung des Unterrichts. Im Falle der KV- und DH-
Lehrpläne könnte die Erklärung für die hohe Anzahl an Lehrplänen ohne weitere Hinweise unter ande-
rem im Fehlen eines Rahmenlehrplans liegen, der nebst fächerbezogenen Vorgaben auch Hinweise 
hinsichtlich der zu erwerbenden Kenntnisse und Fertigkeiten sowie der dafür einsetzbaren Unter-
richtsmethoden und Prinzipien einbezieht. Für alle anderen Schultypen liegen hingegen eidgenössi-
sche Rahmenlehrpläne vor, die einleitende Hinweise enthalten.  
Abschliessend wurde auch für die beiden Kriterien zur Bestimmung des Umfangs untersucht, ob die 
Anzahl der Themen bzw. die Struktur der Lehrpläne in Beziehung mit der Präzision resp. den inhaltli-
chen Dimensionen stehen. Ob die Lehrpläne umfassend strukturiert sind oder lediglich aus Fachlehr-
plänen bestehen, wirkt sich einzig auf die Dimension Interesse wecken aus (F = 6.61, p = 0.0019). Der 
signifikante Effekt bezieht sich jedoch auf den Vergleich der Kategorie „anderes“ gegenüber den bei-
den anderen Kategorien. Das heisst, Lehrpläne, die durch ein Leitbild ergänzt werden, schneiden signi-
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fikant besser ab, was die Dimension Interesse wecken betrifft. Aufgrund der geringen Anzahl an Fäl-
len, die in diese Kategorie fallen, sollte dieser Zusammenhang mit Vorsicht behandelt werden.  
Für die Überprüfung der Beziehung zwischen der Anzahl Themen und der Präzision resp. den inhaltli-
chen Dimensionen wurde aufgrund der metrischen Skalierung aller Variablen ein weiteres Zusam-
menhangsmass, Pearsons Korrelationskoeffizient 𝑟, herangezogen. Dieser Koeffizient misst den Zu-
sammenhang und die Stärke zwischen zwei metrischen Variablen, indem Kovarianz – die gemeinsame 
Streuung beider Merkmale – durch das Produkt deren Standardabweichungen geteilt wird (Geh-
ring/Weins 2004: 134ff.). Pearsons 𝑟 kann dabei Werte zwischen -1 und 1 annehmen, wobei -1 für 
einen perfekt negativen, 1 für einen perfekt positiven und 0 für keinen Zusammenhang stehen.175 Die 
Ergebnisse der Zusammenhangsanalyse weisen darauf hin, dass die Anzahl Themen sowohl mit der 
Präzision, mit welcher politische Themen in den Lehrplänen angeführt sind, wie auch mit den inhaltli-
chen Dimensionen in positiver und signifikanter Relation steht. Einzig ein Wert fällt vergleichsweise 
niedrig und nur knapp signifikant aus, nämlich jener, der die Beziehung zwischen der Anzahl Themen 
und Interesse wecken misst (𝑟 = 0.2301, p = 0.0108). Dies deutet darauf hin, dass die Zahl der in den 
Lehrplänen erwähnten politischen Aspekte nur einen mässigen Einfluss darauf hat, ob diese Dimensi-
on im politischen Unterricht berücksichtigt werden soll. Demgegenüber spielt gemäss Analyse die 
Anzahl Themen durchaus eine wichtige Rolle im Hinblick auf die übrigen beiden Dimensionen, sprich 
je mehr Bereiche politischer Bildung in einem Lehrplan angesprochen werden, desto stärker werden 
Kenntnisse   (𝑟 = 0.8563, p = 0.000) und Fertigkeiten (𝑟 = 0.6532, p = 0.000) gewichtet. Dies mag 
wenig überraschen, da die Wahrscheinlichkeit, dass bestimmte Inhalte unterrichtet werden, logischer-
weise mit der Anzahl einbezogener Aspekte aus diesen inhaltlichen Bereichen steigt. Allerdings sei an 
dieser Stelle erwähnt, dass die Anzahl Themen für die Bildung der Werte der inhaltlichen Dimensio-
nen nur insofern berücksichtig wurde, als die Werte bezüglich Art, Präzision und Häufigkeit der Nen-
nung der lediglich teilweise behandelten Themen jeweils nur zur Hälfte in die Berechnung einflossen 
(vgl. Kapitel 4.3.2).  
 
Präzision 
Das letzte Kriterium, mittels welchem die formale Gestaltung der Lehrpläne untersucht wurde, betrifft 
die Präzision, sprich auf welche Art und Weise politische Aspekte angeführt sind. Dies betrifft zum 
einen die Art der Nennung, also ob lediglich einzelne Begriffe wie zum Beispiel Demokratie, politi-
sche Institutionen oder Menschenrechte aufgelistet sind oder ob in ein oder mehreren Sätzen erläutert 
wird, was unterrichtet wird – beispielsweise: „Der Schüler oder die Schülerin soll sich für die Ver-
wirklichung von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte einsetzen“ (Lehrplan für die 
technische BM der gewerblich-industriellen Berufsschule Bern) oder „Sie verstehen die Gewalten-
trennung als wichtigen Grundsatz einer Demokratie und kennen die wichtigen Grundsätze der schwei-
																																								 																				




zerischen Demokratie“ (kantonaler ABU-Lehrplan für die vierjährige Lehre im Kanton St. Gallen). 
Zum anderen wurde untersucht, wie präzise auf einen Themenbereich verwiesen wird, sprich ob ein 
Aspekt politischer Bildung nur indirekt angesprochen wird oder ob ein Kriterium explizit Erwähnung 
findet. Ein Beispiel für ersteres wäre, dass im Hinblick auf das Kriterium „Wissen über Positionen 
politischer Parteien“ – wie im Falle des Lehrplans der Kantonsschule Trogen – nur im Fach Wirtschaft 
und Recht in Klammern auf politische Akteure wie Parteien verwiesen wird. Zwar wird auf die Be-
handlung von politischen Parteien verwiesen, es bleibt aber unklar, inwiefern deren Positionen im 
Unterricht diskutiert werden. Demgegenüber fällt die Formulierung unter anderem im Lehrplan der 
Berufsfachschule KV Lenzburg Reinach für die kaufmännische Berufsmaturität um einiges präziser 
aus, wenn als Lernziel „die hauptsächlichen politischen Kräfte (Parteien, Verbände) kennen und ihre 
Ziele nennen“ genannt wird.  
Im Folgenden werden nun diese beiden Aspekte der Lehrplangestaltung grafisch präsentiert, wobei 
zuerst auf die Art und Präzision der Nennung politischer Themen insgesamt eingegangen und an-
schliessend verglichen wird, ob politische Themen je nach Dimension  unterschiedlich präzise ange-
führt werden. Auf die Analyse der Zusammenhänge zwischen Präzision und inhaltlichen Aspekten 
wird jedoch verzichtet, da diese beiden Kriterien für die Ermittlung der inhaltlichen Dimensionen ein-
bezogen wurden.  
 
Art der Nennung 
Abbildung 6.24 illustriert die durchschnittliche Art und Weise, wie politische Themen über alle Di-
mensionen hinweg in den Lehrplänen Erwähnung finden. Es zeigt sich, dass ein Grossteil der Lehrplä-
ne Themen politischer Bildung mehrheitlich in Form einzelner Begriffe anführt. In immerhin fast 60 
Prozent der analysierten Dokumente wird jedoch mindestens ein Teil politischer Aspekte ausformu-
liert.  
Vergleicht man die verschiedenen Sprachregionen im Hinblick darauf, in welcher Form politische 
Themen in den Lehrplänen erwähnt sind, lässt sich feststellen, dass in allen Sprachregionen die Mehr-
heit der Lehrpläne Themen eher nur anhand einzelner Begriffe als in ganzen Sätzen anführen, somit 
keine grossen Unterschiede bestehen. Dies wird durch die Ergebnisse der Varianzanalyse bestätigt (F 
= 0.91, p = 0.4047). Demgegenüber erweisen sich die Unterschiede zwischen den Schultypen als sig-
nifikant (F =4.02, p = 0.0092). Aus den Resultaten des Tukey-Tests lässt sich lesen, dass die Werte der 
ABU-Lehrpläne signifikant höher sind als jene der gymnasialen Lehrpläne. Allerdings sind diese Un-
terschiede nicht sehr gross, wie Abbildung 6.25 verbildlicht. Es stellt sich nun die Frage, ob diese Ver-


































Gymnasium Berufsschule mit BM


















Bemerkung: Mittelwert der Art, mit welcher die verschiedenen Themen im Lehrplan (LP) erwähnt werden. Prä-
zision variiert zwischen „nicht genannt“ (0), „nur Begriff/Stichwort genannt“ (1), „ein oder mehrere Sätze zum 
Thema“ (2), wobei die Verteilung der Lehrpläne über die x-Achse zufällig ist.  
 










Bemerkung: Mittelwert der Art, mit welcher die verschiedenen Themen im Lehrplan (LP) erwähnt werden. Prä-
zision variiert zwischen „nicht genannt“ (0), „nur ein Begriff/Stichwort zum Thema“ (1) und „ein oder mehrere 




Daher wurde zusätzlich überprüft, ob für alle inhaltlichen Kriterienbereiche politische Themen vor 
allem mittels einzelner Begriffe aufgeführt werden176. Tatsächlich lassen sich Unterschiede feststellen. 
So ist die Streuung für die Kenntnisdimension sehr gross, wobei die Hinweise für den politischen Un-
terricht  mehrheitlich in Form einzelner Begriffe erfolgen. Im Vergleich dazu werden einzelne Be-
standteile der Dimension Fertigkeiten genauer umschrieben. In Bezug auf die letzte Dimension – Inte-
resse wecken – fällt schliesslich der grosse Anteil von Lehrplänen ins Auge, in welchen dieser Aspekt 
überhaupt keine Erwähnung findet. Diese Erkenntnisse weisen darauf hin, dass Wissensaspekte seitens 
der Lehrplangestalter in knapperer Form abgehandelt werden als jene Bestandteile politischer Bildung, 
welche die Entwicklung politischer Skills ansprechen. Dies würde bedeuten, dass – entgegen der häu-
figen Vermutung seitens der Literatur, dass der politische Unterricht in der Schweiz oftmals nur aus 
„trockener“ Vermittlung von Fakten im Sinne von Staatskundeunterricht bestehe – der politischen 
Bildung im umfassenden Sinne, wie sie weiter oben beschrieben wurde mehr Beachtung geschenkt 
wird als angenommen. Gleichzeitig wird der Bestrebung, mittels des politischen Unterrichts das Inte-
resse am politischen Leben zu wecken, nach wie vor vergleichsweise selten einbezogen. 
 
 Präzision der Nennung 
Die letzte Messgrösse zur Einschätzung des Umfangs politischer Bildung in den analysierten Lehrplä-
nen ist die Präzision, mit welcher politische Themen erwähnt werden, sprich ob auf diese eher indirekt 
verwiesen wird oder ob sie genau umschrieben werden. Wie Abbildung 6.28 zu entnehmen ist, bewegt 
sich die Genauigkeit der Nennung in den meisten Lehrplänen zwischen indirektem und genauem Ein-
bezug von für den politischen Unterricht relevanten Themen. Zugleich zeigt sich, dass keiner der 
Lehrpläne die für die Untersuchung berücksichtigten Kriterien durchwegs präzise behandelt, hingegen 
etwa ein Viertel der Dokumente indirekt auf politische Aspekte verweist.  Die weitere Grafik177 und 
dritte Grafik (Abbildung 6.27) veranschaulicht die Verteilung über die Sprachregionen sowie die 
Schultypen. Auch hier zeigt sich ein ähnliches Bild wie in Abbildung 6.28, d.h. die meisten Lehrpläne 
erwähnen politische Themen teils indirekt,  teils präzise178. Im Gegensatz zu den Unterschieden nach 
Sprachregion erweisen sich zweitere als signifikant (F = 4.69, p = 0.0039), wobei insbesondere Lehr-
pläne der Berufsfachschulen ohne BM gegenüber denjenigen der Gymnasien wie auch der kaufmänni-
schen Grundausbildung und des Detailhandels auf signifikantem Niveau leicht präziser formuliert 
sind. Die letzte Grafik veranschaulicht, wie präzise Themenbereiche nach inhaltlichen Dimensionen 
politischer Bildung in den Lehrplänen behandelt werden179. Auch hier lassen die Ergebnisse auf eine 
breite Streuung schliessen, insbesondere im Hinblick auf die zu vermittelnden Kenntnisse  
 
																																								 																				
176 Vgl. Anhang 2, Abbildung A.7. 
177 Vgl. Anhang 2, Abbildung A.8. 
178 Aufgrund der kleinen Fallzahl für die italienischsprachige Schweiz sowie den Schultyp KV/DH fallen die 
Streuungen jeweils weniger breit aus. 
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Bemerkung: Mittelwert der Präzision, mit welcher die verschiedenen Themen im Lehrplan (LP) erwähnt werden. 
Präzision variiert zwischen „nicht genannt“ (0), „indirekte Erwähnung“ (1) und „präzise Formulierung“ (2), 
wobei die Verteilung der Lehrpläne über die x-Achse zufällig ist 
 












Bemerkung: Mittelwert der Präzision, mit welcher die verschiedenen Themen im Lehrplan (LP) erwähnt werden. 
Präzision variiert zwischen „nicht genannt“ (0), „indirekte Erwähnung“ (1) und „präzise Formulierung“ (2), 
wobei die Verteilung der Lehrpläne über die x-Achse zufällig ist, nach Schultyp. 
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und Fertigkeiten180, wobei Aspekte der Skills-Dimension tendenziell leicht präziser formuliert sind als 
jene im Bereich Kenntnisse. Die ergänzende Zusammenhangsanalyse zeigt allerdings, dass der Zu-
sammenhang zwischen der Präzision und der Kenntnisdimension im Vergleich zu den Fertigkeiten 
etwas stärker ist (Pearsons 𝑟 = 0.8484, p = 0.0000 resp. Pearsons 𝑟 = 0.6659, p = 0.0000). Demgegen-
über erweist sich der Zusammenhang zwischen Präzision und Interesse wecken als nicht signifikant. 
 
6.2.2 Inhaltliche Dimensionen 
Nach der Präsentation der formal-strukturellen Kriterien, mittels welcher die Lehrpläne analysiert 
werden, soll das Augenmerk nun auf die inhaltlichen Dimensionen gerichtet werden. Wie in Kapitel 
3.2.1 beschrieben, stehen dabei die aus der Literatur und bisherigen Untersuchungen abgeleiteten Di-
mensionen Kenntnisse, Fertigkeiten und Interesse wecken im Zentrum des Interesses. Erster Aspekt 
bezieht sich dabei insbesondere auf die zu vermittelnden Wissensaspekte, die für das Verständnis und 
die Erklärung politischer Funktionsweisen und Entscheidungen notwendig sind. Dabei wurden einer-
seits drei Subdimensionen zur Politik im engeren Sinn sowie drei Bereiche, die im Zusammenhang mit 
der politischen Sphäre ebenfalls relevant sind, unterschieden. Zu ersteren Kriterien zählen Kenntnisse 
über politische Institutionen, die Schweizer wie auch internationale Politik, letztere lassen sich in 
wirtschaftliche, gesellschaftliche und rechtliche Aspekte unterteilen. Die zweite Dimension bezieht 
sich auf die Fertigkeiten, welche für das politische Engagement notwendig sind, unter anderem auch 
im Hinblick auf die Umsetzung politischer Kenntnisse in politische Aktivität resp. für die Beurteilung 
politischer Prozesse und Entscheidungen. Diese Dimension misst, auf welche Art und Weise diese so 
genannten Skills gemäss Lehrplänen im politischen Unterricht vermittelt werden sollen, wobei die 
Skills in drei Kompetenzbereiche unterteilt werden: Urteilskompetenzen, Handlungskompetenzen und 
Sachkompetenzen. Die dritte Dimension nimmt Bezug auf die Bestrebungen der Lehrpläne, im politi-
schen Unterricht nicht nur Kenntnisse und Fertigkeiten zu vermitteln, sondern auch das Interesse der 
Schülerinnen und Schüler an politischen Prozessen und dem politischen Leben zu wecken (vgl. Kapi-
tel 4.3). 
Im Folgenden wird anhand von Grafiken und entsprechenden Analysen zur Signifikanz und Stärke der 
Unterschiede dargestellt, wie diese Dimensionen in die untersuchten Lehrpläne integriert wurden und 
wie sich die drei Dimensionen sowie die dazugehörigen Subdimensionen nach Sprachregion und 
Schultyp unterscheiden. Wie bereits im Abschnitt zur Operationalisierung (vgl. Kapitel 4.3.2) ausge-
führt, wurden für die Ermittlung der inhaltlichen Dimensionen aus den jeweils relevanten Indikatoren 
additive Indizes gebildet, die anschliessend der Vergleichbarkeit halber z-standardisiert wurden. Ent-
sprechend steht ein Wert von Null für eine mittlere Ausprägung, wohingegen positive Werte auf eine 
																																								 																				
180 Da sich die Dimension Interesse wecken nur aus zwei Variablen zusammensetzt, fällt die Verteilung weniger 
breit aus als für die beiden anderen Dimensionen, allerdings zeigt sich auch hier, dass – wenn die Dimension im 
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überdurchschnittliche Erwähnung der jeweiligen Dimension hinweisen. Negative Werte schliesslich 
stehen für den unterdurchschnittlichen Einbezug des fraglichen Kriteriums. 
 
Vergleich der drei Dimensionen 
Abbildung 6.28 illustriert die Verteilung der behandelten politischen Inhalte über die drei primär un-
terschiedenen Dimensionen. Ins Auge fällt dabei insbesondere, dass in über 60 Prozent der Lehrpläne 
kaum Bestrebungen zu finden sind, das politische Interesse der Schülerinnen und Schülern zu wecken, 
also eine der zentralen Voraussetzungen politischen Engagements und Aktivität grösstenteils äusserst 
stiefmütterlich behandelt wird. Demgegenüber ist die Verteilung über die weiteren Dimensionen brei-
ter, sprich es bestehen recht grosse Unterschiede bezüglich der Behandlung der einzelnen Themenbe-
reiche der Dimensionen Kenntnisse und Fertigkeiten. Im Hinblick auf die zu vermittelnden Kenntnisse 
lässt sich aus der Grafik schliessen, dass es einige Lehrpläne gibt, welche diesen Aspekt sehr ausführ-
lich einbeziehen, wohingegen eine grössere Anzahl an Dokumenten so genannten Skills mittlere oder 
leicht überdurchschnittliche Beachtung schenkt. Gleichzeitig weisen die  
 












Bemerkung: Histogramme181 der z-standardisierte Werte nach den inhaltlichen Dimensionen politischer Bildung  
Kenntnisse, Fertigkeiten und Interesse wecken über alle Lehrpläne.  
																																								 																				
181 Zu beachten ist, dass die x-Skalen teilweise unterschiedliche Tiefstwerte aufweisen. 
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Befunde darauf hin, dass dieser Dimension in einigen Lehrplänen nur eine sehr geringe Bedeutung 
zugeschrieben wird. 
Ein Blick auf die Verteilung der Indikatoren der jeweiligen Subdimensionen182 veranschaulicht, dass 
sich auch hier grosse Unterschiede zwischen den einzelnen Lehrplänen feststellen lassen, was den 
Einbezug der einzelnen Kenntnisdimensionen und Kompetenzen betrifft. Hinsichtlich ersterer fällt 
insbesondere die schiefwinklige Verteilung der Subdimension Recht ins Auge, welche anzeigt, dass 
dieser Bereich nur in sehr wenigen Lehrplänen nicht oder nur am Rande behandelt wird. Nicht ganz so 
extrem, aber ähnlich erweist sich die Verteilung in Bezug auf die Behandlung politischer Institutionen 
und wirtschaftlicher Aspekte. Hier zeigt sich ebenfalls, dass ein Grossteil der Lehrpläne diese Bereiche 
berücksichtigt. Ebenfalls leicht schiefwinklig verteilt, allerdings nach links, erweisen sich die Lehrplä-
ne bezüglich der die Schweizer Politik betreffenden Themen, was darauf verweist, dass diese Subdi-
mension teilweise doch unterdurchschnittlich stark behandelt wird. Die Verteilung der Aspekte, wel-
che die Politik über die Landesgrenzen hinaus betreffen, ist demgegenüber recht ausgeglichen, sprich 
bewegt sich grösstenteils um den Mittelwert. Dies kann so interpretiert werden, dass dieser Subdimen-
sion zuzuordnende Themen weder ausgesprochen häufig noch sehr selten einbezogen werden. 
Vergleichbar erweisen sich die Verteilungen der Kompetenzbereiche, in welche die Dimension Fer-
tigkeiten unterteilt werden kann. Insbesondere im Hinblick auf die Vermittlung von Sachkompetenzen 
verteilen sich die Lehrpläne recht gleichmässig um den Null-Punkt, sprich diese Skills werden weder 
übermässig oft noch selten berücksichtigt. Die Verteilung der die Handlungskompetenzen betreffenden 
Themenbereiche fällt ähnlich aus, allerdings mit leicht rechts-schiefwinklige Tendenz, d.h. knapp 30 
Prozent der Lehrpläne integrieren handlungsorientierte Kompetenzen leicht überdurchschnittlich. In 
Bezug auf die Urteilskompetenzen lässt sich feststellen, dass die Verteilung von nicht sehr oft erwähnt 
bis recht oft erwähnt relativ gleichmässig verläuft, wobei ein leichter Anstieg zwischen 0.5 und 1 zu 
verzeichnen ist.  
Insgesamt illustrieren diese ersten Analysen vor allem, dass  die Streuung sehr breit ist, sprich die 
inhaltlichen Dimensionen sehr unterschiedlich in den Lehrplänen verankert sind. Dies gilt insbesonde-
re für den Einbezug von Wissensaspekten wie auch die Vermittlung so genannter Skills. In Bezug auf 
die dritte Dimension – Interesse wecken – lässt sich feststellen, dass ein Grossteil der Lehrpläne diese 
kaum oder gar nicht berücksichtigt. Gleichzeitig ist die Streuung unter denjenigen Lehrplänen, die 
diese Dimension einbeziehen, aber wiederum sehr breit. Diese breit gefächerten Unterschiede zeigen 
sich ebenfalls fast durchwegs, wenn nur die Subdimensionen betrachtet werden, auch wenn sich in den 
meisten Kategorien die Mehrheit der Lehrpläne um die Mittelkategorie bewegt. Obwohl im Hinblick 
auf die zu vermittelnden Kenntnisse die Bereiche Politische Institutionen und wirtschaftliche Aspekte 
beziehungsweise Handlungskompetenzen (Dimension Fertigkeiten) etwas häufiger überdurchschnitt-
lich stark einbezogen werden als die anderen Subdimensionen, veranschaulichen die Grafiken, dass 
keine der Subdimensionen im Vergleich deutlich stärker resp. weniger stark behandelt wird als die 
																																								 																				
182 Siehe Anhang 2, Abbildung A.4 und A.5. 
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übrigen – wie dies beispielsweise für die Dimension Interesse wecken der Fall ist. Schliesslich lassen 
sich für einige der Kategorien der Dimensionen Kenntnisse und Fertigkeiten Ausreisser feststellen – 
insbesondere für die Aspekte Gesellschaft und Recht. Dies lässt den Schluss zu, dass diese Bereiche in 
einigen Lehrplänen vergleichsweise sehr genau bzw. gar nicht behandelt werden. Dies wie auch die 
breite Streuung sprächen für die Einführung verbindlicher Mindeststandards auf Sekundarstufe II, um 
zu erreichen, dass alle Schülerinnen und Schüler dieser Stufe ein Minimum an politischer Bildung 
erhalten. 
 
6.2.3 Vergleich der inhaltlichen Dimensionen über die Sprachregionen, Schultypen 
und Kantone hinweg 
Nach einem ersten Überblick über die Behandlung der drei in der Analyse berücksichtigen Dimensio-
nen politischer Bildung – Kenntnisse, Fertigkeiten und Interesse wecken –, richten die folgenden Ab-
schnitte ihr Augenmerk darauf, ob und inwiefern sich die Lehrpläne je nach den Sprachregionen, 
Schultypen und Kantonen systematisch in der Berücksichtigung der drei Dimensionen sowie der ent-
sprechenden Subdimensionen unterscheiden. Als erstes werden dafür die drei Hauptdimensionen 
Kenntnisse, Fertigkeiten und Interesse wecken wie auch die Subdimensionen erster beider Aspekte 
über die Sprachregionen hinweg miteinander verglichen, anschliessend werden die Analysen der Un-
terschiede zwischen den Schultypen und Kantonen präsentiert. 
 
Vergleich der Dimensionen nach Sprachregion 
Die erste Grafik (Abbildung 6.29) illustriert die Verteilung der drei Dimensionen nach Sprachregion. 
Ins Auge fällt primär, dass sich die Deutschschweizer Lehrpläne in allen Bereichen von denjenigen der 
lateinischen Schweiz unterscheiden. Wo in der deutschsprachigen Schweiz den Kenntnissen und dem 
Wecken politischen Interesses vergleichsweise grössere Bedeutung zugesprochen wird, berücksichti-
gen die Lehrpläne der Romandie und des Tessins die so genannten Skills stärker. Es stellt sich nun die 
Frage, ob sich diese Unterschiede über alle Subdimensionen hinweg feststellen lassen. Abbildung 6.30 
präsentiert die Verteilung der Kategorien im Bereich Kenntnisse nach Sprachregion. Mit Ausnahme 
der Subdimension Schweizer Politik, welche in den Tessiner Lehrplänen vergleichsweise klar stärker 
berücksichtigt wird, bestätigen die Resultate die Erkenntnisse aus Abbildung 6.29. Es zeigt sich aller-
dings auch, dass Wissensaspekte zwar in der Deutschschweiz umfassender behandelt werden, aller-
dings mit Werte zwischen 0.04 und 0.18 ebenfalls nicht übermässig stark einbezogen werden. Demge-
genüber findet sich ein Grossteil der zu vermittelnden Kenntnisse in der lateinischen Schweiz klar 
unterdurchschnittlich häufig in den entsprechenden  
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Bemerkung: z-standardisierte Werte der Dimensionen Kenntnisse, Fertigkeiten und Interesse wecken nach 
Sprachregion. Null steht für eine mittlere Ausprägung, während positive Werte einer überdurchschnittliche Aus-
prägung und negative Werte einer unterdurchschnittlichen Ausprägung entsprechen.  
 











Bemerkung: z-standardisierte Werte der Dimension Kenntnisse nach Sprachregion. Null steht für eine mittlere 
Ausprägung, während positive Werte einer überdurchschnittliche Ausprägung und negative Werte einer unter-
durchschnittlichen Ausprägung entsprechen.  
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Lehrplänen, wobei auch hier zwischen der französisch- und italienischsprachigen Schweiz Unterschie-
de ersichtlich sind. Wo im Tessin Themen zur internationalen Politik, wirtschaftlichen und rechtlichen 
Aspekten am wenigsten berücksichtig werden, behandeln Westschweizer Lehrpläne insbesondere poli-
tische Institutionen, Schweizer und internationale Politik wie auch gesellschaftliche Themen ver-
gleichsweise nur am Rande. Ein interessantes Ergebnis ist sicherlich auch das gute Abschneiden der 
italienischsprachigen Lehrpläne hinsichtlich des Einbezugs von Themen rund um die nationale Poli-
tik.183 Angesichts der relativ komplexen Natur der halbdirekten Demokratie in der Schweiz erscheint 
diese Dimension im Hinblick auf die politische Partizipation, welche überwiegend im nationalen 
Rahmen stattfindet, zentral. Entsprechend wäre zu erwarten, dass diese Tatsache die Wahrscheinlich-
keit der politischen Beteiligung unter den Tessiner Jugendlichen erhöhen dürfte. Allerdings wurde im 
Kapitel zur Bedeutung politischer Bildung bereits erläutert, dass deren Einfluss auf das tatsächliche 
Verhalten ein Zusammenwirken mehrerer Faktoren ist, sprich nicht nur reines Faktenwissen, 
 












Bemerkung: z-standardisierte Werte der Dimension Fertigkeiten nach Sprachregion. Null steht für eine mittlere 
Ausprägung, während positive Werte einer überdurchschnittliche Ausprägung und negative Werte einer unter-








sondern eben auch der Erwerb von für die Partizipation notwendiger Kompetenzen sowie das grundle-
gende Interesse am Politischen eine Rolle spielt. Folglich lohnt sich ein Blick auf die Unterschiede der 
Kategorien im Bereich Fertigkeiten (Abbildung 6.31). Wie bereits aufgrund der Ergebnisse aus dem 
Vergleich der Hauptdimensionen (vgl. Abbildung 6.29) zu erwarten, zeigt sich hier ein umgekehrtes 
Bild wie für die Wissensaspekte, d.h. die Lehrpläne der Romandie und des Tessins berücksichtigen 
Skills stärker als jene der Deutschschweiz. Allerdings gilt dies nicht für alle Kompetenzbereiche in 
gleichem Masse. Wo zur Beurteilung politischer Vorgänge und Diskussionen sowie zur tatsächlichen 
Umsetzung in bestimmte politischen Handlungen benötigte Fertigkeiten in der italienischen Schweiz 
und – wenn auch in geringerem Masse – der Romandie stärkeren Einlass finden, berücksichtigen 
Deutschschweizer Lehrpläne Sachkompetenzen vergleichsweise überdurchschnittlich. Dies mag inso-
fern nicht allzu sehr zu überraschen, als diese Kompetenzform184 einige Überschneidungen mit der 
Dimension Kenntnisse aufweist. Anschliessend an die erste grafische Betrachtung der Unterschiede 
zwischen den Sprachregionen wurden diese zusätzlich auf deren faktische Signifikanz überprüft. Die 
entsprechende Varianzanalyse zur Überprüfung der Aussagekraft der grafisch dargestellten Resultate 
erweist sich nur zum Teil als signifikant. Wo die Unterschiede im Hinblick auf die Fertigkeiten zwar 
augenscheinlich erkennbar sind, bestätigt die weitere Analyse die Bedeutung dieses Zusammenhangs 
nicht, d.h. die Unterschiede erreichen keine statistische Signifikant (F = 2.23, p = 0.1120). Dasselbe 
gilt für die Varianz bezüglich der Dimension Interesse wecken. Auch wenn die Deutschschweiz ein-
deutig höhere Werte als die beiden anderen Regionen aufweist, sind diese statistisch nicht signifikant 
(F = 1.90, p = 0.1547). Demgegenüber fallen die Ergebnisse im Hinblick auf die sprachregionalen 
Unterschiede für die Kenntnis-Dimension klar signifikant aus (F = 6.40, p = 0.0023). Im dazugehöri-
gen Tukey-Post-Hoc-Test zeigt sich allerdings, dass sich die Signifikanz insbesondere auf den Ver-
gleich zwischen der Deutschschweiz und der Romandie bezieht, wobei erstere klar besser abschneidet, 
was den Einbezug von Wissensaspekten anbelangt (Kontrast: 0.7225, p = 0.002). Die Tessiner Lehr-
pläne sprechen der Vermittlung von Kenntnissen zwar ebenfalls weniger Bedeutung zu als die 
deutschsprachigen, wobei der Unterschied im Vergleich zur Romandie geringer ausfällt.  Allerdings 
erweisen sich diese Differenzen als nicht signifikant.  
Wo die Ergebnisse für die Dimension Kenntnisse insgesamt signifikant sind, trifft dies nur auf die 
Hälfte der Subdimensionen zu. So zeigt sich, dass die Varianz zwischen den Sprachregionen für jene 
Kategorien, welche der Politik im engeren Sinn zuzuordnen sind, klar signifikant ist185, wohingegen 
die sekundären Bereiche – Wirtschaft, Gesellschaft und Recht – keine statische Signifikanz aufweisen. 
Im Hinblick auf die Behandlung politischer Institutionen bestätigen sich vor allem die signifikant tie-
feren Werte für die Romandie im Vergleich zur Deutschschweiz (Kontrast = -0.7314, p = 0.002). 
Auch in der zweiten Kategorie, Schweizer Politik, schneiden die Westschweizer Lehrpläne signifikant 
																																								 																				
184 Sachkompetenzen involvieren gemäss der Definition von Krammer (2008: 11) denn auch Skills, Fertigkeiten 
und die Bereitschaft zum Verständnis und der Entwicklung politischer Begriffe, Kategorien und Konzepte in 
einer kritischen Art und Weise (vgl. Kapitel 3.2.1). 
185 Politische Institutionen: F = 6.30, p = 0.0025; Schweizer Politik: F = 4.60, p = 0.0119; Internationale Politik: 
F = 6.17, p = 0.0028. 
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schlechter ab als diejenigen der übrigen Sprachregionen186. Ein ähnliches Bild zeigt sich auch für die 
Behandlung internationaler Politik, wo wiederum ein signifikanter Unterschied zwischen der Roman-
die und der Deutschschweiz festzustellen ist (Kontrast = -0.6332, p = 0.008). Demgegenüber erweist 
sich eine der Subdimensionen im Bereich Fertigkeiten – Urteilskompetenzen – trotz der nicht-
signifikanten Resultate für die Gesamtdimension als statistisch relevant (F = 5.83, p = 0.0038), wobei 
die Werte für die italienischsprachige Schweiz signifikant höher sind als jene der Deutschschweiz 
(Kontrast = 1.4018, p = 0.005). Zwar schneiden auch die Lehrpläne der Romandie klar besser ab als 
die deutschsprachigen, allerdings ist dieser Unterschied knapp nicht signifikant. 
Sieht man von der Signifikanz letzterer Ergebnisse ab, unterstreichen diese die Annahme in der Litera-
tur, dass der politische Unterricht in den lateinischen Regionen stärker auf die Vermittlung von Fer-
tigkeiten gerichtet ist als primär auf die Weitergabe politischer Wissensaspekte im Sinne klassischen 
Staatskundeunterrichts. Insofern mag das Resultat für die dritte Dimension, Interesse wecken, ein we-
nig überraschen, würde man diese doch intuitiv eher mit der Einübung von politischen Skills in Ver-
bindung bringen als mit der Vermittlung politischen Wissens. Es zeigt sich also, dass in der bisherigen 
Literatur die Bedeutung die Bedeutung politischer Bildung in der Deutschschweiz in der Tendenz eher 
unterschätzt wurde.  
Angesichts der Ergebnisse stellt sich zudem die Frage, wie sich die unterschiedlich gesetzten Schwer-
punkte der Lehrpläne der Deutschschweiz resp. der Romandie und des Tessins auf das politische Par-
tizipationsverhalten der Schülerinnen und Schüler auswirkt. Angesichts bisheriger empirischer Befun-
de stellt vielmehr das Zusammenspiel der drei Aspekte politischer Bildung – Kenntnisse, Fertigkeit 
und Interesse – die Voraussetzung für das tatsächliche politische Handeln dar. Es fragt sich daher, ob 
die verstärkte Behandlung einer Dimension und der gleichzeitig unterdurchschnittliche Einbezug der 
anderen Dimension(en) allenfalls einen neutralisierenden Effekt haben könnten. Oder ob die über-
durchschnittliche Berücksichtigung einer Dimension die Vernachlässigung der anderen kompensieren 
kann. Um dies zu überprüfen, wird im anschliessenden Kapitel anhand von Regressionsanalysen unter 
anderem ermittelt, wie sich die einzelnen Dimensionen politischer Bildung auf die tatsächliche Betei-
ligung der jungen Erwachsenen an politischen Aktivitäten auswirken (siehe Kapitel 7.2 und 7.3). 
 
Vergleich der Dimensionen nach Schultyp 
Nach dem Vergleich der Bedeutung, welcher den drei inhaltlichen Dimensionen in den Lehrplänen der 
verschiedenen Sprachregionen beigemessen wird, richtet sich der Fokus nun auf die Unterschiede 
zwischen den Schultypen. Wie bereits ausgeführt, liegt die Vermutung nahe, dass die Lehrpläne der 
allgemeinbildenden Schulen politische Themen stärker berücksichtigten als Lehrpläne der Berufsfach-
schulen, und zwar aufgrund der höheren Anzahl Lektionen, welche ihnen für die verschiedenen Fach-
																																								 																				




bereiche insgesamt sowie folglich auch für jene Fächer, welche die politische Bildung integrieren, zur 
Verfügung stehen187. Die folgenden Grafiken sollen nun Aufschluss darüber geben, ob dies auch tat-
sächlich der Fall ist, oder ob Gymnasien allenfalls aufgrund deren Auftrags, ein möglichst breites Wis-
sen in vielen verschiedenen Bereichen zu vermitteln, der politischen Bildung nicht übermässig grosse 
Bedeutung zuspricht. 
Ein erster Blick auf Abbildung 6.32, die die Verteilung der drei Dimensionen insgesamt darstellt, 
zeigt, dass keiner der Schultypen alle Bereiche vergleichsweise sehr stark oder kaum berücksichtigt. 
Vielmehr variiert der Einbezug der Dimensionen Kenntnisse, Fertigkeiten und Interesse wecken über 
die Schultypen sowie innerhalb eines Schultyps stark. Einzig die Ausbildung im Bereich Kaufmänni-
sche Grundbildung und Detailhandel scheint insgesamt schlechter abzuschneiden als die übrigen Aus-
bildungsformen. Die Thesen, dass besonders allgemeinbildende Schule politische Aspekte überdurch-
schnittlich stark oder nur am Rande behandeln, kann angesichts der Ergebnisse bereits verworfen wer-
den.  
Als erstes soll nun die Kenntnis-Dimension genauer in Augenschein genommen werden. Wie Abbil-
dung 6.32 zu entnehmen ist, wird dieser Bereich vor allem an Gymnasien, aber auch im Rahmen der 
kaufmännischen Ausbildung und des Detailhandels vergleichsweise wenig berücksichtigt, wohingegen 
Lehrpläne für den allgemeinbildenden Unterricht diesen Aspekt besonders stark einbeziehen. Es stellt 
sich nun die Frage, ob die einzelnen Subdimensionen diese Verteilung ebenfalls widerspiegeln. Die 
zweite Grafik in Abbildung 6.33 gibt darüber Auskunft. Als erstes bestätigt sich, dass  Lehrpläne für 
den allgemeinbildenden Unterricht an Berufsfachschulen ohne BM alle Wissensaspekte überdurch-
schnittlich stark integrieren. Dies gilt insbesondere für die Bereiche Politische Institutionen und Ge-
sellschaft. Darüber hinaus lassen sich allerdings Unterschiede über die einzelnen Kategorien hinweg 
feststellen, die von den durchschnittlichen Werten für die Kenntnis-Dimension abweichen. Erstens 
deuten die Befunde an, dass die gymnasialen Lehrpläne doch zwei Drittel der Wissensbereiche ver-
gleichsweise stark vernachlässigen, sie aber in Bezug auf die politischen Grundlagen und Ereignisse in 
der Schweiz wie auch international leicht überdurchschnittliche Werte erreichen. Demgegenüber wer-
den an Berufsfachschulen mit BM vor allem wirtschaftlichen Aspekten durchaus grosse Bedeutung 
zugeschrieben. Dies gilt auch für die Lehrgänge KV und Detailhandel, in welchen darüber hinaus auch 
die politischen Institutionen sowie rechtliche Aspekte umfassend behandelt werden. Im Gegensatz 
dazu wird insbesondere den Dimensionen Internationale Politik, aber auch Themen zur nationalen 
Politik und gesellschaftlichen Aspekten nur in geringem Masse Beachtung geschenkt. Im Hinblick auf 
die Berufsfachschulen mit BM erweisen sich die Ergebnisse als relativ durchschnittlich, sprich sie 
bewegen sich nahe um die Mittelkategorien, wobei die Subdimensionen Politische Institutionen und 
Schweizer Politik einerseits leicht unterdurchschnittlich, die wirtschaftlichen und rechtlichen 
 
																																								 																				
187 Vgl. dazu Kapitel 3.2.1 wie auch Kapitel 4.1.5, S. 81. 
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Bemerkung: z-standardisierte Werte der Dimensionen Kenntnisse, Fertigkeiten und Interesse wecken nach 
Schultyp. Null steht für eine mittlere Ausprägung, während positive Werte einer überdurchschnittliche Ausprä-
gung und negative Werte einer unterdurchschnittlichen Ausprägung entsprechen.  
 











Bemerkung: z-standardisierte Werte der Dimension Kenntnisse nach Schultyp. Null steht für eine mittlere Aus-
prägung, während positive Werte einer überdurchschnittliche Ausprägung und negative Werte einer unterdurch-























Bemerkung: z-standardisierte Werte der Dimension Fertigkeiten nach Schultyp. Null steht für eine mittlere Aus-
prägung, während positive Werte einer überdurchschnittliche Ausprägung und negative Werte einer unterdurch-
schnittlichen Ausprägung entsprechen.  
 
Aspekte andererseits etwas häufiger als im Durchschnitt behandelt werden. Es zeigt, dass – obwohl 
vor allem die gymnasialen Lehrpläne und teilweise auch diejenigen für die kaufmännische Grundbil-
dung und den Detailhandel vergleichsweise schlecht abschneiden – keiner der Schultypen die Wis-
sensdimension durchwegs selten oder gar nicht mit einbezieht. Das heisst, es werden zwar unter-
schiedliche Akzente gesetzt, die Vermittlung politischen Faktenwissens auf Sekundarstufe II grund-
sätzlich aber in Bezug auf den Ausbildungstyp keinem Muster folgt.  
Die zweite Dimension umfasst Kompetenzen, welche im Hinblick auf die Beurteilung politischer Ent-
scheidungen und Prozesse einerseits und dem politischen Engagement andererseits als notwendig er-
achtet werden. Diese Skills werden vor allem in den Lehrplänen der Berufsfachschulen mit Berufsma-
turität insgesamt am stärksten berücksichtigt. Auch im Rahmen der gymnasialen Ausbildung spielt die 
Vermittlung von Fertigkeiten eine vergleichsweise grosse Rolle, wie der Abbildung 6.34 zu entneh-
men ist. Demgegenüber messen die Lehrpläne der kaufmännischen Grundbildung und des Detailhan-
dels diesen kaum Bedeutung zu. Insgesamt zeigt sich, dass gerade dort, wo Wissensaspekte unter-
durchschnittlich stark einbezogen werden, Fertigkeiten vermehrt behandelt werden. Eine Ausnahme 
bildet diesbezüglich der Schultyp KV/DH, dessen Lehrpläne beide Dimensionen kaum berücksichti-
gen. Wird der Blick auf die Subdimensionen gerichtet, bestätigt sich einerseits, dass sich in den Lehr-
plänen der Berufsfachschulen mit BM alle Kompetenzen überdurchschnittlich oft finden, in denjeni-
gen für die kaufmännische Grundbildung und den Detailhandel hingegen kaum. Für die beiden übri-
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gen Schultypen lässt sich hingegen feststellen, dass nicht allen Kompetenzbereichen dieselbe Bedeu-
tung beigemessen wird. Wo Urteilskompetenzen und Sachkompetenzen in gymnasialen Lehrplänen 
überdurchschnittlich stark integriert sind, zeigt sich für die Berufsfachschulen ohne BM genau das 
umkehrte Bild. Hier werden – über alle Schultypen hinweg – Handlungskompetenzen, also Skills, 
welche zur Formulierung und Erfassung politischer Positionen wie auch zur Lösung verschiedener 
politischer Fragen benötigt werden, überdurchschnittlich häufig erwähnt. Zusammenfassend zeigt sich 
angesichts der Analysen, dass die Vermittlung politischer Fertigkeiten mit einer Ausnahme im Rah-
men aller Ausbildungsformen eine Rolle spielt, wenn auch unterschiedlich stark. Ob und wie stark 
diese Unterschiede das tatsächliche politische Partizipationsverhalten beeinflussen, wird im nächsten 
Kapitel untersucht.  
Was schliesslich die dritte Dimension – Interesse wecken – betrifft, zeigt sich anhand der Ergebnisse 
in Abbildung 6.36, dass diesem Aspekt politischer Bildung insbesondere an Gymnasien grosse Bedeu-
tung zugeschrieben wird, gefolgt vom Ausbildungsgang KV und Detailhandel, wohingegen die Lehr-
pläne der Berufsfachschulen mit wie auch ohne BM dem Wecken politischen Interesses wenig bis 
kaum Bedeutung beimessen. Welcher Erklärung diesen Unterschieden zugrunde liegt, lässt sich aller-
dings nicht direkt erschliessen. Die Vermutung, dass dort, wo den ersten beiden Dimensionen politi-
scher Bildung besonders grosse Beachtung geschenkt wird, auch der dritte Bereich überdurchschnitt-
lich stark in den Lehrplänen Einlass findet, kann angesichts der Tatsache, dass der Fokus in allen 
Schultypen entweder verstärkt auf der Vermittlung von Kenntnissen oder auf dem Erwerb für die poli-
tische Partizipation benötigter Fertigkeiten, oder im Falle der KV- und Detailhandelslehrpläne auf 
keinem der beiden Aspekte liegt, nicht bestätigt werden. Auch der Versuch, die Unterschiede über die 
jeweiligen Rahmenlehrpläne zu erklären, scheitert insofern, als dass für die kaufmännische Grundbil-
dung und den Detailhandel erstens keine eidgenössischen Rahmenlehrpläne gibt und sich zweitens in 
den am ehesten als solche Vorgaben zu betrachtenden Dokumenten188 keine Hinweise auf den Einbe-
zug der Dimension Interesse wecken finden lassen. Auch im Rahmenlehrplan der EDK von 1994 wird 
nicht direkt auf die Bedeutung dieses Aspekts politischer Bildung verwiesen. Entsprechend kann da-
von ausgegangen werden, dass der Einbezug der Dimension individuell von den jeweiligen Herausge-
bern abhängig ist. Angesichts der grossen Bedeutung, welche dem politischen Interesse im Hinblick 
auf das Partizipationsverhalten zugesprochen wird sowie der Tatsache, dass der Grossteil der Lehrplä-
ne diesen Aspekt unterdurchschnittlich stark berücksichtigt, lohnt es sich sicherlich, dieser Frage noch 
detaillierter nachzugehen.   
Wiederum wurden die grafisch dargestellten Unterschiede zwischen den Schultypen anhand von Vari-
anzanalysen auf ihre statistische Signifikanz überprüft, beginnend mit den drei primären Dimensionen. 
Die Ergebnisse der ANOVA ergeben, dass die Varianz zwischen den Ausbildungstypen nur in einem 
Fall statistisch signifikant ist. So unterscheiden sich die Lehrpläne der vier einbezogenen Schultypen 
weder im Bereich Fertigkeiten noch hinsichtlich des Weckens politischen Interesses signifikant vonei-
																																								 																				
188 Es handelt sich dabei um die eidgenössische Verordnung über die berufliche Grundbildung Kauffrau/ Kauf-
mann sowie die Unterlagen des BDS (Bildung Detailhandel Schweiz). 
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nander. Demgegenüber erweisen sich die Resultate für die dritte Dimension Kenntnisse als statistisch 
relevant (F = 5.61, p = 0.0013), wobei dieser Effekt im Vergleich von ABU- und gymnasialen Lehr-
plänen besonders stark ausfällt (Kontrast = 0.8263, p = 0.001). Allerdings manifestieren sich diese 
Signifikanzen nicht für alle Subdimensionen im Bereich Kenntnisse gleichermassen, sprich die Ergeb-
nisse der Varianzanalyse liegen für drei Wissensaspekte – Schweizer Politik, wirtschaftliche sowie 
rechtliche Aspekte –über dem Signifikanzlevel von 0.05. Im Gegensatz dazu erweisen sich die übrigen 
drei Kenntnis-Dimensionen als eindeutig signifikant189. Ein Blick auf die Ergebnisse des Tukey-Post-
Hoc-Tests bezüglich der Behandlung politischer Institutionen zeigt darüber hinaus, dass Berufsfach-
schulen ohne BM (inkl. KV/DH) klar besser abschneiden als Gymnasien und Berufsfachschulen mit 
BM, wobei der Kontrast zwischen ersteren beiden besonders deutlich ausfällt (Kontrast = 1.1263, p = 
0.000). Im Hinblick auf die Subdimension Internationale Politik fällt insbesondere das durchwegs 
signifikant schlechtere Abschneiden der Lehrpläne für die kaufmännische Grundbildung und den De-
tailhandel gegenüber allen anderen Schultypen auf.190 Was die gesellschaftlichen Aspekte anbelangt, 
erlangen vor allem die Lehrpläne für den allgemeinbildenden Unterricht signifikant höhere Werte als 
jene der Gymnasien und der kaufmännischen Ausbildung resp. des Detailhandels.191 Wie schon in der 
Überprüfung der Signifikanzen für die Unterschiede nach Sprachregion, zeigt sich auch hier, dass sich 
trotz der nicht-signifikanten Ergebnisse für die Gesamtdimension Fertigkeiten eine der Subdimensio-
nen – Sachkompetenzen – als statistisch relevant erweist (F = 5.23, p = 0.0020). Anhand des anschlies-
send an die ANOVA durchgeführten Tukey-Tests lässt sich weiter feststellen, dass wiederum die 
Lehrpläne für den Ausbildungsgang im Bereich Kaufmännisches und Detailhandel signifikant schlech-
ter abschneiden, insbesondere gegenüber Berufsfachschulen mit BM (Kontrast = -1.1103, p = 0.005) 
und Gymnasien (Kontrast = -1.0126, p = 0.008). Die Varianzanalysen bestätigen somit vor allem die 
Unterschiede im Bereich Kenntnisse sowie die Erkenntnis, dass die Schultypen in einigen Aspekten 
vergleichsweise schlecht abschneiden, in anderen hingegen überdurchschnittlich. Dies gilt insbesonde-
re für die Lehrpläne KV und DH. Weiter zeigt sich, dass sich die Ausbildungsgänge im Hinblick auf 
die Vermittlung von Fertigkeiten zwar durchaus unterscheiden, diese Unterschiede allerdings aufgrund 
der grösstenteils fehlenden statistischen Signifikanz mit einer gewissen Vorsicht zu betrachten sind. 
Gleiches gilt auch für die dritte Dimension, dem Wecken politischen Interesses in den Schülerinnen 
und Schülern. Auch wenn die grafisch präsentierten Unterschiede ins Auge fallen, erweisen sie sich 
als nicht signifikant. Dies bedeutet zwar nicht, dass keine Differenzen bestehen, aber wiederum sollten 
sie kritisch zur Kenntnis genommen werden. 
Insgesamt bestätigen die Analysen einmal mehr, dass sich die einzelnen Ausbildungstypen in der 
Schweiz stark voneinander unterscheiden, sei es in Bezug auf die Hauptdimensionen oder die entspre-
																																								 																				
189 Politische Institutionen: F = 12.08, p = 0.000, Internationale Politik: F = 5.50, p = 0.0014, Gesellschaftliche 
Aspekte: F = 8.55, p = 0.000. 
190 Unterschiede in der Subdimension Internationale Politik: Kontrast zwischen KV/DH und Gymnasien: Kon-
trast = -1.0384, p = 0.006, Kontrast zwischen KV/DH und Berufsfachschulen mit BM: Kontrast = -1.0126, p = 
0.012, Kontrast zwischen KV/DH und Berufsfachschulen ohne BM: Kontrast = -1.1979, p = 0.001. 
191 Unterschiede in der Subdimension Gesellschaft: Kontrast zwischen Berufsfachschulen und Gymnasien: Kon-
trast = 0.9716, p = 0.000, Kontrast zwischen Berufsfachschulen und KV/DH: Kontrast = -0.9113, p = 0.010. 
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chenden Subdimensionen. Dies lässt sich unter anderem sicherlich auch auf die Tatsache zurückfüh-
ren, dass die Schweiz eines der vergleichsweise dezentralsten Bildungssysteme aufweist, sprich unter-
schiedliche Behörden für die Regelung von Bildungsinhalten und Unterrichtsaufbau zuständig sind 
(vgl. Hega 2000: 1; Heidenheimer 1997). Gleichzeitig illustrieren die grafischen Darstellungen aber 
auch, dass keiner der Schultypen durchwegs alle Bereiche politischen Unterrichts stiefmütterlich be-
handelt. Wiederum stellt sich jedoch die Frage, ob die überdurchschnittliche Behandlung bestimmter 
Themen die Vernachlässigung anderer Bereiche kompensieren kann, oder ob zur Förderung politi-
schen Engagements der Einbezug aller Dimensionen gemeinsam notwendig ist.  
 
Vergleich der Dimensionen nach Kanton 
In einem letzten Schritt soll das Augenmerk auf mögliche kantonale Unterschiede gerichtet werden, 
wobei sich die Analyse auf den Vergleich der drei übergeordneten inhaltlichen Dimensionen be-
schränkt. Dies aufgrund der im vorhergehenden Abschnitt in Erfahrung gebrachten Tatsache, dass sich 
die Schultypen kantonsübergreifend recht stark unterscheiden, was den Einbezug der verschiedenen 
Themenbereiche politischer Bildung betrifft. Abbildung 6.35 präsentiert die Unterschiede in der Be-
handlung von Kenntnissen, Fertigkeiten und Interesse wecken nach Kanton. Es lässt sich erkennen, 
dass einige Kantone im Vergleich klar schlechter abschneiden, und zwar über alle Dimensionen hin-
weg192. Dies gilt insbesondere für die Lehrpläne der Kantone Aargau, Appenzell Innerrhoden und 
Ausserrhoden sowie Freiburg, Jura und Neuenburg. Demgegenüber beziehen die Glarner, Urner und 
Walliser Lehrpläne alle Dimensionen überdurchschnittlich stark mit ein. Es zeigt sich dabei aber kein 
auffälliges Muster im Sinne davon, dass vor allem kleine resp. grosse Kantone oder Kantone einer 
Sprachregion bestimmte Dimensionen systematisch stärker oder geringer berücksichtigen. Auch die 
Vermutung, dass jene Kantone, wo die Lehrpläne von den kantonalen Bildungsämtern herausgegeben 
werden, besser abschneiden, lässt sich nicht bestätigen. Es stellt sich lediglich einmal mehr heraus, 
dass zwischen den Kantonen grosse Varianz besteht, nicht nur was die Zuständigkeit hinsichtlich der 
Ausarbeitung der Lehrpläne oder die Fächerbezeichnung anbelangt, sondern auch im Hinblick auf die 
Behandlung der verschiedenen inhaltlichen Dimensionen. Im folgenden Kapitel soll folglich auch 







192 Anzumerken ist, dass sich die Unterschiede nur für eine Dimension – Kenntnisse – als signifikant erweisen (F 
= 1.95, p = 0.0122). 
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Bemerkung: z-standardisierte Werte der Dimensionen Kenntnisse, Fertigkeiten und Interesse wecken nach 
Schultyp. Null steht für eine mittlere Ausprägung, während positive Werte einer überdurchschnittliche Ausprä-
gung und negative Werte einer unterdurchschnittlichen Ausprägung entsprechen. Zu beachten ist, dass die x-
Skalen teilweise unterschiedliche Tiefstwerte aufweisen. 
 
6.2.4 Diskussion 
Lehrpläne – als verbindliche Instrumente zur Regelung und Koordination des Unterrichts – dienen den 
Lehrpersonen der Planung des fachspezifischen Unterrichts. Dies geschieht einerseits sowohl durch 
die Vorgabe von Zielsetzungen, welche die Schülerinnen und Schüler der jeweiligen Stufe erreichen 
müssen, als auch mittels mehr oder weniger verbindlicher Reglementierung von Methoden zur Über-
prüfung der Lernerfolge. Andererseits legen diese Dokumente zudem die fächerübergreifenden und 
fachspezifischen Unterrichtsinhalte fest (vgl. Calderón-Grossenbacher 1998: 104; Kiper et al. 2004: 
38f.). Auch wenn die Umsetzung dieser Vorgaben stark von den Lehrpersonen abhängt, geben die 
Lehrpläne Auskunft darüber, welchen Stellenwert bestimmten Inhalten im Unterricht beigemessen 
werden sollte. Dieses Kapitel verfolgte das Ziel, einen Überblick über die Verankerung politischer 
Bildung zu geben. Einerseits wurde überprüft, inwiefern die untersuchten Lehrpläne auf Sekundarstufe 
II sich in formalen und strukturellen Kriterien unterscheiden. Andererseits sollte anhand von drei in-
haltlichen Dimensionen – Kenntnisse, Fertigkeiten und Interesse wecken – aufgezeigt werden, ob und 
in welchem Umfang für die politische Bildung relevante Themen und Kompetenzen in die Lehrpläne 
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einbezogen werden sowie ob sich diesbezüglich Unterschiede zwischen den Schultypen wie auch den 
Sprachregionen feststellen lassen.  
Die Befunde weisen in erster Linie auf grosse Unterschiede sowohl hinsichtlich der formalen und 
strukturellen Gestaltung wie auch der inhaltlichen Dimensionen hin. Obwohl die Mehrheit der Lehr-
pläne ein zentrales Ziel politischer Bildung anführt, zeigen sich bereits in der spezifischeren Ausfor-
mulierung von Bildungs- resp. Richtzielen insofern Unterschiede, als gymnasiale wie auch Lehrpläne 
der beruflichen Grundbildung mit Berufsmaturität (BM) solche kaum integrieren, wohingegen sich 
solche Formulierungen in ca. zwei Drittel aller Berufsfachschullehrpläne ohne BM finden. Auch in 
Bezug auf den Umfang – gemessen an der Anzahl behandelter Themen –, die Präzision, mit welcher 
die politischen Inhalt angeführt werden, sowie die strukturelle Gliederung lässt sich eine breite Streu-
ung feststellen, sowohl innerhalb der Sprachregionen und Schultyp wie auch über alle Lehrpläne hin-
weg. Zusätzlich zu den erwähnten Kriterien wurde auch untersucht, wer für die Ausarbeitung der je-
weiligen Lehrpläne verantwortlich ist und ob sich je nach Herausgeberschaft Unterschiede hinsichtlich 
des Einbezugs politischer Bildung ausmachen lassen. Es zeigt sich, dass über 70 Prozent der analysier-
ten Dokumente von den Schulen herausgegeben werden. In etwas mehr als einem Fünftel der Fälle 
handelt es sich um kantonale Lehrpläne. Die restlichen sieben Prozent werden entweder von Berufs-
verbänden, überkantonalen oder Schulverbunden verfasst. Gleichzeitig lässt sich aber kein Zusam-
menhang zwischen der Herausgeberschaft und der Einbindung politischer Inhalte feststellen. Zwar 
sind die kantonalen Lehrpläne grösserer Kantone generell ausführlich und detailliert gestaltet, was 
damit erklärt werden kann, dass die Bildungsämter grösserer Kantone im Hinblick auf die Ausarbei-
tung von Unterrichtsrichtlinien über mehr Ressourcen verfügen als beispielsweise kleiner Kantone 
oder Schulen. Allerdings muss – so die Erkenntnis der Analyse – eine umfassendere Gestaltung nicht 
unbedingt mit einer stärkeren Einbindung politischer Themen einhergehen. In Bezug auf die inhaltli-
chen Dimensionen fällt besonders ins Auge, dass zwei Drittel der Lehrpläne der dritten Dimension 
Interesse wecken kaum Beachtung schenken, obwohl im politischen Interesse eine der zentralen Vo-
raussetzungen politischen Engagements und Aktivität gesehen wird. Was die beiden anderen Dimen-
sionen – Kenntnisse und Fertigkeiten – anbelangt, zeigt sich ein ähnliches Bild wie für die formalen 
Kriterien, nämlich eine breite Streuung und teilweise grosse Unterschiede zwischen den Schultypen 
und den Sprachregionen. Wo die Lehrpläne der Deutschschweiz die Vermittlung von Fachwissen so-
wie die Bestrebung, das politische Interesse der Lernenden zu wecken, vergleichsweise höher gewich-
ten, wird in der Romandie und im Tessin der Schwerpunkt eher auf die Entwicklung von Skills gelegt. 
Im Hinblick auf die Schultypen lässt sich primär festhalten, dass keiner der Schultypen alle Bereiche 
vergleichsweise sehr stark oder kaum berücksichtigt, sondern der Einbezug von Kenntnisse, Fertigkei-
ten und Interesse wecken über die Schultypen sowie innerhalb eines Schultyps stark variiert. Einzig 
die Ausbildung im Bereich Kaufmännische Grundbildung und Detailhandel scheint insgesamt schlech-
ter abzuschneiden als die übrigen Ausbildungsformen. Die Thesen, dass besonders allgemeinbildende 
Schulen politische Aspekte überdurchschnittlich stark oder nur am Rande behandeln, bestätigt sich 
also nicht. Eine naheliegende Erklärung für diese beachtlichen Unterschiede zwischen den einzelnen 
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Lehrplänen, die sich nicht nur im Vergleich der Schultypen resp. Sprachregionen, sondern ganz allge-
mein zeigen, findet sich sicherlich in der Tatsache, dass das Schweizer Bildungssystem sehr dezentral 
strukturiert ist. Zum einen obliegt die Bildungshoheit den Kantonen und ist nicht gesamtschweizerisch 
geregelt. Zum anderen sind die Zuständigkeiten je nach Kanton unterschiedlich verteilt. Wo insbeson-
dere grössere Kantone die Ressourcen und Möglichkeiten haben, kantonale Vorgaben für den Unter-
richt herauszugeben, sind in weiteren (kleineren) Kantonen vor allem die Schulen selber für die Auf-
gabe verantwortlich. Wie bereits erwähnt sprächen diese Unterschiede und die breite Streuung bezüg-
lich des Einbezugs der unterschiedlichen Dimension für die Festlegung von Mindeststandards, die 
garantieren würden, dass den Lernenden unabhängig von ihrer Ausbildung und der Sprachregion ein 
Minimum an politischer Bildung vermittelt wird. Schliesslich stellte sich einleitend die Frage, inwie-
fern auf Sekundarstufe II ein politischer Unterricht überhaupt stattfindet. Abgesehen von der breiten 
Streuung lässt sich diesbezüglich feststellen, dass keiner der untersuchten Lehrpläne die politische 
Bildung mehr oder weniger ganz vernachlässigt, wenn auch verschiedene Themenbereiche sehr unter-
schiedlich gewichtet werden. Wo Lehrpläne für die kaufmännische Grundbildung und den Detailhan-
del beispielweise die Subdimensionen Wirtschaft und Recht verhältnismässig stark einbeziehen, richtet 
sich der Fokus an Gymnasien und Berufsmaturitätsschulen eher auf die Vermittlung von Sachkompe-
tenzen. Die Befunde bestätigen die in der letzten Zeit vermehrt geäusserten „Befürchtungen“, dass 
politische Bildung an den Schulen nur sehr stiefmütterlich behandelt wird, definitiv nicht. Es stellt sich 
jedoch die Frage, ob eine überdurchschnittliche Behandlung bestimmter Themen die Vernachlässi-
gung anderer Bereiche kompensieren kann. Besteht das Ziel politischer Bildung darin, die Schülerin-
nen und Schüler zu mündigen Bürgerinnen und Bürgern zu erziehen, die in der Lage sind, politische 
Zusammenhänge und Situationen  zu verstehen und kritisch zu beurteilen sowie aktiv am politischen 
Leben mitzuwirken, muss die Frage aus politikwissenschaftlicher Sicht klar mit „nein“ beantwortet 
werden. Denn ein politisches Engagement setzt voraus, dass sowohl Kenntnisse über die Funktions-
weise des politischen Systems und die beteiligten Akteure wie auch Fertigkeiten zur Beurteilung die-
ser sowie der Mitwirkung am politischen Leben vorhanden sind. Dies würde einmal mehr für die Fest-
legung von Mindeststandards sprechen, die einerseits garantieren, dass die verschiedenen Dimensio-
nen in den Lehrplänen gleichermassen berücksichtigt werden, anderseits aber eine sensibilisierende 
Wirkung auf die Lehrpersonen haben, damit die Inhalte auch tatsächlich im Unterricht umgesetzt wer-
den. 
  
6.3  Einordnung der politischen Bildung durch die Lehrpersonen 
Nach einem Überblick über die soziodemografische Zusammensetzung des Schülersamples sowie 
deren politisches Engagement und Einstellungen sowie einer ausführlichen Darstellung der Art und 
Weise, wie Lehrpläne auf Sekundarstufe II einerseits formal und strukturell gestaltet sind und wie sie 
andererseits politische Bildung einbeziehen, richtet sich der Fokus auf die Lehrpersonen. Diese spielen 
in mehrfacher Hinsicht eine Rolle. Erstens haben mehrere Studien zeigen können, dass Fachwissen 
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über den Unterrichtsgegenstand, aber auch Unterrichtserfahrungen und Selbstvertrauen in die eigene 
Lehrtätigkeit, den Unterricht, die dabei verwendeten Methoden und Einstellungen gegenüber der Be-
deutung politischer Bildung beeinflussen (vgl. Hahn 1999; Torney-Purta et al. 2005). Zweitens neh-
men die Lehrpersonen als primäre Adressaten der Lehrpläne eine zentrale Funktion ein, indem es in 
ihren Händen liegt, inwiefern die Vorgaben der Lehrpläne im Unterricht vermittelt werden (vgl. Kahne 
et al. 2006). Oser und Reichenbach (2000) weisen in ihrem Bericht zur politischen Bildung in der 
Schweiz darauf hin, dass in diesem Bereich die Unterschiede zwischen Lehrplaninhalten und dem 
tatsächlichen Unterrichtsstoff noch grösser sind als für andere Fächer, wobei sie diese Aussage primär 
auf im Rahmen der Oberstufe erteilten politischen Unterricht beziehen (vgl. auch Stadelmann-Steffen 
et al. 2015). Auch weitere Studien konnten aufzeigen, dass drittens nicht nur die Übertragung der 
Lehrplanvorgaben in den Unterricht, sondern auch die Lehrqualitäten, Unterrichtsmethoden, die sei-
tens der Lehrperson ausgedrückten Meinungen im Klassenraum oder die Identifikation der Lernenden 
mit der Lehrperson einen Einfluss auf die Wirkung des Unterrichts auf die Schülerinnen und Schüler 
haben (vgl. Feldman et al. 2007; Massialas 1977; Quintelier 2010; Richardson 2003). Der Frage, ob 
und in welchem Ausmass die Lehrpersonen, die politische Bildung – mindestens gemäss der Lehrplä-
ne – unterrichten (sollten), das tatsächliche Partizipationsverhalten der jungen Erwachsenen direkt 
oder indirekt beeinflussen, widmet sich Kapitel 7.2.2. Der folgende Abschnitt richtet den Fokus hin-
gegen darauf, welche Bedeutung die Lehrpersonen der politischen Bildung zumessen, wie sie sich auf 
die Vermittlung politischer Inhalte vorbereiten und wo sie Verbesserungspunkte in diesem Bereich 
sehen.  
 
6.3.1 Bedeutung politischer Bildung  
Die Lehrpersonen wurden unter anderem dazu befragt, ob sie bereits Weiterbildungen zur politischen 
Bildung besucht haben. Wie den Grafiken in Abbildung 6.36 zu entnehmen ist, haben knapp die Hälfte 
aller befragten Lehrpersonen bereits einen oder mehrere solcher Kurse besucht. Gleichzeitig illustriert 
die rechte Grafik aber, dass durchaus Unterschiede bestehen, was den Schultyp betrifft. So ist der An-
teil unter den Lehrerinnen und Lehrer, die Berufsfachschülerinnen und -schüler im Rahmen des allge-
meinbildenden Unterrichts unterrichten, deutlich am höchsten. Demgegenüber geben von den Gymna-
siallehrern nur knapp ein Drittel an, bereits an einer solchen Weiterbildung teilgenommen zu haben. 
Eine mögliche Erklärung dieser Unterschiede könnte sein, dass der Besuch von Weiterbildungen stark 
mit dem politischen Interesse zusammenhängt. Es zeigt sich nämlich, dass der Anteil an Lehrpersonen, 
die bereits einen Kurs besucht haben, mit zunehmendem Interesse ansteigt. Setzt man diese Erkennt-
nisse in Relation zum politischen Interesse der Lehrkräfte verschiedener Schultypen, findet sich aller-
dings kein Zusammenhang, da sich Gymnasiallehrkräfte eher stärker politisch interessieren als ihre 
Kollegen an Berufsfachschulen. Die Befunde könnten aber auch damit zu erklären sein, dass sich ei-
nerseits die Angebote hinsichtlich Weiterbildungskursen, die den politischen Unterricht betreffen, 
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nicht besucht besucht 
rufsfachschulen vergleichsweise breiter ist, oder andererseits die Weiterbildung unterschiedlich gere-
gelt und finanziert ist. Eine Umfrage der EDK zeigt auf, dass ein Teil der Kantone eine gesetzlich 
geregelte Weiterbildungspflicht vorsieht und diese, wenn vorhanden, nur in wenigen Fällen gleichzei-
tig eine Mindestdauer festlegen.193 Allerdings lässt sich anhand dieser Darstellungen erkennen, dass 
die Weiterbildung für Lehrpersonen der Berufsbildung etwas stärker geregelt ist als für gymnasiale 
Lehrkräfte, was den in Abbildung 6.36 illustrierten Unterschied mindestens teilweise erklären könn-
ten. Aufgrund fehlender Informationen zum Umfang der Weiterbildungsangebote lässt sich erste The-
se nur schwer überprüfen. Angesichts der tendenziell genaueren Regelung im Bereich der beruflichen 
Grundbildung, ob und wie viele Weiterbildungen besucht werden müssen, liegt die Vermutung nahe, 
dass das Angebot entsprechend auch breitet sein müsste. 
 








Bemerkung: Häufigkeitsverteilung der Lehrpersonen nach Besuch mindestens einer Weiterbildung im Bereich 
der politischen Bildung insgesamt und nach Schultyp, in Prozent (N=222).  
 
Weiter wurden die Lehrpersonen aufgefordert zu drei Aussagen zur Bedeutung politischer Bildung 
Stellung zu nehmen. Einerseits sollten sie beurteilen, ob der politische Unterricht die Entwicklung der 
Lernenden im Hinblick auf deren Funktion als mündige und aktive Bürgerinnen und Bürger beein-
flusst sowie ob die bildungsverantwortlichen Behörden der politischen Bildung einen zu geringen 
Stellenwert einräumen. Die in Abbildung 6.37 dargestellten Häufigkeitsverteilungen ergeben, dass 
mehr oder weniger Konsens über den Beitrag des politischen Unterrichts zur Entwicklung der Schüle-
rinnen und Schüler zu politisch versierten Bürgerinnen und Bürgern herrscht. Demgegenüber erachten 
immerhin fast 30 Prozent der befragten Lehrkräfte den schulischen Kontext als unbedeutend, was die 
Herausbildung von politischen Einstellungen und Meinungen betrifft. Zusammenfassend wird die 
Schule fast durchwegs als ein Ort erachtet, wo junge Menschen Kenntnisse wie auch Fertigkeiten er-
																																								 																				
193 Siehe http://www.edk.ch/dyn/29229.php [Letzter Zugriff: 08.10.2016]. 
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stimme (eher) nicht zu weder noch stimme (eher) zu 
lernen, die für das künftige politische Engagement notwendig sind. Demgegenüber ist ein Drittel der 
Befragten der Meinung, dass sich die Schule hauptsächlich auf diese Aufgabe konzentrieren soll und 
weniger auf die Entwicklung politischer Positionen und Ideologien. Schliesslich sind die Ansichten 
darüber, ob die Bildungsverantwortlichen der politischen Bildung zu wenig Aufmerksamkeit schen-
ken, gespalten. Etwa die Hälfte der Lehrpersonen ist der Überzeugung, dass dieser Aspekt seitens der 
Behörden vernachlässigt wird, wohingegen die andere Hälfte entweder keine Meinung dazu hat oder 
die momentane Situation durchaus als zufriedenstellend empfindet, sprich diesbezüglich keinen Hand-
lungsbedarf sieht.   









Bemerkung: Zustimmung der Lehrpersonen zu verschiedenen Aussagen zur politischen Bildung, in Prozent 
(N=222).  
 
Darüber, welche Schwerpunkte im Rahmen des politischen Unterrichts inhaltlich gesetzt werden (soll-
ten), gibt die nächste Abbildung (6.38) Auskunft. Analog zum Fragebogen der IEA-Studie „Civic 
Education“194 wurden den Lehrpersonen vier als wichtig erachtete Ziele politischer Bildung vorgelegt, 
die sie dahingehend beurteilen mussten, ob sie an ihrer Schule bereits betont werden resp. betont wer-
den sollten. Die Ergebnisse weisen darauf hin, dass drei der Aspekte bereits mehrheitlich als wichtige 
Zielsetzungen des politischen Unterrichts berücksichtigt werden, nämlich die Vermittlung von Kennt-
nissen über soziale Belange, die Förderung unabhängigen und kritischen Denkens sowie die Entwick-
lung von Wertvorstellungen. Was hingegen den Lehrkräften zufolge wenig Beachtung findet, aber 
stärker betont werden sollte, ist die bewusste Vorbereitung der Lernenden auf eine aktive Teilnahme 
am politischen wie gesellschaftlichen Leben. Insbesondere letzte Erkenntnis widerspiegelt die Befun-
de der Lehrplananalyse, wo sich zeigt, dass das Kriterium „Erfahrungen im Bereich der politischen 
Teilhabe sammeln“ nur in etwas mehr als einem Viertel der untersuchten Lehrpläne bedacht wird, 
																																								 																				
194 Vgl. Kapitel 2.2. 
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Bemerkung: Angaben der Lehrpersonen zur Bedeutung verschiedener Schwerpunkt im Bereich der politischen 
Bildung an ihrer Schule, in Prozent (N=222). 
 
6.3.2 Vorbereitung und Durchführung des politischen Unterrichts  
Der nächste Abschnitt widmet sich der Vorbereitung und Durchführung des politischen Unterrichts. 
Einerseits wurden die Lehrpersonen gefragt, auf welche Quellen und Vorgaben sie für die Planung des 
Unterrichts zurückgreifen, und andererseits welche Themen sie dabei berücksichtigen. Abbildung 6.39 
präsentiert, als wie wichtig die Lehrkräfte verschiedene Informationsquellen und Richtlinien erachten. 
Es zeigt sich, dass insbesondere Materialen, die von Firmen, öffentlichen Institutionen oder privaten 
Stiftungen herausgegeben werden195, sowie die eigenen Vorstellung davon, was für die politische Bil-
dung relevant ist, für die Unterrichtsgestaltung von zentraler Bedeutung sind. Im Gegensatz zieht nur 
etwas mehr als die Hälfte die Lehrpläne als Grundlage für die Vorbereitung heran, obwohl diese ver-
bindlich festlegen, was an Inhalten in den Unterricht einfliessen sollte. Was die weiteren möglichen 
Informationsquellen betrifft, werden – mit Ausnahme von offiziellen Lehrmitteln196 –sowohl verschie-
dene Medienformen, selbst erstellte Materialien wie auch Originalquellen mehrheitlich in die Gestal-
tung des politischen Unterrichts einbezogen.  
																																								 																				
195 Der hohe Stellenwert, welcher dieser Quelle zugesprochen wird, lässt sich vor allem damit erklären, dass viele 
Lehrpersonen die von der Schweizerischen Bundeskanzlei herausgegebene Broschüre „Der Bund kurz erklärt“ in 
den Unterricht einbeziehen, die auf 84 Seiten einen Überblick über das Funktionieren der Politik, Verwaltung 
und Justiz in der Schweiz bietet (siehe dazu https://www.bk.admin.ch/dokumentation/02070/ in-
dex.html?lang=de [Letzter Zugriff: 08.10.2016]). 
196 Dies mag daran liegen, dass zwar viele Lehrmittel für den Geschichts- oder den allgemeinbildenden Unter-
richt Themen politischer Bildung behandelt, es aber für den Unterricht auf Sekundarstufe II kaum Lehrbücher 
gibt, welche sich ausschliesslich auf die Vermittlung politischer Bildungsinhalte konzentrieren.   
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Bemerkung: Bedeutung verschiedener Quellen zur Vorbereitung des politischen Unterrichts, in Prozent (N=222).  
 
Nebst der Frage nach den verwendeten Quellen wurden die Lehrpersonen auch nach den konkreten 
Inhalten befragt. Von den 20 aufgelisteten Themen beziehen die Befragten durchschnittlich 14 Aspek-
te in ihren Unterricht mit ein, wobei Lehrerinnen und Lehrer, die sich sehr stark für Politik interessie-
ren und engagieren und/oder bereits Weiterbildungen im Bereich politischer Bildung besucht haben, 
insgesamt mehr Themen berücksichtigen als weniger interessierte und engagierte Lehrpersonen, die 
keine zusätzlichen Kurse besucht haben197.  
 
6.3.3 Verbesserungswürdige Aspekte hinsichtlich der politischen Bildung 
Schliesslich konnten die Lehrpersonen aus einer Liste von insgesamt zehn möglichen Punkten ein bis 
drei Punkte auswählen, welche an ihrer Schule in der politischen Bildung verbessert werden müssen. 
Wie Abbildung 6.40 zu entnehmen ist, führt der Wunsch nach mehr Zeit für den politischen Unterricht 
die Liste der möglichen Verbesserungspunkte an, gefolgt von mehr Möglichkeiten für spezielle Pro-
jekte. Zwischen 20 und 30 Prozent der Lehrpersonen sind zudem der Meinung, dass es ein grösseres 
Angebot an Fortbildungen zu Unterrichtsmethoden wie inhaltlichen Aspekten, mehr Kooperation in-
nerhalb des Lehrerteams, aber auch mit externen Fachkräften geben sollte sowie eine Verbesserung 
der Qualität der Materialen zum politischen Unterricht. Am wenigsten Handlungsbedarf sehen die 
Lehrpersonen hingegen im Hinblick auf den Umfang zur Verfügung stehender Materialien sowie 
punkto Entscheidungsautonomie.  
 
																																								 																				
197 Vgl. Anhang 2, Abbildungen A.12 bis A.14. 
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Bemerkung: Mögliche Verbesserungspunkt im Bereich der politischen Bildung, in Prozent. 
 
6.3.4  Diskussion 
Zusammenfassend deuten die Ergebnisse der Lehrerbefragung darauf hin, dass die Lehrpersonen den 
politischen Unterricht durchaus als wichtig erachten. Im Vordergrund steht dabei vor allem die Vorbe-
reitung der Schülerinnen und Schüler auf deren aktive Beteiligung am sozialen und politischen Leben 
und weniger die Herausbildung von Meinungen und politischen Tugenden198. Weiter zeigt sich, dass 
vor allem Berufsschullehrerinnen und -lehrer von Fortbildungsangeboten zur politischen Bildung Ge-
brauch gemacht haben. Im Vergleich dazu ist der Anteil bei Gymnasiallehrkräften, die bereits eine 
Weiterbildung besucht haben, deutlich geringer – sei es aufgrund einer weniger breiten Angebotspalet-
te oder der Tatsache, dass die Weiterbildung für Mittelschullehrkräfte weniger stark geregelt ist resp. 
überprüft wird. Anders als zu erwarten spielen die Lehrpläne in der Unterrichtsvorbereitung bei fast 
der Hälfte der befragten Lehrpersonen eine untergeordnete Rolle. Dies kann insofern problematisch 
sein, als der Einbezug von für die politische Bildung relevanter Inhalte in den Lehrplänen erst dann 
eine Wirkung erzielen kann, wenn diese auch für den tatsächlichen Unterricht genutzt werden. Zusätz-
liche Analysen weisen gleichzeitig darauf hin, dass jene Lehrpersonen, welche die Lehrpläne für ihre 
Unterrichtsplanung heranziehen, vermehrt der Auffassung sind, dass die Bildungsverantwortlichen der 
politischen Bildung zu wenig Bedeutung beimessen. Zusammengenommen sprechen diese Erkenntnis-
se  dafür, dass die Lehrpläne keinen sehr starken Rückhalt bei den Lehrpersonen geniessen. Auf die 
Frage, woran dies primär liegt, kann im Rahmen dieser Studie mangels entsprechender Informationen 
allerdings keine Antwort gegeben werden. Gerade im Hinblick auf Bestrebungen der stärkeren Ein-
bindung politischer Bildung im schulischen Kontext, wäre es sinnvoll, dieser Frage weiter nachzuge-
hen. Dass Handlungsbedarf besteht, lässt sich den weiteren Befunden entnehmen. So ist etwa die Hälf-
																																								 																				
198 Vgl. Anhang 2, Abbildung A.15. 
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te der befragten Lehrpersonen der Ansicht, die zuständigen Behörden würden dem politischen Unter-
richt zu wenig Beachtung schenken. Weiter zeigt sich in Abbildung 6.38, dass zwar drei der vier sei-
tens der Literatur als wichtig erachtete Aspekte an den Schulen mehrheitlich Beachtung finden. Trotz-
dem wünscht zwischen 15 und 20 Prozent der Lehrkräfte, dass diese Bereiche an ihrer Schule stärker 
betont werden. Schliesslich weisen die Ergebnisse darauf hin, dass über die Hälfte der Lehrpersonen 
gerne mehr Zeit und Handlungsspielraum für den politischen Unterricht im Allgemeinen und für spe-
zifische Projekte im Besonderen zur Verfügung hätte. Auch was die Fortbildungsmöglichkeiten, die 
Zusammenarbeit innerhalb der Schule wie auch mit externen Experten und die Qualität der Lehrmittel 
anbelangt, besteht durchaus Verbesserungspotential. Angesichts der zentralen Bedeutung der Lehrper-
sonen in Bezug auf die Gestaltung und die Inhalte des (politischen) Unterrichts, wäre es wichtig, die 
Wünsche und Ansichten der Lehrpersonen einzubeziehen. Vor allem wenn es darum gehen soll, der 
politischen Bildung ein stärkeres Gewicht im Rahmen der schulischen Ausbildung einzuräumen, denn 
Vorgaben in Lehrplänen oder von offizieller Seite allein garantieren deren Umsetzung in den tatsächli-


















7 Mehrebenenanalysen: Untersuchung des politischen Partizipations-
verhaltens junger Erwachsener  
Die ersten deskriptiven Analysen weisen darauf hin, dass sich junge Erwachsene durchaus am politi-
schen Leben beteiligen. So gibt beispielsweise fast zwei Drittel der stimmberechtigten Schülerinnen 
und Schüler an, bereits an einer Abstimmung teilgenommen zu haben. Auch andere Arten politischer 
Partizipation sind den jungen Erwachsenen nicht fremd, wenn auch die Beteiligung an Formen aus-
serhalb des klassischen konventionellen Partizipationsspektrums insgesamt um einiges geringer aus-
fällt – eine Erkenntnis, die aber nicht nur für junge Schweizerinnen und Schweizer, sondern für die 
gesamte Bevölkerung zutrifft (vgl. Selects 2011). Es stellt sich nun die Frage, welche Mechanismen 
das Partizipationsverhalten erklären können, sprich welche Faktoren ausschlaggebend sind, ob und 
wie sich eine junge Person politisch engagiert. Einerseits fragt sich, welche Voraussetzungen die Be-
reitschaft zur politischen Partizipation insgesamt fördern, und andererseits, ob dieselben Faktoren für 
alle Partizipationsformen im gleichen Masse eine Rolle spielen oder ob hier frappierende Unterschiede 
bestehen. Wie bereits mehrfach ausgeführt, mangelt es in der Partizipationsforschung an Studien, wel-
che zum einen verschiedene mögliche Einflussgrössen in die Untersuchung einbeziehen, warum ge-
wisse Personen politisch aktiv sind und andere nicht, insbesondere im Hinblick auf die jüngeren Ko-
horten. Zum anderen beschränken sich diejenigen Studien, welche versuchen, möglichst viele Fakto-
ren zu berücksichtigen (vgl. Bühlmann/Freitag 2006; Verba et al. 1995), meist auf eine oder wenige 
Formen politischer Teilhabe. Entsprechend lässt sich nur annähernd aus der bisherigen Forschung 
ableiten, wie die hier berücksichtigten Ressourcenbündel im Hinblick auf die politische Beteiligung 
zusammenspielen resp. interagieren. In Kapitel 3 wurden die herangezogenen theoretischen Ansätze 
zu den unterschiedlichen Ressourcen vorgestellt und grundlegende Thesen199 formuliert, wobei Res-
sourcen resp. Einflussgrössen auf drei Ebenen mit einbezogen wurden. Wie bisherige Studien zeigten 
(u.a. Claibourn/Martin 2000; Newton 2001; Quintelier 2010; Verba et al. 1995, 2001), kann davon 
ausgegangen werden, dass auf individueller Ebene zur Verfügung stehende „Mittel“, das soziale Um-
feld und damit der sozioökomische wie –demografische Hintergrund die Verhaltensweisen von Perso-
nen, hier jungen Erwachsenen, ganz zentral beeinflussen. Der so genannten Sozialisationstheorie zu-
folge prägen vor allem die sozialen Strukturen und primären Bezugspersonen eines Individuums des-
sen Entwicklung von Persönlichkeit, Präferenzen und Wertvorstellungen, wobei hier das Umfeld wäh-
rend der Kindheit und Adoleszenz von zentraler Bedeutung sind (Jennings/Niemi 1968; Merelman 
1972; Renshon 1977; Torney 1971). Folglich wurden diese Faktoren basierend auf dem Ressourcen-
ansatz von Verba et al. (1995, 2001) in Gruppen – oder Bündeln – zusammengefasst, um deren tat-
sächliche Wirkung auf das Partizipationsverhalten zu untersuchen. Ergänzt wurden diese individuellen 
Ressourcen um Einflussgrössen auf zwei weiteren Ebenen, die Ebene der Klassen und der Kantone, 
wobei erstere im Vordergrund steht, zweitere eher einen kontrollierenden Charakter einnimmt. Auf 
Klassenebene werden zwei Aspekte einbezogen, die Bedeutung, welche die politische Bildung gemäss 
																																								 																				
199 Wie bereits erwähnt handelt es sich hierbei mehr um richtungsweisende Annahmen, wobei grundsätzlich 
davon ausgegangen wird, dass wer über mehr Ressourcen verfügt – seien dies auf individueller Ebene oder im 
Sinne der politischen Bildung – auch wahrscheinlicher politisch aktiv wird. 
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den Lehrplänen auf Sekundarstufe II einnimmt, sowie die Lehrpersonen, genauer deren soziodemogra-
fischer Hintergrund, Ausbildung und politisches Engagement sowie der Stellenwert, welchen sie dem 
politischen Unterricht zuschreiben. Demgegenüber kontrollieren die Indikatoren auf der nächsthöheren 
Ebene, den Kantonen, den möglichen Einfluss politisch-institutioneller Voraussetzungen in den ein-
zelnen Kantonen auf das Partizipationsverhalten der jungen Bürgerinnen und Bürger. Im folgenden 
Kapitel werden nun die Ergebnisse der Analysen dargestellt, welche die Wirkung dieser Einflussgrös-
sen auf drei Ebenen auf die sechs berücksichtigten Partizipationsformen testen. Ziel ist es, ein mög-
lichst umfassendes Bild über die Mechanismen hinter dem partizipativen Verhalten junger Schweize-
rinnen und Schweizer präsentieren zu können, sowohl was individuelle Voraussetzungen als auch die 
Rolle der politischen Bildung im Rahmen des schulischen Unterrichts betrifft. Wie in Kapitel 5.2 aus-
geführt, werden dazu Mehrebenenmodelle berücksichtigt, in welche schrittweise die erklärenden Vari-
ablen der drei Ebenen mit einbezogen werden. Für die Überprüfung der Einflusskraft der einzelnen 
Ressourcen oder Indikatoren werden zum einen die Regressionskoeffizienten analysiert, die angeben, 
wie stark und in welche Richtung sie die jeweilige Form politischer Partizipation beeinflussen und ob 
dieser Effekt statistisch signifikant ist. Zum anderen werden die einzelnen Modelle mittels so genann-
tem deviance information criterion, kurz DIC hinsichtlich ihrer Erklärungskraft verglichen. Das auf 
gut Deutsch als Abweichungsinformationskriterium zu bezeichnende DIC setzt sich aus zwei Kompo-
nenten zusammen, der so genannten goodness of fit, also der Güte der Schätzung, sowie einer Korrek-
tur für die wachsende Modellkomplexität via der Anzahl einbezogener Parameter (Zhu/Carlin 2000: 
2265f.). Allerdings weisen Gelman und Hill (2007: 525f.) darauf hin, dass dieses Mass eher als insta-
bil zu betrachten ist. Zwar nimmt der Wert des Kriteriums mit steigender Modellkomplexität ab, was 
für einen besseren „Modell-Fit“ spricht, wird aber gleichzeitig ebenfalls durch die effektive Anzahl 
Parameter beeinflusst. Das heisst, eine grössere Anzahl an Indikatoren lässt den Wert wiederum an-
steigen. Mangels besserer Vergleichsmasse wird das Kriterium im Folgenden verwendet, um die 
„Fits“ der verschiedenen Modelle miteinander zu vergleichen.  
Wie im Kapitel zur Operationalisierung ausgeführt, wurde für alle kategorialen Variablen jeweils eine 
Kategorie für die Missings ergänzt, welche sich teilweise auch als signifikant erweisen. Diese Effekte 
werden aber mit einigen Ausnahmen nicht weiter diskutiert, da die fehlenden Werte vielfach darauf 
zurückzuführen sind, dass die Umfrage von einigen Schülerinnen und Schülern nicht sehr ernst ge-
nommen wurde, vielleicht auch deshalb, weil sie mit dem Thema Politik nicht sehr viel anfangen kön-
nen und aufgrund dieses Mangels an Interesse so oder so eine geringe Partizipationsbereitschaft zei-
gen. Andererseits können die signifikanten Effekte auch mit den oftmals geringen N-Zahlen der Mis-
sing-Kategorien erklärt werden, diese Zusammenhänge aufgrund der geringen Beobachtungen ent-
sprechend mit Vorsicht zu geniessen resp. vergleichsweise weniger verlässlich sind.  
Im ersten Unterkapitel (7.1) richtet sich der Fokus auf den Einfluss der individuellen Ressourcen, wo-
bei die einzelnen Bündel zuerst separat, anschliessend in einem Gesamtmodell200 zusammen auf ihre 
																																								 																				
200 Für die Gesamtmodelle werden jene Variablen berücksichtigt, welche sich in den separaten Ressourcenmo-
dellen auf dem 5%-Niveau als statisch signifikant erwiesen haben.  
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Wirkung untersucht werden. Nebst den Effekten der einzelnen Variablen sollen hier so genannte Inter-
aktionseffekte getestet werden, um zu überprüfen, ob sich einzelne Faktoren erst im Zusammenspiel 
mit weiteren Ressourcen signifikant auf die Beteiligung an der jeweiligen politischen Aktivität aus-
wirken. Der erste Abschnitt des zweiten Unterkapitels (7.2.1) setzt sich mit dem Einfluss der politi-
schen Bildung, wie sie gemäss Lehrplänen und Lehrpersonen in den untersuchten Klassen unterrichtet 
wird, auseinander. Hier wird überprüft, ob und in welcher Art und Weise formelle und inhaltliche 
Dimensionen politischer Bildung das Partizipationsverhalten junger Erwachsener beeinflussen. In 
einem ersten Schritt werden die einzelnen Komponenten politischer Bildung separat auf ihre Wirkung 
getestet und das Modell dann – in einem zweiten Schritt – um weitere Kontextfaktoren zu den kanto-
nalen politischen Systemen, Institutionen und dem kulturell-historischen Hintergrund erweitert. Der 
letzte Teil dieses Kapitels (7.2.2) überprüft schliesslich, ob die Lehrpersonen in ihrer vermittelnden 
Funktion die Partizipationsbereitschaft der Schülerinnen und Schüler ebenfalls beeinflussen. Daran 
anschliessend werden im Kapitel 7.3 alle Effektgrössen, welche sich in den vorhergehenden Analysen 
als relevant herausgestellt haben, zusammen in den sechs partizipationsformenspezifischen finalen 
Modellen auf ihren Einfluss überprüft und die Ergebnisse diskutiert. Zur weiteren Überprüfung allfäl-
liger Interaktionseffekte zwischen den individuellen Voraussetzungen und den inhaltlichen Dimensio-
nen politischer Bildung wurden zusätzlich Crosslevel-Interaktions-Analysen durchgeführt, welche in 
Kapitel 7.4 präsentiert und besprochen werden. Abschliessend folgt eine kurze Erörterung der Varianz 
zwischen den untersuchten Klassen im Hinblick auf die Partizipationsniveaus (7.5) sowie eine Zu-
sammenfassung der Befunde (7.6).  
 
7.1  Der Einfluss individueller Ressourcen auf die politische Beteiligung 
Im ersten Kapitel wird der Einfluss der einzelnen Ressourcenbündel im Hinblick auf die politische 
Partizipation junger Erwachsener präsentiert, in der Reihenfolge wie sie auch im Kapitel zu den zu-
grundeliegenden theoretischen Ansätzen vorgestellt wurden. Ziel dieser Analysen ist einerseits die 
Überprüfung, ob die verschiedenen einbezogenen Ressourcen das politische Partizipationsverhalten 
der jungen Schweizerinnen und Schweizer überhaupt beeinflussen, und andererseits welche Partizipa-
tionsformen durch die einzelnen Ressourcen besonders gut oder schlecht erklärt werden. Abschlies-
send werden alle Variablen zusammen in je zwei Modellen pro Beteiligungsform getestet, wobei das 
erste Modell nur jene Variablen berücksichtigt, welche sich in den einzelnen Regressionen  als signifi-
kant erwiesen haben, wohingegen das zweite Modell alle berücksichtigten Ressourcenformen einbe-
zieht. Gleichzeitig soll auch überprüft werden, inwiefern sich die Effekte je nach Klasse resp. Kanton 
unterscheiden, genauer ob eine Varianz zwischen den Klassen und Kantonen festgestellt werden kann, 
was die Beteiligung an den sechs politischen Aktivitätsarten betrifft. Als erstes werden im Folgenden 
die Modelle zum sozioökonomischen Status präsentiert, gefolgt von den weiteren Ressourcenbündeln 
Humankapital, Sozial- und politisches Kapital, politisches Engagement, Rekrutierung bzw. politisches 
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Umfeld sowie den Wertvorstellungen und dem soziodemografischen Hintergrund201, bevor die Ge-
samtmodelle der Einflussfaktoren auf der Individualebene besprochen werden. 
 
7.1.1 Sozioökonomischer Status  
Das erste Ressourcenbündel umfasst Indikatoren zum sozioökonomischen Status, der sich klassi-
scherweise aus drei Komponenten zusammensetzt, dem Bildungsgrad – üblicherweise gemessen über 
die höchste abgeschlossene Ausbildung –, der beruflichen Position, über die eine Person verfügt202 
sowie die finanzielle Situation. Wie bereits in Kapitel 3.1.2 dargelegt, kann erwartet werden, dass sich 
die befragten Schülerinnen und Schüler hierbei kaum wesentlich unterscheiden. Alle befinden sich 
noch in der Ausbildung, verfügen also lediglich über einen Oberstufenabschluss, nehmen entweder 
keine berufliche Position oder diejenige eines Lehrlings ein und verfügen vermutlich über keine gros-
sen finanziellen Mittel203. Entsprechend wird für die Eruierung des sozioökonomischen Hintergrunds 
das Elternhaus, genauer der Bildungsgrad von Mutter und Vater, die Beschäftigungssituation der bei-
den Elternteile sowie die finanzielle Situation während der Kindheit204, einbezogen. Für die Analyse 
der Effekte des sozioökonomischen Umfelds, in welchem die jungen Erwachsenen herangewachsen 
sind, wurde einmal ein Modell mit separaten Indikatoren für die drei berücksichtigten Komponenten – 
Bildungsgrad sowie Beschäftigungssituation des Vaters resp. der Mutter sowie finanzielle Situation – 
gerechnet sowie ein Modell, in welchem die Bestandteile des sozioökonomischen Status in einer Vari-
able zusammengefasst sind (vgl. Kapitel 4.1.5 bezüglich Operationalisierung).205 Im Hinblick auf die 
Erklärungskraft der beiden Modelle kann anhand des deviance information criterion DIC festgestellt 
werden, ob sich diese je nach Partizipationsform von kaum bis merklich voneinander unterscheiden. 
Es lohnt sich also der Blick auf die Ergebnisse nach Beteiligungsart, beginnend mit jener Form, wel-
																																								 																				
201 Ein Teil der Variablen aus dem Bündel zum soziodemografischen Hintergrund wird in allen Modellen als 
Kontrollvariablen einbezogen. Dabei handelt es sich primär um das Geschlecht, den Migrationshintergrund und 
– je nach Partizipationsform – um eine Variable zum Alter (in den Modellen zur konventionellen politischen 
Beteiligung werden nur die politisch mündigen, sprich die bereits 18-jährigen Schülerinnen und Schüler mit 
Schweizer Pass berücksichtigt, daher wird nicht die für die anderen Modelle verwendete Variable „Alterskatego-
rien“, sondern ein Dummy dafür, ob die Person 20 Jahre oder älter ist, in die Berechnungen aufgenommen. Dies 
aufgrund der in der Literatur mehrfach beschriebenen Beobachtung, dass junge Erwachsene bei Erreichung der 
politischen Mündigkeit ihre Pflichten als Bürgerinnen und Bürger im Sinne der Beteiligung an Wahlen und Ab-
stimmungen stärker wahrnehmen, als in den darauffolgenden Jahren, wobei die Beteiligung dann ca. ab dem 30. 
Lebensjahr stetig ansteigt und erst im hohen Alter wieder sinkt (vgl. u.a. Bhatti/Hansen 2012; Highton/ Wolfin-
ger 2001). Da diesem Bündel von (eher indirekten) Ressourcen noch einige weitere zugeordnet werden können, 
wurde trotzdem noch je ein Modell pro Partizipationsform gerechnet. 
202 Dabei wird insbesondere unterschieden, ob eine Person als Angestellte ohne leitende Funktion arbeitet oder 
eine mittlere oder hohe Führungsposition einnimmt. 
203 Lehrlinge verdienen zwar bereits, aber diese Löhne sind meist so gering, dass die Auszubildenden weiterhin 
auf die Unterstützung, meist durch die Eltern, angewiesen sind. 
204 Angaben zur beruflichen Position, welche die Eltern bekleiden, fehlen. Hingegen existieren Informationen zur 
Arbeitssituation, welche als Annäherung an den eigentlichen Indikator berücksichtigt wurden. Hierbei wurde 
primär unterschieden, ob der Vater resp. die Mutter Voll- oder Teilzeit arbeiten oder sich in einer anderen Be-
schäftigungssituation befinden, bspw. arbeitslos, in Ausbildung oder pensioniert sind. 
205 Letztere Ergebnisse sind in Tabelle 7.1  dargestellt, die Ergebnisse zu ersteren Modellen finden sich im An-
hang (Anhang 3, Tabelle A.3). 
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che klassischerweise mit politischer Partizipation in Verbindung gebracht wird, der so genannten kon-
ventionellen Partizipation, zusammengesetzt aus der Wahl- und der Abstimmungsbeteiligung.  
 
Konventionelle Partizipation 
Ein Blick auf die Ergebnisse hinsichtlich der Wirkung des sozioökonomischen Status (SES) auf die 
Beteiligung an Wahlen oder Abstimmungen zeigt, dass die einzelnen Erklärungsgrössen das Partizipa-
tionsverhalten kaum beeinflussen. Lediglich der hohe Bildungsgrad sowohl der Mutter wie auch des 
Vaters wirken sich positiv aus, wenn auch in sehr geringem Masse. Alle weiteren Indikatoren zum 
sozioökonomischen Hintergrund erweisen sich hingegen als nicht signifikant. Im Vergleich dazu fällt 
das Ergebnis für das zweite Modell überraschend klar aus. Sowohl ein mittlerer wie auch ein hoher 
sozioökonomischer Status der Eltern beeinflussen die Beteiligung an konventionellen Formen der 
Partizipation positiv, wobei beide Koeffizienten signifikant sind, letzterer sogar auf einem Niveau von 
0.1 Prozent. Ausbildung und die finanzielle Situation im Elternhaus spielen demgemäss durchaus eine 
Rolle, wie das in vielen Partizipationstheorien vermutet wird. Es fragt sich allerdings, ob diese Effekte 
auch unter Hinzunahme weiterer möglicher Einflussgrössen bestehen bleiben. Nebst dem sozioöko-
nomischen Status erweisen sich auch die Kontrollvariablen als statistisch von Bedeutung. Wo sich 
über 19 Jährige klar stärker an Wahlen und Abstimmungen beteiligen als die 18- und 19-jährigen 
Schülerinnen und Schüler, fällt die Beziehung zwischen Migrationshintergrund und Partizipation ne-
gativ aus. Da in diese Analyse der Zusammenhänge zwischen Ressourcen und konventioneller Betei-
ligung nur jene Schülerinnen und Schüler einbezogen wurden, die politisch mündig, sprich über 18 
Jahre alt und in Besitz eines Schweizer Passes sind, weist dieses Ergebnis darauf hin, dass die Her-
kunft durchaus auch nach Einbürgerung eine Rolle spielt und junge Erwachsene, deren Eltern aus dem 
Ausland stammen, sich leicht weniger in Form von Abstimmungen und Wahlen am politischen Leben 
beteiligen als jene, welche keinen Migrationshintergrund aufweisen. Dies entspricht den Erwartungen 
gemäss Partizipationsliteratur, wo grösstenteils von einem negativen Effekt eines Migrationshinter-
grunds auf die politische Beteiligung ausgegangen wird, einerseits aufgrund des durchschnittlich tiefe-
ren Ausmasses an Ressourcen, andererseits infolge weniger starker Verbundenheit und Vertrautheit 
mit dem politischen System (vgl. u.a. Fieldhouse et al. 2007; Wagner et al. 2012). Demgegenüber 
bestätigt die signifikant positive Wirkung des „Alters-Dummys“ die Ergebnisse aus Studien wie den-
jenigen von  Bhatti und Hansen (2012) oder Highton und Wolfinger (2001), die darauf hinwiesen, dass 
die jüngste wahlberechtigte Kohorte – die 18 bis 20 Jährigen – sich eher stärker konventionell beteili-
gen als die nächst ältere Kohorte der 20- bis 25-jährigen jungen Erwachsenen, nicht. Schliesslich be-
steht kein Zusammenhang zwischen dem Geschlecht und konventioneller Beteiligung, was darauf 
verweist, dass der noch im geringen Masse vorhandenen Genderbias in der Gesamtbevölkerung, ins-
besondere was die Wahlbeteiligung betrifft, unter der jüngsten Kohorte nicht mehr sichtbar ist, sprich 





Im Gegensatz zu ersterer untersuchter Partizipationsform erweisen sich die einzelnen Indikatoren des 
sozioökonomischen Status der Eltern als mehrheitlich signifikant. So beteiligen sich Jugendliche, de-
ren Eltern über eine höhere Bildung verfügen, durchschnittlich wahrscheinlicher an unter dem Begriff 
„institutionell-konventionell“ zusammengefassten Partizipationsformen wie der Unterzeichnung von 
Initiativen oder Referenden, dem Sammeln von Unterschriften oder Spenden an politische Organisati-
onen oder Kampagnen als Kinder von Müttern und Vätern mit einem tiefen Bildungsgrad. Ein stark 
positiver Effekt zeigt sich auch für die Kategorie „andere Beschäftigungssituation“ der Mutter, sprich 
junge Erwachsene, deren Mutter keiner geregelten Arbeit nachgeht, engagieren sich mit grösserer 
Wahrscheinlichkeit institutionell-konventionell, als jene, deren Mütter Vollzeit erwerbstätig sind. Al-
lerdings handelt es sich hierbei um lediglich 31 Fälle, sprich der Zusammenhang ist aufgrund der klei-
nen Fallzahl mit Vorsicht zu interpretieren. Auch die finanzielle Situation während der Kindheit wirkt 
sich signifikant auf die Beteiligungswahrscheinlichkeit aus, allerdings mit negativem Vorzeichen. Im 
Vergleich zu Jugendlichen, die in bescheidenen finanziellen Verhältnissen aufwuchsen, beteiligen sich 
junge Erwachsene aus finanziell besser gestellten Elternhäusern zunehmend weniger wahrscheinlich 
an dieser Form politischer Beteiligung. Diese Ergebnisse deuten an, dass für die Beteiligung an so 
genannt institutionell-konventionellen Aktivitäten finanzielle Ressourcen nicht förderlich, sondern im 
Gegenteil eher leicht hinderlich sind, diese Beteiligungsform also gerade von Jugendlichen aus be-
scheideneren Verhältnissen vergleichsweise wahrscheinlicher ausgeübt werden. Was die Kontrollvari-
ablen betrifft, zeigt sich ein ähnliches Bild wie in Bezug auf die Wahl- und Abstimmungsbeteiligung. 
Auch hier steigt die Partizipationswahrscheinlichkeit mit zunehmendem Alter, wohingegen Personen 
mit Migrationshintergrund vergleichsweise weniger häufig politisch auf diese Art und Weise aktiv 
sind. Diese Zusammenhänge widerspiegeln sich auch im Modell, in welchem die Komponenten des 
sozioökonomischen Hintergrunds zusammengefasst sind. Angesichts der Signifikanz der einzelnen 
SES-Bestandteile erstaunt es nicht, dass die SES-Indikatoren sich ebenfalls als positiv und signifikant 
erweist. Insbesondere Schülerinnen und Schüler, deren Eltern über einen hohen SES verfügen, beteili-
gen sich wahrscheinlicher als ihre Altersgenossen aus sozioökonomisch weniger gut gestellten Eltern-
häusern. Dieser positive Zusammenhang deutet darauf hin, dass der Bildungsgrad der Eltern stärker 
ins Gewicht schlägt als die finanzielle Situation. Final lässt sich auch hier keine Beziehung zwischen 
dem Geschlecht und dem politischen Verhalten feststellen, sprich weder männliche noch weibliche 
Jugendliche beteiligen sich vergleichsweise häufiger an institutionell-politischen Beteiligungsformen. 
 
Unkonventionelle Partizipation 
Die dritte Partizipationsform, die im Hinblick auf mögliche Effekte des sozioökonomischen Hinter-
grunds in Augenschein genommen wird, umfasst Beteiligungsformen, die in der Partizipationsliteratur 
klassischerweise als unkonventionelle oder „Grass-roots“-Aktivitäten bezeichnet werden: Beteiligung 
an Demonstrationen, Tragen politischer Botschaften oder der Besuch politischer Veranstaltungen. Wie 
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bezüglich der institutionell-konventionellen Beteiligungsformen erweist sich ein hoher Bildungsgrad 
des Vaters wie auch der Mutter als förderlich, wobei der Effekt für die Mutter stärker und signifikanter 
ausfällt als für den Vater, was andeutet, dass die Mutter für diese Form politischer Beteiligung eine 
etwas stärkere Rolle spielt als der Vater. Wiederum ist die Kategorie „andere Beschäftigungsart“ der 
Mutter signifikant, wenn auch nur auf dem 5-Prozent-Niveau. Ebenfalls wie für institutionell-
konventionelle Aktivitäten sinkt die Wahrscheinlichkeit der Beteiligung mit zunehmend besseren fi-
nanziellen Verhältnissen, wobei die Zusammenhänge im Modell zur unkonventionellen Beteiligung 
stärker ausfallen als im Modell zur institutionell-konventionellen Partizipation. Es scheint, dass auch 
hier Jugendliche aus finanziell sehr bescheidenen Verhältnissen diese Form der Partizipation eher 
auswählen, um ihre Anliegen einzubringen, oder anders formuliert, dass die Ressource Geld weder für 
institutionell-konventionelle noch unkonventionelle politische Aktivitäten eine Voraussetzung dar-
stellt. Ein Blick auf das zweite Modell, in welchem die sozioökonomischen Faktoren in einem Prädik-
tor zusammengefasst sind, zeigt, dass dieser signifikant bleibt. Insbesondere die Kategorie „hoher 
SES“ erhöht die Wahrscheinlichkeit der Beteiligung klar. Auch hier scheint der positive Einfluss des 
Ausbildungsgrades der Eltern den negativen Effekt der finanziellen Situation zu absorbieren. Anders 
als im Hinblick auf die vorhergehenden beiden Partizipationsformen scheint hier allerdings das Alter 
keine so zentrale Rolle zu spielen. Zwar ist die Wahrscheinlichkeit der Beteiligung bei über 19-
Jährigen signifikant höher als für politisch noch nicht mündige Schülerinnen und Schüler, allerdings 
ist der Effekt nicht sehr stark. Ähnlich erweist sich auch die Tatsache, ob jemand einen Migrationshin-
tergrund hat oder nicht, als irrelevant. Da sowohl das Alter wie auch die Staatsangehörigkeit für diese 
Form des politischen Engagements keine Voraussetzung bilden, überraschen diese Ergebnisse weni-
ger. Gerade was letzteren Prädiktor betrifft, hätte sich allerdings auch vermuten lassen, dass dieser 
einen positiven Effekt auf die Partizipation haben könnte. Da Personen, die selber – oder deren Eltern 
– nicht in der Schweiz geboren sind und/oder keinen Schweizer Pass besitzen, nur jene Formen der 
Partizipation zur Verfügung stehen, welche unabhängig von Nationalität und Alter ausgeübt werden 
können, hätte vermutet werden können, dass diese eher auf jene Formen der Beteiligung zurückgrei-
fen, um sich politisches Gehör zu verschaffen. Dies scheint hier nicht der Fall zu sein.   
 
Politikernahe Partizipation 
Die nächste Partizipationsform integriert solche Aktivitäten, bei denen eine gewisse Nähe zu Amtsper-
sonen oder Politikern angenommen werden kann wie die Teilnahme an Gemeindeversammlungen, die 
direkte Kontaktierung von Politikern und Politikerinnen sowie der Besuch einer von politischen Ju-
gendorganisationen durchgeführten Veranstaltung wie etwa einer Jugendsession. Obwohl das DIC der 
SES-Modelle dieser Partizipationsform ähnlich oder gar geringer ausfällt als für die weiteren Beteili-
gungsarten, was für einen vergleichsweise guten „Fit“ des Modells spricht, zeigt ein Blick auf die bei-
den Modelle, dass der sozioökonomische Status der Eltern die Beteiligungswahrscheinlichkeit der 
Schülerinnen und Schüler kaum beeinflusst. Es besteht lediglich ein geringer positiver Zusammenhang 
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zwischen einem hohen SES und der politikernahen Partizipation, wenn auch nur auf dem 5-Prozent-
Signifikanz-Level. Demgegenüber zeigt sich ein signifikant negativer Effekt des Geschlechts, also die 
Wahrscheinlichkeit, dass Schülerinnen diese Form politischer Aktivität nutzen, ist leicht geringer als 
für ihre männlichen Mitschüler. Dies könnte damit zusammenhängen, dass wie dies in der Literatur 
mehrfach besprochen wurde, Frauen sich in politischen Angelegenheiten weniger zutrauen und daher 
den direkten Kontakt zum „Politischen“ eher meiden, sich dafür sozial und humanitär stärker engagie-
ren (vgl. u.a. Masters/de Waal 1989; Norris et al. 2004). Alter und Migrationshintergrund bleiben auch 
hier ohne signifikante Wirkung. 
 
Politischer Konsum  
Beim politischen Konsum handelt es sich um eine in der Politikwissenschaft noch wenig untersuchte 
Form der politischen Beteiligung. Gemäss Stolle und Hooghe (2005) liegt im Hinblick auf den poli-
tisch motivierten Konsum in Form eines Boykotts – also dem bewusstem „Nicht-Erwerb“ oder der 
„Nicht-Nutzung“ – oder Buykotts – dem bewusstem Kauf oder Gebrauch – die Vermutung nahe, dass 
diese Form stärker von wohlsituierteren Bürgerinnen und Bürgern ausgeübt wird. Dies betrifft insbe-
sondere zweitere Ausprägung, den so genannten Buykott, da sie sich diese Fair-Traid- oder ähnliche 
Produkte eher leisten könnten als weniger vermögende Leute (ebd.: 252). Es liesse sich also vermuten, 
dass der sozioökonomische Hintergrund für diese Form der Partizipation von Bedeutung sein sollte. 
Ein Blick auf die beiden Modelle zeigt, dass der Bildungsgrad der Eltern zwar eine durchaus wichtige 
Rolle spielt, vor allem derjenige der Mutter, was sich auch im signifikanten Effekt der zusammenge-
fassten SES-Variable widerspiegelt. Demgegenüber scheint die finanzielle Situation im Elternhaus der 
jungen Erwachsenen unbedeutend zu sein, was den politischen Konsum betrifft. Zwar bestätigen die 
Ergebnisse den von Stolle und Hooghe in ihrer Studie zum politischen Konsum unter Jugendlichen in 
Belgien, Kanada und Schweden gefunden negativen Zusammenhang zwischen der finanziellen Situa-
tion der Eltern und der Ausübung von Boy- und Buykotts, allerdings sind die Effekte hier nicht signi-
fikant. Zugleich weisen die Resultate darauf hin, dass sich junge Frauen eindeutig stärker mittels die-
ser Beteiligungsform politisch engagieren. Einen ähnlichen Zusammenhang finden auch Stolle und 
Hooghe, den sich damit erklären, dass sich Frauen eher um den Einkauf kümmern und sich daher ver-
stärkt um die Art und Herstellung der Produkte Gedanken machen würden. Eine andere Erklärung 
wäre, dass Frauen sich tendenziell eher für ethische, soziale und Umweltthemen interessieren und 
daher diese Form der Partizipation verstärkt ausüben, da diese mit eben diesen Themen stark in Ver-
bindung stehen (vgl. Norris et al. 2004). Das Alter scheint auch hier keine Rolle zu spielen, wohinge-
gen Jugendliche ohne Migrationshintergrund mit grösserer Wahrscheinlichkeit politisch konsumieren 






Bei der letzten Form politischer Aktivität, die in die Untersuchung miteinbezogen wird, handelt es sich 
ebenfalls um eine vergleichsweise wenig untersuchte, da neuere Art der politischen Artikulierung, 
nämlich jene Formen, die mittels Internet ausgeübt werden. Dazu zählen nebst politischen Diskussio-
nen in Foren und Chats sowie die Weiterleitung von Nachrichten mit politischem Inhalt, das Verfassen 
von Artikeln beispielsweise für Blogs oder ähnliche Formen von Online-Kommentaren sowie der Bei-
tritt zu politisch motivierten Gruppen sozialer Netzwerke (Facebook etc.). Da junge Erwachsene einer 
Generation angehören, welche mit diesen technologischen Formen der Kommunikation und Informa-
tion aufgewachsen ist, ist anzunehmen, dass sie diese mit erhöhter Wahrscheinlichkeit nutzen, einer-
seits aufgrund der einfachen und vertrauten Handhabung, andererseits durch die häufige Nutzung des 
Internets. Da anders als noch vor einigen Jahren in der Schweiz fast alle Haushaltungen über einen 
Internetzugang und fast alle Jugendlichen über entsprechendes Equipment wie Laptops oder Smart-
phones verfügen, liegt die Vermutung nahe, dass der sozioökonomische Status der Eltern hierbei kaum 
mehr eine Rolle spielt, insbesondere die finanziellen Verhältnisse. Die Ergebnisse widerlegen diese 
Vermutung. Je besser die finanzielle Situation während der Kindheit war, desto geringer die Wahr-
scheinlichkeit, sich online politisch zu engagieren. Gleichzeitig wirkt sich ein hoher Bildungsgrad der 
Eltern wiederum signifikant und positiv auf die Partizipationswahrscheinlichkeit aus. Wie schon im 
Falle der unkonventionellen Beteiligung und des politischen Konsums ist der Effekt für die Mutter 
stärker als für den Vater. Dies deutet darauf hin, dass die Bedingungen der primären Bezugsperson, 
welche meist die Mutter ist, eine besonders starke Rolle spielt, auch was die politische Beteiligung 
betrifft. Zusammenfassend kann also schlussgefolgert werden, dass Kinder aus bildungsnahen, aber 
finanziell nicht sehr gut gestellten Elternhäusern sich am ehesten in dieser Art und Weise am politi-
schen Leben beteiligen. Wiederum signifikant ist das Geschlecht, wobei männliche Jugendliche eher 
online partizipieren als weibliche. Dies scheint intuitiv wenig zu überraschen, als man Computertech-
niken etc. tendenziell eher mit männlichen als weiblichen Jugendlichen in Verbindung bringt. Ver-
schiedene Studien zu geschlechterspezifischen Unterschieden bei Online-Aktivitäten kommen aller-
dings zu unterschiedlichen Ergebnissen.  Wo einige Studien zeigen, dass sich männliche Jugendliche 
online stärker beteiligen (vgl. u.a. Gibson et al. 2005), finden andere Studien gar keine Gender-
Differenzen (Oser et al. 2005) oder kommen im Gegenteil zum Schluss, dass sich Frauen beispielswei-
se eher online an Diskussionen beteiligen als Männer (Caspi et al. 2008). Schliesslich beeinflussen 















































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Insgesamt verweisen die Ergebnisse darauf, dass der sozioökonomische Hintergrund tatsächlich eine 
Rolle zu spielen scheint, wenn auch nicht für alle Partizipationsformen in gleichem Masse. Insbeson-
dere der Bildungsgrad der Eltern wirkt sich in fast allen Fällen positiv auf das politische Partizipati-
onsverhalten der Jugendlichen aus. Dies bestätigt die Annahmen der Partizipations- und Sozialisati-
onsliteratur hinsichtlich der Bedeutung eines bildungsnahen Elternhauses für das spätere soziale und 
politische Engagement der Kinder, wobei nicht primär die Ausbildung, sondern vielmehr die damit 
verbundenen Gewohnheiten wie Diskussionen am Esstisch, Besuch von kulturellen und sozialen, al-
lenfalls auch politischen Veranstaltungen, die Lektüre von Sachliteratur etc. als relevant erachtet wer-
den (vgl. Westphal et al. 2008: 89f.). Die Beschäftigungssituation der Eltern hingegen beeinflusst das 
Partizipationsverhalten kaum. Zwar wirkt sich die Kategorie „andere Beschäftigungsart“ der Mutter in 
zwei Fällen signifikant positiv auf die Beteiligungswahrscheinlichkeit aus, allerdings kann dieser Ef-
fekt aufgrund der geringen Fallzahl weitestgehend vernachlässigt werden. Hinsichtlich der finanziellen 
Verhältnisse zeigt sich, dass auch diese durchaus eine Rolle spielen, allerdings nicht wie erwartet in 
dem Sinne, dass finanzielle Ressourcen die Partizipationswahrscheinlichkeit erhöhen. Im Gegenteil 
scheinen sich finanziell gute Verhältnisse während der Kindheit für vier der sechs untersuchten Betei-
ligungsformen signifikant negativ auf die spätere Beteiligung auszuwirken. Fasst man die einzelnen 
Komponenten des SES der Eltern zusammen, verschwinden diese Effekte allerdings, sprich der positi-
ve Einfluss des Bildungsgrades der Eltern absorbiert augenscheinlich die negative Wirkung der finan-
ziellen Situation. Für die folgenden Modelle wird aus diesem Grund und der Übersicht halber verzich-
tet, die einzelnen SES-Prädiktoren separat aufzunehmen, sprich der Einfluss des sozioökonomischen 
Hintergrunds wird mittels des zusammengefassten Indikators gemessen206.  
Schliesslich lohnt sich auch ein Blick auf die DIC-Werte im Hinblick darauf, welche Partizipations-
formen denn durch den sozioökonomischen Hintergrund vergleichsweise besser oder schlechter erklärt 
werden können. Unabhängig vom Einbezug des SES in separaten oder einer Variable lässt sich fest-
stellen, dass drei der politischen Aktivitäten vergleichsweise gut erklärt werden, nämlich die konventi-
onelle, unkonventionelle und politikernahe Partizipation, wohingegen besonders der politische Kon-
sum einen sehr hohen DIC-Wert aufweist. Demzufolge wird diese Form gemessen an den anderen 






206 Die DIC-Werte unterscheiden sich zwischen den beiden Modellen für alle Partizipationsformen denn auch 
nicht sehr stark. Entsprechend wird im Weiteren auf die zusammengefasste SES-Variable zurückgegriffen. 
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7.1.2  Humankapital 
Das zweite Ressourcenbündel auf der Individualebene wird als Humankapital bezeichnet und sub-
summiert verschiedene Fertigkeiten oder Fähigkeiten, welche die Beteiligung am politischen Leben 
erleichtern oder erst ermöglichen. Verba et al. (1995, 2001) bezeichnen diese als so genannte Civic 
Skills, also staatsbürgerliche Fertigkeiten. Aufgrund der latenten Natur dieser Ressourcenform werden 
– in Anlehnung an Verba et al. (1995, 2001) verschiedene messbare Indikatoren herangezogen. Da die 
schulische Ausbildung im Leben der in die Untersuchung einbezogenen jungen Erwachsenen eine 
zentrale Rolle spielt, werden diese Indikatoren dem schulischen Kontext entnommen. Dabei wird ei-
nerseits die Beteiligung an schulischen Aktivitäten, andererseits die schulische Leistung sowie der 
Schultyp berücksichtigt207. Es lässt sich vermuten, dass Jugendliche, welche im Rahmen schulischer 
Aktivitäten bereits für das politische Engagement notwendige Skills erworben haben, mit grösserer 
Wahrscheinlichkeit tatsächlich auch politisch partizipieren. Aufgrund der Tatsache, dass sich alle Be-
fragten noch in Ausbildung befinden, wird anstelle des höchsten Bildungsabschlusses, welchen Verba 
et al. (ebd.) in ihre Untersuchung einbeziehen, die schulische Leistung herangezogen, wobei höhere 
Leistungen tendenziell mit höherer Bildung verbunden wird, was sich wiederum auf die politische 
Aktivität auswirkt (ebd.). Wie die Analyse der Lehrpläne gezeigt hat, werden für politische Aktivitäten 
benötigte Fertigkeiten wie Urteils-, Handlungs- oder Sachkompetenzen besonders an Gymnasien und 
Berufsfachschulen mit Berufsmaturität in den entsprechenden Lehrplänen vergleichsweise stark be-
rücksichtigt. Dies legt die Vermutung nahe, dass Schülerinnen und  Schüler, welche jene Schultypen 
besuchen, insgesamt besser mit solchen Fertigkeiten ausgestattet und folglich eher politisch aktiv sein 
sollten als Jugendliche, die die berufliche Grundbildung ohne Berufsmatur absolvieren. Nebst der 
Frage, ob diese Faktoren das Partizipationsverhalten junger Erwachsener im Schweizer Kontext ähn-
lich beeinflussen, wie dies im Ressourcenmodell von Verba et al. (1995) vermutet wird, interessiert 
nun, ob allfällige Effekte für alle Partizipationsformen in ähnlichem Masse ausfallen oder ob sich Un-
terschiede finden lassen. 
 
Konventionelle Partizipation 
Modell 2.1 in Tabelle 7.2 präsentiert die Koeffizienten für die Beteiligung an Wahlen und Abstim-
mungen. Es zeigt sich dabei, dass die schulische Leistung keinen Einfluss darauf zu haben scheint, ob 
ein Jugendlicher konventionell partizipiert. Dies widerspiegelt die Ergebnisse zum sozioökonomischen 
Status insofern, als der Bildungsgrad der Eltern sich ebenfalls nur minim auf die Partizipationswahr-
scheinlichkeit auswirkt. Allerdings ist der Indikator selber nur ein annäherndes Mass des tatsächlichen 
Bildungsgrades. So werden die Schülerinnen und Schüler im Rahmen der Umfrage gebeten, sich im 
Klassenvergleich bezüglich ihrer eigenen schulischen Leistung in das oberste, zweite, dritte oder un-
terste Viertel einzuordnen, wobei Selbsteinschätzungen immer mit einer gewissen Vorsicht zu genies-
																																								 																				
207 Vgl. Kapitel 3.1.2 und bezüglich der genauen Operationalisierung Kapitel 4.1.5. 
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sen sind. Da allerdings keine weiteren Indikatoren vorliegen, die auf den Grad der Bildung verweisen, 
handelt es sich hierbei um die bestmögliche Annäherung. Weiter deuten die Ergebnisse an, dass tat-
sächlich ein minimer Unterschied zwischen den Schultypen besteht. So sind junge Erwachsene, wel-
che eine Ausbildung im Bereich KV und Detailhandel absolvieren, mit geringerer Wahrscheinlichkeit 
konventionell aktiv als Gymnasiastinnen und Gymnasiasten. Demgegenüber wirken sich die Erfah-
rungen, welche im Rahmen schulischer Aktivitäten gesammelt werden konnten, positiv auf die Wahl- 
und Abstimmungsbeteiligung aus. Wie schon im Modell zum sozioökonomischen Hintergrund erwei-
sen sich zudem der Altersdummy wie auch ein Migrationshintergrund als klar signifikant, wobei über 
19-jährige junge Erwachsene mit grösserer, Jugendliche mit Migrationshintergrund hingegen mit ge-
ringer Wahrscheinlichkeit an die Urne gehen208. 
 
Institutionell-konventionelle Partizipation 
Wie schon zuvor scheint die schulische Leistung auch die Beteiligung an institutionell-
konventionellen Formen politischer Partizipation nicht zu beeinflussen, wohingegen klare Unterschie-
de zwischen den Schülerinnen und Schülern der vier Schultypen ersichtlich sind (vgl. Tabelle 7.2). 
Das negative Vorzeichen weist darauf hin, dass die Wahrscheinlichkeit der Beteiligung unter den Be-
rufsfachschülerinnen und -schülern durchwegs geringer ist als unter den Gymnasiastinnen und Gym-
nasiasten. Wo der Effekt für jene Jugendliche, die eine Berufsfachschule mit BM besuchen, noch sehr 
gering ausfällt und nur auf dem 5-Prozent-Niveau signifikant ist, sind die negativen Zusammenhänge 
für die anderen beiden Berufsschultypen klar signifikant und auch höher. Ebenfalls eindeutig signifi-
kant und stark wirkt sich die schulische Aktivität auf die Partizipationswahrscheinlichkeit aus. Wer im 
Rahmen der Ausbildung regelmässig schulisch aktiv war, beispielsweise im Rahmen der Funktion des 
Klassensprechers, der Mitgliedschaft in einer Schülerorganisation oder der Organisation von Veran-
staltungen an der Schule, beteiligt sich sehr viel wahrscheinlicher an institutionell-konventionellen 
Beteiligungsformen. Es zeigt sich, dass der Erwerb von Civic Skills eine sehr wichtige Rolle spielt, ob 
sich ein junger Mensch auch tatsächlich politisch beteiligt.  
 
Unkonventionelle Partizipation  
Ein Blick auf Modell 2.3 zeigt ein ähnliches Bild. Wenig erstaunlich bleibt auch im Hinblick auf die 
Beteiligung an unkonventionellen Formen ein Effekt schulischer Leistung aus. Wiederum erweist sich 
hingegen das Engagement an schulischen Aktivitäten als wichtiger Prädiktor politischer Aktivität, 
wobei der Zusammenhang noch einmal stärker ausfällt. Hat sich ein Schüler oder eine Schülerin nur 
unregelmässig im schulischen Rahmen engagiert, steigt die Partizipationswahrscheinlichkeit um fast 
30 Prozent, bei regelmässigem Engagement sogar um das Doppelte. Auch die Unterschiede in Bezug 
																																								 																				
208 Fallen die Kontrollvariablen im Vergleich zum vorangegangen Modell nur unwesentlich, werden die Effekte 
nicht mehr separat besprochen, sondern erst wieder im Gesamtmodell der jeweiligen Partizipationsform. 
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auf die Schultypen fallen für die Former der Partizipation signifikant und vergleichsweise stark aus. 
So partizipieren Auszubildende in den Bereichen KV und Detailhandel um klar weniger wahrschein-
lich, als junge Erwachsene, die ein Gymnasium besuchen. Auch im Vergleich mit den Berufsfachschü-
lerinnen und -schülern mit und ohne BM schneiden die Gymnasiasten besser ab. Anders als noch im 
Modell zum SES, zeigt sich in den Berechnungen zum Einfluss des Humankapitals ein leicht negativer 
Effekt des Geschlechts, sprich männliche Jugendliche beteiligen sich um geringes wahrscheinlicher an 
institutionell-konventionellen Beteiligungsformen als junge Frauen.  
 
Politikernahe Partizipation 
Ähnlich wie für die beiden vorhergehend untersuchten Partizipationsformen erweist sich das Engage-
ment an schulischen Aktivitäten als starker Prädiktor hinsichtlich der Beteiligung an Aktivitäten, wel-
che hier als politikernahe Partizipationsformen bezeichnet werden. Anders als zuvor deuten die Er-
gebnisse aber darauf hin, dass die Wahrscheinlichkeit der Partizipation nicht unter Gymnasiasten, 
sondern unter den KV- und Detailhandelsschülerinnen und -schülern am höchsten ist. Auch Berufs-
schülerinnen und Berufsschüler ohne BM beteiligen sich eher an politikernahen Aktivitäten, wenn 
auch nur geringfügig. Es scheint, dass Absolvierende einer beruflichen Grundbildung den Kontakt zu 
Politikerinnen und Politikern, sei es direkt oder im Rahmen von Gemeindeversammlungen und politi-
schen Veranstaltungen, eher suchen als jene Jugendliche, die eine allgemeinbildende Schule besuchen. 
Ein Grund dafür könnte sein, dass junge Erwachsene während der beruflichen Ausbildung vermehrt 
lernen, ihre Interessen direkt in den Alltag einzubringen, wohingegen an Gymnasien die Vermittlung 
von theoretischem Wissen und Skills im Vordergrund steht. 
 
Politischer Konsum 
Als nächstes richtet sich das Augenmerk auf die Schätzungen zum Einfluss des Humankapitals auf den 
politisch motivierten Konsum. Es zeigt sich, dass – anders als für alle anderen Partizipationsformen – 
die schulische Leistung als Stellvertreterin für den Bildungsgrad tatsächlich eine Rolle zu spielen 
scheint, sprich Jugendliche, welche ihre Leistungen im Vergleich zum Rest der Klasse höher einstu-
fen, eher gewillt sind, Produkte aus politischen Motiven zu boykottieren oder bewusst zu erwerben 
oder zu nutzen. Starke Unterschiede sind zudem im Hinblick auf die Schultypen festzustellen. Gemäss 
den Schätzungen sinkt die Wahrscheinlichkeit des politischen Konsums unter Berufsmaturandinnen 
und -maturanden im Vergleich zu Jugendlichen an Gymnasien klar, unter den Berufsfachschülerinnen 
und -schülern ohne BM sogar fast um die Hälfte. Es scheint sich bei dieser Form der Beteiligung vor-
wiegend um eine Aktivität zu handeln, welche unter Gymnasiasten besonders verbreitet ist, die ten-
denziell immer noch aus bildungsnäheren und finanziell besser gestellten Elternhäusern kommen. Zur 
Überprüfung dieser These wurden zusätzlich Interaktionsterme zwischen dem sozioökonomischen 
Status und den Schultypen ins Modell zum politischen Konsum integriert, allerdings erweisen sich 
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diese als nicht signifikant, können die Erklärung entsprechend nicht bekräftigen. Auch in Bezug auf 
die Form erweist sich die schulische Aktivität als starker Prädiktor, was insofern ein wenig überra-
schen mag, als der politische Konsum als Form der Partizipation interpretiert werden kann, für welche 
so genannte Civic Skills eher eine untergeordnete Rolle spielen mögen. Zusätzlich erweist sich auch 
der Migrationshintergrund wiederum als signifikant und negativ, wobei der Effekt stärker ausfällt als 
im Modell zum SES. 
  
Online-Partizipation 
Was die Beteiligung via Internet betrifft, fällt der Effekt häufiger schulischer Aktivität besonders stark 
aus. Junge Erwachsene, die sich regelmässig schulisch engagieren, beteiligen sich fast doppelt so 
wahrscheinlich an verschiedenen Formen der Online-Partizipation als jene, die sich im Rahmen der 
Ausbildung kaum aktiv zeigen. Wiederum zeigen sich zudem Unterschiede zwischen den Schülerin-
nen und Schülern verschiedener Schultypen, wobei sich Berufsfachschüler ohne BM einmal mehr mit 
geringer Wahrscheinlichkeit politisch beteiligen. Dieser Zusammenhang erweist sich besonders für die 
Berufsfachschulen ohne KV und Detailhandel als besonders signifikant. 
 
Diskussion 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass sich die Beteiligung an schulischen Aktivitäten wie der 
Organisation von Veranstaltungen an der Schule, die Ausübung der Klassensprecherfunktion oder die 
Mitwirkung an Schülerversammlungen als sehr starker Prädiktor für alle Partizipationsformen erweist. 
Ein regelmässiges schulisches Engagement kann die Beteiligungswahrscheinlichkeit um 60 bis über 
90 Prozent erhöhen. Einzige Ausnahme bildet die Wahl- und Abstimmungsbeteiligung, wo der Zu-
sammenhang um einiges geringer und auf höherem Signifikanzniveau ausfällt. Erweist sich die Wir-
kung schulischer Aktivität auch in den Modellen, die die verschiedenen Ressourcenbündel gemeinsam 
schätzen, als relevant, läge hier sicherlich ein Ansatzpunkt für die Förderung der politischen Beteili-
gung unter Jugendlichen und jungen Erwachsenen. Weiter verweisen die Ergebnisse auf teilweise 
relativ starke Unterschiede zwischen den Schultypen, was die Beteiligung an den verschiedenen politi-
schen Aktivitäten anbelangt. Mit einer Ausnahme scheinen sich Gymnasiastinnen und Gymnasiasten 
insgesamt eher politisch zu beteiligen als Jugendliche, die eine berufliche Grundbildung absolvieren. 
Einzig im Hinblick auf die politikernahen Partizipationsformen lässt sich ein umgekehrter Zusammen-
hang feststellen, wobei insbesondere Auszubildende in den Bereichen kaufmännische Grundbildung 
und Detailhandel sich signifikant wahrscheinlicher auf diese Art und Weise engagieren als junge Er-







































































































Bemerkung: Verteilung des Bildungsgrads des Vater nach Schultyp, in Prozent (N=3850).  
 





















































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































funde wurden teilweise schon angesprochen. Einerseits ist es nach wie vor so, dass Jugendliche, wel-
che ein Gymnasium besuchen tendenziell aus bildungsnäheren Elternhäusern kommen als jene, welche 
eine berufliche Grundbildung absolvieren. Wie die beiden Grafiken in Abbildung 7.1 und 7.2 zeigen, 
ist dies auch im vorliegenden Sample der Fall. Da der Bildung als Prädiktor politischer Partizipation in 
der Literatur eine grosse Bedeutung zugesprochen wird, kann vermutet werden, dass das Elternhaus – 
genauer der Bildungsgrad der Eltern – durchaus eine Rolle spielt, was die Wahrscheinlichkeit betrifft, 
ob sich das Kind politisch engagiert oder nicht. Da aber nicht nur die Ausbildung per se, sondern viel 
mehr die damit in Verbindung gebrachten Fertigkeiten und Verhaltensweisen schlussendlich darüber 
entscheiden, ob jemand aktiv wird oder nicht, wird sich anhand der Ergebnisse zum Ressourcenbündel 
„Rekrutierung und soziales Umfeld“ zeigen, inwiefern die Eltern das politische Verhalten der Jugend-
lichen beeinflussen (siehe Kapitel 3.1.4). Andererseits könnte der Unterschied auch darin liegen, dass 
Lehrlinge, die Schule und berufliche Ausbildung unter einen Hut bringen müssen, schlicht weniger 
Zeit und Energie für politische Aktivitäten haben als Gymnasiasten. Dies würde auch die geringe Dif-
ferenz im Hinblick auf die Wahl- und Abstimmungsbeteiligung erklären, die vergleichsweise weniger 
zeitintensiv ist als andere Partizipationsformen. Da aber keine Frage nach dem Ausmass an Freizeit, 
welche den jungen Erwachsenen nebst den mit der Ausbildung in Verbindung stehenden Aufgaben 
gestellt wurde, lässt sich diese These nicht weiter überprüfen. 
 
7.1.3 Sozial- und politisches Kapital 
Im nächsten Abschnitt richtet sich der Fokus auf Ressourcen, welche in der Literatur häufig als Sozial- 
oder politisches Kapitel bezeichnet werden. Es handelt sich dabei um das Engagement in verschiede-
nen gesellschaftlichen Netzwerken wie auch um soziale Normen und das Vertrauen, Faktoren, welche 
sich gemäss verschiedenen Autoren schliesslich auch positiv auf die Bereitschaft der Beteiligung an 
politischen Aktivitäten auswirken (Coleman 1988: S98; Claibourn/Martin 2000: 268; Putnam 1993, 
1995) (vgl. Kapitel 3.1.2). Für die vorliegende Studie werden einerseits die Einbindung in verschiede-
ne Vereine und Organisationen, andererseits das Vertrauen und die Zufriedenheit mit politischen Insti-
tutionen einbezogen resp. auf ihre Wirkungskraft in Bezug auf das politische Partizipationsverhalten 
der jungen Erwachsenen getestet. 
 
Konventionelle Partizipation 
Ein erster Blick auf Tabelle 7.3, welche die Ergebnisse für das Ressourcenbündel „Soziales und politi-
sches Kapital“ zusammenfassen, lässt erkennen, dass dieses die Wahl- und Abstimmungsbeteiligung 
augenscheinlich nur in geringem Masse beeinflusst. Von den berücksichtigten Indikatoren zur Verein-
saktivität wirkt sich lediglich das Engagement in sozialen Organisationen, Interessenverbänden und 
politischen Parteien signifikant auf die Bereitschaft der Partizipation aus. Am meisten überraschen 
mag der geringe Effekt der Aktivität in einer politischen Organisation. Zwar ist zu berücksichtigen, 
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dass von den über 4'000 untersuchten Jugendlichen nur ein geringer Teil in einer Partei aktiv ist, trotz-
dem ist anzunehmen, dass gerade jene jungen Erwachsenen sich konventionell stark engagieren. Was 
hingegen wenig überrascht, ist die positive Wirkung des Vertrauens in politische Institutionen. Wer 
diesen Vertrauen schenkt, wird sich konsequenterweise auch eher mittels dieser Möglichkeiten ins 




Im Gegensatz zur konventionellen Partizipation hat das Engagement in sozialen Organisationen insge-
samt, mehr oder weniger unabhängig von der Art der Vereinigung, einen stark signifikanten und – mit 
einer Ausnahme209 – positiven Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit, sich institutionell-konventionell zu 
beteiligen. Lediglich das Engagement in Sportvereinen sowie im Öffentlichen Dienst erweist sich als 
irrelevant. Ruft man sich ins Gedächtnis, welche Formen der Partizipation unter dem Begriff Instituti-
onell-konventionell subsumiert werden, liegt die Erklärung der fast durchwegs stark positiven Wir-
kung sozialen Engagements nahe. So werden politische Kampagnen wie Initiativen oder Referenden 
oftmals von sozialen Organisation und/oder politischen Parteien initiiert oder zumindest mitgetragen, 
sprich Mitglieder dieser Vereinigungen werden sich mutmasslich verstärkt daran beteiligen. Ähnlich 
wie bei der konventionellen Partizipation handelt es sich auch hierbei um stark institutionalisierte 
Formen der Partizipation, wie der Name schon sagt. Entsprechend lässt sich erklären, dass es sich 
beim Vertrauen in politische Institutionen wiederum um einen starken Prädiktor handelt. Wer über viel 
resp. sehr viel Vertrauen verfügt, beteiligt sich denn auch mit klar höherer Wahrscheinlichkeit als Ju-
gendliche, die dem politischen System misstrauen. Gleichzeitig wirkt sich das Vertrauen in Ordnungs-
institutionen, also in die Armee, Polizei oder Justiz, auf hohem Signifikanzniveau negativ aus. Das 
heisst, wer der Exekutive wie auch Legislative sein Vertrauen ausspricht, hingegen den die Judikative 
repräsentierenden Institutionen skeptisch gegenübersteht, beteiligt sich mit grosser Wahrscheinlichkeit 
auf institutionell-konventionelle Art und Weise. Interessant ist nun aber der gleichzeitig negative Ef-
fekt der Zufriedenheit mit dem Bundesrat. Junge Erwachsene beteiligen sich nämlich gemäss der Er-
gebnisse weniger häufig anhand dieser Partizipationsform, wenn sie den politischen Institutionen zwar 
Vertrauen entgegenbringen, sich aber gleichzeitig mit der Arbeit des Bundesrates unzufrieden zeigen 
und entsprechend via Unterstützung politischer Kampagnen am politischen Entscheidungsprozess 
mitwirken möchten. Daraus folgt, dass Unzufriedenheit und Vertrauen sich im Hinblick auf diese 




209 Der Effekt des Engagements in kirchlichen Organisationen ist negativ und nur auf dem 5-Prozent-Niveau 




Was die Beteiligung an unkonventionellen Beteiligungsformen betrifft, zeigt sich in Bezug auf den 
Einfluss der Vereinsaktivität wie auch des Vertrauens in politische und Ordnungsinstitutionen ein 
ähnliches Bild. Zwar erweist sich das soziale Engagement lediglich in der Hälfte der einbezogenen 
Organisationen als signifikant, dafür weisen die Koeffizienten insbesondere für die Mitwirkung in 
politischen Parteien auf einen starken und hoch signifikanten Zusammenhang hin. Wie schon zuvor 
wirkt sich das Vertrauen in politische Institutionen auch auf unkonventionelle Aktivitäten positiv aus, 
wohingegen der Effekt in Bezug auf das Vertrauen in Ordnungsinstitutionen wiederum negativ aus-
fällt. Wer Polizei, Armee und Justiz viel Vertrauen schenkt, beteiligt sich mit klar höherer Wahr-
scheinlichkeit auf diese Art und Weise. Denkt man an die Bilder aus Ägypten, der Ukraine oder Russ-
land, welche in der jüngeren Vergangenheit über die Medien verbreitet wurden, werden Protestaktio-
nen wie die Teilnahme an Demonstrationen oder das Tragen politischer Botschaften oftmals fast au-
tomatisch mit Unzufriedenheit oder Misstrauen gegenüber dem politischen System oder den machtha-
benden Politikern in Verbindung gebracht. Dass dies in etablierten Demokratien längst nicht mehr der 
Fall ist, wurde in der Literatur vielfach besprochen (vgl. bspw. Norris 2004 oder Norris et al. 2006). 
Die Ergebnisse widerspiegeln dies denn auch. Nebst der bereits beschriebenen positiven Wirkung des 
Vertrauens in politische Institutionen zeigt sich das Fehlen eines solchen Zusammenhangs denn auch 
im ausbleibenden Effekt der Indikatoren zur Zufriedenheit mit der Schweizer Demokratie und dem 
Bundesrat. In Anlehnung an die Untersuchung von Rothenbühler et al. (2012) kann daher vielmehr 
angenommen werden, dass unkonventionelle Beteiligungsformen das Repertoire an Möglichkeiten, 
die eigenen politischen Überzeugungen anzubringen, erweitern und tendenziell von insgesamt bereits 
politisch interessierteren und aktiveren Jugendlichen ausgeübt werden.  
 
Politikernahe Partizipation 
Auch im Hinblick auf die politikernahe Partizipation ist das Engagement in sozialen Netzwerken 
durchaus von Bedeutung. Sogar die Mitwirkung in einem Sportklub erweist sich als partizipationsför-
dernd, wenn auch der Effekt gering ist. Demgegenüber ist die Wirkung parteipolitischer Aktivitäten 
um ein Vielfaches höher. Dieses Ergebnis mag weniger überraschen, insofern als junge Erwachsenen, 
welche entweder einer Partei angehören oder regelmässig deren Veranstaltungen besuchen, regelmäs-
sig mit Politikerinnen und Politikern in Kontakt kommen, ihnen diese Form der Beteiligung also ver-
trauter ist. Im Vergleich dazu spielt das Vertrauen sowohl in politische wie auch Ordnungsinstitutio-
nen eine eher untergeordnete Rolle, wenn es um die Erklärung geht, warum sich Jugendliche auf diese 
Art und Weise politisch engagieren. Zwar deuten die Ergebnisse darauf hin, dass sich grosses Vertrau-
en in die Schweizer Institutionen positiv auf die Beteiligungswahrscheinlichkeit auswirkt, allerdings 
sind die Zusammenhänge um einiges geringer und weniger signifikant als für die anderen Partizipa-
tionsformen. Gleiches gilt auch für das Vertrauen in Ordnungsinstitutionen. Wiederum ist die Bezie-
hung zwischen Vertrauen und Partizipation negativer Natur, allerdings nur im Hinblick auf die Kate-
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gorien „weder viel noch wenig Vertrauen“ und „viel Vertrauen“ leicht signifikant. Das überraschends-
te Ergebnis dieses Modells ist vielleicht der negative Effekt des Indikators zur Zufriedenheit mit der 
Schweizer Demokratie, auch wenn die Koeffizienten nur schwach signifikant sind. Dementsprechend 
beteiligen sich junge Erwachsene, die sich von der Schweizer Demokratie ernüchtert zeigen, wahr-
scheinlicher an politikernahen Formen politischer Aktivität als Zufriedene.  
 
Politischer Konsum  
In Bezug auf den fünften Partizipationstyp, den politischen Konsum, lässt sich aufgrund der Natur der 
Beteiligungsform erwarten, dass das zivilgesellschaftliche Engagement in sozialen Netzwerken durch-
aus eine grosse Rolle spielen kann, da sich diese oftmals stark für ethische wie auch umweltbezogene 
Anliegen einsetzen. Dies wird durch die Ergebnisse mindestens teilweise bestätigt. So erweist sich die 
Aktivität in sozialen und Umweltorganisationen als starker Prädiktor, wohingegen parteipolitisches 
Engagement vergleichsweise von geringer Bedeutung ist. Auch das Vertrauen in politische wie auch 
Ordnungsinstitutionen scheint für die Form der Beteiligung von grosser Wichtigkeit. Wer politischen 
Institutionen viel Vertrauen schenkt, übt deutlich eher einen Boy- oder Buykott aus als ein junger Er-
wachsener ohne Vertrauen. Genau umgekehrt ist der Zusammenhang in Bezug auf das Vertrauen in 
Ordnungsinstitutionen. Hier liegt die Wahrscheinlichkeit einer Beteiligung um einen Drittel tiefer, 
wenn Ordnungsinstitutionen grosses Vertrauen entgegengebracht wird, als wenn kein Vertrauen vor-
handen ist.  
 
Online-Partizipation 
Als letztes richtet sich das Augenmerk auf den Einfluss sozialen und politischen Kapitals bezüglich 
politischen Engagements via Internet. Auch hier erhöht soziales Engagement die Partizipationswahr-
scheinlichkeit, wobei wiederum parteipolitische Aktivität der stärkste Prädiktor ist. Wie auch für die 
anderen Partizipationsformen beobachtbar, fördert das Vertrauen in politische Institutionen die Parti-
zipationswahrscheinlichkeit, wohingegen Vertrauen in Ordnungsinstitutionen den gegenteiligen Effekt 
ausübt. Schliesslich wirkt sich die Zufriedenheit mit der Schweizer Demokratie ähnlich wie in Bezug 
auf die politikernahe Beteiligung negativ auf die Online-Partizipation aus, wobei der Zusammenhang 
in diesem Fall leicht stärker und auf dem 1-Prozent-Niveau signifikant ist.  
 
Diskussion 
Die Modellschätzungen in Bezug auf den Einfluss sozialen und politischen Kapitals auf die verschie-
denen Partizipationsformen ergeben, dass Vertrauen in verschiedene Institutionen fast durchwegs die 
Partizipationswahrscheinlichkeit beeinflusst. Dabei übt das Vertrauen in die politischen Vertreter auf 
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nationaler wie kantonaler Ebene eine partizipationsfördernde Wirkung aus, wohingegen junge Men-
schen, die den Ordnungsinstitutionen grosses Vertrauen entgegenbringen, sich mit geringer Wahr-
scheinlichkeit an den meisten einbezogenen Partizipationsformen beteiligen.  Dies legt einerseits die 
Vermutung nahe, dass junge Erwachsene mit grossem Vertrauen in die politischen Institutionen eher 
politisch aktiv sind, in der Hoffnung, dass ihre so eingebrachten Anliegen von den Entscheidungsträ-
gern auch gehört und aufgenommen werden. Andererseits scheint Vertrauen in Institutionen, welche 
für die Aufrechterhaltung von Ordnung und Recht zuständig sind, die Notwendigkeit der eigenen Be-
teiligung am politischen Prozess zu verringern. Einzig die beiden Partizipationsformen, welche eigent-
lichen am ehesten mit den untersuchten politischen Institutionen in Verbindung gebracht werden, 
nämlich die Abstimmungs- und Wahlbeteiligung sowie politikernahe Aktivitäten, scheinen um einiges 
weniger vom Vertrauen in Parlament, Bundesrat und Parteien beeinflusst zu werden. Ähnliches lässt 
sich auch in puncto Vertrauen in Ordnungsinstitutionen feststellen. Wo junge Erwachsene, die Polizei, 
Armee und Justiz grosses Vertrauen entgegenbringen, signifikant weniger wahrscheinlich an vier der 
sechs Beteiligungsarten partizipieren, fallen die Effekte für das Engagement im konventionellen resp. 
politikernahen Rahmen zwar ebenfalls negativ aus. In ersterem Fall bleiben diese aber über dem 5-
Prozent-Signifikanz-Niveau, in letzterem erweisen sich lediglich die Kategorien „weder noch“ sowie 
„viel Vertrauen“ als relevant. Daraus lässt sich schliessen, dass Vertrauen – gerade was die elektorale 
Beteiligung betrifft – lediglich eine untergeordnete Rolle spielt und viel eher aus Bürgerpflichtgefüh-
len oder anderen Motiven der Gang an die Urne angetreten wird. Ob und wie stark solche Überlegun-
gen zutreffen, wird sich in den folgenden Modellen zeigen.  
Ein letzter Blick auf die Ergebnisse in Tabelle 7.4 zeigt, dass das Ressourcenbündel „Sozial- und poli-
tisches Kapital“ gemäss der DIC-Werte die institutionell-konventionelle Beteiligung im Vergleich zu 
den übrigen Partizipationsformen wie auch zum Einfluss der übrigen Ressourcenformen auf diese 
Form der politischen Beteiligung recht gut erklärt. Gegenüber den vorangegangenen Modellen bieten 
die Indikatoren sozialen und politischen Kapitals aber auch im Hinblick auf die übrigen Aktivitäten 
grössere Erklärungskraft. 
 
7.1.4 Politisches Engagement 
Unter dem Stichwort „Politisches Engagement“ finden sich einige in der Literatur immer wieder her-
vorgehobene Prädiktoren politischer Mitwirkung. Insbesondere dem politischen Interesse wird dabei 
grosse Bedeutung zu gesprochen, wenn es darum geht, das politische Verhalten von Individuen zu 
erklären (u.a. Kaase/Marsh 1979: 30; Kriesi 2005;  Quintelier 2010: 145; Freitag 1996; Inglehart 1998; 
Van Deth 2001; Verba et al. 1995, 2001). Zu den hierunter berücksichtigten kognitiven Konzepte, 
welchen eine positive Wirkung auf die Partizipationsbereitschaft zugesprochen wird, zählen folgende 
Faktoren: die persönliche Wahrnehmung, wie effektiv die eigene politische Handlung auch tatsächlich 
ist; ein gewisses Gefühl, dass die Beteiligung am politischen Prozess eine Bürgerpflicht darstellt; das 
Ausmass an politischen Informationen, gemessen über den Konsum politischer Nachrichten; das Wis-
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sen über politische Fakten und Zusammenhänge; sowie die Identifikation mit einer oder mehreren 
politischen Parteien, wobei für letzteren Prädiktor zwischen der Nähe zu linken und zu rechten Partei-
en unterschieden wird.  
 
Konventionelle Partizipation 
Wie das Modell 4.1 in Tabelle 7.4 illustriert, beeinflussen fünf der beschriebenen Indikatoren politi-
schen Engagements die Wahl- resp. Abstimmungsbeteiligung positiv. Erstens handelt es sich dabei um 
die so genannte externe Wirksamkeit, also die Empfindung, inwiefern die durch die politische Bildung 
eingebrachten Anliegen seitens der gewählten Politiker oder auch der Verwaltung wahrgenommen und 
auch berücksichtigt werden. Wer also annimmt, dass die eigene Stimme auch tatsächlich einen Ein-
fluss auf den politischen Prozess hat, wird eher an die Urne gehen, als wenn diese Überzeugung nicht 
vorhanden ist. Allerdings ist der Effekt eher gering und für jene, welche über ein starkes Wirksam-
keitsempfinden verfügen, nur auf dem 5-Prozent-Niveau signifikant. Weiter oben wurde bereits ver-
mutet, dass das als Bürgerpflicht bezeichnete Gefühl, also die Annahme, dass die Teilhabe am politi-
schen Entscheidungsprozess einen „guten“ Bürger ausmacht, insbesondere die Beteiligung an so ge-
nannt konventionellen Formen politischer Partizipation positiv beeinflusst. Die Ergebnisse bekräftigen 
diese Vermutung denn auch. Wer über ein starkes Bürgerpflichtgefühl verfügt, beteiligt sich um eini-
ges wahrscheinlicher als jene jungen Erwachsenen, welche die politische Partizipation nicht als Pflicht 
eines gewissenhaften Bürgers betrachten. Ebenfalls wie erwartet verhält es sich mit dem Effekt politi-
schen Interesses auf die Wahl- und Abstimmungsbeteiligung. Mit zunehmendem Interesse am „Politi-
schen“ steigt die Wahrscheinlichkeit, den Gang an die Urne anzutreten, wobei sehr interessierte Schü-
lerinnen und Schüler fast dreimal wahrscheinlicher an Wahlen und Abstimmungen teilnehmen als ihre 
wenig bis gar nicht interessierten Kolleginnen und Kollegen. Angesichts der Tatsache, dass Parteien 
bei dieser Art der Partizipation eine wichtige Rolle spielen – einerseits kandidieren hauptsächlich Par-
teimitglieder für die verschiedenen politischen Gremien, andererseits werden politische Initiativen und 
Referenden häufig seitens politischer Organisationen initiiert resp. ergriffen – überrascht es nicht, dass 
die Nähe zu einer Partei das Wahl- und Abstimmungsverhalten ebenfalls positiv beeinflussen. Aller-
dings deuten die geschätzten Koeffizienten darauf hin, dass Jugendliche, welche sich rechtsgerichteten 
Parteien nahefühlen, mit grösserer Wahrscheinlichkeit wählen und abstimmen als jene, die linken Par-
teien nahestehen. Zwar sind die Effekte in beiden Fällen nicht überaus stark, aber nur im Falle der 
Identifikation mit rechten Parteien auf hohem Niveau signifikant. Es scheint, dass rechte Parteien Ju-
gendliche besser mobilisieren können, was diese Form politischer Aktivität betrifft. Als irrelevant 
erweisen sich demgegenüber der Konsum politischer Nachrichten über verschiedene Medienformen 
wie auch das politische Wissen und die Einschätzung davon, wie kompetent sich junge Erwachsene in 
Bezug auf das politische Geschehen fühlen. Diese Erkenntnisse sprechen dafür, dass weder umfassen-
de Kenntnisse über das politische System noch politische Informationen eine Voraussetzung für die 
elektorale Beteiligung sind, und stellen damit die vielfach geäusserten Forderungen nach mehr politi-
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scher Bildung zur Erhöhung der Wahl- und Stimmbeteiligung in Frage. Immerhin deuten die Ergeb-
nisse einer zusätzlichen Interaktionsanalyse darauf hin, dass das politische Wissen die Partizipations-
bereitschaft wenigstens indirekt beeinflusst. Es zeigt sich nämlich, dass sich das politische Wissen auf 
die Partizipationsbereitschaft junger Männer stärker positiv auswirkt, als dies für junge Frauen der Fall 
ist. Beteiligen sich letztere bei tiefen Wissensstand noch mit deutlich höherer Wahrscheinlichkeit als 
ihre männlichen Mitschüler, dreht sich dieser Effekt mit zunehmendem Wissen um (vgl. Abbildung 
7.3). Dieser Befund bekräftigt denn auch die in These 4.3 aufgestellte Vermutung.210  
 
Abbildung 7.3: Interaktionseffekt zwischen dem Geschlecht und dem politischen Wissen im Hinblick 









Bemerkung: Interaktionseffekte zwischen dem politischen Wissen (0=keine Antwort im Wissenstest korrekt 
beantwortet, 6=alle Fragen im Wissenstest korrekt beantwortet) und dem Geschlecht (0=männlich, 1=weiblich) 
im Hinblick auf die konventionelle Partizipation. 
 
Institutionell-konventionelle Partizipation 
Die Resultate des Regressionsmodells zur institutionell-konventionellen Partizipation veranschauli-
chen, dass auch hier das politische Interesse ein starker Prädiktor darstellt, wobei ein sehr hohes Inte-
resse die Beteiligungswahrscheinlichkeit – im Vergleich zu sehr tiefem politischen Interesse – um 
einen Drittel erhöht. Ebenfalls positiv wirkt sich der häufige Konsum politischer Nachrichten aus. 
Insbesondere wer sich täglich in Zeitungen, Radio, Fernsehen oder im Internet über das politische 
Geschehen im In- und Ausland informiert, unterschreibt eher Initiativen und Referenden resp. sammelt 
selber Unterschriften oder spendet für politische Kampagnen. Ein Grund dafür könnte sein, dass die in 
																																								 																				
210 Dieselben Interaktionsanalysen wurden auch für die weiteren fünf Partizipationsformen durchgeführt, wobei 
sich meist ein ähnliches Bild ergibt. Allerdings erweisen sich die Effekte durchwegs sowohl als sehr gering und 
als statistisch irrelevant. 
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den Medien verbreiteten Informationen zu eben solchen Aktionen und Kampagnen Jugendliche dazu 
bewegen können, sich ebenfalls daran zu beteiligen. Darüber hinaus scheint für die Entscheidung, auf 
diese Art und Weise politisch aktiv zu werden, auch die persönliche Einschätzung der für politisches 
Engagement notwendigen Kompetenzen eine Rolle zu spielen. Wer sich eher oder sehr kompetent 
fühlt beteiligt sich nämlich mit signifikant grösserer Wahrscheinlichkeit, wenn auch die Stärke des 
Zusammenhangs im Vergleich zu beispielsweise dem Effekt politischen Wissens eher gering ausfällt. 
Als ebenfalls auf hohem Niveau signifikant erweist sich die Wirkung der Identifikation mit linken 
Parteien. Da von jungen Erwachsenen initiierte politische Aktionen in der Schweiz vermehrt mit dem 
linken Parteispektrum, allen voran den Jungsozialisten (JUSO), in Verbindung gebracht werden, über-
rascht dieser Zusammenhang nicht allzu sehr (vgl. Freitag et al. 2003; Wagschal/Obinger 2000). Alle 
weiteren dem politischen Engagement zugeordneten Ressourcen erweisen sich als insignifikant, haben 
augenscheinlich keinen Einfluss auf die Beteiligung an institutionell-konventionellen Aktivitäten.  
 
Unkonventionelle Partizipation 
Im Hinblick auf die dritte einbezogene Form politischer Beteiligung zeigt sich ein ähnliches Bild. 
Wiederum stellt das politische Interesse ein starker Prädiktor dar. Wer politisch eher oder sehr interes-
siert ist, engagiert sich deutlich wahrscheinlicher im Rahmen so genannt unkonventioneller Aktivitä-
ten. Auch der häufige Konsum von Nachrichten steht in einem positiven Zusammenhang mit der Be-
teiligung an Demonstrationen oder politischen Veranstaltungen resp. dem Tragen politischer Botschaf-
ten. Gleiches gilt für die Selbsteinschätzung der politischen Kompetenz, wobei sich jene jungen Er-
wachsenen, die sich als eher resp. sehr kompetent erachten, was das politische Geschehen betrifft, 
beteiligen sich vermehrt auf diese Art und Weise als Jugendliche, die sich in der politischen Welt eher 
auf verlorenem Posten sehen. Wer zudem politisch linken Parteien nahesteht, engagiert sich viel eher 
auf unkonventionelle Art und Weise. Die bekräftigt die klassische Annahme der Literatur zu sozialen 
Bewegungen und Protesten, nämlich dass politische Formen der Beteiligung ausserhalb des institutio-
nalisierten Rahmens verstärkt von ideologisch links eingestellten Personen ausgeübt werden (Gunde-
lach 1995). Die Identifikation mit rechten Parteien wirkt sich hingegen, wenn auch nur gering, negativ 
auf die Partizipationswahrscheinlichkeit aus. Ebenfalls einen geringen und statistisch nur schwach 
signifikanten Effekt lässt sich in Bezug auf die so genannte interne politische Efficacy feststellen. 
Jugendliche, welche ihre eigenen Kompetenzen in Bezug auf eine wirksame politische Partizipation 
weder als besonders gering noch besonders hoch einschätzen, beteiligen sich leicht weniger wahr-
scheinlich als junge Erwachsene, die ihre politische Effektivität als sehr gering erachten.  
 
Politikernahe Partizipation 
Im Gegensatz zu allen anderen Partizipationsformen wirkt sich nur sehr hohes politisches Interesse 
signifikant auf die Wahrscheinlichkeit, sich politikernah zu beteiligen, aus. Dieses Ergebnis legt nahe, 
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dass diese Beteiligungsarten mehr als nur eine gewisse Präferenz für politische Themen, Ereignisse 
etc. voraussetzt. Es scheint also, dass besonders jene Jugendliche, die sich in ihrem Alltag stark mit 
der Politik auseinandersetzen, mit grösserer Wahrscheinlichkeit Gemeindeversammlungen oder Ju-
gendsessionen besuchen oder Politiker direkt kontaktieren, als junge Erwachsene, die sich nur gele-
gentlich in der politischen Sphäre bewegen. Ein Blick auf die Häufigkeitsverteilungen der einzelnen 
politikernahen Partizipationsformen bestätigt diese These allerdings nicht. Prozentual gesehen ist die 
Beteiligung an diesen Aktivitäten unter denjenigen Jugendlichen am höchsten, die an Politik interes-
siert sind. Einen positiven Effekt hat wiederum der regelmässige Konsum politischer Nachrichten. 
Wer sich via Medien täglich über das politische Geschehen informiert, beteiligt sich um fast dreimal 
eher als junge Erwachsene, die keine Nachrichten lesen, hören oder sehen. Schliesslich wirkt sich auch 
ein hohes Selbstkompetenzgefühl gegenüber politischen Themen partizipationsfördernd aus, zwar 
etwas geringer, aber immerhin auf dem 1-Prozent-Signifkanz-Niveau. Wo sich vor allem Jugendliche, 
die sich linken Parteien verbunden fühlen, an den beiden zuvor besprochenen Partizipationsformen 
beteiligen, scheint hier die Nähe zu rechten Parteien von grösserer Bedeutung zu sein. Folglich präfe-
rieren ideologisch eher rechts eingestellte junge Erwachsene jene Partizipationsformen, bei welchen 
sie stärker mit Politikern in Kontakt treten können. Allerdings ist der Effekt weniger stark als noch 
zuvor für den Prädiktor politischer Nähe zu linken Parteien. Die weiteren Indikatoren erweisen sich 
hingegen als nicht signifikant. 
 
Politischer Konsum  
Die Entscheidung, bestimmte Waren oder Handlungsweisen bewusst zu meiden resp. zu unterstützen, 
scheint einmal mehr massgeblich vom politischen Interesse beeinflusst zu werden. Sogar bei geringem 
politischem Interesse steigt die Partizipationswahrscheinlichkeit leicht an. Ähnlich wie zuvor erhöht 
sich diese auch dann, wenn Nachrichten in den Medien regelmässig verfolgt werden. Allerdings sind 
die Effekte weniger signifikant als noch zuvor im Hinblick auf die übrigen politischen Aktivitäten – 
mit Ausnahme der Wahl- und Abstimmungsbeteiligung. Da der politische Konsum – wie frühere Bei-
spiele wie der Shell-Boykott von 1995 oder der Boykott gegen Nokia im Jahre 2008 zeigen211 – regel-
mässig aus aktuellem Anlass ins Leben gerufen wird, unter anderem infolge von Berichten in den Me-
dien, hätte ein stärkerer Zusammenhang vermutet werden können. Schliesslich erweisen sich auch die 
Einschätzung, recht kompetent im Hinblick auf politische Themen zu sein, sowie die Nähe zu linken 
wie auch zu rechten Parteien als relevante Prädiktoren politischen Konsums. Besonders stark fällt 
dabei der Effekt für die Nähe zu linken Parteien aus. Folglich üben Sympathisanten und Sympathisan-
tinnen von Parteien im linken Spektrum diese Art der politischen Aktivität viel eher aus als Jugendli-
																																								 																				
211 Beim Shell-Boykott verweigerten vor allem Konsumenten aus Deutschland und Holland die Benutzung von 
Shell-Tankstellen aufgrund der geplanten Versenkung der Ölplattform Brent Spar ins Meer 
(http://www.spiegel.de/spiegel/print/d-9198944.html). Im Falle der finnischen Firma Nokia wurde insbesondere 
in Deutschland zum Boykott aufgerufen, als Pläne des Unternehmens bekannt wurden, eine ihrer Produktionsan-




che, die der Mitte oder gar keiner Partei nahestehen. Demgegenüber ist der Zusammenhang zwischen 
der Nähe zu rechten Parteien und der Wahrscheinlichkeit politischen Konsums negativ. Es scheint, 
dass diese Partizipationsform insbesondere zum Repertoire linker Parteien gezählt werden kann, eine 
Erkenntnis, zu welcher bereits frühere Studien wie beispielsweise eine Untersuchung zum politischen 
Konsumverhalten in Schweden gekommen sind (vgl. u.a. Micheletti/Stolle 2004: 145ff.; Stol-
le/Micheletti 2005). Anders als im Hinblick auf die meisten hier untersuchten Partizipationsformen212 
spielt die Überzeugung, dass die eigenen politischen Handlungen auch Gehör finden resp. man sich als 
ausreichend kompetent hinsichtlich politischer Handlungen fühlt, eine Rolle, wenn auch die Zusam-
menhänge relativ gering ausfallen. Dabei hat ein so genanntes externes Wirksamkeitsempfinden einen 
positiven, die interne Efficacy hingegen einen negativen Effekt. Ersteres Resultat kann insofern relativ 
einfach erklärt werden, als Personen, welche von der Wirksamkeit des Boy- oder Buykotts überzeugt 
sind, mit grösserer Wahrscheinlichkeit ethisch oder politisch motiviert konsumieren. In Bezug auf die 
negative Wirkung interner Efficacy könnte vermutet werden, dass diese Form politischer Mitsprache 
gerade aufgrund der relativ einfachen Durchführung eher junge Erwachsene anspricht, die sich im 
Hinblick auf das persönliche Handeln als wenig kompetent einschätzen. Schliesslich erweist sich das 
politische Wissen, über das die Schülerinnen und Schüler gemäss dem in der Umfrage durchgeführten 
Wissenstest verfügen, erstmals als signifikant. Die Stärke des Zusammenhangs ist zwar nicht sehr 
hoch, aber auf dem 0.1-Prozent-Niveau signifikant. Dies legt die Vermutung nahe, dass der politische 
Konsum nicht nur eine einfache – und entsprechend vergleichsweise häufig ausgeübte – Art und Wei-
se ist, die eigenen politischen Präferenzen einzubringen, sondern vielmehr auch das Wissen über poli-
tische Abläufe, Aktualitäten und Zusammenhänge eine Rolle spielt. Es könnte also sein, dass der 
Nachrichtenkonsum alleine nicht ausreicht, sondern auch ein gewisser Grad an Wissen über die politi-
sche Sphäre notwendig ist, um schliesslich bewusst Produkte zu kaufen oder zu meiden. Allerdings 
ergibt eine zusätzliche Interaktionsanalyse, dass sich der Effekt, der sich aus dem Konsum politischer 
Nachrichten ergibt, auch mit steigendem politischem Wissen nicht verändert.  
 
Online-Partizipation 
Wenig überraschend steigt die Wahrscheinlichkeit der Beteiligung über die virtuellen Netzwerke oder 
andere Möglichkeiten, welche das Internet im Hinblick auf die Einbringung politischer Überzeugun-
gen mit sich bringt, wiederum mit zunehmendem politischem Interesse. Nebst diesem erwarteten Zu-
sammenhang erweist sich die Häufigkeit, mit der ein junger Mensch die Nachrichten verfolgt, ebenso 
als starker Prädiktor. Angesichts der Art der Beteiligung, die einen Internetzugang und entsprechendes 
technisches Equipment voraussetzt, kann vermutet werden, dass dabei das Internet eine besonders 
wichtige Informationsquelle darstellt. Diese Annahme wird denn auch anhand der Ergebnisse zum 
Einfluss des Ressourcenbündels Rekrutierung und Umfeld, welches im folgenden Unterkapitel behan-
delt wird, bekräftigt. Darüber hinaus lässt sich mutmassen, dass bei häufiger Konsultierung von Onli-
																																								 																				
212 Vgl. Tabelle 7.4 zu den Modellschätzungen der anderen Partizipationsformen. 
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ne-Medien und einer gewissen Affinität gegenüber dem World Wide Web die von den Medien zur 
Verfügung gestellte Möglichkeiten213 eher ergriffen werden, als wenn das Internet kaum oder haupt-
sächlich zu Vergnügungszwecken genutzt wird. Nebst diesen beiden Indikatoren kann wiederum ein 
starker Zusammenhang zwischen der Nähe zu linken Parteien und der webbasierten Partizipation fest-
gestellt werden. Dies widerspiegelt Erkenntnisse weiterer Studien zur unterschiedlichen Nutzung des 
Internets je nach politisch-ideologischer Einstellung. Benkler und Shaw (2010) konnten in ihrer Unter-
suchung zum Verhalten in Blogs beispielsweise zeigen, dass links-ausgerichtete Blogs stärker auf die 
Users und deren Mitsprachemöglichkeiten ausgerichtet sind, deren Artikel oftmals länger sind und 
öfter kommentiert sowie Blogs stärker zu Mobilisierungs- und Diskussionszwecken genutzt werden. 
Auch eine Studie zur Online-Beteiligung in Italien kommt zum Schluss, dass sich Personen, welche 
sich ideologisch links verorten, vermehrt via Internet am politischen Leben partizipieren (Vaccari 
2012: 152f.). Wie im Falle des politischen Konsums deuten die Ergebnisse darauf hin, dass Jugendli-
che, die die eigenen politischen Aktivitäten als weder sehr effektiv noch gänzlich unwirksam einschät-
zen, sich leicht weniger wahrscheinlich übers Internet beteiligen als Personen ohne jegliches Wirk-
samkeitsempfinden. Der positive, wenn auch nicht signifikante Effekt hoher interner Efficacy spricht 
jedoch gegen die bereits für den politischen Konsum formulierte These, dass gerade jene Jugendli-
chen, welche der Effektivität ihrer eigenen Handlungen skeptisch gegenüber stehen, vermehrt online 
partizipieren. Schliesslich erweist sich das Wissen über Politik ebenfalls als signifikant, wenn auch 




Über alle Partizipationsformen hinweg kann zusammenfassend festgestellt werden, dass das politische 
Interesse, wie dies in bisherigen Studien immer wieder aufgezeigt worden ist, alle Formen politischer 
Beteiligung positiv beeinflusst. Auch der häufige Nachrichtenkonsum sowie ein gewisses Gefühl der 
Kompetenz im Hinblick auf politische Zusammenhänge und Ereignisse wirken sich mit einer Aus-
nahme partizipationsfördernd aus. Demgegenüber weisen die Resultate darauf hin, dass sich das Ge-
fühl, politische Beteiligung gehöre zu den Pflichten eines „guten“ Bürgers oder einer „guten“ Bürge-
rin, sich lediglich auf die Teilnahme an Wahlen und Abstimmungen auswirkt. Hier läge allenfalls Po-
tential zur Förderung politischer Partizipation junger Erwachsener, wenn in einem ersten Schritt der 
Partizipationsbegriff im Sinne partizipatorischer oder deliberativer Partizipationsansätze erweitert 
wird, gemäss welchen eben nicht nur die Beteiligung an den institutionalisierten Formen, sondern 
vielmehr auch der Austausch über politische Themen im Rahmen von Veranstaltungen oder ganz all-
gemein im Alltag einen „guten“ Bürger ausmachen (vgl. Teorell 2006). Und dann im zweiten Schritt 
																																								 																				




sowohl im Rahmen der politischen Bildung wie auch des politischen Sozialisationsprozesses der Ver-
mittlung eines solchen Gefühls mehr Beachtung geschenkt würde. 
Weiter verweisen die Schätzungen darauf, dass ein Gefühl politischer Wirksamkeit nicht per se parti-
zipationsfördernd wirkt. Es zeigt sich, dass die politische Efficacy grossenteils keinen oder gar einen 
negativen Einfluss auf die Partizipationswahrscheinlichkeit hat. Lediglich in zwei Fällen erhöht die 
Überzeugung, dass eigene politische Handlungen von den zuständigen politischen Akteuren auch ge-
hört und aufgenommen werden, die Partizipationswahrscheinlichkeit denn auch statistisch signifikant. 
Schliesslich scheint das politische Wissen gerade für die stärker institutionalisierten Formen der Parti-
zipation, wo in einem gewissen Grad an Kenntnissen über politische Institutionen und Zusammenhän-
ge eine Voraussetzung aktiver Beteiligung gesehen werden könnte, keine Rolle zu spielen. Dies würde 
gegen alle jene Stimmen sprechen, die sich in einem umfassenderen Staatskundeunterricht eine höhere 
Wahl- und Abstimmungsbeteiligung unter den jungen Erwachsenen erhoffen. Wie bereits erwähnt, 
muss allerdings berücksichtigt werden, dass die Eruierung politischen Wissens über lediglich sechs 
Fragen die tatsächlichen Kenntnisse und Fähigkeiten in der Erfassung politischer Zusammenhänge nur 
annäherungsweise erfasst. Aus Gründen der Durchführbarkeit war eine umfangreichere Erfassung des 
politischen Wissens allerdings nicht möglich. Hier läge indessen sicherlich Potential für weitere Un-
tersuchungen. 
 
7.1.5 Politische Rekrutierung und soziales Umfeld  
Nachdem sich die bisher thematisierten Ressourcenbündel primär auf jene Voraussetzungen kon-
zentrierten, die Personen im Rahmen ihrer Erfahrungen und sozialen Aktivitäten während der Kindheit 
und im Jugendalter erworben haben, richtet sich nun der Fokus auf das breitere soziale Umfeld und 
Orte politischer Mobilisierung oder – im Wortlaut von Verba et al. (2001: 369) – Rekrutierung. Im 
Rahmen des Sozialisierungsansatzes werden die „Institutionen“ als Sozialisierungsagenten bezeichnet, 
unter welche im Hinblick auf die Partizipationsbereitschaft primär die Eltern, der Freundeskreis, aber 
auch soziale Netzwerke und die Schule oder die Medien fallen. Diesen Agenten wird eine spezielle 
Bedeutung zugeschrieben, nicht nur was die Entwicklung eines Individuums hinsichtlich seiner späte-
ren politischen Verhaltensweisen, sondern ganz allgemein was dessen Persönlichkeit und gesellschaft-
liche Handlungsfähigkeit anbelangt. So werden in der vorliegenden Studie denn auch eben genannte 
Sozialisations- oder Rekrutierungsagenten berücksichtigt. Im Hinblick auf den Einfluss der Eltern und 
Freunde wird das Augenmerk darauf gerichtet, inwiefern deren politisches Engagement im Sinne von 
Interesse und Beteiligung sowie die Häufigkeit, mit welcher politische Themen diskutiert werden, das 
Partizipationsverhalten der jungen Erwachsenen beeinflussen. Dabei ist anzunehmen, dass insbesonde-
re ein politisch engagierter Freundeskreis wie auch häufige politische Diskussionen, sei es in der Fa-
milie oder unter Freunden, in einem positiven Zusammenhang mit der Beteiligungswahrscheinlichkeit 
der Befragten stehen. Um zu überprüfen, ob und wie stark die Schule die Jugendlichen politisch mobi-
lisieren kann, werden vier verschiedene Indikatoren einbezogen, die gemäss Literatur partizipations-
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fördernd wirken sollen: die Häufigkeit, mit der im Unterricht politische Themen behandelt werden; 
das Klima im Klassenverband, unter anderem in Bezug auf die Möglichkeiten, viele verschiedene 
Themen und Ansichten in den Unterricht einzubeziehen; sowie die Behandlung verschiedener Per-
spektiven seitens der Lehrperson sowie die Bedeutung, welcher der Entwicklung eines Bürgerpflicht-
gefühls geschenkt wird (vgl. dazu auch Kapitel 4.1.5 bzgl. Operationalisierung). Da schulische Aktivi-
täten bereits als Teil des Humankapitals in die Untersuchung einbezogen wurden, werden diese hier 
nicht ein zweites Mal berücksichtigt. Ebenfalls bereits in die Untersuchung integriert wurde der Ein-
fluss sozialer Netzwerke, zwar weniger in ihrer möglichen Mobilisierungsfunktion, sondern als Orte 
zur Einübung und Entwicklung von Fertigkeiten und Fähigkeiten, welche für politische Handlungen 
eine zentrale Rolle spielen. Entsprechend wurde in die vorliegenden Modelle lediglich eine Dummy-
Variable für das Engagement in sozialen Netzwerken aufgenommen. Schliesslich kommt es auch in 
puncto Medien, in welchen ebenfalls wichtige politische Sozialisationsagenten gesehen werden, inso-
fern zu einer Überschneidung, als der Medienkonsum bereits als Teil des politischen Engagements im 
vorhergehenden Kapitel auf dessen Wirkungskraft untersucht wurde. Da aber in der Literatur oftmals 
darauf verwiesen wird, dass nicht alle Medienformen das politische Verhalten gleichermassen beein-
flussen, wird hier nun überprüft, ob verschiedene Medienarten junge Erwachsene in der Schweiz ei-
nerseits unterschiedlich mobilisieren können und ob andererseits Differenzen in der Wirkung des 
Nachrichtenkonsums via Zeitungen, Fernsehen resp. Radio und Internet auf die unterschiedlichen Par-
tizipationsformen bestehen.  
 
Konventionelle Partizipation 
Ein erster Blick auf die in Tabelle 7.5 dargestellten Modelle zeigt, dass weder das politische Interesse 
noch die politische Aktivität der Eltern einen massgeblichen Einfluss auf die Partizipationsbereitschaft 
der Jugendlichen haben, wobei dies nicht nur für die Wahl- und Abstimmungsbeteiligung gilt, sondern 
für alle Partizipationsformen gleichermassen. Dass das Elternhaus aber in Bezug auf das politische 
Verhalten der jungen Erwachsenen nicht irrelevant ist – vor allem was die konventionelle Beteiligung 
betrifft -, deuten die Ergebnisse zur Häufigkeit, mit der im familiären Rahmen über politische Themen 
diskutiert wird, an. Je häufiger sich Eltern mit ihren Kindern über politische Ereignisse, Zusammen-
hänge etc. unterhalten, desto mehr steigt die Wahrscheinlichkeit der Beteiligung an Abstimmungen 
und Wahlen. Dies legt nahe, dass im Rahmen solcher Diskussionen mit grosser Wahrscheinlichkeit 
auch über aktuelle Abstimmungen oder bevorstehende Wahlen gesprochen wird. Im Hinblick auf die 
Bedeutung des Freundeskreises als so genannten Mobilisierungsagenten scheint nur die Aktivität der 
Freunde einen Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit der Beteiligung an Wahlen und Abstimmungen zu 
haben. Sind die Freunde politisch aktiv resp. sehr aktiv, steigt diese um knapp einen Viertel an, als 
wenn sich im Freundeskreis kaum jemand politisch engagiert. Dies deutet darauf hin, dass je nachdem 
Handlungen mehr als Worte erreichen können. Wie schon zuvor erweist sich das Engagement in so-
zialen Netzwerken als schlechter Indikator konventioneller Beteiligung. Nur die Nutzung von virtuel-
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len Netzwerken wie Facebook zu politischen Zwecken hat auch im Hinblick auf den Gang zur Urne 
einen geringen, aber stark signifikanten Einfluss, was darauf hindeutet, dass diese Netzwerke nicht nur 
dem Austausch von Fotos oder alltäglichen Informationen dienen, sondern vielmehr auch mobilisie-
rend wirken können. Wie zu erwarten, wirkt es sich positiv auf die Partizipationsbereitschaft aus, 
wenn im Unterricht die Entwicklung eines Bürgerpflichtgefühls zur Sprache kommt. Allerdings ist der 
Effekt gering und lediglich auf dem 5-Prozent-Niveau signifikant. Demgegenüber wirkt sich die gele-
gentliche Thematisierung verschiedener Perspektiven leicht negativ auf die Partizipationswahrschein-
lichkeit aus. Was das Mobilisierungspotential der Medien anbelangt, erweist sich nur der Konsum 
politischer Nachrichten über das Fernsehen oder Radio als relevant, allerdings in negativer Richtung. 
Wer gelegentlich über diese Medienkanäle die Nachrichten verfolgt, beteiligt sich leicht weniger 
wahrscheinlich auf konventionelle Art und Weise als Personen, die Radio und Fernsehen – wenn 
überhaupt – für anderes nutzen denn als Quelle politischer Informationen.  
 
Institutionell-konventionelle Partizipation 
Wie erwähnt haben politisches Interesse und Aktivität der Eltern, wie sie hier untersucht wurden, kei-
nen Einfluss auf die Beteiligung an institutionell-konventionellen Partizipationsformen. Wiederum 
wirkt sich aber die Debatte über politische Themen im Elternhaus positiv aus, auch wenn die Stärke 
des Zusammenhangs etwas geringer ist als noch im Hinblick auf die Wahl- und Abstimmungsteilnah-
me. Im Gegensatz zur konventionellen Beteiligung spielt der Freundeskreis resp. dessen politisches 
Engagement im Hinblick auf institutionell-konventionelle Partizipationsformen eine recht wichtige 
Rolle. Sowohl ein sehr hohes politisches Interesse der Freunde wie auch deren regelmässige Ausübung 
politischer Aktivitäten und häufiges Debattieren politischer Themen im Freundeskreis erhöhen die 
Partizipationsbereitschaft der Befragten signifikant. Der zusätzlich stark positive Effekt des Engage-
ments in sozialen Organisationen und Online-Netzwerken legt die Vermutung nahe, dass sich Jugend-
liche nicht nur in der Schule, sondern auch in sozialen Netzwerken treffen und anfreunden. Und sich 
die Organisationen dabei einerseits als Orte der Rekrutierung erweisen, sich die Jugendlichen anderer-
seits aber auch gegenseitig mobilisieren können. Demgegenüber scheint die Schule keine rekrutieren-
de Funktion einzunehmen. Wer sich hingegen regelmässig in Zeitungen über das aktuelle politische 
Geschehen informiert, beteiligt sich mit leicht höherer Wahrscheinlichkeit institutionell-konventionell, 
wohingegen gelegentliches Verfolgen der Nachrichten im TV und Radio einen negativen, wenn auch 
nur geringen und schwach signifikanten Effekt auf die Partizipationsbereitschaft hat. Auch wenn gera-
de in Radio und Fernsehen oftmals über die Hintergründe und Begehren von Volksinitiativen oder 
Referenden berichtet wird, man erinnere sich beispielsweise an die Arena, scheint dieser Informati-






Was die unkonventionelle Partizipation betrifft, nehmen die Eltern als Rekrutierung- oder Mobilisie-
rungsagenten eine noch weniger bedeutende Rolle ein als für die meisten anderen Partizipationsfor-
men. Lediglich häufiges Diskutieren über politische Themen erweist sich als starker Prädiktor des 
tatsächlichen unkonventionellen Engagements. Politische Diskussionen mit Freunden beeinflussen 
indessen die Teilnahme an Demonstrationen oder von Jugendorganisationen ins Leben gerufenen 
Events viel stärker. Ebenfalls positiv, wenn auch etwas weniger stark wirkt sich die Partizipationshäu-
figkeit der Freunde aus. Bereits gelegentliche Beteiligung an politischen Aktivitäten erhöht die Wahr-
scheinlichkeit unkonventioneller Partizipation signifikant. Ob sich der Bekanntenkreis politisch inte-
ressiert scheint hingegen keine Rolle dahingehend zu spielen, ob sich junge Erwachsene auf diese Art 
und Weise am politischen Leben beteiligen. Als starker Prädiktor erweist sich zudem die Mitwirkung 
in sozialen Online- wie Offline-Netzwerken, was deren Bedeutung als Rekrutierungs- resp. Mobilisie-
rungsagenten einmal mehr untermauert. Vor allem virtuelle Netzwerke scheinen Jugendliche zur Par-
tizipation an „Protest“-Aktivitäten zu animieren. In den letzten Jahren wurde die Rolle des Internets 
resp. sozialer Medien wie Facebook oder Twitter angesichts des arabischen Frühlings, aber auch ver-
schiedener Protest-Aktionen in Westeuropa denn auch – vor allem in den Medien – regelmässig the-
matisiert. Es wurde vermutet, dass das Internet aufgrund dessen vielfältiger Möglichkeiten und des 
einfachen Zugangs Bürgerinnen und Bürger um einiges stärker mobilisieren kann als traditionelle 
Netzwerke und Medien. Dieser mögliche Zusammenhang wurde darauf in verschiedenen wissen-
schaftlichen Studien untersucht, wobei mehrfach festgestellt wurde, dass sich Online-Netzwerke in 
punkto Mobilisierungspotential gar nicht so sehr von traditionellen Vereinigungen unterscheiden (vgl. 
González-Bailón et al. 2011: 1), sprich das Mobilisierungspotential nicht grösser ist, auch wenn die 
Nutzung digitaler Medien unter Jugendlichen sehr verbreitet ist (vgl. u.a. Owen 2006; Park et al. 
2009). Andere Studien haben hingegen herausgefunden, dass durchaus ein positiver Zusammenhang 
zwischen der Nutzung digitaler Medien oder Netzwerke und dem Protestverhalten in der „realen“ 
Welt besteht, allerdings nur dann, wenn diese zu politischen Zwecken genutzt werden (Valenzuela et 
al. 2012). Diese Erkenntnisse werden im Rahmen der vorliegenden Untersuchung bekräftigt. Anders 
als hätte erwartet werden können, spielt der Konsum von Nachrichten im Internet keine Rolle, ob sich 
jemand unkonventionell beteiligt oder nicht. Lediglich das gelegentliche wie auch regelmässige Ver-
folgen der aktuellen politischen Geschehnisse in Zeitungen wirkt sich signifikant positiv auf die Parti-
zipationsbereitschaft aus. Wie schon zuvor scheint die Schule auch in Bezug auf die Teilnahme an 
verschiedenen Formen politischen Protests keine Rekrutierungsfunktion einzunehmen. Der Grossteil 







Was die politikernahe Beteiligung anbelangt, scheinen die Eltern eine noch geringere Rolle zu spielen 
als bezüglich der übrigen Aktivitäten. Nur wer sehr häufig mit den Eltern über politische Inhalte dis-
kutiert, übt diese Art der Partizipation mit leicht höherer Wahrscheinlichkeit aus als junge Erwachse-
ne, deren Unterhaltungen mit den Eltern rein unpolitischer Natur sind. Auch der Freundeskreis scheint 
von geringer Bedeutung zu sein, wobei der Effekt eines mässig interessierten Freundeskreises ist – im 
Vergleich mit der Referenzkategorie – sogar negativer Natur ist. Trotzdem nehmen die befreundeten 
Peers eine gewisse Mobilisierungsfunktion ein, nämlich dann wenn sie politisch aktiv sind oder sie 
untereinander sehr häufig über politische Themen sprechen. Wiederum spielt die Schule als politischer 
Sozialisationsagent eine untergeordnete Rolle, wobei immerhin ein Indikator – der Einbezug verschie-
dener Perspektiven durch die Lehrperson – auf einen gering signifikanten, allerdings negativen Effekt 
auf die Partizipationswahrscheinlichkeit hat. Schliesslich zeigt der Blick auf Modell 5.4, dass der letz-
te einbezogene Sozialisationsagent, die Medien, das politische Verhalten ebenfalls leicht beeinflussen. 
Junge Erwachsene, die die Nachrichten in Zeitungen oder im Internet mit grosser Regelmässigkeit 
verfolgen, nehmen signifikant wahrscheinlicher an Gemeindeversammlungen oder Veranstaltungen 
von politischen Jugendorganisationen teil beziehungsweise leiten ihre Anliegen Politikerinnen und 
Politikern im direkten Kontakt weiter. Der Effekt ist allerdings vergleichsweise gering.   
 
Politischer Konsum  
Als nächstes richtet sich der Fokus auf die Bedeutung der verschiedenen Sozialisationsagenten hin-
sichtlich des politischen Konsumverhaltens. Einmal mehr scheinen die Eltern nur insofern eine mobi-
lisierende Wirkung auf ihre Kinder zu haben, wenn sie häufig mit ihnen über politische Themen disku-
tieren. Ein noch stärkerer Zusammenhang besteht allerdings zwischen der Regelmässigkeit politischer 
Debatten unter Freunden und der Wahrscheinlichkeit sich mittels bewusstem Kauf oder Nicht-Kauf 
politisch zu engagieren. Da die Entscheidung, sich einem solchen Boy- oder Buykott anzuschliessen, 
anlässlich aktueller Ereignisse getroffen wird, erscheint diese Verbindung naheliegend. Denn in politi-
schen Diskussionen kommen sehr oft Tagesaktualitäten oder zurzeit in den Medien thematisierte Ge-
schehnisse zur Sprache, eine Annahme, welche angesichts des positiven Effekts des Konsums von 
Zeitungsnachrichten untermauert wird. Demgegenüber erweist sich das sonstige politische Engage-
ment im Freundeskreis als wenig relevant, was die Erklärung politischen Konsums betrifft. Sowohl 
grosses Interesse an der Politik sowie die häufige Beteiligung an politischen Aktivitäten erweisen sich 
als signifikante Indikatoren, allerdings lediglich auf dem 5-Prozent-Niveau. Darüber hinaus ist der 
Effekt politischer Aktivität der Freunde negativ, wirkt entsprechend eher abschreckend als mobilisie-
rend. Auch das schulische Umfeld scheint wiederum keinen Einfluss auf die Beteiligungswahrschein-
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im Unterricht thematisieren, auch Tagesaktualitäten miteinbeziehen, welche wiederum Jugendliche zu 
eben dieser Art der Beteiligung motivieren könnten. Augenscheinlich ist dies aber nicht der Fall. Im 
Gegensatz dazu nehmen traditionelle wie auch virtuelle soziale Netzwerke einmal mehr eine rekrutie-
rende Funktion ein. Es ist hierbei wieder anzunehmen, dass in solchen Netzwerken einerseits über 
politische Themen diskutiert wird und andererseits eine gewisse Dynamik oder ein Gruppendruck 
herrscht, wobei bereits engagierte Mitglieder andere überzeugen (wollen), ebenfalls aktiv zu werden 
(vgl. u.a. Park et al. 2009).  
 
Online-Partizipation 
Auch in Bezug auf die Beteiligung an verschiedenen politischen Aktivitäten im Internet wirken die 
bereits als mobilisierend identifizierten Sozialisationsagenten partizipationsfördernd. Besondere Be-
deutung nimmt dabei wiederum die Diskussionshäufigkeit politischer Inhalte im Freundeskreis ein. 
Auch die Mitwirkung in sozialen Netzwerken ist ein starker Prädiktor. Nicht überraschend angesichts 
der Art der politischen Beteiligung – oder fast schon als tautologisch – erweist sich die Aktivität in 
virtuellen sozialen Medien. Ebenso wenig mag der positive Zusammenhang zwischen dem Verfolgen 
der aktuellen Geschehnisse via Internet und der Wahrscheinlichkeit, online zu partizipieren, verwun-
dern. Etwas unerwarteter hingegen ist der negative Einfluss zweier Indikatoren zum schulischen Um-
feld. So scheinen die gelegentliche Behandlung verschiedener Perspektiven sowie die oftmalige The-
matisierung politischer Partizipation als Bürgerpflicht die Partizipationswahrscheinlichkeit der jungen 
Erwachsenen zu senken. Allerdings sind die Effekte sehr gering und lediglich knapp signifikant, wer-
den daher auch nicht genauer ausgeführt. 
 
Diskussion 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass zwei der einbezogenen Sozialisationsagenten, der Freun-
deskreis sowie soziale On- wie Offline-Netzwerke, junge Erwachsene in ihrem politischen Partizipati-
onsverhalten massgeblich beeinflussen. Demgegenüber nehmen die Eltern und die Medien eine se-
kundäre Rolle ein. Die Schule erweist sich schliesslich als Ort der Rekrutierung oder Mobilisierung 
fast als gänzlich unwichtig. Im Gegenteil wirkt sich dieser Sozialisationsagent eher partizipations-
hemmend denn mobilisierend, wenn auch nur in sehr geringem und statistisch nur knapp signifikanten 
Masse. Auch wenn separate Modelle für die verschiedenen Schultypen geschätzt werden, lassen sich 
diesbezüglich keine Unterschiede feststellen. Wie erwähnt beeinflussen weder das politische Interesse 
noch die politische Aktivität der Eltern das Partizipationsverhalten der jungen Erwachsenen in rele-
vantem Ausmass. Aus diesen Ergebnissen lässt sich schliessen, dass es – anders als dies vielfach an-
genommen wird –keine grosse Rolle spielt, ob und wie stark die Eltern selber politisch engagiert sind. 
So kann ein junger Erwachsener, der mit Politik nicht viel anfangen kann, ebenso einem politisch sehr 
aktiven und interessierten Elternhaus entstammen, wie ein Sohn oder eine Tochter von politisch desin-
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teressierten und inaktiven Eltern sich politisch sehr aktiv zeigen kann. Demgegenüber erweist sich die 
Diskussionshäufigkeit im familiären Rahmen als durchaus starker Prädiktor politischer Aktivität. In 
fast allen Fällen erhöht sich die Beteiligungswahrscheinlichkeit signifikant, wenn im Elternhaus re-
gelmässig über politische Themen gesprochen wird. Diese Erkenntnisse schwächt die zuvor formulier-
te Annahme, dass das politische Engagement der Eltern scheinbar keinen Einfluss auf das Verhalten 
der Jugendlichen hat. Vielmehr scheint es so, dass mögliche Effekte ersterer beider „Eltern-Variablen“ 
vom starken Einfluss der Diskussionshäufigkeit absorbiert werden. Denn es ist nicht anzunehmen, 
dass politisch weder interessierte noch aktive Eltern regelmässig mit ihren Kindern über politische 
Gegenstände diskutieren. Angesichts der besonders starken Relationen zwischen häufigen politischen 
Debatten mit den Eltern und der Beteiligung an Wahlen und Abstimmungen einerseits und an politisch 
motivierten Boy- oder Buykotts andererseits kann vermutet werden, dass bei solchen Gesprächen häu-
fig aktuelle Themen angesprochen werden wie beispielsweise Abstimmungsvorlagen oder Ereignisse, 
die sich auf das Konsumverhalten auswirken können. Eine wichtigere Rolle nehmen die Freunde ein, 
wenn es darum geht, die Partizipationsbereitschaft junger Erwachsener zu erklären. Diese Erkenntnis 
bekräftigt die Annahme von Vertretern des Sozialisationsansatzes, wonach die Familie im Hinblick 
auf das soziale und politische Engagement mit steigendem Alter an Bedeutung verliert, andere Soziali-
sationsagenten hingegen an Bedeutung gewinnen (vgl. Hirsch 1971: 72-77). Dazu zählen während der 
Adoleszenz und im frühen Erwachsenenalter nebst dem schulischen Umfeld, sozialen Netzwerken 
oder den Medien allen voran die Peers, deren Einfluss gemäss Buhrmester und Furman (1987) „an 
important process behind the adoption of thoughts and behaviors among peers“ darstellt (zit. nach 
Dahl/Van Zalk 2013: 2). Eine funktionierende Übertragung politischer Verhaltensweise unter Freun-
den setzt Dahl und Van Zalk zufolge unter anderem voraus, dass ein regelmässiger Austausch über 
politische Inhalte stattfindet (ebd.: 2, vgl. auch Ekström/Östman 2013). Dies mag den starken Zusam-
menhang zwischen häufigen Diskussionen unter Freunden und der Bereitschaft, sich politisch zu be-
teiligen, erklären. Als ebenfalls starker Prädiktor stellt sich die Aktivität in sozialen On- und Offline-
Netzwerken heraus. Bereits im Modell zum Einfluss des sozialen und politischen Kapitals haben die 
Ergebnisse auf die Bedeutung verschiedener Vereinigungen und Organisation angedeutet, einerseits 
als Ort, wo für die Partizipation notwendige Fertigkeiten eingeübt und weiterentwickelt werden kön-
nen, andererseits auf deren rekrutierende und mobilisierende Funktion. Diese These wird durch die im 
Rahmen der Modellberechnungen zum Ressourcenbündel „Rekrutierung und soziales Umfeld“ ermit-
telten Ergebnisse bekräftigt, wobei das Engagement in digitalen Netzwerken insbesondere die Wahr-
scheinlichkeit, sich an Protestaktionen inklusive politischen Konsums zu beteiligen, signifikant und 
stark erhöht. Schliesslich scheint der regelmässige Konsum von Nachrichten die Partizipationsbereit-
schaft zu beeinflussen, wobei sich Unterschiede im Hinblick auf verschiedene Medientypen feststellen 
lassen. Wo sich regelmässiges Verfolgen von Zeitungsnachrichten auf einen Grossteil der Partizipa-
tionsformen positiv auswirkt, beeinflusst gelegentliches Verfolgen aktueller Geschehnisse in Fernse-
hen und Radio die Partizipationsbereitschaft eher negativ. Allerdings sind diese Zusammenhänge 
schwach und nur in zwei Fällen knapp signifikant. Das Internet als Nachrichtenmedium nimmt eine 
Mittelposition ein. Jugendliche, die sich regelmässig online über aktuelle Ereignisse in Politik, Wirt-
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schaft und Gesellschaft informieren, nehmen zwar eher an politikernahen Formen der Partizipation 
sowie an politischen Aktivitäten im Internet teil, für die anderen Partizipationsformen scheint dieses 
Medium aber keine mobilisierende Wirkung zu haben. Diese Ergebnisse widerspiegeln bisherige Er-
kenntnisse zum Einfluss verschiedener Medienformen auf das Partizipationsverhalten insbesondere 
junger Menschen. Autoren wie McLeod et al. (1999) oder Norris (2006) konnten in ihren Studien zei-
gen, dass der Konsum von Nachrichten in Zeitungen die Wahrscheinlichkeit, lokal oder an Wahlen zu 
partizipieren positiv beeinflusst Demgegenüber konnte ein solcher Effekt im Hinblick auf TV-
Nachrichten nicht nachgewiesen werden. Was das dritte Nachrichtenmedium, das Internet betrifft, 
divergieren die Ansichten. Putnam (2000, 2001) verwies in seinen Untersuchungen auf einen negati-
ven Zusammenhang, sprich er fand heraus, dass „online news consumers volunteered, trusted, and 
spent time with friends at lower rates than other Americans“ (zit. nach McDonald 2008: 50), woraus er 
schliesst, dass diese Formen der Kommunikation politisches Engagement eher hemmen statt fördern. 
Andere Autoren kommen hingegen zum Schluss, dass sich der Konsum von Online-Nachrichten nicht 
wesentlich von Nachrichten in anderen Medien wie dem Fernsehen unterscheidet (Shah et al. 2009), 
wohingegen beispielsweise McDonalds Ergebnisse (2008) zum Nutzen der digitalen Gesellschaft da-
rauf hindeuten, dass das Verfolgen von Online-Nachrichten sich durchaus positiv nicht nur auf die 
Bereitschaft zivilgesellschaftlicher und politischer Beteiligung, sondern auch auf das politische Wis-
sen auswirkt. Wie die vorliegende Untersuchung zeigt, ist die Wirkung des Internets als Nachrichten-
medium je nach Partizipationsform unterschiedlich. Zwar erweist sich der regelmässige Konsum von 
Online-News für die Mehrheit der einbezogenen Partizipationsformen, unter anderem die Wahl- und 
Abstimmungsbeteiligung,  als irrelevant, hat aber eine fördernde Wirkung, was die politikernahe so-
wie die Online-Partizipation betrifft. Entsprechend untermauern die vorliegenden Ergebnisse die Er-
kenntnisse bisheriger Studien weitestgehend. Weitere Untersuchungen könnten sicherlich mehr Auf-
schluss über die Bedeutung dieses Mediums geben.  
 
7.1.6  Werthaltungen 
Das nächste Ressourcenbündel umfasst verschiedene Werte und Werteinstellungen politischer, aber 
auch gesellschaftlicher Natur, wobei zwei gesellschaftsbezogene, eine politische und zwei persönliche 
Einstellungen berücksichtigt werden. So wird einerseits überprüft, ob die Haltung gegenüber der Ge-
schlechtergleichstellung wie auch Ausländerinnen und Ausländern eine Rolle spielen könnte, ob und 
wie eine junge Person am politischen Prozess teilnimmt. Andererseits wird – anschliessend an die 
Analyse der Effekte der Parteinähe in Kapitel 7.1.4 – die Verortung auf dem Links-Rechts-Spektrum 
einbezogen. Angesichts der Ergebnisse zur Parteinähe liegt die Vermutung nahe, dass sich vor allem 
eine sehr linke resp. rechte Einstellung signifikant auf das Partizipationsverhalten auswirken könnte. 
Schliesslich werden die persönliche Religiosität sowie die Religionszugehörigkeit auf ihre Bedeutung 
für das politische Verhalten überprüft, wobei im Hinblick auf letzteren Indikator – in Anlehnung an 
die Ausführungen in Kapitel 3.1.5 – vor allem untersucht wird, ob sich Angehörige der römisch-
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katholischen Konfession in ihrer Partizipationsbereitschaft von den übrigen Konfessionen resp. Reli-
gionen sowie konfessionslosen Jugendlichen unterscheiden.   
 
Konventionelle Partizipation 
Was die Beteiligung an Wahlen und Abstimmungen betrifft, scheinen Wertvorstellungen keine Rolle 
zu spielen. So unterscheiden sich die Jugendlichen in ihrer Partizipationsbereitschaft nicht einmal je 
nach politisch-ideologischer Ausrichtung. Zwar verweist das negative Vorzeichen für die Kategorien 
„eher links“ und „Mitte“ darauf, dass junge Erwachsene, die mitte-links eingestellt sind, weniger 
wahrscheinlich an die Urne gehen als Jugendliche am linken Rand. Gleichzeitig zeigt sich, dass eine 
Verortung am rechten Rande des Spektrums eher zu einer höheren Wahrscheinlichkeit der Teilnahme 
an konventionellen Aktivitäten führt. Allerdings sind die Effekte in beiden Fällen nur sehr gering und 
statistisch nicht signifikant, sprich die ideologische Ausrichtung spielt in Bezug auf die konventionel-
len Formen der Beteiligung nur eine sehr untergeordnete Rolle. Interessant ist allerdings, dass sich 
Jugendliche, welche sich auf der Links-Rechts-Achse nicht verorten können214, vergleichsweise um 
einiges weniger wahrscheinlich an Wahlen und Abstimmungen beteiligen. Das bedeutet, dass eine 
gewisse ideologische Haltung gegenüber politischen Themen und Ausrichtungen als Voraussetzung 
für den Gang an die Urne angesehen werden kann. Demgegenüber erweisen sich die übrigen Indikato-
ren zur Wertorientierung der jungen Erwachsenen als irrelevant für diese Form der Partizipation. Ins-
besondere die These zur tieferen Beteiligung römisch-katholischer Jugendlicher kann damit verworfen 
werden. Interessant wäre allerdings die Überprüfung, ob sowohl die politisch-ideologische Ausrich-
tung wie auch die Einstellung gegenüber der Gleichstellung von Mann und Frau wie auch Ausländern 
und Schweizern je nach Thema der Abstimmungsvorlage die Teilnahme an der jeweiligen Abstim-
mung beeinflussen. Da aber lediglich erhoben wurde, ob die Jugendlichen abgestimmt haben, nicht 




Ein Blick auf Modell 6.2 in Tabelle 7.6 zeigt, dass Werte für die Bereitschaft, sich politisch zu beteili-
gen, durchaus eine Rolle spielen. So nehmen junge Erwachsene, die die Gleichstellung von ausländi-
schen und Schweizer Bürgern befürworten, etwas eher an institutionell-konventionellen Aktivitäten 
teil als dieser Art von Gleichstellung sehr skeptisch gegenüberstehende Jugendliche. Als weit stärkerer 
Prädiktor erweist sich die Links-Rechts-Verortung. Die negativen Vorzeichen verweisen darauf, dass 
sich ganz links eingestellte Jugendlichen im Vergleich zu den übrigen Gleichaltrigen wahrscheinlicher 
																																								 																				
214 Im Vergleich zum Grossteil der übrigen Kategorien, die die fehlenden Werte integrieren, handelt es sich hier 
nicht um einige wenige Fälle, sondern mit einem N von 612 um doch fast einen Siebtel des Samples. Entspre-
chend ist der negative und signifikante Effekt der fehlenden Werte durchaus von Bedeutung. 
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an dieser Form beteiligen, diese Aktivitäten also vor allem dem „linken“ Handlungsrepertoire zuge-
ordnet werden können. Wiederum erweist sich auch die Missing-Kategorie als statistisch signifikant. 
Das heisst, dass sich diejenigen Jugendlichen, die über keine bestimmte politische Ideologie verfügen, 
vergleichsweise noch weniger wahrscheinlich im Rahmen institutionell-konventioneller Partizipa-
tionsformen engagieren. Was angesichts der eben beschriebenen Zusammenhänge etwas überraschen 
mag, ist der positive Effekt einer sehr religiösen Haltung, obwohl Religiosität und eine linke Ideologie 
intuitiv nicht unbedingt miteinander in Verbindung gebracht werden. Angesichts der geringen Stärke 
des Zusammenhangs soll aber nicht allzu viel in dieses Ergebnis hineininterpretiert werden. Wo ein 
negativer Einfluss der römisch-katholischen Konfessionszugehörigkeit im Falle konventioneller Betei-
ligung erwartet wurde, aber ausblieb, unterstützen katholische Jugendliche politische Kampagnen 
augenscheinlich mit geringerer Wahrscheinlichkeit als junge Erwachsene, die einer anderen Konfessi-
on bzw. Religion oder gar keiner religiösen Gemeinschaft angehören. Wiederum ist der Effekt aber 
nur gering, allerdings auf dem 0.1-Prozent-Niveau signifikant. 
 
Unkonventionelle Partizipation 
Ähnlich wie für die institutionell-konventionellen Partizipationsformen erweisen sich fast alle berück-
sichtigten Wertvorstellungen mindestens als teilweise relevant, wenn es um die Erklärung unkonventi-
oneller Beteiligung junger Erwachsener geht. Stärkster Prädiktor ist die Selbsteinschätzung auf der 
Links-Rechts-Skala. Wie zuvor sind die Effekte aller Kategorien im Vergleich zu sehr links eingestell-
ten Jugendlichen negativ, was darauf hindeutet, dass auch diese Form politischer Aktivität am ehesten 
von jungen Erwachsenen ausgeübt wird, die sich ideologisch am linken Pol verorten. Diese Befunde 
unterstützen die weitverbreitete Vorstellung, dass vor allem Bürgerinnen und Bürger, die linken sozia-
len und politischen Bewegungen angehören oder nahe stehen, an Protestaktionen teilnehmen, seien 
dies Umwelt-, Menschenrechtsaktivistinnen und -aktivisten, Feministinnen oder Gewerkschafter. Die-
se Annahme, dass insbesondere Mitglieder oder Sympathisanten neuer linker Bewegungen sich aus-
serhalb des institutionalisierten Rahmens politisch engagieren, wurde in verschiedenen wissenschaftli-
chen Artikeln denn auch nachgewiesen (vgl. bspw. Norris 2002, 2004; Gundelach 1995). Ähnlich 
argumentieren weitere Autoren wie Inglehart (u.a. 1977, 1979) oder Flanagan und Lee (2003: 238), 
wobei sie aufgrund des von ihnen beschriebenen Wertewandels nicht mehr von einem Links-Rechts-
Cleavage sprechen, sondern von Postmaterialismus versus Materialismus resp. libertarians versus 
authoritarians, wobei ersteren jeweils Werte und Einstellungen zugeschrieben werden, die eher am 
linken denn am rechten Rand des politischen Spektrums einzuordnen sind. Entsprechend bekräftigen 
die vorliegenden Resultate die Erkenntnisse aus der Literatur auch im Hinblick auf junge Erwachsene 
im Schweizer Kontext. Da die Unterstützung für die Gleichstellung von Ausländern und „Inländern“ 
und linken Parteien um ein Vielfaches höher ist als unter Parteien der Mitte und des rechten Flügels 
(vgl. Lüdemann 2000: 384; Hirter/Vatter 2010), mag es nicht verwundern, dass eine positivere Einstel-
lung gegenüber Ausländerinnen und Ausländern die Wahrscheinlichkeit der Beteiligung an unkonven-
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tionellen Partizipationsformen signifikant erhöht. Weiter erweisen sich auch die beiden Variablen zur 
Religiosität resp. Religion als statistisch signifikant. Dabei beteiligen sich wenig religiöse Jugendliche 
im Vergleich zur Referenzkategorie eher weniger, sehr religiöse junge Erwachsene hingegen etwas 
wahrscheinlicher an Protestaktione. Die Zugehörigkeit zur römisch-katholischen Konfession hingegen 
hat wiederum eine partizipationssenkende Wirkung, wobei die Stärke des Zusammenhangs leicht hö-
her ist als noch zuvor für die institutionell-konventionelle Beteiligung.   
 
Politikernahe Partizipation 
Die Bereitschaft der Beteiligung an politischen Aktivitäten, bei welchen die Jugendlichen im direkten 
Austausch mit Politikerinnen und Politikern stehen, wird vor allem durch die ideologische Verortung 
erklärt. Die Religiosität und die Einstellung gegenüber Ausländern spielt zwar ebenfalls eine Rolle, 
allerdings fallen die Effekte eher gering aus, insbesondere was zweitere Wertehaltung betrifft. Dem-
gegenüber erhöht eine religiöse resp. sehr religiöse Einstellung die Beteiligungswahrscheinlichkeit 
zwar nur leicht, der Zusammenhang ist allerdings auf dem 1-Prozent-Niveau signifikant. Im Gegensatz 
zu den zuvor behandelten beiden Partizipationsformen erweist sich die Links-Rechts-Einschätzung als 
schwächerer Prädiktor. Wiederum beteiligen sich ganz links eingestellte Jugendliche im Vergleich zu 
jenen, die sich eher links oder in der Mitte verorten, mit grösserer Wahrscheinlichkeit. Anders als zu-
vor ist die Bereitschaft der Beteiligung an dieser Partizipationsform aber unter sehr rechts eingestellten 
Jugendlichen am höchsten. Es kann vermutet werden, dass Jugendliche, die sich den extremen Rech-
ten nahefühlen, eher den Kontakt zu ähnlich eingestellten Amtsträgern suchen, um ihre politischen 
Interessen zu äussern, und weniger mittels „Strassenaktivitäten“ wie der Teilnahme an einer Demonst-
ration – trotz immer häufigeren Protestmärschen rechtsextremer Organisationen (vgl. bspw. Udris 
2011:132) – oder die Beteiligung über institutionell-konventionelle Partizipationsformen politischen 
Einfluss nehmen wollen. 
 
Politischer Konsum  
Im Gegensatz zu den übrigen Modellen zum Einfluss von Werthaltungen erweist sich die Unterstüt-
zung der Geschlechtergleichstellung als relevanter und starker Prädiktor. Wer der Gleichstellung von 
Frau und Mann im beruflichen wie auch häuslichen Alltag positiv gegenübersteht, wird politische 
Präferenzen mit vergleichsweise grösserer Wahrscheinlichkeit über einen politisch oder ethisch moti-
vierten Konsum einbringen. Eine naheliegende Erklärung für diesen Zusammenhang wäre, dass Frau-
en sich einerseits eher für die Gleichstellung beider Geschlechter einsetzen (Eagly et al. 2004: 809) 
und gleichzeitig der politische Konsum unter weiblichen Bürgern weiterverbreitet ist als unter männli-
chen (vgl. u.a. Micheletti 2006). Ähnlich positiv wirkt sich auch die Einstellung gegenüber Auslän-
dern auf die Partizipationsbereitschaft aus, wobei insbesondere die starke Unterstützung der Gleich-
stellung zwischen Schweizern und Ausländern die Wahrscheinlichkeit der Beteiligung an einem Boy- 
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oder Buykott signifikant erhöht. Einmal mehr deuten die Ergebnisse auf einen starken Zusammenhang 
zwischen politisch-ideologischer Einstellung und politischer Aktivität hin, wobei mit zunehmend rech-
ter Einstellung weniger wahrscheinlich politisch konsumiert wird. Wer sich eher rechts verortet, betei-
ligt sich denn auch deutlich weniger wahrscheinlich als sehr links eingestellte junge Erwachsene. Be-
züglich der Religion resp. Religiosität verweisen die Ergebnisse erneut darauf hin, dass die katholische 
Konfessionszugehörigkeit sich negativ auf die Partizipationsbereitschaft auswirkt. Ebenfalls  als parti-
zipationshemmend, wenn auch nur in geringem und knapp signifikanten Ausmass, erweist sich die 
Kategorie „kaum religiös“.  
 
Online-Partizipation 
Auch im Hinblick auf die Beteiligung an politischen Aktivitäten übers World Wide Web zeigt sich in 
puncto Wirkung der Indikatoren zur Gleichstellung von Ausländern, der ideologischen Verortung wie 
der Zugehörigkeit zur römisch-katholischen Kirche ein ähnliches Bild wie für die Beteiligung an den 
übrigen Partizipationsformen (mit Ausnahme der Wahl- und Abstimmungsbeteiligung). Einzige Ab-
weichung des bekannten Musters findet sich hinsichtlich der Effektstärke der Selbsteinschätzung auf 
der Links-Rechts-Achse bei der Kategorie „sehr rechts“. Hier weisen die Ergebnisse darauf hin, dass 
der Unterschied in der Beteiligungswahrscheinlichkeit zwischen ganz links und ganz rechts eingestell-
ten Jugendlichen gar nicht so gross ist. Letztere nehmen zwar weniger wahrscheinlich an Online-
Aktivitäten teil als erstere, allerdings ist der Effekt gering und nur knapp signifikant. Demgegenüber 
ist die Bereitschaft, im Internet politisch aktiv zu werden, unter eher gemässigt eingestellten jungen 
Erwachsenen um einiges geringer und von grösserer statistischer Signifikanz. Dies legt die Vermutung 
nahe, dass vor allem Jugendliche mit einer extremeren Anschauung in virtuellen Netzwerken, Blogs 
etc. aktiv sind und so ihre Meinungen und Überzeugungen kundtun.  
 
Diskussion 
Alles in allem lässt sich feststellen, dass sich – mit Ausnahme der Beteiligung an Wahlen und Ab-
stimmungen – die ideologische Orientierung als stärkster Prädiktor des Ressourcenbündels „Werthal-
tungen“ herausstellt, wobei Jugendliche am linken Rand des politischen Spektrums im Falle von vier 
der übrigen fünf Formen politischer Beteiligung die höchste Partizipationsbereitschaft aufweisen. Nur 
im Hinblick auf politikernahe Aktivitäten wie die Kontaktierung von Politikerinnen und Politikern, die 
Teilnahme an Gemeindeversammlungen sowie an von politischen Jugendorganisationen ausgerichte-
ten Veranstaltungen beteiligen sich junge Erwachsene, die sich rechts aussen verorten, noch wahr-
scheinlicher, wenn auch hier die Stärke des Zusammenhangs etwas geringer ist. Was die Online-
Partizipation betrifft, sind die Unterschiede im politischen Verhalten von Jugendlichen am linken wie 
rechten Pol nicht so gross wie zwischen ideologisch eher extrem eingestellten und gemässigten jungen 
Erwachsenen. Was zudem ins Auge sticht, wenn auch nicht allzu sehr überraschen mag, sind die signi-
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fikanten und starken Effekte der Missing-Kategorie, welche in allen Modellen zu beobachten sind. 
Diese Ergebnisse deuten – wie bereits angesprochen – darauf hin, dass jene Schülerinnen und Schüler, 
die sich keiner politischen Ideologie nahefühlen oder mit Politik „nichts am Hut haben“, sich viel we-
niger wahrscheinlich politisch beteiligen als die übrigen Jugendlichen. Daraus lässt sich schliessen, 
dass das Vorhandensein gewisser politisch-ideologischer Überzeugungen und Einstellungen eine Vo-
raussetzung für tatsächliche politische Handlungen darstellt. Der mögliche Grund dafür, dass beson-
ders links eingestellte Jugendliche sich an einem Grossteil der berücksichtigen Partizipationsformen 
eher beteiligen als die übrigen befragten jungen Menschen, wurde weiter oben bereits diskutiert. Die 
logische Folgerung aus diesen Ausführungen ist, dass es sich sowohl bei institutionell-konventionellen 
und unkonventionellen Partizipationsformen, dem politischen Konsum und der Online-Beteiligung 
vorwiegend um Aktionsformen aus dem Repertoire sozialer Bewegungen, Parteien oder Gruppierun-
gen handelt, die als klassischerweise links bezeichnete Ideologien vertreten. Sollten diese Vermutun-
gen zutreffen, müssten sich die aktiven Mitgliedern sozialer Organisationen, Menschenrechts- oder 
Umweltorganisationen, also Vereinigungen, die in der Partizipationsliteratur mit linken Ansichten in 
Verbindung gebracht werden (siehe oben), auf der Links-Rechts-Achse tendenziell eher links der Mit-
te verorten. Die Analyse der Häufigkeitsverteilungen organisatorischer Aktivität nach Netzwerken und 
politischer Ideologie bestätigt diese Vermutung. In allen Organisationen engagieren sich (eher) links 
eingestellte Jugendliche vergleichsweise stärker.215 In diesem Zusammenhang kann auch die positive 
Wirkung einer Befürwortung der Gleichstellung von Ausländern und Schweizern gesehen werden, die 
in fünf der sechs Modelle zu beobachten ist. Die Haltung gegenüber Ausländerinnen und Ausländern 
steht denn auch in einem starken Zusammenhang zur politisch-ideologischen Orientierung, was sich 
unter anderem in den Parteiparolen, Wahlversprechungen oder den Stimm- und Wahlentscheidungen 
der Bürgerinnen und Bürger zeigt. Zusammengenommen ergibt sich daraus, dass Jugendliche, die 
Ausländern gegenüber positiv eingestellt sind, eher linke Ideologien vertreten und folglich verstärkt zu 
Aktivitäten aus dem mit linken Bewegungen in Verbindung gebrachten Handlungsrepertoire greifen. 
Schliesslich weisen die Ergebnisse darauf hin, dass die Religionszugehörigkeit, aber auch die persön-
liche Religiosität, die mit einem Engagement in religiösen Gemeinschaften einhergehen kann, aber 
nicht muss, für die Erklärung des Partizipationsverhaltens junger Erwachsener durchaus eine Rolle 
spielen. Einerseits engagieren sich sehr religiöse Jugendliche mit leicht höherer Wahrscheinlichkeit an 
institutionell-konventionellen, unkonventionellen und politikernahen Partizipationsformen. Anderer-
seits wirkt sich – wie erwartet – die Zugehörigkeit zur römisch-katholischen Konfession grösstenteils 
negativ auf die Partizipationsbereitschaft aus. Gleichzeitig bleibt ein solcher Effekt für jene Formen 
politischer Beteiligung, wo dieser negative Zusammenhang aufgrund bisheriger Erkenntnisse erwartet 
wurde, allerdings aus. Ruft man sich den negativen Effekt des Engagements in kirchlichen Organisati-
onen ins Gedächtnis und verbindet diesen mit der Tatsache, dass römisch-katholische Jugendliche die 
vergleichsweise grösste Gruppe an in kirchlichen Organisationen Engagierten ausmachen, liegt die 
																																								 																				
215 Es sei allerdings darauf hinzuweisen, dass junge Erwachsene, die sich der politischen Mitte zuordnen, insge-
samt die grösste Gruppe unter den sehr aktiven Mitgliedern dieser drei Organisationen bilden, was die These 
leicht abschwächt.  
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Vermutung nahe, dass das Engagement im Rahmen der katholischen Kirche die Partizipationsbereit-
schaft eher hemmt als fördert. Verba et al. (1995: 278) erklären diesen Zusammenhang damit, dass die 
Mitarbeit in katholischen Gemeinschaften aufgrund der hierarchischen Struktur die Entwicklung von 
für die politische Partizipation notwendigen Skills weniger stark unterstützt als die Mitwirkung in 
Organisationen anderer Konfessionen (vgl. auch Jones-Correa/Leal 2001: 753). Es scheint, dass diese 
für den amerikanischen Kontext formulierten Thesen auch für die Schweiz als Erklärung dienen kön-
nen. Bekräftigt wird diese Annahme denn auch durch die Ergebnisse einer zusätzlichen Analyse, in 
welcher statt einer Dummy-Variable für die Zugehörigkeit zur katholischen Kirche ein umfassenderer 
Indikator einbezogen wurde. So beteiligen sich evangelische Jugendliche denn auch mit leicht höherer 
Wahrscheinlichkeit mittels institutionell-konventionellen Partizipationsformen, Online-Aktivitäten wie 
auch politischen Konsums am politischen Leben. Auch jene jungen Erwachsenen, die angeben, keiner 
Religion oder Konfession anzugehören, zeigen grössere Bereitschaft, politisch zu agieren als ihre ka-
tholischen Mitschülerinnen und -schüler, wobei dieser Zusammenhang für fast alle Partizipationsfor-
men festgestellt werden kann.  Nur im Hinblick auf die Beteiligung an Wahlen und Abstimmungen 
sowie an politikernahen Aktivitäten zeigen sich keine grösseren Unterschiede zwischen den Angehö-
rigen verschiedener Konfessionen und Religionen.    
 
7.1.7 Soziodemografischer Hintergrund 
Als letztes richtet sich der Fokus auf den soziodemografischen Hintergrund, wobei ein Teil dieser 
Variablen – Geschlecht, Alter und Migrationshintergrund – bereits in Form von Kontrollvariablen in 
alle vorangegangenen Modelle bereits einbezogen wurde. Der Vollständigkeit halber werden die wei-
teren soziodemografischen Indikatoren in Kombination mit den Kontrollvariablen nochmals in separa-
ten Modellen auf ihren Einfluss überprüft216.  Dies sind die Sprachregion, in welcher der oder die Be-
fragte wohnt217, sowie die Art der Wohngemeinde – Stadt, Agglomeration, ländliche Gemeinde oder 
isolierte Stadt. Hinsichtlich der Sprachregion lässt sich in Anlehnung an die Literatur vermuten, dass 
aufgrund des eher repräsentativ ausgerichteten politischen Systems der Westschweizer Kantone stär-
ker institutionalisierte Formen der Partizipation mit grösserer Wahrscheinlichkeit ergriffen werden als 
in den übrigen Sprachregionen. Im Vergleich dazu sollte die Bereitschaft der Partizipation an direkt-
demokratische Formen in der Deutschschweiz höher sein (vgl. Baglioni 2007). In Bezug auf den Ein-
fluss der Gemeindeform wurde bereits in Kapitel 3.1.6 ausgeführt, dass sich in der Literatur zwei An-
																																								 																				
216 Es wurde zusätzlich pro Beteiligungsform ein Modell geschätzt, in welchem der Migrationshintergrund nicht 
anhand des basierend auf der Operationalisierung von Strijbis (2014) erstellten Indikators erfasst wird, sondern 
separat über Nationalität und Geburtsort der befragten Personen sowie deren Eltern. Die Berechnungen zeigen, 
dass sich Personen ohne Schweizer Staatsbürgerschaft leicht wahrscheinlicher institutionell-konventionell und 
unkonventionell beteiligen – was die obige Argumentation, dass eine fehlende Staatsbürgerschaft Personen eher 
zu Partizipationsformen greifen lässt, welche die Schweizer Nationalität nicht voraussetzen, bekräftigt.  Andere 
signifikante Effekte finden sich jedoch nicht, so dass im Folgenden weiterhin auf die Migrationsvariable nach 
Strijbis zurückgegriffen wird. 
217 Aufgrund der geringen Fallzahlen wurden nur die drei grösseren Sprachregionen Deutschschweiz, Romandie 
und Tessin einbezogen. 
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sätze gegenüberstehen, wobei die Mobilisierungsthese von einer stärkeren politischen Aktivität der 
Bürgerinnen und Bürger aus grösseren Gemeinden ausgeht. Demgegenüber vermutet der „Decline-of-
community“-Ansatz, dass kleinere soziale Gemeinschaften, wie sie sich in kleineren Städten oder Dör-
fern finden, der Partizipation stärker förderlich sind als die Anonymität und soziale Entfremdung in 
grösseren Siedlungen. Die Ergebnisse zum soziodemografischen Umfeld sprechen eher für erstere 
These. So zeigt sich, dass sich Schülerinnen und Schüler aus Agglomerations- und ländlichen Ge-
meinden im Gegensatz zu Befragten aus grösseren Städten – wenn auch nur geringfügig – weniger 
wahrscheinlich beteiligen. Allerdings fallen die Ergebnisse nur im Hinblick auf die unkonventionelle 
Partizipation, den politischen Konsum und die Beteiligung über das Internet signifikant aus. Eine 
mögliche Erklärung für diese Zusammenhänge könnte darin liegen, dass das städtische Umfeld mehr 
Möglichkeiten bietet, um sich beispielsweise im Rahmen von Demonstrationen oder Veranstaltungen 
politisch zu engagieren oder bestimmte Produkte aus politischen oder ethischen Motiven zu umgehen, 
sprich zu boykottieren. Die Sprachregion auf der anderen Seite scheint kaum einen Einfluss zu haben, 
ob und wie sich die Jugendlichen beteiligen. Nur in zwei Fällen finden sich signifikante Zusammen-
hänge, nämlich für die politikernahe Partizipation und den politischen Konsum. In ersterem Fall 
scheinen junge Erwachsene aus der Romandie wie auch dem Tessin weniger wahrscheinlich zu parti-
zipieren als Deutschschweizerinnen und Deutschschweizer, in letzterem Fall trifft dies nur für die 
Tessiner Jugendlichen zu. Bei der politikernahen Partizipation handelt es sich zwar nicht unmittelbar 
um direktdemokratische Partizipationsformen, daher greift die oben formulierte These hier nicht wirk-
lich. Allerdings könnte vermutet werden, dass aufgrund der stärker repräsentativ ausgerichteten De-
mokratie, deren Auslegung des Mitsprachrechts der Stimmbürgerinnen und -bürger sich hauptsächlich 
auf die Beteiligung an Wahlen und Abstimmungen beschränkt, eher Distanz zu den Politikerinnen und 
Politikern und damit zu politikernahen Partizipationsformen gewahrt wird als in der „direktdemokrati-
scheren“ Deutschschweiz, wo die Bevölkerung in stärkerem Ausmass in den politischen Entschei-
dungsprozess einbezogen wird – beispielsweise über deliberative Mitwirkungsmöglichkeiten im Rah-
men von Gemeindeversammlungen oder tiefere Hürden für die Nutzung direktdemokratischer Instru-
mente. 
Wie bereits erwähnt, wurden die übrigen soziodemografischen Indikatoren wie Geschlecht, Alter und 
der Migrationshintergrund im Sinne von Kontrollvariablen in alle Modelle einbezogen, deren Effekte 
aufgrund der relativen Konstanz pro Partizipationsform über die Schätzungen aller Ressourcenbündel 
hinweg, nur zu Beginn diskutiert. Da es sich der Partizipationsliteratur zufolge aber einerseits um 
wichtige Variablen zur Erklärung des politischen Verhaltens von Individuen, insbesondere jungen 





















































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Zusammenhangsstärke und Signifikanz Abweichungen vom „gewohnten“ Muster ergeben, soll das 
Augenmerk an dieser Stelle nochmals auf diese drei Variablen gerichtet werden, beginnend mit dem 
Einfluss des Geschlechts auf die sechs berücksichtigten Beteiligungsformen. Ein Vergleich der Ergeb-
nisse der einzelnen Modellschätzungen zeigt, dass sich junge Frauen und Männer im Hinblick auf die 
Bereitschaft, sich an konventionellen und/oder institutionell-konventionellen Handlungen zu beteili-
gen, unabhängig vom untersuchten Ressourcenbündel, nicht signifikant unterscheiden. Zwar sind die 
Effekte durchwegs negativ, sprich junge Männer ergreifen noch immer mit leicht höherer Wahrschein-
lichkeit diese Formen politischer Mitsprache, wie erwähnt sind die Zusammenhänge weder stark noch 
signifikant. Dies deutet darauf hin, dass der Gendergap, welcher insbesondere im Kontext der Beteili-
gung der Schweizerinnen und Schweizer an Wahlen und Abstimmungen in den letzten Jahren in ver-
schiedenen Studien noch nachgewiesen werden konnte (vgl. Engeli et al. 2006; Longchamp 2011; 
Sciarini et al. 2001), sich in auf Bezug die Beteiligung junger Erwachsener an stärker institutionalisier-
ten Formen geschlossen hat. Im Gegensatz dazu scheint das Geschlecht für andere politische Aktivitä-
ten eine bedeutendere Rolle zu spielen. Die Resultate weisen darauf hin, dass politikernahe wie auch 
Online-Formen politischer Partizipation durchwegs eher von männlichen Jugendlichen als von weibli-
chen ausgeübt werden, wohingegen sich junge Frauen auf die Möglichkeit, sich über das Konsumver-
halten politisch einzubringen, zurückgreifen. Besonders stark sind diese Effekte in den Modellen, die 
den Einfluss der Ressourcen politischen Engagements und politischer Mobilisierung untersuchen. Dies 
legt die Vermutung nahe, dass einerseits das Umfeld wie auch ein positives Gefühl gegenüber der 
eigenen Kompetenz und der Wirkung persönlicher Handlungen für Frauen im Hinblick auf die Bereit-
schaft zur Beteiligung an Boy- oder Buykotts von Bedeutung sind. Demgegenüber bringen junge 
Männer ihre politischen Anliegen und Überzeugungen viel eher im direkten Kontakt mit Politikern 
oder über das World Wide Web ein. Eine Erklärung für ersteren Zusammenhang könnte sein, dass sich 
junge Frauen weniger kompetent fühlen, ihre Anliegen direkt einzubringen, unter anderem auch auf-
grund eines Mangels an Selbstbewusstsein (vgl. u.a. Bosak/Sczensy 2008; Huddy/ Terkildsen 1993).  
Was Geschlechterdifferenzen in der Nutzung des Internets zu politischen Zwecken anbelangt, deuten 
die Ergebnisse der vorliegenden Studie darauf hin, dass sich junge Männer insgesamt mit einer leicht 
höheren Wahrscheinlichkeit online beteiligen als junge Frauen, wobei die Effekte nur in den Modellen 
zum Humankapital, den Werten und der Soziodemografie (geringfügig) signifikant. In zwei Fällen ist 
der Zusammenhang zwischen dem Geschlecht und der Online-Beteiligung sogar positiv, was auf eine 
leicht höhere Bereitschaft unter Frauen hinweist, allerdings sind die Effekte so gering und nicht signi-
fikant, so dass sie nicht weiter besprochen werden. Bisherige Studien, die Unterschiede zwischen den 
beiden Geschlechtern punkto Internetnutzung im Allgemeinen untersucht haben, sind zum Schluss 
gekommen, dass die Differenzen für verschiedene Online-Aktivitäten unterschiedlich ausfallen. In 
Bezug auf die Beteiligung an Online-Diskussionen bieten Caspi et al. (2008) einen Überblick über den 
bisherigen Forschungsstand, der aufzeigt, dass einige Studien keine Differenzen feststellen konnten 
(vgl. McLean/Morrison 2000), wohingegen weitere Untersuchungen zum Schluss kamen, dass junge 
Frauen tendenziell mehr Nachrichten posten und lesen. Correa (2010) verweist in ihrer Untersuchung 
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darauf, dass Teenagerinnen eher in Blogs aktiv sind (vgl. Correa 2010: 73; Lenhart et al. 2007), männ-
liche Jugendliche hingegen eher Inhalte wie Videos hochladen und teilen (Hargittai/Walejko 2008), 
die Nutzung sozialer Netzwerke jedoch recht ausgeglichen sei. Ihre Studie bekräftigt diese Erkenntnis, 
wobei sie allerdings feststellt, dass diese Gender-Differenzen verschwinden, wenn für Interneterfah-
rung, Online-Skills, Selbsteinschätzung der Kompetenz und intrinsischer Motivationen (Correa 2010: 
83) kontrolliert wird. Es könnte also vermutet werden, dass die vorliegenden Ergebnisse auf eine ver-
stärkte Nutzung von politischen Online-Aktivitäten unter jungen Männern, auf deren grössere Compu-
teraffinität und den sichereren Umgang mit diesen Technologien zurückgeführt werden könnte, wie 
dies verschiedene Autoren vermuten (vgl. u.a. Sherman et al. 2000; Weiser 2004). Da konkrete Infor-
mationen zum Umgang mit Internettechnologien und der Nutzung des Internets nicht nur zu politi-
schen Zwecken, sondern ganz allgemein fehlen, kann diesen Vermutungen nicht weiter nachgegangen 
werden.  
Im Hinblick auf die Beteiligung an Protestaktivitäten wirkt sich das Geschlecht nur in drei Modellen 
signifikant auf die Partizipationsbereitschaft aus, wobei männliche Jugendliche sich eher leicht stärker 
beteiligen. Einige zusätzliche Interaktionsanalysen weisen einerseits darauf hin, dass sich die schuli-
sche Aktivität auf das Protestverhalten von Frauen leicht negativer auswirkt als für Männer, was den 
Gendereffekt im Modell zum Humankapital erklären könnte. Andererseits lässt sich ebenfalls be-
obachten, dass eine positive Einstellung gegenüber der Gleichstellung von Ausländern und Schwei-
zern die Partizipationsbereitschaft von Frauen eher senkt, sich bei männlichen Jugendlichen eher par-
tizipationsfördernd auswirkt. Der Effekt der politisch-ideologischen Einstellung scheint sich nicht 
nach Geschlecht zu unterscheiden, gleiches gilt für die religiöse Haltung. Was die soziodemografi-
schen Indikatoren betrifft, scheint der negative Effekt des Geschlechts resp. die leicht höhere Beteili-
gungswahrscheinlichkeit für junge Männer auf den unterschiedlichen Effekt der Gemeindetypen auf 
die beiden Geschlechter zurückführbar zu sein. So engagieren sich junge Frauen aus Agglomerations- 
wie auch ländlichen Gemeinden signifikant weniger wahrscheinlich auf unkonventionelle Art und 
Weise als junge Männer aus solchen Gemeinden. 
Die zweite Kontrollvariable soll Aufschluss darüber geben, ob sich unter 18-Jährige in ihrem politi-
schen Verhalten von den älteren Schülerinnen und Schülern unterscheiden. Da das Erreichen des 18. 
Lebensjahres für die Wahl- und Abstimmungsbeteiligung eine Voraussetzung bildet, wurden in den 
entsprechenden Modellen alle jungen Befragten, die diese Bedingung nicht erfüllen, ausgeschlossen. 
Allerdings wurde mittels einer Dummyvariable überprüft, ob sich junge Erwachsene, die erst kürzlich 
das Stimm- und Wahlrecht erhalten haben, von jenen unterscheiden, die bereits seit längerem an kon-
ventionellen Partizipationsformen teilnehmen können. Es stellt sich heraus, dass die Erkenntnis einiger 
Studien, die zeigten, dass die Wahlbeteiligung unter Erstwählern leicht höher ist als unter den 20 bis 
24 Jährigen (Bhatti/Hansen 2012; Highton/Wolfinger 2001), nicht bestätigt werden können. Im Ge-
genteil ist die Wahrscheinlichkeit der Wahlteilnahme unter den über 20-jährigen Befragten klar höher 
als unter den Erstwählern. Da für einen Teil der institutionell-konventionellen Formen politischer Ak-
tivität die Erreichung des Wahl- und Stimmrechtsalters 18 ebenfalls Voraussetzung ist, mag es nicht 
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überraschen, dass junge Erwachsene über 18 sich viel eher an diesen Partizipationsformen beteiligen. 
Im Hinblick auf die weiteren Partizipationsformen, die von Personen jeglichen Alters ausgeübt werden 
können, spielt das Alter hingegen keine grosse Rolle, sondern wirkt sich im Gegenteil teilweise eher 
negativ aus, wobei diese Effekte weder stark noch sehr signifikant sind.  
Ob die Wurzeln einer jungen Person in der Schweiz liegen oder sie über einen so genannten Migrati-
onshintergrund verfügt, d.h. ihre Eltern oder sie selber im Ausland geboren sind und zu einen späteren 
Zeitpunkt in die Schweiz einwanderten, scheint insbesondere die Beteiligung an stärker institutionali-
sierten Partizipationsformen zu beeinflussen. Die Ergebnisse aus den Modellschätzungen illustrieren 
den grösstenteils negativen Zusammenhang zwischen einem Migrationshintergrund und der Bereit-
schaft politischen Engagements. Verschiedene Autoren erklären die tiefere Bereitschaft, sich aktiv in 
den politischen Prozess einzubringen, damit, dass Personen mit ausländischen Wurzeln weniger ver-
traut mit dem politischen System in ihrer neuen Heimat sind und entsprechend über geringeres politi-
sches Wissen diesbezüglich (vgl. Bell/Tepperman 1979) oder ganz grundsätzlich über weniger Res-
sourcen wie Bildung oder soziales Kapital verfügen würden (vgl. Sinanoglu/Volkert 2011). Allerdings 
beschränken sich die Untersuchungen zu einem grossen Teil nur auf Personen, die selber immigriert 
sind, und weniger auf deren Kinder und Enkelkinder, welche im neuen Heimatland aufwuchsen und 
entsprechend mit dem politischen System vertrauter sein sollten als noch deren Eltern oder Grossel-
tern. Einige Untersuchungen deuten denn auch darauf hin, dass sich die Kinder von Eingewanderten 
sogar eher stärker politisch engagieren als Personen ohne Migrationshintergrund (Chui et al. 1991). 
Insgesamt beschäftigte sich die Partizipationsforschung aber eher am Rande mit dem Partizipations-
verhalten von Eingebürgerten oder seit mehreren Generationen im neuen Heimatland wohnenden Per-
sonen, sondern richtet ihren Fokus stärker auf die Integration von Einwanderern (u.a. Cyrus/Vogel 
2008; Dimitrov 2012; Glatzer 2004; Simpson/Bueker 2006) oder auf politische Einstellung und Präfe-
renzen von Eingebürgerten und wie sich diese in ihren Wahlentscheidungen widerspiegeln (Strijbis 
2014; Wüst 2003). Entsprechend liefern bisherige Studien kaum Erkenntnisse, die die hier gefunden 
negativen Effekte des Migrationshintergrunds erklären könnten. Einige zusätzliche deskriptive Analy-
sen zeigen allerdings auf, dass die These von Bell und Teppermann (1979) im vorliegenden Kontext 
nicht ganz von der Hand zu weisen ist. So schneiden Jugendliche mit Migrationshintergrund bei-
spielsweise im Kurztest zum politischen Wissen durchschnittlich leicht schlechter ab, beteiligen sich 
weniger stark in sozialen Netzwerken oder entstammen seltener einem Elternhaus mit einem hohen 
sozioökonomischen Status. Daraus lässt sich folgern, dass sie gegenüber jungen Erwachsenen mit 
Schweizer Wurzeln tendenziell in geringerem Masse mit jenen Ressourcen ausgestattet sind, die für 
die Beteiligung an politischen Aktivitäten benötigt werden. Allerdings lassen sich für zwei der sechs 
berücksichtigen Handlungstypen – der politikernahen sowie der Online-Partizipation –gegenteilige, 
also positive Effekte feststellen, wenn diese auch sehr gering und nur teilweise statistisch signifikant 




Abbildung 7.4: Interaktionseffekt zwischen dem Migrationshintergrund und politischer Rekrutierung 
für die Online-Partizipation 
 
Bemerkung: Interaktionseffekte zwischen dem Vorhandensein eines Migrationshintergrundes (0=nicht vorhan-
den, 1=vorhanden) und der Diskussionshäufigkeit mit den Eltern und Freunden (1=nie bis 5=sehr oft) sowie dem 
Nachrichtenkonsum via Internet (0=nie bis 6=täglich) im Hinblick auf die Online-Partizipation. Zu beachten ist, 
dass die y-Skalen wie die x-Skalen unterschiedliche Tiefstwerte aufweisen.   
 
sozialen Umfelds und politischer Mobilisierung untersucht. Angesichts der Tatsache, dass sich der 
Migrationshintergrund nur in diesem Kontext signifikant auf die Onlinebeteiligung auswirkt, wirft die 
Frage nach einem möglichen Grund auf. Die plausibelste Erklärung findet sich im Mobilisierungspo-
tential des sozialen Umfelds, das für junge Erwachsene mit Migrationshintergrund stärker zu sein 
scheint als für jene ohne diesen Hintergrund. Einige zusätzliche Interaktionsanalysen zwischen Migra-
tionshintergrund und den verschiedenen berücksichtigten Rekrutierungsagenten wie die Eltern, Freun-
de oder Medien bekräftigen diese Annahme (vgl. Abbildung 7.4). Sowohl häufige politische Diskussi-
onen mit den Eltern oder im Freundeskreis wie auch der regelmässige Konsum politischer Nachrichten 
im Internet beeinflussen junge Erwachsene, die selber oder deren Eltern aus dem Ausland in die 
Schweiz eingewandert sind, in stärkerem Masse positiv als Jugendliche mit Schweizer Wurzeln. Zu-
dem zeigen Jugendliche mit Migrationshintergrund eine grössere Bereitschaft, sich an jenen Partizipa-
tionsformen zu beteiligen, die sie in mehr oder weniger direkten Kontakt mit Politikerinnen und Poli-
tikern bringen, wenn auch die Effekte minim und nur teilweise – knapp – signifikant sind. Der knapp 
negative, wenn auch sehr geringe Effekt des politischen Wissens auf diese Form der Partizipation – in 
Verbindung mit den weiter oben präsentierten Ergebnissen zu den Unterschieden im politischen Wis-
sen zwischen Personen mit und ohne Migrationshintergrund – könnte dafür sprechen, dass diese Res-
source für die politikernahe Beteiligung kaum eine Rolle spielt und daher jene Jugendlichen, deren 






Abschliessend stellt sich die Frage, welche Ressourcen die Bereitschaft der Beteiligung an den ver-
schiedenen Partizipationsformen am besten erklären. Der Vergleich der einzelnen Werte des deviance 
information criterion soll darüber Aufschluss geben. Insgesamt scheinen die Individualebenenmodelle 
– unabhängig vom Ressourcentyp – die konventionelle und die politikernahe Partizipation am besten 
zu beschreiben. Was die Erklärungskraft der einzelnen Ressourcenbündel anbelangt, weisen die DIC-
Werte darauf hin, dass die Modelle zum Einfluss des sozialen Umfelds und der Mobilisierungskraft 
verschiedener Rekrutierungsagenten über alle Beteiligungsformen hinweg, das politische Verhalten 
junger Erwachsener am besten erklärt. Die übrigen Ressourcenformen erweisen sich hingegen als ähn-
lich stark, was deren Erklärungskraft anbelangt. Es lässt sich entsprechend für keine der Partizipa-
tionsformen ein Modell identifizieren, das sich im Hinblick auf die Erklärung der politischen Hand-
lungsbereitschaft von Schülerinnen und Schülern der Sekundarstufe II als völlig unbedeutend heraus-
stellt. Es stellt sich nun die Frage, ob und wie sich die Erklärungskraft der einzelnen Ressourcen ver-
ändert, wenn diese zusammen in einem Modell geschätzt werden. Eine Antwort auf diese Frage soll 
das nächste Kapitel liefern.  
 
7.2 Der Einfluss des schulischen Kontexts auf die politische Beteiligung 
Nachdem die Effekte verschiedenster individueller Ressourcen auf das politische Partizipationsverhal-
ten junger Erwachsener geschätzt worden sind, richtet sich der Fokus nun auf mögliche Einflussfakto-
ren kontextueller Natur. Im Rahmen dieser Studie wurde dabei insbesondere der schulische Kontext 
berücksichtigt, wobei untersucht wurde, ob und inwiefern der politische Unterricht, wie er gemäss 
Lehrplänen erteilt werden sollte, das politische Engagement der Jugendlichen beeinflusst. Wie weiter 
oben ausgeführt, wurden für diesen Teil der Untersuchung die Lehrpläne analysiert, wobei zum einen 
formale und strukturelle Aspekte wie die Herausgeberschaft, der Aufbau der Lehrpläne oder die Präzi-
sion, mit welcher politische Themen in den Lehrplänen Erwähnung finden, berücksichtigt wurden. 
Zum anderen wurden die Dokumente auf den Einbezug dreier inhaltlicher Dimensionen – Kenntnisse, 
Fertigkeiten und Interesse wecken – untersucht, die ihrerseits das aktive politische Handeln erleichtern 
oder erst ermöglichen. Nebst der politischen Bildung wurde auch überprüft, ob und wie die Lehrper-
sonen aufgrund ihres soziodemografischen Hintergrunds, ihrer Ausbildung, ihrer Einstellung gegen-
über der politischen Bildung sowie ihres eigenen politischen Engagements die Partizipationsbereit-
schaft der Schülerinnen und Schüler beeinflussen. Schliesslich werden im Sinne von Kontrollvariablen 
einige Indikatoren auf kantonaler Ebene einbezogen, wobei vor allem interessiert, ob sich die kantonal 
variierenden politisch-institutionellen Voraussetzungen inklusive des  Grades an direkter Demokratie 
auf die Bereitschaft junger Erwachsener, politisch aktiv zu werden, auswirken. Ebenfalls überprüft 
wird, ob die durchschnittliche konfessionelle Zugehörigkeit noch immer einen Einfluss auf das Parti-
zipationsniveau hat. (vgl. Kapitel 3.2.2)  
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Dieses Kapitel ist wie folgt aufgebaut. Als ersteres werden die Ergebnisse aus den separaten Modellen 
zum Einfluss der politischen Bildung gemäss Lehrplänen auf die unterschiedlichen Partizipationsfor-
men diskutiert. Anschliessend richtet sich das Augenmerk auf die Lehrpersonen. In einem letzten 
Schritt werden die Modelle zum schulischen Kontext um die Kontrollvariablen auf kantonaler Ebene 
ergänzt.  
 
7.2.1  Einfluss politischer Bildung und der kantonalen Bedingungen  
Im vorliegenden Abschnitt werden die Resultate aus den Modellschätzungen zum Einfluss der politi-
schen Bildung gemäss Lehrplänen auf das politische Partizipationsverhalten der jungen Erwachsenen 
präsentiert. Gegenüber älteren Studien wie derjenigen von Langton und Jennings (1968), Niemi (1972) 
oder Merelman (1971), die im Rahmen ihrer Untersuchungen keine signifikanten Zusammenhänge 
zwischen dem politischen Unterricht und der politischen Beteiligung von Schülerinnen und Schülern 
feststellen konnten, kommen neuere Studien zum Schluss, dass die im schulischen Kontext vermittel-
ten politischen Kenntnisse und Fertigkeiten das politische Verhalten der Jugendlichen durchaus beein-
flusst (vgl. u.a. Denver/Hands 1990; Keeter et al. 2002; Niemi/Junn 1998; Quintelier 2010). Entspre-
chend wird angenommen, dass auch die politische Bildung im Schweizer Kontext einen positiven 
Effekt auf die Bereitschaft der aktiven politischen Partizipation hat. Es fehlen allerdings Vergleichs-
studien, die das Ausmass politischer Bildung ebenfalls über eine detaillierte Analyse der Lehrpläne 
ermittelt haben. Meist wurde das Ausmass politischen Unterrichts über die Anzahl Lektionen im ent-
sprechenden Fach218 oder über die Häufigkeit, mit welcher politische Themen behandelt wurden, erho-
ben. Da die politische Bildung in der Schweiz jedoch nicht in einem eigenen Fach unterrichtet wird, 
lässt sich schwer feststellen, wie viel Zeit die Lehrpersonen in die Vermittlung politischer Inhalte in-
vestieren. Informationen zur Anzahl und Häufigkeit, mit der politische Themen diskutiert werden, 
beruhen hingegen meist auf der subjektiven Beurteilung der Unterrichteten. Entsprechend wird in der 
Analyse der Lehrpläne eine objektivere und verlässlichere Methode gesehen, um das Ausmass des 
politischen Unterrichts auf Sekundarstufe II zu messen. Es werden dabei einerseits formale und struk-
turelle Kriterien berücksichtig, die Aufschluss über die Urheberschaft, den Aufbau, die Präzision, mit 
welcher politische Themen angeführt sind, oder den Einbezug von auf die politische Bildung bezoge-
nen Zielformulierungen geben. Andererseits sind die Inhalte der Lehrpläne untersucht worden, wobei 
die vermittelten politischen Inhalte drei Dimensionen zugeordnet wurden: politische Kenntnisse und 
Fertigkeiten sowie Interesse wecken. Diese so erhobenen formalen und inhaltlichen Dimensionen 
wurden schliesslich, wie bereits zuvor die Indikatoren auf der Individualebene, je separat auf ihren 
Einfluss auf die sechs Partizipationsformen überprüft, wobei pro Beteiligungsart mehrere Modelle 
geschätzt wurden: In einem ersten Schritt wurden nur die inhaltlichen Hauptdimensionen einbezogen, 
																																								 																				
218 Anders als in der Schweiz findet der politische Unterricht in Ländern wie Deutschland oder den USA in ei-
nem eigenen Fach statt. 
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je einmal ohne und mit den kontrollierenden Variablen auf Kantonsebene219. Anschliessend wurden 
dieselben Modelle noch einmal gerechnet, wobei im zweiten Schritt nicht die Haupt-, sondern  die 
Subdimensionen220 einbezogen wurden. Es zeigt sich allerdings, dass die inhaltlichen Dimensionen, 
wenn sie in den drei Hauptdimensionen zusammengefasst werden, das Partizipationsverhalten der 
Jugendlichen nur unwesentlich beeinflussen221. Aus diesem Grund wird im Folgenden lediglich auf 
jene Modelle eingegangen, welche die Effekte der nach Subbereichen unterteilten Dimensionen 
Kenntnisse und Fertigkeiten testen222, und die entsprechenden Ergebnisse diskutiert.  
 
Konventionelle Partizipation 
Ein erster Blick auf die in Tabelle 7.8 präsentierten Modelle zum Einfluss politischer Bildung auf die 
Partizipationsbereitschaft junger Erwachsener ohne Einbezug der kantonalen Kontrollvariablen deutet 
an, dass die Effekte weniger stark ausfallen als erwartet. Im Modell zur konventionellen Beteiligung 
erweist sich lediglich ein formales Kriterium als  signifikanter und positiver Prädiktor, nämlich die 
Erwähnung konkreter Ziele für den politischen Unterricht. In Bezug auf die inhaltlichen Dimensionen 
hingegen weisen die Ergebnisse darauf hin, dass Jugendliche in ihrer Bereitschaft, sich an Wahlen und 
Abstimmungen zu beteiligen, von vier der Subkategorien sowie die Dimension Interesse wecken be-
einflusst werden. Allen voran scheint die ausführliche Behandlung politischer Institutionen die Parti-
zipationsbereitschaft zu erhöhen. Dies mag insofern nicht allzu sehr überraschen, handelt es sich hier-
bei um institutionalisierte Formen der Beteiligung, für welche ein gewisses Wissen über diese Institu-
tionen sicherlich als gute Voraussetzung für einen letztendlichen Urnengang angesehen werden kann. 
Darüber hinaus wirkt sich auch die Vermittlung von Urteils- und Sachkompetenzen als – leicht – par-
tizipationsfördernd aus. Da die Fähigkeit der kritischen Beurteilung von Alternativen im Hinblick auf 
die Entscheidung, welche Politiker man wählen resp. ob man eine Initiative oder ein Referendum an-
nehmen oder ablehnen soll, eine wichtige Rolle spielen, erscheinen diese Zusammenhänge ebenfalls 
als wenig überraschend. Demgegenüber scheint die Vermittlung rechtlicher Aspekte die Wahrschein-
lichkeit der Beteiligung an Wahlen und Abstimmungen negativ zu beeinflussen. Eine Erklärung für 
diese Effekte könnte sein, dass rechtlich besser informierte Jugendliche den institutionalisierten For-
men der Beteiligung eher skeptisch gegenüberstehen resp. die persönliche Einflussnahme im Rahmen 
von Wahlen und Abstimmungen anzweifeln. Schliesslich beteiligen sich Schülerinnen und Schüler 
																																								 																				
219 Die Determinanten auf kantonaler Ebene kontrollieren einerseits für die Unterschiede der politischen Systeme 
der Kantone und des Grades an direkter Demokratie, andererseits dafür, ob sich ein grosser Katholikenanteil 
nach wie vor auf das Partizipationsverhalten auswirkt. 
220 Wie bereits weiter oben ausgeführt, wurden zwei der drei Dimensionen – Kenntnisse und Fertigkeiten – the-
matisch weiter unterteilt, wobei für erstere Dimension sechs Subdimensionen eruiert wurden – politische Institu-
tionen, Schweizer Politik, internationale Politik, wirtschaftliche, gesellschaftliche sowie rechtliche Aspekte – 
und in Bezug auf die Skills-Dimension zwischen Urteils-, Handlungs- und Sachkompetenzen unterschieden 
wurde. 
221 Vgl. Anhang 3, Tabelle A.4. 
222 Da die dritte Dimension Interesse wecken nicht in Subdimensionen unterteilt wurde, wurde diese in allen 
Modellen in gleicher Form berücksichtigt. 
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eher, wenn der politische Unterricht ihr Interesse an der Politik wecken kann, ein Zusammenhang, der 
angesichts der Bedeutung, die dem politischen Interesse in der Partizipationsliteratur gezollt wird, 
ebenfalls erwartet werden konnte. In Bezug auf den Schultyp lassen sich hingegen ebenfalls keine 
Unterschiede feststellen. Wird nun für die Determinanten auf kantonaler Ebene kontrolliert, verlieren 
sowohl die Vermittlung von Kenntnissen über rechtliche Aspekte als auch von Sachkompetenzen an 
Erklärungskraft. Ein stärkerer Einbezug rechtlicher Themen in die Lehrpläne wirkt sich zwar nach wie 
vor negativ aus, ebenso wie die Berücksichtigung von Kompetenzen, welche das Verständnis und 
kritisches Hinterfragen politischer Begriffe, Zusammenhänge oder Konzepte fördern, weiterhin einen 
positiven Effekt auf die Partizipationswahrscheinlichkeit ausübt. Beide Werte bleiben aber über dem 
massgeblichen Signifikanzniveau von 5 Prozent. Die Veränderung des Einflusses der Dimension 
Recht lässt sich mindestens teilweise damit erklären, dass sich der negative Effekt des Einbezugs 
rechtlicher Aspekte verringert, wenn nach Proporz gewählt wird resp. das Parteiensystem stark polari-
siert ist. Ein ähnlicher Zusammenhang zwischen der Subdimension Sachkenntnisse und den erklären-
den Variablen auf kantonaler Ebene kann hingegen nicht festgestellt werden. Weiterhin partizipations-
fördernd, wenn auch wie zuvor nur in geringem Masse, wirken die Entwicklung von Urteilskompeten-
zen wie auch das Bestreben, durch den politischen Unterricht das Interesse für die Politik in den Schü-
lerinnen und Schülern zu wecken (vgl. Tabelle 7.9, Modell 9.1). An Erklärungskraft gewinnt hingegen 
der Verweis auf den jeweiligen Rahmenlehrplan, was die Frage aufwirft, ob ein Zusammenhang zwi-
schen der Erwähnung des Rahmenlehrplans und den Effekten der inhaltlichen Dimensionen besteht. 
Mittels einiger Interaktionsanalysen lässt sich feststellen, dass die Partizipationswahrscheinlichkeit mit 
zunehmendem Einbezug der inhaltlichen Dimensionen steigt, wenn nicht auf den Rahmenlehrplan 
verwiesen wird, hingegen das Vorhandensein eines solchen die positive Wirkung politischer Bildung, 
insbesondere der Vermittlung von Faktenwissen, reduziert. Alle übrigen Indikatoren politischer Bil-
dung bleiben weiterhin ohne Signifikanz, können also für die Erklärung des Abstimmungs- und Wahl-
verhaltens junger Erwachsener nicht herbeigezogen werden. Was die Determinanten auf kantonaler 
Ebene betrifft, wirkt sich das Vorhandensein einer Wahlpflicht – anders als gemäss der Partizipations-
literatur zu erwarten (vgl. u.a. Bühlmann/Freitag 2006; Lijphart 1997; Stadelmann-Steffen/Freitag 
2009; Freitag 1996)  – nicht wesentlich auf die Wahrscheinlichkeit der Beteiligung an Wahlen und 
Abstimmungen aus. Das heisst, Jugendliche aus dem Kanton Schaffhausen, dem einzigen Kanton, der 
noch eine Wahlpflicht kennt, beteiligen sich nicht signifikant stärker als Gleichaltrige aus anderen 
Kantonen. Eine Erklärung könnte sein, dass die „Strafe“ bei Nicht-Beteiligung sehr gering ist223 und 
diese darüber hinaus ohne grösseren Aufwand über die Steuerrechnung beglichen werden kann. Dem-
gegenüber senkt – ebenfalls entgegen den Erwartungen – ein eindeutig proportionales Wahlverfahren 
die Beteiligungsbereitschaft, wobei der Effekt vergleichsweise stark ist, aufgrund der hohen Stan-
dardabweichung aber lediglich knapp signifikant. Dies deutet darauf hin, dass Jugendliche, wenn sie 
den Gang zur Urne antreten, eher Personen als Parteien wählen. Gründe dafür könnten sein, dass sie 
																																								 																				
223 Zum Zeitpunkt der Befragung wurde bei Nicht-Beteiligung eine Busse von drei Franken erhoben, welche 




sich entweder mit einem Kandidaten eher identifizieren als mit einer Partei können oder aber von der 
Flut an Listen und damit verbundenen höheren Anzahl zu wählender Politikerinnen und Politiker über-
fordert sind. Ebenfalls als signifikanter Prädiktor erweist sich die Polarisierung des Parteiensystems, 
wobei mit zunehmender Polarisierung die Partizipationswahrscheinlichkeit leicht ansteigt. Diese wür-
de die These bekräftigen, dass die Wahl- oder Abstimmungsbeteiligung dann höher ist, wenn sich die 
Parteien in ihren Ansichten stärker voneinander unterscheiden und ein Wahl- oder Abstimmungs-
kampf entsprechend stärker von polarisierenden Meinungen seitens der politischen Parteien geprägt ist 
(vgl. Crepaz 1990; Norris 2004; Bühlmann/Freitag 2006: 20). Schliesslich stärken die Ergebnisse die 
Annahme, dass zumindest die konventionelle Beteiligung in der Schweiz noch immer vom Konfessi-
ons-Cleavage geprägt wird (vgl. Freitag 2005; Wernli 1998; Bühlmann/Freitag 2006; Stadelmann-
Steffen/Freitag 2009). So partizipieren junge Erwachsene aus Kantonen mit hohem Katholikenanteil 
denn auch signifikant wahrscheinlicher als Jugendliche aus Kantonen mit protestantisch geprägtem 
kulturellem Hintergrund.  
 
Institutionell-konventionelle Partizipation 
Die Ergebnisse der Modellschätzungen zur institutionell-konventionellen Partizipation erweisen sich 
als leicht ergiebiger. Von den formalen Indikatoren beeinflussen vier die Wahrscheinlichkeit politi-
scher Beteiligung in statistisch signifikantem Ausmass. Wird im Lehrplan auf den Rahmenlehrplan 
verwiesen, erhöht sich die Partizipationsbereitschaft klar. Auch die Erwähnung von Richtzielen, wel-
che im Hinblick auf die Vermittlung politischer Inhalte erreicht werden sollen, hat eine klar positive 
Wirkung. Im Vergleich dazu nimmt die Wahrscheinlichkeit politischer Aktivität mit zunehmender 
Anzahl behandelter Themen mit politischem Inhalt ab, wenn auch der Effekt sehr geringer Natur ist. 
Schliesslich zeigt sich ein wiederum positiver Zusammenhang zwischen der Präzision, mit welcher die 
Lerninhalte politischer Bildung in den Lehrplänen formuliert werden. Von den inhaltlichen Dimensio-
nen erweisen sich lediglich zwei Kriterien als relevant. Anders als erwartet fallen die Effekte nicht 
positiv, sondern negativ aus. Sowohl die Behandlung von Themen aus den Bereichen Schweizer Poli-
tik wie auch wirtschaftlicher Aspekte wirkt sich entsprechend eher partizipationshemmend als -
fördernd aus. Allerdings sind die Effekte sehr gering und statistisch nur knapp signifikant. Schliesslich 
lassen sich im Hinblick auf diese Partizipationsform Unterschiede zwischen den Schultypen feststel-
len, wobei die Effekte etwas schwächer ausfallen als im Individualmodell zum Einfluss des Humanka-
pitals (vgl. Kapitel 7.1.2). Dies spricht dafür, dass die politische Bildung die Beteiligungswahrschein-
lichkeit unter Berufsfachschülerinnen und -schülern im Vergleich zu Gymnasiasten etwas stärker er-
höht. Um diese Vermutung zu überprüfen, wurden zusätzliche Interaktionsmodelle geschätzt. Diese 
sollen Aufschluss darüber geben, ob die einzelnen Lehrplanindikatoren die Partizipationsbereitschaft 
von Schülerinnen und Schülern, die eine berufliche Grundbildung absolvieren, stärker beeinflussen als 
jene, die eine allgemeinbildende Schule besuchen. Die Ergebnisse weisen darauf hin, dass sich die 
Wirkungsweisen politischer Bildung nach Schultyp unterscheiden, wobei sich ein stärkerer Einbezug 
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der jeweiligen Kriterien auf letztere grösstenteils positiver auswirkt als auf Berufsfachschülerinnen 
und -schüler. Einzige Ausnahmen bilden die Dimension Interesse wecken sowie die Subdimension 
Gesellschaft (vgl. Abbildung 7.5). Allerdings sind die Effekte für diese beiden Dimensionen sehr ge-
ring und durchwegs nicht signifikant, daher auch nicht sehr aussagekräftig.  
 










Bemerkung: Interaktionseffekte zwischen dem Schultyp (0=Gymnasium, 1=Berufsfachschule) und inhaltlichen 
Lehrplandimensionen Interesse wecken und Gesellschaft (z-standardisierte Werte, wobei 0 für einen mittlere 
Ausprägung steht, während positive Werte für eine überdurchschnittliche und negative Werte für eine unter-
durchschnittliche Ausprägung stehen) im Hinblick auf die institutionell-konventionelle Partizipation.224  
 
Wiederum verändern sich die Effekte etwas, wenn die Kontrollvariablen des kantonalen Kontexts ins 
Modell mit integriert werden. Die Erwähnung von Richtzielen für den politischen Unterricht scheint 
die Beteiligungswahrscheinlichkeit leicht weniger zu beeinflussen, gleiches gilt nun auch für die An-
zahl behandelter Themen. Dies erstaunt insofern, als grundsätzlich davon ausgegangen wird, dass die 
Themenanzahl als Indikator für den Stellenwert politischer Bildung im Lehrplan fungiert. Die Ergeb-
nisse deuten jedoch in eine andere Richtung. Es lässt sich entsprechend vermuten, dass weniger das 
Ausmass, sondern vielmehr die Art und Weise der Behandlung politischer Aspekte eine Rolle spielt, 
was denn auch durch den starken Effekt der Präzisionsvariable bestätigt wird. Im Hinblick auf den 
Einfluss der inhaltlichen Dimensionen zeigt sich, dass einerseits Kenntnisse über die Schweizer Politik 
wie auch über wirtschaftliche Aspekte an Erklärungskraft verlieren, hingegen die Behandlung politi-
scher Institutionen unter Kontrolle kantonaler Voraussetzungen die Partizipationsbereitschaft leicht 
erhöht. Gleichzeitig wirkt sich das Vorhandensein einer Wahlpflicht eher partizipationshemmend denn 
																																								 																				
224 Zu beachten ist, dass die x-Skalen wie die y-Skalen unterschiedliche Tiefstwerte aufweisen. 
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-fördernd aus. Dieser Befund spricht allerdings gegen jene Partizipationsansätze, welche in der Wahl-
pflicht nicht nur ein Mittel zur Erhöhung der Wahlbeteiligung sehen, sondern vielmehr das Potential 
für eine allgemein stärkere Auseinandersetzung mit politischen Themen und ein daraus folgendes stär-
keres Interesse, das sich dann seinerseits in einem insgesamt höheren politischen Engagement wider-
spiegelt. Da sich dieser Indikator als einzige kantonale Determinante als erklärend erweist, wurde zu-
sätzlich überprüft, ob dieser Effekt in einem Zusammenhang damit steht, dass sowohl die Subdimen-
sion Schweizer Politik wie Wirtschaft in diesem Modell an Signifikanz verlieren. Die Interaktionsmo-
delle ergeben, dass sich beide Aspekte politischer Bildung im Fall des Nichtvorhandenseins einer 
Wahlpflicht positiver auf die Beteiligung an institutionell-konventionellen Partizipationsformen aus-




Als nächstes richtet sich das Augenmerk das Protestverhalten junger Erwachsener, genauer darauf, 
inwiefern der politische Unterricht und die kantonalen Voraussetzung diese erklären können. Ähnlich 
wie in den übrigen Modellen erweist sich die Erwähnung des jeweiligen Rahmenlehrplans als relevan-
ter Prädiktor, wenn auch der Einfluss gering und nur auf dem 5-Prozent-Niveau signifikant ist. Weiter 
findet sich ein ebenfalls positiver Effekt für die Präzisionsvariable. Wider Erwarten beeinflussen die 
inhaltlichen Dimensionen – wenn überhaupt – die Wahrscheinlichkeit unkonventioneller Beteiligung 
negativ. Lehrpläne, die im Hinblick auf den politischen Unterricht stärkere Betonung auf die Vermitt-
lung wirtschaftlicher Kenntnisse oder den Erwerb von Sachkompetenzen legen, scheinen sich ebenso 
partizipationshemmend auszuwirken wie der Einbezug der Dimension Interesse wecken. Analog zum 
Modell, welches die Wirkungskraft des Humankapitals auf die unkonventionelle Beteiligung unter-
suchte, weisen die Ergebnisse dieses Modells darauf hin, dass Gymnasiastinnen und Gymnasiasten 
durchwegs eher an unkonventionellen Aktivitäten teilnehmen als Berufsfachschülerinnen und -schüler. 
Auch hier wurde zusätzlich überprüft, ob die negativen Effekte allenfalls auf Unterschiede in der Wir-
kungsweise politischer Bildung nach Schultyp zurückzuführen sind. Wie zuvor lässt sich anhand die-
ser Modelle feststellen, dass die Behandlung der einzelnen Themengebiete politischer Bildung sowie 
die Vermittlung von Fertigkeiten einen leicht stärkeren Effekt auf jene Jugendlichen haben, die ein 
Gymnasium besuchen. Allerdings sind diese Zusammenhänge so gering und in keinem der Fälle signi-
fikant, sodass sie hier nicht weiter besprochen werden. Ein Vergleich der beiden Kontextmodelle zur 
Beteiligung an Protestaktivitäten zeigt, dass der Einschluss der Kontrollvariablen für den kantonalen 
Hintergrund die Effekte der Lehrplanvariablen beeinflusst, wobei die zuvor festgestellten signifikanten 
Zusammenhänge – mit einer Ausnahme – nicht verschwinden, sondern im Gegenteil an Stärke gewin-
nen. Das gilt sowohl für die formalen Kriterien wie auch die inhaltlichen Dimensionen. Besonders ins 
Auge sticht, dass sich nun einerseits die Anzahl Themen und andererseits die Art, mit welcher politi-
sche Themen in den Lehrplänen angeführt werden (in einem Satz oder lediglich stichwortartig), signi-
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fikant auf die Partizipationsbereitschaft der Jugendlichen auswirken. Ähnlich wie in Bezug auf institu-
tionell-konventionelle Aktivitäten sinkt die Beteiligungswahrscheinlichkeit mit steigender Anzahl 
einbezogener Themen in den Lehrplänen leicht, wohingegen die Art der Nennung einen positiven 
Einfluss hat. Dies spricht erneut dafür, dass nicht die Quantität, sondern vielmehr die Qualität von 
Bedeutung ist.  Im Hinblick auf die Zusammenhänge zwischen den in den Lehrplänen berücksichtig-
ten inhaltlichen Aspekte und der Partizipationswahrscheinlichkeit zeigt sich, dass sich die Behandlung 
wirtschaftlicher Aspekte weiterhin negativ, die Bestrebung, mittels politischer Bildung das Interesse 
der Jugendlichen an der Politik zu wecken, hingegen stärker positiv auswirkt. Nur die Skills-
Dimension Sachkompetenzen büsst an Erklärungskraft ein, was sich wiederum über den Effekt der 
Wahlpflicht erklären lässt. Auch für die unkonventionelle Partizipation wirkt sich eine stärkere Be-
rücksichtigung dieser Skills positiver aus, wenn keine Wahlpflicht besteht, allerdings erweist sich auch 
diese Interaktion nicht als signifikant.  
 
Politikernahe Partizipation 
Was die Beteiligung an so genannt politikernahen Partizipationsformen anbelangt, zeigt sich ange-
sichts der Erwartung, dass die Berücksichtigung politischer Aspekte in den Lehrplänen mindestens 
einen Teil des politischen Partizipationsverhaltens erklären könnte, ein noch ernüchternderes Bild. 
Zwar erweisen sich drei der formalen Kriterien als statistisch signifikant, wobei sich die auf die Struk-
tur bezogene Kategorie „Lehrplan ohne didaktische oder pädagogische Hinweise“ und ein Verweis auf 
den entsprechenden Rahmenlehrplan leicht positiv auf die Partizipationsbereitschaft der Schülerinnen 
und Schüler auswirkt225, der Einbezug von Bildungszielen hingegen eher einen hemmenden Effekt hat. 
Demgegenüber weisen die Resultate darauf hin, dass weder der Einbezug von Kenntnissen, Fertigkei-
ten noch das Bestreben, das politische Interesse der Schülerinnen und Schüler im Rahmen des Unter-
richts zu wecken, eine – wenn auch noch so geringe – Erklärung des politischen Verhaltens der Ju-
gendlichen liefert. Gleichzeitig scheint die Art der Ausbildung für diese Partizipationsform ebenfalls 
von marginaler Bedeutung zu sein. Lediglich die Sprachregion scheint eine Rolle zu spielen, wobei 
sich sowohl junge Erwachsene aus der französisch- wie der italienischsprachigen Schweiz etwas we-
niger wahrscheinlich an politikernahen Aktivitäten beteiligen als Jugendliche aus der Deutschschweiz. 
Im Gegensatz zum Individualmodell zur Überprüfung des Einflusses soziodemografischer Indikatoren 
(vgl. Tabelle 7.7) fallen die Effekte geringer aus und erweisen sich nur im zweiten Fall, also für den 
Tessin, als signifikant. Das deutet an, dass der politische Unterricht allfällige Unterschiede zwischen 
																																								 																				
225 Wie in Bezug auf konventionelle Partizipation wurde auch hier überprüft, ob das Vorhandensein eines Hin-
weises auf den Rahmenlehrplan die ausbleibende Wirkung der inhaltlichen Dimension mit erklären könnte. Die 
Ergebnisse der dazu durchgeführten Interaktionsanalysen deuten eher auf eine gegenseitig verstärkende Wir-
kungsweise hin, sprich ein Verweis auf den RLP verstärkt die Effekte der politischen Bildung zwar, allerdings 
sind die Unterschiede so gering und statistisch nicht signifikant, dass sie kaum einen Einfluss auf die Partizipati-
onswahrscheinlichkeit haben. Lediglich hinsichtlich der dritten Dimension Interesse wecken kann ein Verweis 
den negativen Effekt dieses Aspekts politischer Bildung ins Positive kehren, gleichzeitigt bleibt der Effekt ge-
ring und statistisch nicht signifikant. 
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den Sprachregionen mindestens teilweise ausgleicht. Wird in zusätzlichen Analysen überprüft, ob sich 
die inhaltlichen Lehrplandimensionen auf das Partizipationsverhalten der Jugendlichen aus der latei-
nischsprachigen Schweiz anders auswirkt als auf Deutschschweizer Schülerinnen und Schüler, zeigt 
sich, dass fast alle Aspekte politischer Bildung einen leicht stärkeren partizipationsfördernden Effekt 
auf junge Erwachsene aus dem Tessin und der Romandie haben. Diese Unterschiede sind allerdings 
minim und keiner der Interaktionseffekte statistisch signifikant. Wird nun für den kantonalen Hinter-
grund kontrolliert, erweisen sich lediglich zwei Variablen weiterhin als statistisch signifikante Prä-
diktoren politikernaher Partizipation, nämlich der Verweis auf einen Rahmenlehrplan sowie der Anteil 
an Katholiken im Wohnkanton der untersuchten Jugendlichen. Alle weiteren Indikatoren für die ge-
mäss Lehrplänen erteilte politische Bildung sowie den kantonalen Kontext bleiben in diesem Modell 
ohne Erklärungskraft. Im Gegensatz zur konventionellen Beteiligung wirkt sich hier ein hoher Katho-
likenanteil jedoch negativ aus, sprich junge Erwachsene aus protestantisch geprägten Kantonen betei-
ligen sich eher an jenen Aktivitäten, die sie in direkten Kontakt zu Politikerinnen und Politikern brin-
gen. Die Berücksichtigung der kantonalen Variablen reduziert die sprachregionalen Unterschiede, 
wobei sich junge Erwachsene aus der italienischsprachigen Schweiz zwar gemäss der Ergebnisse noch 
immer leicht weniger wahrscheinlich auf diese Art und Weise am politischen Prozess beteiligen, aller-
dings erweist sich der Effekt nun als nicht mehr statistisch signifikant.  
 
Politischer Konsum  
Angesichts der bisherigen Ergebnisse zum Einfluss politischer Bildung wenig überraschend, weisen 
nur drei der Lehrplanvariablen eine gewisse Erklärungskraft auf, was die Bereitschaft zum politisch 
motivierten Konsum betrifft. Einerseits wird die Wahrscheinlichkeit der Beteiligung an Boy- oder 
Buykotts durch die Erwähnung von Bildungszielen in Bezug auf den politischen Unterricht226 sowie 
durch eine präzise Umschreibung politischer Themen in den Lehrplänen positiv beeinflusst. Anderer-
seits deuten die Ergebnisse darauf hin, dass Jugendliche, die gemäss Lehrplänen im politischen Unter-
richt politische Handlungskompetenzen erwerben sollten, sich mit etwas geringerer Wahrscheinlich-
keit mittels ihres Konsumverhaltens politische Überzeugungen einbringen. Ähnlich wie im Modell zur 
Ressource Humankapital zeigt sich auch hier ein gewisser Graben zwischen Jugendlichen, die eine 
allgemeinbildende Schule besuchen, und Berufsfachschülerinnen und -schülern, wobei die Unter-
schiede im vorliegenden Modell noch etwas stärker ausfallen. Dies könnte darauf hindeuten, dass sich 
der politische Unterricht trotz seines geringen Effekts auf Gymnasiastinnen und Gymnasiasten etwas 
stärker partizipationsfördernd auswirkt als auf Lehrlinge. Anders als in den vorhergehenden Modellen 
scheinen sich die Effekte in Bezug auf das politische Konsumverhalten durch den Einbezug von 
																																								 																				
226 Allerdings verringert die positive Wirkung des Einbezugs von Zielformulierungen für den politischen Unter-
richt gleichzeitig den Effekt der Vermittlung von Fertigkeiten und der Bestrebung, durch den politischen Unter-
richt das Interesse der Schülerinnen und Schüler wecken zu können, verringert aber wiederum den negativen 
Effekt eines stärkeren Fokus auf die Behandlung von Faktenwissen – wie zusätzliche Interaktionsanalysen zei-
gen. Einmal erweisen sich diese Interaktionseffekte aber weder als stark genug, um die Partizipationswahr-


















































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Kontrollvariablen auf kantonaler Ebene kaum zu verändern. Lediglich der Indikator für die Präzision, 
mit welcher politische Themen in den Lehrplänen angeführt werden, verliert etwas an Erklärungskraft, 
bleibt aber auf dem 5-Prozent-Niveau signifikant. Was den Einfluss der kantonalen Determinanten 
betrifft, zeigt sich, dass ein stärkerer Grad an direkter Demokratie sich leicht partizipationshemmend 
auswirkt. Eine Erklärung für diesen Effekt, wird doch ein Mehr an direkter Demokratie mit stärkerer 
Beteiligung an Partizipationsformen auch ausserhalb des institutionalisierten Rahmens in Verbindung 
gebracht (vgl. Tolbert et al. 2003), könnte sein, dass, wenn die Hürde zur Ergreifung direktdemokrati-
scher Instrumente höher ist, eher zu anderen, als einfach eingeschätzten Mitteln der Beteiligung ge-
griffen wird, wie eben dem politischen Konsum. 
 
Online-Partizipation 
Als letztes richtet sich der Fokus auf die Partizipation mittels verschiedener Online-Aktivitäten. Der 
Blick auf das entsprechende Modell deutet darauf hin, dass die Schule resp. der politische Unterricht 
diese Form der politischen Beteiligung so gut wie nicht beeinflusst. Lediglich der Verweis auf den 
jeweiligen Rahmenlehrplan erweist sich geringfügig partizipationsfördernd, allerdings nur von knap-
per statistischer Signifikanz. Alle übrigen einbezogenen Indikatoren politischer Bildung bleiben ohne 
Wirkung. Es zeigt sich zwar wiederum, dass Jugendliche, die eine berufliche Grundbildung absolvie-
ren, sich weniger wahrscheinlich via Internet einbringen. Allerdings sind die Effekte ähnlich stark 
(oder gering) wie im Modell zum Einfluss des Humankapitals, was darauf hindeutet, dass das Aus-
mass an politischer Bildung diesbezüglich keine Erklärungskraft bietet. Weiter verstärkt die Kontrolle 
auf kantonaler Ebene die Effekte politischen Unterrichts leicht. Wo sich im Modell 9.6 lediglich der 
Verweis auf den Rahmenlehrplan als leicht partizipationsfördernd erweist, wirken sich nun auch die 
Struktur des Lehrplans sowie die Behandlung wirtschaftlicher Aspekte auf die Beteiligungsbereitschaft 
junger Erwachsener aus, wobei die Effekte für erstere positiv, für letztere hingegen negativ ausfallen, 
aber in beiden Fällen von geringem Ausmass und lediglich auf dem 5-Prozent-Niveau signifikant sind. 
Was den kantonalen Kontext betrifft, scheint sich dieser – im Vergleich zu den übrigen Partizipations-
formen – stärker auf die Wahrscheinlichkeit der Beteiligung an Online-Aktivitäten auszuwirken. Ins-
besondere die Abwesenheit einer Wahlpflicht erweist sich als starker positiver Prädiktor. Ebenfalls 
partizipationsfördernd wirkt sich ein eindeutig proportionales Wahlsystem aus. Demgegenüber schei-
nen ein stark polarisiertes Parteiensystems sowie einer höherer Grad an direkter Demokratie die Be-
reitschaft junger Erwachsener, sich online politisch zu beteiligen, zu senken. Schliesslich deuten die 
Ergebnisse signifikante sprachregionale Unterschiede an, was die Online-Partizipation betrifft, wobei 
die Partizipationsbereitschaft Jugendlicher aus dem Tessin im Vergleich zur Romandie und der 
Deutschschweiz tiefer ist. Zwar zeigt sich auch in den vorhergehenden Modellen, die für sprachregio-
nale Unterschiede kontrollierten (vgl. Tabellen 7.1 und 7.8), dass die Wahrscheinlichkeit der Online-
Beteiligung unter Jugendlichen aus dem Tessin etwas tiefer ist. Allerdings  
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Abbildung 7.6: Interaktionseffekte zwischen der italienischsprachigen Schweiz und dem Grad an di-










Bemerkung: Interaktionseffekte zwischen der Sprachregion (0=nicht italienischsprachig, 1=italienischsprachig) 
und dem Grad an direkter Demokratie (0=tiefer Grad bis 6=hoher Grad) im Hinblick auf die Online-
Partizipation.  
 
Abbildung 7.7: Ausgewählte Interaktionseffekte zwischen dem Schultyp und dem kantonalen Kontext 
auf die Online-Beteiligung 
 
 
Bemerkung: Interaktionseffekte zwischen dem Schultyp (1=Gymnasium, 2=BFS mit BM, 3=BFS ohne BM, 
4=KV/DH) und dem Vorhandensein einer Wahlpflicht (0=nicht vorhanden, 1=vorhanden), dem Wahlsystem 
(0=Quasi-Majorz, 1=Proporz) sowie der Polarisierung des Parteiensystem (0=gar nicht polarisiert bis 10=sehr 




sind jene Effekte viel geringer und statistisch irrelevant. Entsprechend liegt die Vermutung nahe, dass 
der kantonale Kontext eine Rolle spielen könnte. Wird diese These anhand von Interaktionsmodellen 
überprüft, ergibt sich, dass lediglich der Grad an direkter Demokratie als mögliche Erklärung dienen 
kann. Wie Abbildung 7.6 illustriert, wirkt sich einfacher Zugang zu direktdemokratischen Instrumen-
ten für den Tessin stärker partizipationshemmend aus als in den übrigen Regionen, wenn auch nur in 
geringem Masse. Die weiteren Modelle zum Einfluss des kantonalen Kontexts im Zusammenspiel mit 
der sprachregionalen Zugehörigkeit erweisen sich im Hinblick auf die Erklärung der tieferen Online-
Beteiligung italienischsprachiger Jugendlicher als irrelevant. Ähnlich wie im Modell ohne Kontrollva-
riablen und im Individualebenen-Modell, das den Einfluss humankapitaler Ressourcen überprüfte, 
zeigen sich auch hier je nach Schultyp Unterschiede in der Partizipationsbereitschaft der Jugendlichen. 
Ein Vergleich der drei Modelle indiziert allerdings, dass die Effekte im vorliegenden Modell um eini-
ges stärker ausfallen als zuvor, was einen Zusammenhang zwischen dem kantonalen Kontext und dem 
Schultyp in Bezug auf die Beteiligung an politischen Aktivitäten im Internet andeutet. Entsprechend 
wurde überprüft, ob die im Modell signifikanten kantonalen Determinanten die Jugendlichen je nach 
Schultyp, den sie besuchen, unterschiedlich in ihrer Partizipationsbereitschaft beeinflussen. Abbildung 
7.9 präsentiert die Ergebnisse. Es zeigt sich, dass mit Ausnahme des Polarisierungsgrades der Parteien 
alle übrigen Indikatoren zum kantonalen politischen Kontext einen stärkeren Effekt auf die Gymnasi-
astinnen und Gymnasiasten haben als auf die Berufsfachschülerinnen und -schüler. Die geringste Wir-
kung hat der kantonale Hintergrund auf die Auszubildenden in kaufmännischen Berufen und des De-
tailhandels. Einzig ein stark polarisiertes Parteiensystem scheint die Partizipationsbereitschaft unter 
Berufsschülern in den Bereichen Kaufmännische Grundbildung und Detailhandel vergleichsweise 
stärker zu erhöhen. Die Interaktionsterme erweisen sich zwar als durchwegs nicht signifikant und die 
Effekte sind meist nur sehr gering, trotzdem deuten die Ergebnisse darauf hin, dass der kantonale Kon-
text durchaus eine Rolle spielt, was die politische Beteiligung junger Erwachsener anbelangt. Schliess-
lich erweisen sich nebst dem Verweis auf den Rahmenlehrplan auch zwei weitere Indikatoren politi-
scher Bildung als erklärend, wenn für den kantonalen Kontext kontrolliert wird, nämlich die Struktur 
des Lehrplans sowie die Berücksichtigung wirtschaftlicher Aspekte. Dabei senkt eine umfassendere 
Behandlung ökonomischer Konzepte, Zusammenhänge oder Aktualitäten die Partizipationsbereit-
schaft leicht, wohingegen sich ein Lehrplan, der sich vor allem auf die Inhalte und weniger auf didak-
tisch-pädagogische Ziele und die entsprechende Gestaltung des Unterrichts hinweist, eher partizipa-
tionsfördernd auswirkt.   
 
Diskussion  
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Berücksichtigung von für die politische Bildung rele-
vanten Aspekten in den jeweiligen Lehrplänen durchaus eine Rolle spielt, ob und wie sich junge Er-
wachsene aktiv in den politischen Prozess einbringen. Allerdings sind die Effekte der inhaltlichen 
Dimensionen  entgegen allen Erwartungen negativ, sprich ein umfassenderer Einbezug von für die 
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politische Beteiligung wichtigen Kenntnissen oder Fertigkeiten wirkt sich eher partizipationshemmend 
denn -fördernd aus. Die Effekte erweisen sich jedoch fast durchwegs als schwach und lediglich knapp 
signifikant. Im Gegensatz dazu bieten drei der strukturellen Lehrplankriterien vergleichsweise hohe 
Erklärungskraft. Zum einen wirkt sich ein Verweis auf den jeweiligen Rahmenlehrplan fast durchwegs 
positiv auf die Partizipationsbereitschaft aus. Es stellt sich hier die Frage, welche Erklärung diesem 
positiven Zusammenhang zugrunde liegt. Es lässt sich beispielsweise vermuten, dass der Hinweis 
damit einhergeht, dass in den Rahmenlehrplänen angeführte Ziele und Richtlinien zum politischen 
Unterricht denn auch stärker in den Lehrplan integriert werden. Wäre dies der Fall, müssten jedoch die 
inhaltlichen Dimensionen ebenfalls stärkere positive Effekte aufweisen. Wird überprüft, ob die Er-
wähnung des Rahmenlehrplans einen direkten Einfluss auf die Wirkungsweise der inhaltlichen Di-
mensionen hat und je nach Stärke und Richtung eine Erklärung für die durchwegs ausbleibende resp. 
marginale Bedeutung des politischen Unterrichts auf das Partizipationsverhalten der Schülerinnen und 
Schüler liefern könnte, zeigt sich, dass sich der Verweis – je nach Beteiligungsform und Dimension – 
auf die Einflusskraft politischer Bildung sowohl positiv wie auch negativ auswirken kann. Allerdings 
sind die Effekte so gering und nicht signifikant, dass sie das tatsächliche partizipative Handeln der 
Jugendlichen nur minim beeinflussen. Es könnte also auch sein, dass Lehrpläne, die sich auf die Rah-
menlehrpläne beziehen, weniger konkrete Inhalte anführen, sondern stärker auf die Bildungsziele und 
die Vermittlung von in den Rahmenlehrplänen angeführten Kompetenzen fokussieren. Und sich dieser 
Effekt so auf den politischen Unterricht auswirkt, dass die Jugendlichen auf diese Art und Weise stär-
ker motiviert werden, sich aktiv am politischen Leben zu beteiligen, als wenn die im Lehrplan ange-
führten Themen lediglich „abgehandelt“ werden. Schliesslich liesse sich der positive Effekt des Ver-
weises auf den Rahmenlehrplan auch damit erklären, dass die Tatsache, dass eben auf dieses von offi-
zieller Stelle herausgegebene richtungsgebende Dokument verwiesen wird, die Bedeutung des Lehr-
plans und damit auch der darin verankerten politischen Bildung aufwertet, was sich wiederum positiv 
auf die Art und Umsetzung des politischen Unterrichts und schlussendlich der politischen Beteiligung 
auswirken könnte. Diese Vermutungen lassen sich allerdings im Rahmen dieser Arbeit nicht weiter 
überprüfen. Es wäre aber durchaus interessant, diesem Zusammenhang detaillierter nachzugehen, ge-
rade auch angesichts der bereits erfolgten oder geplanten Bestrebungen zur Überarbeitung der Rah-
menlehrpläne227, unter anderem auch im Hinblick auf den Einbezug der politischen Dimension.  
Ob ein zentrales Ziel für den politischen Unterricht genannt wird, scheint hingegen unbedeutend zu 
sein. Eine konkretere Formulierung der Intentionen, was der politische Unterricht erreichen soll, kann 
gemäss den Resultaten die Partizipationswahrscheinlichkeit durchaus beeinflussen, wenn auch nicht 
für alle Beteiligungsformen in statistisch relevantem Ausmass. Im Hinblick auf den vergleichsweise 
starken Effekt der Erwähnung von Richtzielen auf die konventionelle Partizipation lässt sich vermu-
ten, dass solche Zielformulierungen unter anderem das Erlangen politischer Mündigkeit thematisieren, 
und so indirekt die Beteiligung an Wahlen und Abstimmungen fördern. Der positive Zusammenhang 
																																								 																				
227 Der Rahmenlehrplan für die Berufsfachschulen mit Berufsmaturität wurde unter der Leitung des SBFI bereits 
2012 überarbeitet und gilt seit spätestens 2015 für alle Berufsmaturitätsklassen. Weiter gibt es in der EDK eben-
falls Bestrebungen, den Rahmenlehrplan für die gymnasiale Maturität von 1994 zu überarbeiten.  
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zwischen der Erwähnung von Bildungszielen und der Beteiligung an Boy- oder Buykotts könnte da-
rauf zurückgeführt werden, dass das Vorhandensein von Bildungszielen bei jungen Frauen einen leicht 
partizipationsfördernderen Effekt hat als bei jungen Männern, wie dies eine zusätzliche Interaktions-
analyse andeutet. Die dritte strukturelle Lehrplandeterminante, welche im Hinblick auf das politische 
Verhalten der Jugendlichen eine Rolle zu spielen scheint, bezieht sich auf die Präzision, mit welcher 
politische Themen in den Lehrplänen angeführt werden. Eine detaillierte Formulierung der für den 
politischen Unterricht relevanten Aspekte beeinflusst die Partizipationswahrscheinlichkeit durchwegs 
positiv, wenn auch nur in drei Fällen in signifikanter Art und Weise. In Verbindung mit den negativen 
Zusammenhängen zwischen der Anzahl Themen und der Partizipationsbereitschaft deutet dies – wie 
bereits weiter oben diskutiert – darauf hin, dass Qualität stärker zu gewichten ist als Quantität. Das 
heisst, dass die politische Bildung dann einen stärkeren Einfluss auf das tatsächliche politische Enga-
gement der Schülerinnen und Schüler haben sollte, wenn die zu behandelnden thematischen Aspekte 
und Fertigkeiten genauer umschrieben als nur stichwortartig aufgeführt sind. Wie ein Blick auf Tabel-
le 7.8 aufzeigt, bieten die einzelnen inhaltlichen Dimensionen, seien es Kenntnisse, Fertigkeiten und 
das Wecken politischen Interesses, nur vereinzelt Erklärungskraft. Besonders ins Auge stechen dabei 
die teilweise negativen Effekte, denn gemäss Theorie sollte ein Mehr an politischer Bildung eher zu 
einer höheren Wahrscheinlichkeit politischer Beteiligung führen und nicht umgekehrt. Insbesondere 
der negative Zusammenhang zwischen der Dimension Interesse wecken und der Bereitschaft, sich an 
Protestaktionen zu beteiligen, überrascht, wird im politischen Interesse doch in der Partizipationslite-
ratur einer der wichtigsten Faktoren gesehen, die das politische Verhalten, unabhängig von der Art der 
Aktivität, erklären. Da die negativen Effekte allerdings gering sind und meist nur knapp signifikant, 
wird hier auf eine weitere Diskussion verzichtet, allerdings darauf verwiesen, dass in der weiteren 
Untersuchung diese Zusammenhänge Potential für ein vertieftes Verständnis der Wirkungskraft politi-
scher Bildung liegen könnte.  
Des Weiteren bekräftigen die Resultate, was bereits im Rahmen der Modellschätzungen zum Einfluss 
des Humankapitals festgestellt werden konnte, nämlich die Unterschiede in der Partizipationsbereit-
schaft je nach Schultyp. Insgesamt scheinen sich Jugendliche, die eine allgemeinbildende Schule be-
suchen, stärker an weniger institutionalisierten Formen zu beteiligen als Berufsfachschülerinnen und         
-schüler. Demgegenüber ist die Partizipationsbereitschaft unter letzteren dann höher ist, wenn es um 
Aktivitäten handelt, wo Parteien und Politiker eine grössere Rolle spielen – wie die konventionelle 
oder die politikernahe Partizipation. Insgesamt erweisen sich die Effekte in den Kontextmodellen noch 
etwas stärker, was dafür sprechen würde, dass der politische Unterricht und/oder der kantonale Kon-
text die Unterschiede zwischen den verschiedenen Schultypen „zu Ungunsten“ der Berufsfachschüle-
rinnen und -schüler eher verstärken als verringern.228 229 Der Vergleich der Effekte politischer Bildung 
nach Schultyp zeigt denn auch, dass sich die drei Dimensionen Kenntnisse, Fertigkeit und Interesse 
wecken je nach Art politischer Aktivität unterschiedlich stark auf die Partizipationsbereitschaft von 
																																								 																				
228 Siehe auch Abschnitt im Kapitel 7.4 zu den Crosslevel-Interaktionen. 
229 Die Abbildungen zu den Interaktionseffekten zwischen den Schultypen und den inhaltlichen Lehrplandimen-
sionen finden sich im Anhang (Abbildung A.10-A.15). 
256	
 
Gymnasiasten und Berufsschülern auswirken. Eine umfassendere Vermittlung von Faktenwissen wie 
Fertigkeiten sowie die Bestrebung, das politische Interesse der Jugendlichen an politischen Themen 
und Prozessen im Rahmen des Unterrichts zu wecken, beeinflusst die Wahrscheinlichkeit der Beteili-
gung an Wahlen, Abstimmungen wie auch politikernahen Aktivitäten unter Berufsfachschülern 
durchwegs stärker als unter Gymnasiasten. Demgegenüber scheint eine stärkere Gewichtung der Be-
handlung von politischen Kenntnissen und der Entwicklung von Skills die Bereitschaft von Jugendli-
chen an allgemeinbildenden Schulen vergleichsweise intensiver zu fördern, was die Beteiligung an 
weniger institutionalisierten und politikerferneren Partizipationsformen anbelangt. Im Hinblick auf die 
Dimension Interesse wecken zeigt sich, dass eine Berücksichtigung dieses Aspekts politischer Bildung 
interessanterweise jene jungen Erwachsenen, die den allgemeinbildenden Unterricht besuchen, in ihrer 
Partizipationsentscheidung  am positivsten beeinflusst230. Im Gegensatz zu den übrigen Zusammen-
hängen erweisen sich die Interaktionseffekte zwischen Interesse wecken und dem Schultyp für jene 
Berufsfachschüler, die das Fach ABU besuchen, als statistisch signifikant. Alle übrigen Interaktions-
terme überschreiten das Signifikanz-Niveau von 5 Prozent hingegen klar. Zudem ist anzumerken, dass 
die beobachteten Effekte, unabhängig von ihrer statistischen Relevanz, recht gering ausfallen, sprich 
zwar Unterschiede vorhanden, diese aber teilweise zu klein sind, um ins Gewicht zu fallen.  
Schliesslich deuten die Ergebnisse darauf hin, dass der kantonale Kontext ebenfalls von Bedeutung ist, 
wenn es darum geht, das politische Verhalten junger Erwachsener zu erklären (vgl. Tabelle 7.9). Al-
lerdings fallen die Effekte in den meisten Fällen – anders als gemäss bisheriger Studien und theoreti-
scher Ansätze erwartet – negativ aus. So beeinflusst beispielsweise das Vorhandensein einer Wahl-
pflicht die tatsächliche Wahlbeteiligung nicht, wirkt sich aber negativ auf die Bereitschaft der Jugend-
lichen aus, sich über die Unterstützung politischer Kampagnen, Protest- oder Onlineaktivitäten am 
politischen Prozess zu beteiligen. Der von einigen Autoren mit einer Wahlpflicht in Verbindung ge-
brachte allgemeine positive Effekt auf das politische Verhalten231 findet sich hier nicht. Es scheint 
vielmehr, dass die gesetzliche Verpflichtung zum Gang an die Urne eher eine abschreckende als parti-
zipationsfördernde Wirkung auf junge Bürgerinnen und Bürger hat. Ebenfalls entgegen den Erwartun-
gen hebt ein eindeutig proportionales Wahlsystem im Gegensatz zum Quasi-Majorz kleinerer Kantone 
das Partizipationsniveau nicht. Wie bereits diskutiert, könnte dies mit der Komplexität des Wahlvor-
gangs zusammenhängen, welcher mit dem so genannten Proporz einhergeht. Demgegenüber scheint 
der negative Zusammenhang zwischen dem Grad an direkter Demokratie und der Wahrscheinlichkeit 
der Beteiligung an Protestaktivitäten, Boy- oder Buykotts damit erklärbar sein, dass dort, wo die Hür-
den besonders hoch sind, weniger wahrscheinlich zu direktdemokratischen Instrumenten gegriffen 
																																								 																				
230 Eine Ausnahme bildet lediglich der politische Konsum, wo der Effekt der Dimension Interesse wecken für 
Gymnasiastinnen und Gymnasiasten am stärksten ist, gefolgt von den Berufsfachschülern, die eine Berufsmatu-
rität absolvieren.  
231 Insbesondere Vertreter einer partizipativen Demokratietheorie gehen davon aus, dass eine Wahlpflicht sich 
nicht nur positiv auf die Wahlbeteiligung auswirkt, sondern insgesamt auf das politische Engagement einer Per-
son, indem durch regelmässige Beteiligung infolge eben dieser Wahlpflicht die Entwicklung politischer Fertig-
keiten, das politische Interesse und das Level an politischen Informationen ebenfalls positiv beeinflussen sollte 
(vgl. u.a. Pateman 1971).  
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wird, sondern die eigenen politischen Überzeugungen und Anliegen eher mittels Aktivitäten aus-
serhalb des institutionalisierten Rahmens eingebracht werden. Schliesslich wirken sich die kantonalen 
Determinanten in zwei Fällen doch gemäss den Erwartungen aus. Einerseits steigt die Bereitschaft, 
sich konventionell zu beteiligen, mit zunehmender Polarisierung des Parteiensystems (vgl. Crepaz 
1990; Norris 2004; Bühlmann/Freitag 2006: 20). Andererseits deuten die Ergebnisse darauf hin, dass 
ein hoher Katholikenanteil auch unter den Jugendlichen noch immer einen partizipationsfördernden 
Effekt auf die Beteiligung an Wahlen und Abstimmungen hat (vgl. Freitag 2005; Altermatt 1989; Lin-
der 2005), sprich christliche Werte vertretende und ursprünglich der katholischen Kirche nahestehende 
Parteien, Kandidierende und Kampagnen ihre katholische Wählerschaft – auch was die jüngsten Bür-
gerinnen und Bürger betrifft –noch immer mobilisieren können. 
Abschliessend soll ein letzter Blick auf Abbildung 7.9 Aufschluss darüber geben, wie gut die Kon-
textmodelle die Beteiligung an den einzelnen Partizipationsformen insgesamt erklären können. Dafür 
werden wiederum die deviance-information-criterion-Werte miteinander verglichen. Diese deuten 
darauf hin, dass die Modelle zum Einfluss politischer Bildung unter Kontrolle kantonaler Determinan-
ten die Beteiligung Jugendlicher an konventionellen, institutionell-konventionellen sowie politikerna-
hen Partizipationsformen vergleichsweise am besten erklären. Besonders wenig Erklärungskraft bieten 
der schulische und kantonale Kontext hingegen in Bezug auf den politischen Konsum. Es scheint also, 
dass junge Erwachsene in ihrer Entscheidung, sich mittels stärker institutionalisierter Formen in den 
politischen Prozess einzubringen, nicht nur von individuellen Voraussetzungen, sondern massgeblich 
auch vom schulischen wie auch dem politischen und historisch-kulturellen Hintergrund beeinflusst 
werden. Dies überrascht insofern wenig, als diese Partizipationsformen im Gegensatz zu Protestaktivi-
täten, dem politisch motivierten Konsum oder der Beteiligung im World Wide Web viel stärker von 
institutionellen Grundlagen und Regelungen bestimmt sind. 
  
7.2.2  Einfluss der Lehrpersonen 
Wie in Kapitel 4.2 erläutert, wird eine ganze Reihe an Indikatoren zu den Lehrpersonen und deren 
Unterrichtsgestaltung auf deren Einfluss auf das partizipative Verhalten der Schülerinnen und Schüler 
überprüft. Nebst soziodemografischer Merkmale wie Geschlecht, Alter und Migrationshintergrund 
wird auch die Art der Ausbildung berücksichtig, ergänzt um Indikatoren zum politischen Unterricht – 
welche Themen behandelt werden sowie der Besuch von Weiterbildungen im Bereich politischer Bil-
dung – sowie zum politischen Engagement der Lehrpersonen. Der Einfluss dieser Variablen wurde für 
jede Partizipationsform separat geschätzt, wobei sich für alle sechs Modelle dasselbe Bild zeigt, näm-
lich dass die Lehrpersonen die Partizipationsbereitschaft ihrer Schülerinnen und Schüler nicht zu be-
einflussen scheinen. Mehr oder weniger alle Indikatoren erweisen sich als statistisch nicht signifi-
kant.232233 Da in der Partizipationsliteratur bisher nur am Rande darauf eingegangen wurde, inwiefern 
																																								 																				
232 Im Hinblick auf die Beteiligung an Wahlen und Abstimmung erweist sich die Kategorie „einige Themen im 
politischen Unterricht behandelt“ als knapp signifikant mit positivem Vorzeichen, was bedeutet, dass ein eher 
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die Lehrpersonen und deren Unterrichtsgestaltung Einfluss auf das – politische – Verhalten Jugendli-
cher nehmen, gestaltet sich die Suche nach einer Erklärung für diese Ergebnisse als schwierig. Einer-
seits könnte vermutet werden, dass Schülerinnen und Schüler sich während ihrer Adoleszenz von Er-
wachsenen wie ihren Eltern oder aber auch den Lehrpersonen distanzieren wollen und diese entspre-
chend die Verhaltensweise der jungen Erwachsenen nur am Rande prägen. Einige Autoren fanden 
denn auch heraus, dass die Beziehungen zwischen Lehrpersonen und Schülern auf High-School-ebene 
weniger distanziert und weniger positiv sind als noch zuvor in der Grundschule (vgl. Eccles et al. 
1993). Diese „Distanzierungs-These“ würde denn auch erklären, warum sich das politische Engage-
ment der Eltern kaum in der Partizipationsbereitschaft der Jugendlichen widerspiegelt. Andererseits 
könnte die Irrelevanz der Lehrer-Variablen auch mit der Datenerhebung zusammenhängen, sprich die 
„falschen“ Fragen gestellt wurden, um den Einfluss der Lehrpersonen auf die Schülerinnen und Schü-
ler zu messen. Was ebenfalls eine Rolle spielen könnte, ist die Tatsache, dass die Daten zu den Lehr-
personen sehr viele fehlende Werte aufweisen, was die Aussagekraft der Analyseergebnisse ebenfalls 
beeinflussen kann. 
 
7.3 Der Einfluss individueller und kontextueller Voraussetzungen kombiniert  
Nachdem in den vorangegangen Kapiteln verschiedene Arten individueller wie auch kontextueller 
„Ressourcen“ auf ihre Erklärungskraft hinsichtlich des politischen Verhaltens junger Erwachsener 
separat überprüft worden sind, soll ein umfassendes Modell, das alle diese Faktoren integriert, Auf-
schluss darüber geben, ob und wie sich die zuvor diskutierten Effekte verändern, wenn die beiden 
Ebenen kombiniert werden. Wiederum wird je ein Modell pro Partizipationsform geschätzt, wobei 
jede dieser Analysen nicht nur jene Variablen einbezieht, welche sich in den separaten Modellen als 
signifikant erwiesen, sondern alle bisher berücksichtigten individuellen wie kontextuellen Variablen. 
Zwar resultieren aus dieser Vorgehensweise sechs enorm umfangreiche Modelle, gleichzeitig ist es 
nur so möglich, das angestrebte umfassende Bild davon zu erhalten, welche Faktoren nun tatsächlich 
das politische Partizipationsverhalten von Jugendlichen beeinflussen. Einerseits hat sich in Kapitel 7.2 
bereits erwiesen, dass eine Erweiterung eines Modells – im obigen Fall um Kontrollvariablen auf kan-
tonaler Ebene – durchaus zu Veränderungen in den Zusammenhängen von Explanans und Explana-
ndum führen kann, beispielsweise infolge von Interaktionseffekten, die wegfallen könnten, wenn ein-
zelne Variablen aus dem Modell entfernt werden. Andererseits liegt der Untersuchung die Bestrebung 
																																								 																																							 																																							 																																							 																													
geringer politischer Unterricht sich leicht positiver auf die Bereitschaft, sich konventionell zu beteiligen, aus-
wirkt, als wenn gar keine politischen Themen diskutiert werden. Schliesslich wirken sich sowohl eine lange 
Lehrtätigkeit (36 bis 45 Jahre) wie auch der Besuch einer Weiterbildung zur politischen Bildung leicht partizipa-
tionshemmend aus. Da es sich bei diesen Ergebnissen allerdings um wenig schlüssige Erkenntnisse mit sehr 
geringer Effektstärke handelt, werden diese nicht weiter diskutiert. 
233 Dasselbe Bild zeigt sich auch, wenn in zusätzlichen Interaktionsanalysen überprüft wird, ob sich die Effekte 
der inhaltlichen Lehrplandimensionen auf die Partizipationsbereitschaft verändern, wenn die Lehrpersonen ent-
weder politisch sehr interessiert resp. engagiert sind, viele politische Themen in Unterricht einbeziehen oder die 
politische Bildung als sehr wichtig erachten. Unabhängig von der Dimension politischer Bildung scheinen die 
Lehrpersonen keinen Einfluss auf deren Wirkung zu haben.   
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zugrunde, ein möglichst umfassendes, der Realität nahes Bild davon zu präsentieren, wie und warum 
sich junge Erwachsene in der Schweiz politisch engagieren. Wie in der realen Welt bestimmte Hinter-
grundfaktoren, Voraussetzungen oder kontextuelle Bedingungen nicht ausgeblendet werden können, 
sollen auch hier alle möglichen erklärenden Indikatoren234 ins finale Modell integriert werden. 
Ziel des Kapitels ist entsprechend, möglichst umfassend Aufschluss darüber geben zu geben, inwie-
fern die Partizipationsbereitschaft Jugendlicher von individuellen und kontextuellen Ressourcen und 
Voraussetzungen beeinflusst wird, wobei der Fokus primär darauf gerichtet werden soll, ob und inwie-
fern sich Veränderungen in den Effekten feststellen lassen, wenn alle Indikatoren gemeinsam auf ihre 
Wirkung überprüft werden. Da die Zusammenhänge, welche in den separaten Modellen festgestellt 
werden konnten, bereits ausführlich diskutiert wurden, wird hier auf eine abermalige Diskussion 
gleichbleibender Effekte verzichtet.  
 
Konventionelle Partizipation 
Wie zuvor richtet sich das Augenmerk als erstes auf dasjenige Modell, das den Einfluss der individuel-
len wie kontextuellen Indikatoren auf die Beteiligung an Wahlen und Abstimmungen analysiert. Wer-
den alle Determinanten gemeinsam in einem Modell berücksichtigt, so verlieren einige der zuvor noch 
signifikanten Prädiktoren an Erklärungskraft. Diese Veränderungen sollen nun schrittweise diskutiert 
werden. Als erstes sticht ins Auge, dass der sozioökonomische Hintergrund keine Rolle mehr zu spie-
len scheint, was die Ergebnisse von Verba et al. (1995) widerspiegelt. Diese kommen nämlich zum 
Schluss, dass die Entscheidung, sich an Wahlen zu beteiligen, weder primär von finanziellen und Bil-
dungsressourcen noch von der Verfügbarkeit politischer Fertigkeiten abhängt. Letzteres könnte denn 
auch erklären, warum unter Einbezug weiterer Faktoren die schulische Aktivität und die damit ver-
bundenen Civic Skills an Relevanz verlieren. Vielmehr wird die Wahlbeteiligung gemäss den Autoren 
vom politischen Engagement und dem sozialen Umfeld beeinflusst. Es zeigt sich denn auch, dass 
Überzeugungen bezüglich der Wirksamkeit der eigenen Handlungen, ein Empfinden, dass die Beteili-
gung an Wahlen und Abstimmungen eine Bürgerpflicht darstellen, sowie das politische Interesse wei-
terhin relevant sind, was die Wahrscheinlichkeit der konventionellen Partizipation junger Erwachsener 
betrifft, auch wenn die Effekte teilweise etwas geringer ausfallen als noch in den separaten Modellen. 
Schliesslich steigt die Beteiligungswahrscheinlichkeit mit zunehmendem politischen Wissen – wenn 
auch nur geringfügig – an. Was das politische Umfeld betrifft, so bekräftigen die resultierenden Effek-
te die These von Verba et al. (1995) ebenfalls. So erweist sich ein Grossteil der so genannten Rekrutie-
																																								 																				
234 An dieser Stelle muss allerdings vermerkt werden, dass nicht ganz alle zuvor einbezogenen Variablen auch 
Eingang in die finalen Modelle finden. Einerseits wird die schulische Leistung nicht mehr einbezogen, da sich 
angesichts der Ergebnisse die Frage stellt, ob die subjektive Einordnung im Vergleich zum Rest der Klasse ein 
guter Indikator für die tatsächliche Leistung ist. Andererseits erwies sich das Engagement im öffentlichen Dienst 
als durchwegs irrelevant und wird, da bereits eine Reihe weiterer Organisationen berücksichtig werden, nicht 
weiter untersucht. Schliesslich wird punkto Nachrichtenkonsums nur eine der Variablen, nämlich der durch-
schnittliche Konsum unabhängig vom Medium, einbezogen.  
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rungsindikatoren als signifikante Prädiktoren. Wer regelmässig mit den Eltern über politische Themen 
diskutiert, sich in einem politisch aktiven Freundeskreis bewegt oder in sozialen Online-Netzwerken 
aktiv ist, nimmt mit grösserer Wahrscheinlichkeit an Wahlen und Abstimmungen teil als Gleichaltrige 
ohne diese Voraussetzungen. Demgegenüber wirken sich ein politisch aktives Elternhaus oder sehr 
häufige politische Debatten im Freundeskreis – entgegen den Erwartungen – zwar eher negativ, aber 
immerhin signifikant auf die Partizipationsbereitschaft aus. Es zeigt sich denn auch anhand einiger 
zusätzlicher Zusammenhangsanalysen, dass alle Interaktionseffekte zwischen den signifikanten Indi-
katoren zum politischen Engagement und der Rekrutierung auf der einen und der schulischen Aktivität 
auf der anderen Seite negativ ausfallen. Diese Befunde deuten an, dass sich ein höheres Ausmass an 
politischem Wissen oder häufigere Diskussionen mit den Eltern den Effekt schulischer Aktivitäten auf 
die Beteiligung an konventionellen Partizipationsformen verringern und nicht verstärken.  
Weiter weisen die Ergebnisse darauf hin, dass das Sozialkapital die Partizipationsbereitschaft junger 
Erwachsener im Gesamtmodell nur noch begrenzt beeinflusst. Zwar wirkt sich die Aktivität in einem 
Interessenverband noch immer leicht positiv aus, das Engagement im Rahmen von sozialen Organisa-
tionen oder politischen Parteien hingegen verliert an Erklärungskraft. Gleiches gilt auch für das Ver-
trauen in politische Institutionen. Wie zuvor spielt die eigene ideologische Einstellung keine Rolle für 
die Entscheidung zum Gang an die Urne. Gleiches gilt für das Geschlecht, was die bereits diskutierte 
Vermutung dahingehend, dass der bis vor kurzem noch beobachtbare Gendergap in der Wahl- und 
Abstimmungsbeteiligung zumindest unter den jüngsten Bürgerinnen und Bürgern endgültig ver-
schwunden ist, bestätigt. 
Im Hinblick auf die Erklärungskraft der Kontextfaktoren zeigt sich, dass die politische Bildung ge-
mäss Lehrplänen weiterhin einen geringen Einfluss auf die konventionelle Beteiligung hat, sich die 
Effekte aber teilweise verschieben. Auf der einen Seite erweist sich der Verweis auf den Rahmenlehr-
plan nach wie vor als vergleichsweise starker Prädiktor und auch das Vorhandensein von Richtzielen 
hat weiterhin einen geringfügigen positiven Einfluss auf die Partizipationsbereitschaft. Demgegenüber 
scheinen sowohl die Vermittlung von Urteilskompetenz wie auch die Bestrebung, politisches Interesse 
im Rahmen des politischen Unterrichts in den Schülerinnen und Schülern zu wecken, unter Einbezug 
der individuellen Ressourcen an Einfluss einzubüssen, wohingegen ein verstärkter Einbezug von 
Themen zur Schweizer Politik sich als leicht signifikant erweist, allerdings mit negativem Effekt.  
Demgegenüber scheint der kantonale Kontext auch im Gesamtmodell weiterhin einen Einfluss auf die 
konventionelle Partizipation zu haben. Wie im separaten Kontextmodell beteiligen sich Jugendliche 
aus Quasi-Majorz-Kantonen mit grösserer Wahrscheinlichkeit an Wahlen und Abstimmungen als Ju-
gendliche aus Kantonen, in welchen nach Proporz gewählt wird. Weiterhin als signifikante Prä-
diktoren erweisen sich auch ein hoher Katholikenanteil und eine starke Polarisierung der Parteien, 
wobei die Effekte leicht höher ausfallen als im separaten Modell. Anders als zuvor wirken sich nun 
auch das Vorhandensein einer Wahlpflicht sowie ein hoher Grad an direkter Demokratie positiv und 
signifikant auf die Bereitschaft, die politischen Überzeugungen im Rahmen von konventionellen Parti-
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zipationsformen einzubringen. Angesichts bisheriger Studien war ein partizipationsfördernder Effekt 
der Wahlpflicht zu erwarten, es stellt sich aber die Frage, warum der Effekt erst im Gesamtmodell 
signifikant ist. In einigen zusätzlichen Interaktionsanalysen findet sich lediglich eine Erklärung, näm-
lich dass sich eine solche gesetzlich festgelegte Verpflichtung besonders dann positiv auf die Partizi-
pationsbereitschaft auswirkt, wenn eine junge Personen von ihrer politischen Wirksamkeit überzeugt 
ist. Weitere mögliche Einflussfaktoren wie das politische Engagement des Umfelds oder ein starkes 
Bürgerpflichtgefühl wirken sich hingegen eher gegenteilig auf den Effekt einer Wahlpflicht aus, kön-
nen also wenig zur Erklärung beitragen. In Bezug auf die zweite kantonale Variable, die sich im Ge-
samtmodell als erklärend erweist, stellt sich dieselbe Frage. Entsprechende Interaktionsmodelle deuten 
an, dass der Effekt eines höheren Grades an direkter Demokratie dann stärker zum Tragen kommt, 
wenn Jugendliche häufig mit ihren Eltern über Politik debattieren und/oder über ein starkes externes 
Wirksamkeitsempfinden verfügen. Nebst diesen so genannten Crosslevel-Interaktionen wurde auch 
überprüft, ob zwischen den Effekten, die sich als besonders stark erweisen, und denjenigen, welche im 
Gesamtmodell an Erklärungskraft verloren haben, ein Zusammenhang besteht, welcher die Verände-
rung erklären kann. Zu ersteren zählen die Wirkung eines starken Bürgerpflichtgefühls, regelmässiger 
Diskussionen mit den Eltern sowie eines politisch aktiven kollegialen Umfelds, wohingegen letztere 
Faktoren wie das politische Interesse, die Links-Rechts-Verortung, der Migrationshintergrund, die 
schulische Aktivität sowie den Schultyp umfassen. Im Hinblick auf das Gefühl, die Beteiligung an 
Wahlen und Abstimmungen gehöre zu den Pflichten eines guten Bürgers, zeigt sich, dass ein solches 
Empfinden sowohl ganz links wie auch (eher) rechts eingestellte Jugendliche am stärksten in ihrer 
Partizipationsbereitschaft beeinflusst. Demgegenüber nimmt die Wahrscheinlichkeit der Beteiligung 
bei Fehlen eines solchen Pflichtgefühls zu, je weiter rechts sich junge Erwachsene einordnen. Gleich-
zeitig deuten die Ergebnisse an, dass ein starkes Bürgerpflichtempfinden kompensierend auf jene Ju-
gendlichen wirkt, welche sich nicht für Politik interessieren, dieser Effekt aber bei sehr Interessierten 
nicht zu beobachten ist, sich diese jungen Erwachsenen viel eher aufgrund der Sache und ihres Interes-
ses als auch aus einem gewissen Pflichtgefühl konventionell beteiligen (vgl. Abbildung 7.8). Schliess-
lich weisen die Befunde der Interaktionsmodelle darauf hin, dass sich ein starkes Bürgerpflichtemp-
finden vor allem auf Berufsfachschülerinnen und -schüler auswirkt, mit Ausnahme der Lernenden in 
den Bereichen kaufmännische Grundbildung und Detailhandel, die sich unabhängig eines Bürger-
pflichtgefühls am wenigsten wahrscheinlich an Wahlen und Abstimmungen beteiligen.  
Was den Einfluss des sozialen Umfelds betrifft, zeigt sich, dass regelmässige politische Diskussionen 
im Elternhaus wie auch ein aktiver Freundeskreis eine vergleichsweise stärkere positive Wirkung auf 
die Partizipationsbereitschaft eher rechts eingestellte Jugendlicher haben, wenn auch die Unterschiede 
eher gering sind. Weiter scheinen häufige politische Debatten mit den Eltern politisch vor allem kaum 
Interessierte besonders stark zu mobilisieren, wohingegen ein politisch engagierter Freundeskreis den 














Bemerkung: Interaktionseffekte zwischen der Zustimmung zur Bürgerpflicht (1=stimme gar nicht zu bis 
5=stimme voll und ganz zu) und dem politischen Interesse (1=gar nicht interessiert bis 4=sehr interessiert) im 
Hinblick auf die konventionelle Partizipation.  
 
Migrationshintergrund deuten die Ergebnisse an, dass weder ein starkes Bürgerpflichtgefühl, noch 
häufige Diskussionen mit den Eltern oder ein politisch aktives kollegiales Umfeld den negativen Ef-
fekt eines solchen Hintergrunds kompensieren können, sprich Jugendliche, die selber oder deren El-
tern in die Schweiz einwanderten, beteiligen sich unabhängig von diesen Ressourcen mit geringerer 
Wahrscheinlichkeit an Wahlen und Abstimmungen. Schliesslich richtet sich der Blick punkto Einfluss 
des sozialen Umfelds nochmals auf die Unterschiede im Partizipationsverhalten je nach Schultyp. 
Dabei zeigt sich, dass ein aktiver Freundeskreis sich auf Berufsschüler, die ihre Lehre ohne BM in 
einem gewerblichen, technischen oder sozialen Berufsbereich absolvieren, stärker mobilisierend aus-
wirkt als auf Lernende der übrigen drei Schultypen. 
Aus diesen Analysen kann entsprechend schlussgefolgert werden, dass ein Grossteil der individuellen 
Ressourcen keine Erklärung liefern kann, warum eine junge Person den Gang zur Urne antritt. Den-
noch als partizipationsfördernd erweisen sich ein gewisses Wirksamkeitsgefühl und politisches Inte-
resse sowie ein Gefühl von Bürgerpflicht. Weiter scheint auch das Umfeld junge Erwachsene in ihrer 
Entscheidung bezüglich der Beteiligung an Wahlen und Abstimmungen zu beeinflussen, wobei insbe-
sondere regelmässige bis häufige Diskussionen mit den Eltern wie auch ein politisch aktives Umfeld 
die Partizipationswahrscheinlichkeit erhöhen. Die Interaktionsmodelle deuten zudem darauf hin, dass 
lediglich in Bezug auf die Empfindung, wählen und abstimmen gehöre zu den Pflichten eines guten 
Bürgers, eine gewisse kompensierende Wirkung festzustellen ist, indem wenig oder gar nicht politisch 
interessierte Jugendliche von einem hohen Bürgerpflichtgefühl positiv beeinflusst werden. Gleichzei-
tig spielt diese Empfindung bei bereits stark an Politik interessierten jungen Erwachsenen kaum eine 
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Rolle. Ansonsten scheinen sich die Effekte einzelner Ressourcen eher zu verstärken als kompensie-
rend oder gar hemmend zu wirken. Schliesslich verweisen die Ergebnisse des Gesamtmodells auf die 
Relevanz des kantonalen Kontexts, was diese Form der Beteiligung betrifft. Sowohl das Vorhanden-
sein einer Wahlpflicht, ein Quasi-Majorz, ein stark polarisiertes Parteiensystem wie auch ein hoher 




Richtet sich der Blick nun auf das zweite Modell zur institutionell-konventionellen Partizipation zeigt 
sich als erstes, dass auch hier unter Einbezug weiterer Ressourcen der sozioökonomische Hintergrund 
keine Erklärungskraft mehr aufweist. Ähnlich wie zuvor kann auch hier vermutet werden, dass finan-
zielle Voraussetzungen und der Bildungsgrad der Eltern vor dem Hintergrund weiterer Ressourcen wie 
politische Skills oder soziales Kapital eine untergeordnete Rolle spielen. So erweist sich denn auch die 
schulische Aktivität nach wie vor als sehr starker Prädiktor im Hinblick auf die Beteiligung an Kam-
pagneaktivitäten. Gleichzeitig bieten fast alle Indikatoren der Ressource Sozialkapital hohe Erklä-
rungskraft. Mit Ausnahme von Sportvereinen und kirchlichen Organisationen erhöht sich die Partizi-
pationsbereitschaft, wenn sie in Vereinen und Organisationen aktiv tätig sind. Besonders stark fällt – 
wenn auch wenig überraschend – der Effekt für das Engagement in einer politischen Partei aus. Diese 
Ergebnisse deuten darauf hin, dass – wie bereits weiter oben diskutiert – soziale Netzwerke einerseits 
den Erwerb von für die politische Partizipation notweniger Fertigkeiten und Fähigkeiten fördern und 
andererseits auch als Orte der Rekrutierung und Mobilisierung agieren können. Weiterhin als signifi-
kante Prädiktoren erweisen sich das Vertrauen in politische Institutionen und Ordnungsinstitutionen, 
wobei erstes partizipationsfördernd wirkt, letzteres hingegen die Bereitschaft politischer Aktivität im 
Rahmen institutionell-konventioneller Möglichkeiten senkt. Schliesslich steigt die Wahrscheinlichkeit, 
sich an politischen Kampagnen mit der eigenen Unterschrift, über eine Spende oder mittels Sammeln 
von Unterschriften zu beteiligen, mit wachsender Unzufriedenheit gegenüber dem Bundesrat. Ange-
sichts der Tatsache, dass das soziale Kapital auch unter Berücksichtigung weiterer individueller und 
kontextueller Indikatoren von so grosser Bedeutung ist, liegt die Vermutung nahe, dass diese Res-
source für diese Form politischer Partizipation eine überaus wichtige Rolle spielt (vgl. Ausführungen 
in Kapitel 7.1.3). Diese These wird denn auch durch die weiteren Ergebnisse bekräftigt. So verliert die 
Mehrheit der Indikatoren, mittels welcher der Einfluss der weiteren Ressourcenbündel – politisches 
Engagement, Rekrutierung und soziales Umfeld sowie Werteinstellungen – gemessen wird, an Stärke 
und Signifikanz. Im Hinblick auf Ressourcen ersterer Form erweisen sich zwar das politische Interes-
se, ein täglicher Nachrichtenkonsum wie auch die Nähe zu linken Parteien weiterhin als aussagekräfti-
ge Prädiktoren, wobei deren Effekt auf die Partizipationswahrscheinlichkeit um einiges geringer aus-
fällt als im separaten Modell. Ein ähnliches Bild zeigt der Blick auf die Rekrutierungsdeterminanten. 
Das soziale Umfeld scheint weiterhin eine Rolle zu spielen, wenn auch im Vergleich zum sozialen und 
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politischen Kapital in geringerem Ausmass. So haben die Indikatoren zur Mobilisierungskraft des 
sozialen Umfelds nur noch dann eine Wirkung auf die Partizipationsbereitschaft, wenn sich dieses 
politisch sehr stark engagiert. Ebenso sinkt die Erklärungskraft verschiedener Werthaltungen – mit 
einer Ausnahme, nämlich der sehr religiösen Einstellung, deren Effekt nun etwas höher und stärker 
signifikant ist. Die Ergebnisse bestätigen zwar den zuvor eruierten Trend, dass die Wahrscheinlichkeit 
institutionell-konventioneller Aktivität abnimmt, je rechter sich die jungen Erwachsenen auf der 
Links-Rechts-Achse verorten, allerdings fallen die Unterschiede wie auch die Effekte insgesamt ge-
ringer aus. Ähnlich scheint weiterhin ein gewisser Zusammenhang zwischen der Zugehörigkeit zur 
römisch-katholischen Konfession und der Beteiligung an Kampagne-Aktivitäten zu bestehen, wenn 
auch der Effekt etwas geringer ist als im separaten Modell. Als nicht mehr relevant erweist hingegen 
die Einstellung gegenüber Ausländern. Im Hinblick auf die soziodemografischen Kontrollvariablen 
gibt es kaum Veränderungen zu verzeichnen. Das Alter und das Vorhandensein eines Migrationshin-
tergrunds wirken sich weiterhin signifikant auf die Partizipationsbereitschaft junger Erwachsener aus. 
Einzig in Bezug auf das Geschlecht lässt sich eine Abweichung gegenüber dem separaten Modell zum 
soziodemografischen Hintergrund feststellen. Wo die Wahrscheinlichkeit junger Männer, sich auf 
diese Art und Weise politisch zu beteiligen, zuvor noch etwas höher war als für junge Frauen, kehrt 
sich dieser Effekt um. Allerdings ist dieser Effekt weiterhin minim und nur knapp signifikant, sprich 
es scheint kein frappanter Unterschied zwischen den Geschlechtern zu bestehen, was diese Partizipa-
tionsform betrifft.  
Ein Blick auf Tabelle 7.10 zeigt, dass die politische Bildung, wie sie gemäss Lehrplänen im Unterricht 
behandelt werden sollen, an Erklärungskraft verliert. Unter Einbezug der individuellen Ressourcen 
erweisen sich lediglich noch die Erwähnung von Richtzielen sowie die präzise Ausformulierung von 
für die politische Bildung relevanten Themen als knapp signifikante Prädiktoren. Gleichzeitig unter-
scheiden sich Schülerinnen und Schüler verschiedener Schultypen in ihrer Partizipationsbereitschaft in 
geringerem Ausmasse als noch zuvor. Zwar scheinen sich Gymnasiastinnen und Gymnasiasten tat-
sächlich eher im Rahmen politischer Kampagnen zu beteiligen als Berufsschülerinnen und -schüler, 
allerdings sind die Unterschiede gering und nur noch für eine Kategorie, nämlich für jene Jugendli-
chen, die eine Berufslehre ohne Berufsmaturität absolvieren und daher den allgemeinbildenden Unter-
richt besuchen, statistisch (knapp) signifikant.  
Weiterhin signifikant auf die Partizipationswahrscheinlichkeit wirkt sich lediglich noch ein hoher Ka-
tholikenanteil aus. Dieser Effekt erweist sich nach wie vor als negativ und gewinnt sogar an statisti-
scher Erklärungskraft. 
Angesichts des weiterhin starken Effekts des sozialen und politischen Kapitals stellt sich nun die Fra-
ge, inwiefern die Ressource den Einfluss weiterer individueller wie auch kontextueller Voraussetzun-
gen reduziert. Dazu werden abermals zusätzliche Interaktionsanalysen durchgeführt. Die Ergebnisse 
weisen darauf hin, dass durchaus Zusammenhänge bestehen, wobei diese nur teilweise eine Antwort 
auf obige Frage geben können. In einem ersten Schritt wurde überprüft, ob das schulische Engage-
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ment, das sich gemäss der Ergebnisse im separaten wie auch im Gesamtmodell als sehr starker Prädik-
tor institutionell-konventioneller Beteiligung erweist, eine tiefere Ausstattung mit weiteren für die 
Partizipation relevanten Ressourcen kompensieren kann. In Bezug auf das politische Interesse scheint 
dies allerdings nicht der Fall zu sein. Es zeigt sich viel mehr, dass sich die Beteiligung an schulischen 
Aktivitäten vor allem dann positiv auswirkt, wenn ein gewisses Interesse bereits vorhanden ist. Eine 
ähnliche Wirkung schulischer Aktivität lässt sich auch im Hinblick auf das politische Engagement des 
sozialen Umfelds beobachten. Lediglich in einem Fall, nämlich dem Zusammenspiel zwischen der 
Beteiligung im schulischen Kontext und der Häufigkeit, mit welcher im Elternhaus über politische 
Themen und Aktualitäten diskutiert wird, zeigt sich ein kompensatorischer Effekt. So wirkt sich ein 
hohes Engagement im Rahmen schulischer Aktivitäten besonders auf jene Jugendlichen partizipations-
fördernd aus, deren Eltern sich mit ihnen gar nicht oder sehr selten über Politik unterhalten. Schliess-
lich deuten die Ergebnisse an, dass sich junge Frauen und Männer, die sich am Schulleben nie aktiv 
beteiligt haben, in ihrem Partizipationsverhalten nicht unterscheiden. Bei geringem Engagement hin-
gegen steigt die Partizipationswahrscheinlichkeit bei männlichen Jugendlicher, wobei sich dieser Gen-
dereffekt dann aber umkehrt, wenn eine junge Person sich bereits sehr stark im Rahmen schulischer 
Aktivitäten eingebracht hat. Im Hinblick auf den Effekt der Mitwirkung in sozialen Organisationen 
und Vereinen kann einerseits angenommen werden, dass ein starkes Engagement die Entwicklung von 
für die politische Partizipation relevanter Skills besonders fördert und somit ein Mangel an weiteren 
wichtigen Ressourcen kompensieren kann. Andererseits liegt die Vermutung nahe, dass Jugendliche, 
die stark in soziale Netzwerke eingebunden sind, weniger Zeit für andere Aktivitäten haben, die eben-
falls partizipationsfördernd wirken können. Die Ergebnisse des Interaktionseffekts zwischen organisa-
tionsbezogenem Engagement und dem politischen Interesse deutet eher auf erste Vermutung hin. So 
wirkt sich eine aktive Mitarbeit in sozialen Organisationen vor allem auf die Partizipationsbereitschaft 
politisch kaum interessierter junger Erwachsene besonders positiv aus. Demgegenüber scheinen sich 
die Mitwirkung in sozialen Netzwerken und das politische Engagement des sozialen Umfelds kaum 
gegenseitig zu beeinflussen. Schliesslich zeigt sich, dass ein geringes bis mittleres Engagement in 
einem Verein oder einer Organisation sich vergleichsweise positiver auf die Partizipationswahrschein-
lichkeit junger Männer auswirkt. Gleichzeitig deuten die in Abbildung 7.9 präsentierten Interaktions-
effekte an, dass auch die zweite These hinsichtlich des Effekts sozialen Engagements nicht ganz von 
der Hand zu weisen ist, verringert sich doch die Partizipationsbereitschaft junger Männer wie auch 
Frauen, wenn sie verhältnismässig stark in soziale Netzwerke involviert sind. Was die Wirkung des 
Vertrauens in Ordnungsinstitutionen auf den positiven Effekt des persönlichen politischen Interesses 
auf die Partizipationsbereitschaft anbelangt, erweisen sich die Zusammenhänge als kurvilinear. Das 
heisst, die Beteiligungswahrscheinlichkeit politisch sehr interessierter junger Erwachsener ist bei star-
kem Misstrauen in diese Institutionen am höchsten, nimmt dann mit wachsendem Vertrauen ab, und 














Bemerkung: Interaktionseffekte zwischen dem Geschlecht (0=männlich, 1=weiblich) und der schulischen Akti-
vität (0=nicht aktiv, 1=aktiv, 2=sehr aktiv) sowie der Aktivität in sozialen Organisationen (0=nicht aktiv bis 
3=sehr aktiv) im Hinblick auf die institutionell-konventionelle Partizipation. Zu beachten ist, dass die y-Skalen 
unterschiedliche Tiefstwerte aufweisen.  
 
Ein ähnlich kurvilinearer Effekt des Vertrauens in Ordnungsinstanzen lässt sich für den Einfluss der 
Diskussionshäufigkeit im Elternhaus sowie der politischen Aktivität des Freundeskreises beobachten. 
Allerdings ist Zusammenhang genau umgekehrt, sprich ein mittleres Vertrauen in Ordnungsinstitutio-
nen kann die fehlende mobilisierende Wirkung des sozialen Umfelds am ehesten kompensieren. Der 
positive Effekt von Diskussionen mit Freunden kehrt sich hingegen mit steigendem Vertrauen ins 
Negative um. Ähnlich wirkt sich das Vertrauen auch im Zusammenwirken mit der politischen Aktivi-
tät der Eltern aus. 
Schliesslich richtet sich das Augenmerk auf die Wirkung der Links-Rechts-Verortung. Hier zeigt sich 
einerseits, dass ein hohes politisches Interesse besonders dann partizipationsfördernd wirkt, wenn sich 
ein Jugendlicher an einem der Pole des politischen Spektrums einordnet, wobei sich dieser Effekt am 
stärksten auf ganz links eingestellte junge Erwachsene auswirkt. Wie zu erwarten, erweist sich der 
Effekt des Vertrauens in Ordnungsinstitutionen am stärksten auf die Partizipationsbereitschaft jener 
Jugendlichen aus, deren politische Ideologie dem linken Pol zugeordnet werden kann, wobei die 
Wahrscheinlichkeit politischer Aktivität bei grossem Misstrauen gegenüber Polizei, Armee und den 
Gerichten am höchsten ist. Ähnliche Effekte lassen sich auch in Bezug auf den Einfluss des politi-
schen Umfelds feststellen. Auch hier haben ein starkes politisches Engagement der Eltern und Freunde 
resp. häufige Debatten mit diesen dann den stärksten positiven Effekt, wenn sich der oder die Jugend-
liche politisch links verortet. 
Aus diesen Ergebnissen lässt sich ableiten, dass die Beteiligung an institutionell-konventionellen For-
men politischer Aktivität vor allem über das soziale und politische Kapital erklärt werden kann, weiter 
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aber auch das politische Interesse, die Nähe zu einer linken Partei resp. die Verortung am linken Ende 
des Links-Rechts-Spektrums, regelmässige politische Diskussionen im Freundeskreis sowie die Nut-
zung sozialer Online-Netzwerke Erklärungskraft besitzen. Darüber hinaus deuten die Befunde an, dass 
junge Erwachsene mit Schweizer Wurzeln, die über 19 Jahre alt sind und sich als sehr religiös be-
zeichnen, ebenfalls mit vergleichsweise höherer Wahrscheinlichkeit an politischen Kampagnen mit-
wirken. In Bezug auf die zusätzlich geschätzten Interaktionsmodelle lässt sich feststellen, dass sich die 
Effekte dieser erklärenden Ressourcen grösstenteils gegenseitig verstärken. Einzig das politische Ver-
trauen sowie die Aktivität in sozialen Organisationen scheint die positive Wirkung eines politisch 
engagierten Umfelds sowie des politischen Interesses zu reduzieren. Zudem zeigt sich, dass ein starkes 
Engagement im Rahmen schulischer Aktivitäten vor allem auf Frauen einen positiven Effekt hat. Die 
könnte den leicht positiven Effekt des Geschlechts im Gesamtmodell, der im Individualmodell noch 
klar negativ ausgefallen ist, erklären.  
 
Unkonventionelle Partizipation 
Im folgenden Abschnitt richtet sich der Fokus darauf, welche Wirkung die berücksichtigen Faktoren 
individueller und kontextueller Art auf die Bereitschaft haben, sich an Demonstrationen zu beteiligen, 
politische Botschaften zu tragen oder politische Veranstaltungen zu besuchen, also anhand von For-
men mit Protestcharakter aktiv zu werden. Einmal mehr verliert der sozioökonomische Hintergrund 
unter Einbezug der weiteren Ressourcen an Erklärungskraft. Weiterhin eine partizipationsfördernde 
Wirkung hat hingegen das schulische Engagement, wobei angenommen werden kann, dass die Betei-
ligung an schulischen Aktivitäten die Entwicklung jener Skills besonders fördert, welche für diese 
Form der Partizipation benötigt werden, wie zum Beispiel rhetorische oder organisatorische Fähigkei-
ten und Fertigkeiten. Ähnlich wie die zuvor besprochenen Modelle verringert sich der Effekt des sozi-
alen und politischen Kapitals zwar, wirkt sich aber weiterhin auf die Partizipationsbereitschaft aus. 
Einerseits erweist sich das Engagement insbesondere in kulturellen Vereinen, Umweltorganisationen 
oder einer politischen Partei trotz geringerer Einflussstärke als weiterhin starker Prädiktor, was darauf 
hindeutet, dass Organisationen und Vereine als ein Ort der Mobilisierung für Protestaktivitäten wei-
terhin eine wichtige Rolle spielen. Andererseits lassen sich auch im Hinblick auf das Vertrauen in 
politische wie Ordnungsinstitutionen dieselben Zusammenhänge wie im separaten Modell feststellen, 
wobei grösseres Vertrauen in erstere Institutionen die Partizipationswahrscheinlichkeit erhöht, grösse-
res Vertrauen in letztere die Beteiligungsbereitschaft hingegen senken (vgl. dazu Kapitel 7.1.3). Ähn-
lich bieten auch die Indikatoren der unter dem Begriff des politischen Engagements zusammengefass-
ten Ressourcenform weiterhin Erklärungskraft, was die Beteiligung junger Erwachsener an unkonven-
tionellen Aktivitäten betrifft. Die Effekte sind allerdings fast durchwegs geringer und büssen teilweise 
auch an statistischer Signifikanz ein. So wird die Wahrscheinlichkeit der Beteiligung an Protestaktivi-
täten unter Einbezug der weiteren Indikatoren vom politischen Interesse, dem regelmässigen Verfol-
gen der Nachrichten sowie von der Nähe zu einer Partei beeinflusst, wobei die Zusammenhänge mit 
268	
 
Ausnahme der Nähe zu einer Partei am rechten Ende des Spektrums positiv ausfallen. Einzig ein Fak-
tor, nämlich ein starkes Gefühl von interner Wirksamkeit, gewinnt im Gesamtmodell an Erklärungs-
kraft. Allerdings wirkt sich dieses Gefühl nicht – wie gemäss bisheriger Studien zu erwarten – partizi-
pationsfördernd, sondern eher -hemmend. Dieses Ergebnis deutet an, dass bei Vorhandensein eines 
starken Kompetenzgefühls Jugendliche eher dazu neigen, entweder zu anderen Partizipationsformen 
zu greifen oder gar politisch inaktiv zu bleiben. Letzteres Annahme leitet sich aus der Erkenntnis ab, 
dass der Effekt interner Efficacy sich – wenn auch nicht immer auf statistisch signifikantem Niveau – 
nicht nur für dies, sondern auch für den Grossteil der übrigen Partizipationsformen als negativ erweist 
(vgl. Tabelle 7.10). Ein ähnliches Muster zeigt sich auch im Hinblick auf die Selbsteinschätzung dar-
über, wie kompetent sich die Schülerinnen und Schüler im Umgang mit politischen Zusammenhängen 
und dem aktuellen Geschehen fühlen. Diese Befunde könnten so interpretiert werden, dass Jugendli-
che, die von ihrer eigenen politischen Fertigkeiten und Kenntnissen als hoch einschätzen, die Wirk-
samkeit ihrer Handlungen eher als gering beurteilen und daher nicht mit grösserer Wahrscheinlichkeit 
auch tatsächlich aktiv werden als Jugendliche mit geringem Wirksamkeitsgefühl. Gegen diese These 
sprechen allerdings die Ergebnisse zu den Effekten externer Wirksamkeit. Träfe die Annahme zu, 
müssten diese mit steigendem Wirksamkeitsempfinden zunehmend negativ ausfallen. Dies ist aber 
nicht der Fall.  
In Bezug auf die Mobilisierungsagenten fällt vor allem eine Veränderung auf, nämlich dass die politi-
sche Aktivität der Eltern an Erklärungskraft gewinnt, hingegen regelmässige Diskussionen über politi-
sche Themen im Elternhaus wie auch die politische Aktivität letzterer keinen oder kaum noch einen 
Einfluss auf das Protestverhalten der Jugendlichen zu haben scheinen. Weiterhin signifikante, wenn 
auch geringere Effekte lassen sich demgegenüber für die weiteren Mobilisierungsfaktoren feststellen, 
welche sich bereits im separaten Ressourcenmodell als relevant herausstellten. Sowohl das häufige 
Debattieren im Freundeskreis wie auch die Aktivitäten in sozialen Off- und Online-Netzwerken wir-
ken sich positiv auf die Partizipationsbereitschaft aus. Was den Effekt der Werteinstellungen betrifft, 
lassen sich mit einer Ausnahme keine grossen Veränderungen feststellen. Alle bereits in Kapitel 7.1.5 
diskutierten Einflussfaktoren erweisen sich auch unter Einbezug der weiteren Ressourcen und der 
Kontextebene als relevant. Lediglich der positive Effekt der Zustimmung zur Gleichstellung von Aus-
ländern und Schweizern verliert an Erklärungskraft.  
Weiter scheint der Geschlechterunterschied durch weitere Ressourcen so kompensiert zu werden, dass 
im Gesamtmodell keine relevanten Unterschiede zwischen jungen Frauen und Männern mehr festge-
stellt werden kann. Ähnlich verhält es sich in Bezug auf die Unterschiede nach Gemeindetyp. Auch 
hier lassen sich im Gesamtmodell keine massgeblichen Effekte mehr eruieren. Schliesslich ist der 
Effekt eines Migrationshintergrundes ebenfalls um einiges geringer, bleibt aber negativer Natur. Die 
Ergebnisse deuten nämlich an, dass sich junge Erwachsene mit Schweizer Wurzeln auch unter Einbe-




Einmal mehr zeigt sich auch im Modell zum Protestverhalten, dass die individuellen Voraussetzungen 
die Partizipationsbereitschaft stärker beeinflussen als der Kontext, sprich die politische Bildung. Unter 
Einbezug der Erklärungsfaktoren auf der Individualebene erweisen sich nur noch drei Indikatoren 
politischer Bildung, wie sie gemäss Lehrplänen vermitteltet werden sollten, als signifikante Prä-
diktoren: die Präzision, mit welcher politische Inhalte in den Lehrplänen formuliert sind, sowie die 
beiden inhaltlichen Dimensionen Interesse wecken und Sachkompetenzen. Allerdings wirkt sich ein 
stärkerer Fokus der Lehrpläne auf letztere beide Dimensionen nicht wie erwartet partizipationsför-
dernd aus, sondern senkt die Partizipationswahrscheinlichkeit, wenn auch in relativ geringem Ausmas-
se. Gleichzeitig lassen sich weiterhin klare Unterschiede im unkonventionellen Verhalten junger Er-
wachsener je nach Schultyp, den sie besuchen, feststellen. Einmal mehr zeigt sich dabei, dass Berufs-
fachschülerinnen und -schüler durchwegs mit geringerer Wahrscheinlichkeit partizipieren als Gymna-
siastinnen und Gymnasiasten, auch was die Teilnahme an Demonstrationen, das Tragen politischer 
Botschaften oder den Besuch politischer Events anbelangt.  
Schliesslich richtet sich der Blick auf den Einfluss des kantonalen Kontexts. Angesichts der Befunde 
lässt sich festhalten, dass Jugendliche aus einem Kanton ohne Wahlpflicht, einem höheren Grad an 
direkter Demokratie wie auch junge Erwachsene aus dem Tessin zwar mit geringerer Wahrscheinlich-
keit im Rahmen dieser Beteiligungsformen aktiv werden. Allerdings sind diese Effekte unter Einbezug 
der weiteren Erklärungsfaktoren auf individueller Ebene nicht mehr signifikant. Aus statistischer Sicht 
relevant bleibt hingegen der negative Effekt eines hohen Katholikenteils, was darauf hindeutet, dass 
die religiöse und damit verbundene kulturelle Vergangenheit sich nach wie vor auf das Verhalten der 
Bürgerinnen und Bürger auswirkt.235  
Nachdem nun diskutiert worden ist, wie und in welche Richtung sich die Zusammenhänge zwischen 
erklärenden Variablen und der Beteiligung an unkonventionellen Aktivitäten verändert haben, wenn 
alle Indikatoren gleichzeitig auf ihre Erklärungskraft überprüft wurden, stellt sich die Frage, inwiefern 
sich die unterschiedlichen Ressourcen gegenseitig in ihrer Wirkung beeinflussen. Wie zuvor wurden 
hierfür einige zusätzliche Interaktionsanalysen durchgeführt. Es zeigt sich dabei, dass eine starke In-
volvierung in schulische Aktivitäten wie auch ein regelmässiger Konsum von Nachrichten über ver-
schiedene Medien die mobilisierende Wirkung eines politisch engagierten Freundeskreises verstärkt, 
wenngleich die Effekte meist nicht signifikant sind. Ein ähnlicher Zusammenhang lässt sich hinsicht-
lich des politischen Interesses beobachten. Diese Ergebnisse widerspiegeln, was in bisheriger Studien 
bereits beobachtet werden konnte, nämlich dass sich die Effekte verschiedener Ressourcen im Zu-
sammenspiel gegenseitig verstärken. So können beispielsweise Diskussionen über politische Themen 
das bereits vorhandene politische Interesse weiter verstärken (vgl. u.a. Richard 2003) oder die vorgän-
gig erworbenen Fertigkeiten im Rahmen von Diskussionen oder dem Engagement in sozialen Netz-
werken oder an der Schule weiterentwickelt werden (vgl. u.a. Ekström/Östman 2013; La Due La-
ke/Huckfeldt 1998; Torney-Purta 2002). Diese These scheint allerdings nicht durchwegs zuzutreffen, 
																																								 																				
235 Vgl. dazu auch abschliessende Diskussion in Kapitel 8.2. 
270	
 
vor allem was den Einfluss der Eltern wie des Vertrauens in politische Institutionen betrifft. Wird zu 
Hause sehr oft über Politik gesprochen, verringert sich der positive Effekt des Interesses auf die Parti-
zipationsbereitschaft. Einen ebenso hemmenden Einfluss häufiger politischer Debatten mit den Eltern 
lässt sich für Jugendliche feststellen, die sich entweder als sehr religiös bezeichnen, ihre politische 
Kompetenz als gering einschätzen und/oder im schulischen Kontext aktiv mitwirken. Eine ähnliche 
Wirkungsweise zeigt im Hinblick auf das Vertrauen in politische wie auch in Ordnungsinstitutionen. 
Als besonders stark erweist sich deren Effekt dann, wenn häufig mit Freunden gesprochen wird resp. 
diese politisch aktiv sind. Ebenso reduziert ein hohes Vertrauen die positive Wirkung eines guten Ge-
sprächsklimas im Elternhaus, wohingegen dieses gleichzeitig die zuvor beobachtete positive Wirkung 
starken Misstrauens in Ordnungsinstitutionen leicht abschwächt. Es scheint, dass im Hinblick auf das 
Protestverhalten Jugendlicher teilweise ein gegenteiliger Mechanismus zu wirken scheint, als gemäss 
der Literatur zu vermuten wäre (vgl. u.a. Anderson 2010; Catterberg/Moreno 2005; Hooghe et al. 
2012). So verstärkt ein hohes Vertrauen in politische Institutionen die positiven Effekte eines aktiven 
sozialen Umfelds nicht, sondern fördern diese im Gegenteil den mobilisierenden Einfluss eines starken 
Misstrauens gegenüber politischen und Ordnungsinstanzen. Das heisst, die Bereitschaft unkonventio-
neller Beteiligung ist dann am höchsten, wenn Freunde und Eltern politisch engagiert sind und die 
Jugendlichen selber politischen Institutionen skeptisch gegenüberstehen. Diesen Zusammenhang wei-
ter zu untersuchen, würde allerdings den Rahmen der vorliegenden Arbeit sprengen, bietet aber Poten-
tial für künftige Studien.  
Insgesamt deuten die Ergebnisse des Modells 10.3 an, dass – ähnlich wie für die institutionell-
konventionelle Beteiligung – die unter dem Begriff Sozial- und politisches Kapital zusammengefass-
ten Ressourcen eine wichtige Rolle dahingehend spielen, ob sich eine junge Person mittels unkonven-
tioneller Formen am politischen Prozess beteiligt. Nebst diesen Faktoren erweisen sich auch das politi-
sche Interesse, das eigene Kompetenzempfinden gegenüber politischen Aktivitäten und dem Ver-
ständnis, was sich hinter dem Terminus Politik verbirgt, das politische Engagement des nächsten sozi-
alen Umfelds sowie die Art der Ausbildung als relevante Prädiktoren, wohingegen die politische Bil-
dung auch für diese Form der Partizipation augenscheinlich von untergeordneter Bedeutung ist. Was 
das Zusammenwirken verschiedener Ressourcen betrifft, deuten die Interaktionseffekte darauf hin, 
dass ein hohes politische Interesse, eine starke Beteiligung an schulischen Aktivitäten oder der regel-
mässige Nachrichtenkonsum die partizipationsfördernden Effekte der unter dem Begriff „Rekrutie-
rung“ zusammengefassten Ressourcen verstärken, sich das Vertrauen in politische wie auch Ord-
nungsinstitutionen hingegen gegenteilig auswirkt, sprich den mobilisierenden Einfluss der Eltern und 
Freunde eher abschwächt. Anzumerken ist allerdings, dass die Interaktionen meist statistisch nicht 







Angesichts der bereits diskutierten Ergebnisse wenig überraschend verliert der sozioökonomische 
Hintergrund auch in Bezug auf die Beteiligung an den so genannt politikernahen Formen der Beteili-
gung all seine Erklärungskraft, wenn weitere Ressourcen einbezogen werden. Demgegenüber erweist 
sich das Humankapital im Gesamtmodell weiterhin als starker Prädiktor (vgl. Kapitel 7.1.2), wohinge-
gen das soziales und politische Kapital kaum noch eine Rolle zu spielen scheint, um die Partizipati-
onsbereitschaft junger Erwachsener an dieser Art politischer Aktivität zu erklären. Einzig das Enga-
gement im Rahmen einer politischen Partei wirkt sich weiterhin partizipationsfördernd aus, was wenig 
überrascht, als politische Parteien und deren Akteure – wie der Name schon andeutet – für politikerna-
he Aktivitäten von zentraler Bedeutung sind. Demgegenüber scheint sowohl das Vertrauen in politi-
sche wie Ordnungsinstitutionen die Partizipationsbereitschaft nur noch am Rande zu beeinflussen. 
Gleiches lässt sich auch bezüglich der Zufriedenheit mit der Schweizer Demokratie feststellen. Zwar 
sinkt die Wahrscheinlichkeit der Beteiligung nach wie vor mit steigender Zufriedenheit, allerdings 
bleiben die Effekte – mit Ausnahme der Kategorie „sehr zufrieden“ – über dem Signifikanzniveau von 
5 Prozent. Was die Ressourcen, welche unter dem Begriff Politisches Engagement zusammengefasst 
werden, anbelangt, erweisen sich das politische Interesse wie auch ein regelmässiger Nachrichtenkon-
sum auch im Gesamtmodell als starke Prädiktoren, wohingegen die Selbsteinschätzung als kompeten-
ter Bürger ebenso wie die Identifikation mit einer rechtsgerichteten Partei mehr oder weniger die ge-
samte Erklärungskraft einbüssen. Von den positiven Zusammenhängen zwischen dem politischen 
Engagement des Umfelds und der Beteiligung an politikernahen Aktivitäten erweist sich nach Berück-
sichtigung aller individueller Ressourcen und kontextueller Bedingungen nur einer als statistisch rele-
vant, nämlich die politische Aktivität der Freunde. Ob häufig mit den Eltern oder auch im Freundes-
kreis über politische Themen diskutiert wird oder ob sich das Umfeld für Politik interessiert, scheint 
hingegen keinen Einfluss mehr auf die Partizipationsbereitschaft zu haben. Gleiches gilt auch für die 
Nutzung sozialer Online-Netzwerke wie Facebook. Einen leichten Rekrutierungs- oder Mobilisie-
rungseffekt scheint nur noch das Engagement in sozialen (Offline-)Organisationen zu haben, wobei 
dieser Effekt aller Wahrscheinlichkeit nach auf den positiven Effekt des Engagements in politischen 
Organisationen zurückzuführen ist, welche nebst der Entwicklung von Skills auch der Mobilisierung 
dienen können. Ebenso bieten auch Werteinstellungen vergleichsweise weniger Erklärungskraft. Im 
Hinblick auf die ideologische Einstellung scheinen im Vergleich zur Referenzkategorie nur sehr rechts 
eingestellte Jugendliche mit grösserer Wahrscheinlichkeit an politikernahen Beteiligungsformen teil-
zunehmen. Auch der Indikator zur Einstellung gegenüber Ausländern verliert all seine Erklärungs-
kraft. Hingegen wirkt sich eine religiöse Haltung weiterhin – wenn auch in geringem Masse – partizi-
pationsfördernd aus. Weiterhin lässt sich im Gesamtmodell eine Differenz zwischen den Geschlech-
tern feststellen, wenn auch der Unterschied nicht mehr so klar ausfällt wie noch im separaten Modell. 
Es scheint, dass unabhängig davon, welche Ressourcen weiter berücksichtig werden, junge Männer 
mit grösserer Wahrscheinlichkeit an Gemeindeversammlungen oder von politischen Jugendorganisati-
onen initiierten Events teilnehmen resp. den direkten Kontakt zu Politikern suchen (vgl. dazu Diskus-
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sion in Kapitel 7.1.7). Zudem deuten die Ergebnisse an, dass Erstwählerinnen und -wähler tendenziell 
weniger Bereitschaft zur Beteiligung an diesen Aktivitäten zeigen als ihre jüngeren wie älteren Mit-
schülerinnen und -schüler.  
Im Hinblick auf den Einfluss der politischen Bildung lassen sich gegenüber dem separaten Modell 
kaum Veränderungen feststellen. Einziger signifikanter Indikator bleibt der Verweis auf den Rahmen-
lehrplan. Weiterhin als starker Prädiktor erweist sich hingegen der Schultyp KV/DH. Es zeigt sich 
nämlich, dass Auszubildende in den Bereichen Kaufmännische Grundbildung und Detailhandel ge-
genüber Jugendlichen, die eine allgemeinbildende Schule besuchen, eine signifikant höhere Bereit-
schaft zeigen, sich an politikernahen Aktivitäten zu beteiligen.  
Abbildung 7.10: Interaktionseffekt zwischen dem schulischen Engagement und dem sozialen Umfeld 
 
Bemerkung: Interaktionseffekte zwischen der schulischen Aktivität (0=nicht aktiv bis 2=sehr aktiv) und das 
politische Interesse der Freunde (1=gar nicht interessiert bis 4=sehr interessiert), die politische Aktivität der 
Freunde (1=gar nicht aktiv bis 5=sehr aktiv) sowie die Diskussionshäufigkeit mit Freunden (1=nie bis 5=sehr 
oft) im Hinblick auf die politikernahe Partizipation. Zu beachten ist, dass die y-Skalen teilweise unterschiedliche 
Tiefstwerte aufweisen.  
 
Wo der kantonale Kontext schon zuvor kaum eine Auswirkung auf diese Form der Partizipation hatte, 
weist sich im Gesamtmodell nur noch der Katholikenanteil Erklärungskraft auf, wobei der Effekt ne-
gativ, aber nur knapp signifikant ausfällt.  
Wiederum sollen zusätzliche Modelle Aufschluss darüber geben, ob insbesondere jene Effekte, die im 
Gegensatz zu den separaten Modellen deutlich geringer ausfallen oder gar ganz an Erklärungskraft 
verlieren, auf Interaktionseffekte zwischen den verschiedenen Ressourcenformen zurückzuführen sind. 
Der Fokus richtet sich dabei primär auf das Zusammenspiel zwischen dem Engagement im Rahmen 
schulischer Aktivitäten, dem politischen Interesse sowie dem Nachrichtenkonsum auf der einen Seite 
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und dem Einfluss des sozialen Umfelds sowie dem politischen Vertrauen auf der anderen Seite. Die 
Ergebnisse dieser Modelle weisen erstens darauf hin, dass ein starkes Engagement im schulischen 
Kontext die positive Wirkung eines politisch aktiven und interessierten Umfelds durchwegs verstärkt, 
wie die Grafiken in Abbildung 7.10 illustrieren. Gleichzeitig zeigt sich, dass das Engagement im schu-
lischen Kontext aber auch die Partizipationswahrscheinlichkeit jener jungen Erwachsenen leicht hebt, 
deren Eltern und Freunde nur mässiges Interesse an der Politik und an politischen Aktivitäten zeigen. 
Einen ähnlichen Effekt lässt sich auch im Hinblick auf den Nachrichtenkonsum und das politische 
Interesse feststellen. Wer sehr häufig mit den Eltern oder im Freundeskreis über Politik debattiert, 
wird eher politisch aktiv, wobei dieser Effekt – wenn auch nur gering und statistisch nicht signifikant 
– sowohl für Jugendliche ohne jegliches politisches Interesse wie auch für eher und sehr interessierte 
junge Erwachsene am stärksten zum Tragen kommt. Was das politische Interesse der Freunde sowie 
deren politische Aktivität betrifft, weisen die Interaktionseffekte darauf hin, dass ein hohes Engage-
ment im kollegialen Umfeld insbesondere die Partizipationsbereitschaft politisch wenig interessierter 
Schülerinnen und Schüler positiv zu beeinflussen mag. Ebenso wirken auch die Effekte des Nachrich-
tenkonsums und der politischen Involvierung des sozialen Umfelds gegenseitig verstärkend, wobei 
dieser Zusammenhang dann besonders stark ist, wenn einerseits Eltern und vor allem Freunde poli-
tisch engagiert sind und der oder die Jugendliche sich andererseits regelmässig in verschiedenen Me-
dien über das politische Geschehen informiert.  
Im Hinblick auf die kombinierte Wirkungsweise des politischen Vertrauens und des schulischen wie 
auch sozialen Engagements einerseits und des politischen Interesses und Nachrichtenkonsums ande-
rerseits deuten die Ergebnisse darauf hin, dass das Vertrauen sowohl fördernd als auch hemmend wir-
ken kann. So scheint das Vertrauen in politische Institutionen den Effekt schulischer Aktivität kaum 
zu beeinflussen. Demgegenüber nehmen Jugendliche, die schulisch aktiv sind, bei starkem Misstrauen 
gegenüber der Polizei, Armee und Justiz, eher an politikernahen Partizipationsformen teil als Gleich-
altrige mit stärkerem Vertrauen in diese Ordnungsinstitutionen. Ein ähnliches Bild zeigt sich auch, 
wenn das politische Vertrauen und das Interesse gemeinsam auf ihre Erklärungskraft überprüft wer-
den, wobei sich eine stark skeptische Haltung sowohl gegenüber politischen wie auch Ordnungsinsti-
tutionen die Partizipationswahrscheinlichkeit politisch sehr interessierter junger Erwachsener klar 
erhöht. Im Gegensatz dazu sind die Effekte der Vertrauensindikatoren auch für wenig bis eher interes-
sierte Jugendliche extrem gering. Was das Zusammenspiel von Vertrauen und sozialem Umfeld be-
trifft, deuten die Ergebnisse an, dass das Vertrauen in politische Behörden wie auch Ordnungsinstan-
zen vor allem die Partizipationsbereitschaft derjenigen Jugendlichen beeinflusst, die regelmässig mit 
ihren Eltern oder den Freunden über politische Themen diskutieren, deren Freundeskreis allgemein 
politisch engagiert und interessiert ist. Dabei zeigt sich, dass sowohl ein starkes Misstrauen wie ein 
hohes Vertrauen in politische Institutionen einen partizipationsfördernden Effekt hat, der allerdings in 
beiden Fällen statistisch nicht signifikant ausfällt. Indessen reduziert sich bei einer vertrauensvollen 
Haltung gegenüber Ordnungsinstitutionen der mobilisierende Effekt politischer Diskussionen wie 
auch des politischen Interesses der Befragten und der Freunde in statistisch relevantem Ausmass. Ins-
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gesamt deuten die Ergebnisse der Interaktionsmodelle in Bezug auf die Frage, ob die Veränderungen 
der Effekte im Gesamtmodell gegenüber denjenigen in den separaten Modellen auf das Zusammen-
wirken verschiedener Formen von Ressourcen zurückzuführen sind, an, dass der Grossteil der Indika-
toren die Effekte weiterer Ressourcen eher verstärkt als mindert. Einzig das politische Vertrauen resp. 
dessen negativer Einfluss auf die positive Wirkungsweise verschiedener Variablen wie das politische 
Engagement des Umfelds oder das persönliche Interesse an politischen Themen kann als Erklärung 
dienen, warum insbesondere letztere Faktoren im finalen Modell an Erklärungskraft verlieren. 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die politikernahe Partizipation durch die berücksichtigten 
Faktoren nur mässig erklärt werden kann. Die Bereitschaft, sich auf diese Art und Weise politisch 
einzubringen, scheint am ehesten über ein hohes Engagement im Rahmen schulischer Aktivitäten o-
der/und in politischen Organisationen, über ein starkes Interesse an der Politik sowie über den regel-
mässigen Nachrichtenkonsum erklärbar zu sein. Im Vergleich dazu spielen das soziale Umfeld als 
mobilisierende Kraft und die politische Bildung, aber auch der kantonale Kontext eine untergeordnete 
Rolle. Was das Zusammenspiel der einzelnen Ressourcen betrifft, weisen die Ergebnisse der Interakti-
onsmodelle darauf hin, dass Jugendliche, die sich im schulischen Kontext aktiv einbringen und betei-
ligen, stärker vom mobilisierenden Effekt regelmässiger politischer Diskussionen mit den Eltern wie 
auch im Freundeskreis resp. deren politischen Engagements profitieren, als weniger involvierte Schü-
lerinnen und Schüler. Ähnlich verstärkend wirkt sich sowohl der regelmässige Konsum von Nachrich-
ten wie ein hohes Interesse an politischen Themen und Vorgängen aus, wohingegen eine starke Invol-
vierung in Aktivitäten sozialer Organisationen und Vereine sowie ein hohes Vertrauen in Ordnungsin-
stitutionen die partizipationsfördernden Effekte des politischen Interesses oder des schulischen Enga-
gements reduzieren.  
 
Politischer Konsum  
Das nächste Modell in Tabelle 7.10 untersucht den Einfluss der verschiedenen individuellen und kon-
textuellen Ressourcen und Bedingungen im Hinblick auf die Bereitschaft junger Erwachsener, sich 
mittels ihres Konsumverhaltens politisch einzubringen. Als erstes fällt auf, dass der sozioökonomische 
Hintergrund – im Gegensatz zu den übrigen fünf Modellen – auch unter Berücksichtigung der weite-
ren Ressourcenbündel die Beteiligung an politisch motivierten Boy- oder Boykotts weiterhin erklären 
kann. Dies bestätigt, was bisherige Studien bereits aufzeigen konnten, nämlich dass Personen mit ei-
nem höheren sozioökonomischen Status einerseits mit grösserer Wahrscheinlichkeit so partizipieren, 
„because ethical alternatives are often more highly priced or less accessible than other goods and ser-
vices” (Neilson/Paxton 2010: 11) und andererseits eher Kenntnisse über und Zugang zu diesen Pro-
dukten haben (vgl. Stolle and Hooghe 2004; Ray et al. 2003). Ebenfalls weiterhin viel Erklärungskraft 
bietet das Engagement im schulischen Rahmen. Auch wenn in der Literatur, welche sich mit dieser 
Form politischer Beteiligung auseinandersetzt, kaum auf die Rolle von so genannten Civic Skills ver-
wiesen, sondern die Partizipationsbereitschaft viel stärker mit einem hohen Bildungsgrad in Verbin-
275	
 
dung gebracht wird (vgl. Stolle et al. 2005; Stolle/Micheletti 2005), beteiligen sich junge Erwachsene, 
die bereits Fertigkeiten durch ihre Aktivitäten während der Ausbildung erwerben konnten, vergleichs-
weise eher an Boy- oder Boykotts. Demgegenüber verlieren die Indikatoren zum Sozialkapital fast 
durchwegs an Bedeutung. Als Orte, wo wichtige Skills eingeübt und weiterentwickelt, Jugendliche 
aber politisch mobilisiert werden können, scheinen nur noch soziale und Umweltorganisationen eine 
Rolle zu spielen, wenn auch in beiden Fällen die Effekte geringer ausfallen. Zwar deuten die Ergeb-
nisse auch im Gesamtmodell auf einen positiven Zusammenhang zwischen dem Vertrauen in politi-
sche Behörden und Parteien und der Partizipationsbereitschaft hin, allerdings ist nur noch der Effekt 
einer Kategorie – knapp – signifikant und um einiges geringer als noch im separaten Modell. Demge-
genüber erweist sich das Vertrauen in Ordnungsinstitutionen weiterhin als starker Prädiktor, wobei die 
Partizipationsbereitschaft mit zunehmendem Misstrauen steigt. Die unter dem Begriff „Politisches 
Engagement“ zusammengefassten Ressourcen verlieren hingegen einen Teil oder gar ihre gesamte 
Erklärungskraft. Weder das Gefühl externer Wirksamkeit, der regelmässige Konsum von Nachrichten, 
die Selbsteinschätzung des eigenen politischen Wissens noch die Nähe zu Parteien scheinen das Kon-
sumverhalten Jugendlicher signifikant zu beeinflussen, werden alle Variablen gleichzeitig geschätzt. 
Weiterhin partizipationsfördernd wirken sich das politische Interesse, das politische Wissen wie auch 
die Identifikation mit einer Partei des linken Spektrums aus, wohingegen ein hohes internes Wirksam-
keitsgefühl die Wahrscheinlichkeit, an Boy- oder Buykotts teilzunehmen, geringfügig, aber in statis-
tisch signifikantem Masse senkt. Was das Mobilisierungspotential des sozialen Umfelds anbelangt, 
erweist sich insbesondere das regelmässige Debattieren im Freundeskreis als starker Prädiktor politi-
schen Konsums. Auch wer sich häufig mit den Eltern über politische Themen und Aktualitäten unter-
hält, beteiligt sich eher an dieser Form politischer Aktivität, als wenn zu Hause kaum über Politik ge-
sprochen wird. Wie in Kapitel 7.1.5 bereits dargelegt, könnte dieser starke Zusammenhang zwischen 
politischen Diskussionen und politisch motiviertem Konsum darauf zurückgeführt werden, dass die 
Entscheidung, sich an einem Boy- oder Buykott zu beteiligen, oft in Folge aktueller Ereignisse oder 
Erkenntnisse getroffen wird, welche wiederum häufig in politischen Diskussionen zur Sprache kom-
men. Zudem liegt die Vermutung nahe, dass Gespräche erst auf die Notwendigkeit des eigenen Han-
delns aufmerksam machen und somit mobilisierender wirken, als wenn lediglich in den Medien über 
Themen und Ereignisse berichtet wird. Weiterhin einen – entgegen der Erwartungen – negativen Ef-
fekt auf die Partizipationsbereitschaft übt hingegen ein politisch sehr aktiver Freundeskreis aus. Eine 
mögliche Erklärung könnte sein, dass, wer sich in einem politisch sehr engagierten Umfeld bewegt, 
sich eher über andere Kanäle politisch einbringt als in Form politischen Konsums, es sich bei dieser 
Art der Beteiligung weniger um einen sozialen Akt, sondern vielmehr um eine persönliche Aktion 
handelt. Vor dem Hintergrund der Erkenntnis, dass die Mitarbeit in sozialen und Umweltorganisatio-
nen auch im Gesamtmodell eine stark partizipationsfördernde Wirkung auf das politische Konsumver-
halten hat, überrascht der Befund, dass der Effekt des Indikators zum gesamthaften Engagement in 
sozialen Organisationen und Vereinen nicht mehr signifikant ist. Dies könnte aber auch ein Hinweis 
dafür sein, dass der direkte persönliche Austausch wiederum eher den Ausschlag gibt, ein Produkt zu 
boy- oder „buykottieren“, als ein öffentlicher Raum. Demgegenüber erweist sich die Nutzung sozialer 
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Online-Netzwerke auch unter Einbezug der weiteren Ressourcen als starker Prädiktor. Hinsichtlich der 
Effekte der einzelnen Werthaltungen lässt sich feststellen, dass die Einstellung gegenüber Ausländern 
sowie die Religiosität ihre gesamte Erklärungskraft verlieren. Im Vergleich dazu beeinflussen eine 
Zustimmung zur Gleichstellung der Geschlechter sowie die Verortung am linken Pol des politischen 
Spektrums die Bereitschaft der Beteiligung an Boy- oder Buykott weiterhin positiv. Gleichzeitig deu-
ten die Ergebnisse darauf hin, dass römisch-katholische junge Erwachsene viel weniger wahrschein-
lich an diesen Formen politischer Aktivität teilnehmen, als Gleichaltrige, die einer anderen Konfession 
oder Religion oder gar keiner Kirche angehören. In der Literatur wird zwar mehrfach die negative 
Wirkung der Zugehörigkeit zur katholischen Kirche auf die Beteiligung an Wahlen diskutiert, welche 
die Autoren insbesondere darauf zurückführen, dass aufgrund der nach wie vor strengen Hierarchie 
dieser Religionsgemeinschaft weniger Möglichkeiten bestehen, für die Partizipation notwendige Skills 
zu erwerben und weiterzuentwickeln (vgl. Jones-Correa/Leal 2001; Verba et al. 2001). In Bezug auf 
die Wirkung der Religionszugehörigkeit auf andere weniger institutionalisierte Beteiligungsformen 
schweigt sich die Partizipationsforschung mehr oder weniger aus. Da aus der Antwort der Schülerin-
nen und Schüler auf die Frage nach der Konfession oder Religion, welcher sie angehören, nicht her-
vorgeht, wie stark sie sich in der jeweiligen Gemeinschaft engagieren, oder ob sie dieser lediglich auf 
dem Papier angehören, gestaltet es sich schwierig, eine zufriedenstellende Begründung für den negati-
ven Effekt der römisch-katholischen Konfessionszugehörigkeit zu finden. Zusammengenommen mit 
den teilweise – erstaunlich – starken Effekten der persönlichen religiösen Haltung sowie der Tatsache, 
dass ein hoher resp. tiefer Katholikenanteil sich nach wie vor auf das Partizipationsverhalten junger 
Erwachsener auswirkt, wäre es interessant, dem Zusammenhang zwischen Religion und politischer 
Partizipation im Schweizer Kontext in einer weiteren Studie umfassender und detaillierter nachzuge-
hen.  
Wie vermutet, bestätigen sich im Gesamtmodell die bisherigen Forschungserkenntnisse zum Einfluss 
des Geschlechts auf den politischen Konsum (vgl. Stolle et al. 2005; Stolle/Micheletti 2005) insofern, 
als sich auch im Schweizer Kontext junge Frauen mit grösserer Wahrscheinlichkeit über ihr Konsum-
verhalten politisch einbringen als junge Männer. Ebenfalls signifikant bleibt der Einfluss des Migrati-
onshintergrunds, wobei sich dieser partizipationshemmend auswirkt. Demgegenüber scheinen der 
Gemeindetyp sowie die Sprachregion keinen Einfluss mehr auf das politische Konsumverhalten zu 
haben. 
Schliesslich richtet sich das Augenmerk auf die Kontextfaktoren, wo sich einmal mehr zeigt, dass der 
politische Unterricht das Partizipationsverhalten junger Erwachsener nur sehr bedingt erklären kann. 
Im Hinblick auf die Beteiligung an Boy- und Buykotts erweist sich lediglich die Erwähnung von Bil-
dungszielen als signifikant, wohingegen die Präzision, mit welcher für den politischen Unterricht rele-
vante Themen in den Lehrplänen angeführt werden, sowie die Vermittlung von Handlungskompeten-
zen ihre gesamte Erklärungskraft einbüssen, wenn sie zusammen mit den individuellen Ressourcen 
geschätzt werden. Gleichzeitig bestätigen die Ergebnisse, dass junge Erwachsene, die eine allgemein-
bildende Schule besuchen, mit grösserer Wahrscheinlichkeit auf diese Art und Weise politisch aktiv 
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werden als Lehrlinge, wobei die Partizipationsbereitschaft unter den Berufsschülern, welche ihre be-
rufliche Grundbildung ohne Berufsmaturität absolvieren, am geringsten ist. Auch der kantonale Kon-
text scheint das politische Konsumverhalten nur marginal zu beeinflussen. Einzig eine starke Polari-
sierung der Parteien wirkt sich leicht partizipationsfördernd aus.  
Wie zuvor interessiert auch in Bezug auf den politischen Konsum, ob die Ressourcen, die in einem 
ersten Schritt in separaten Modellen auf ihre Erklärungskraft überprüft wurden, sich gegenseitig in 
ihrer partizipationsfördernden resp. -hemmenden Wirkung verstärken. Wiederum wurden zur Beant-
wortung dieser Frage zusätzlich entsprechende Interaktionsmodelle geschätzt. In einem ersten Schritt 
wurde überprüft, inwiefern sich die schulische Aktivität auf den Einfluss verschiedener unter dem 
Betriff „Politisches Engagement“ zusammengefasster Ressourcen auswirkt. Vorneweg lässt sich fest-
stellen, dass – ähnlich wie für die weiteren Partizipationsformen – diese Interaktionseffekte sehr ge-
ring ausfallen und sich nur in wenigen Fällen als statistisch signifikant erweisen. Es lässt sich aber 
feststellen, dass insbesondere ein starkes Engagement im Rahmen schulischer Aktivitäten sich auf die 
Effekte weiterer Ressourcen auswirkt. Im Hinblick auf die eigene Überzeugung effizienten politischen 
Handelns, scheint die Beteiligung im schulischen Kontext vor allem jene Schülerinnen und Schüler 
positiv zu beeinflussen, die ihre eigene Wirksamkeit als sehr gering einschätzen. Eine ähnlich partizi-
pationsfördernde Wirkung scheint das schulische Engagement auch auf politisch wenig bis gar nicht 
interessierte Jugendliche sowie auf jene jungen Erwachsenen zu haben, die sich nur selten oder gar nie 
in den Medien über das politische Geschehen informieren. Schliesslich lässt sich mittels Interaktion 
feststellen, dass die aktive Beteiligung an Schulaktivitäten die Partizipationswahrscheinlichkeit dann 
eher erhöht, wenn ein Jugendlicher oder eine Jugendliche einer linken oder Mitte-Partei nahestehen, 
als wenn er oder sie sich mit einer rechts gerichteten Partei identifiziert. Im zweiten Schritt werden 
dieselben Interaktionsmodelle nochmals geschätzt, wobei die Schulaktivität durch den sozioökonomi-
schen Status (SES) ersetzt wird. Dabei zeigt sich einerseits, dass der SES den Effekt des eigenen poli-
tischen Wirksamkeitsempfindens nicht massgeblich beeinflusst. Lediglich in Bezug auf die externe 
Wirksamkeit weisen die Ergebnisse darauf hin, dass mit steigendem SES deren positive Wirkung mi-
nim ansteigt. Ähnliches lässt sich auch für das Zusammenspiel von SES und politischem Interesse 
feststellen, wobei der positive Effekt eines hohen politischen Interesses für Jugendliche aus einem 
bildungsnahen, finanziell sehr gut gestellten Elternhaus sinkt und nun sogar leicht negativ ist. Weiter 
lässt sich eine gegenseitig verstärkende Wirkung zwischen dem Konsum von Nachrichten und dem 
SES beobachten, wobei dieser Effekt am stärksten ist, wenn beide Kategorien hohe Ausprägungen 
annehmen. Demgegenüber wirkt sich eine mittlere SES auf Jugendliche, die einer rechten Partei nahe-
stehen, partizipationsfördernd, ein hoher SES gleichzeitig aber eher hemmend aus. Dieser Befund 
bekräftigt die These, dass vor allem jene jungen Erwachsenen vermehrt über ihr Konsumverhalten 
politisch aktiv sind, deren Eltern gut gebildet und finanziell besser gestellt sind, aber nur dann, wenn 
sie gleichzeitig eine eher politisch linke Haltungen und Ideologien vertreten. In einem letzten Interak-
tionsmodell soll schliesslich überprüft werden, ob die Unterschiede im politischen Konsumverhalten 
zwischen den einzelnen Schultypen unter anderem auf den jeweiligen sozioökonomischen Status zu-
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rückzuführen sind. Die Analysen bestätigen einen solchen Zusammenhang jedoch nicht. Unabhängig 
vom SES beteiligen sich Gymnasiastinnen und Gymnasiasten mit vergleichsweise höherer Wahr-
scheinlichkeit als Berufsschülerinnen und -schüler. Einzig im Hinblick auf jene Jugendlichen, die eine 
KV- oder Detailhandelslehre absolvieren, scheint der SES insofern einen Einfluss zu haben, als dieser 
sich eher partizipationshemmend denn -fördernd auswirkt, wenn auch nur in sehr geringem Ausmass. 
Die Befunde der Interaktionen weisen entsprechend auf eine mehrheitlich verstärkende Wirkung der 
Effekte einzelner Ressourcen hin, wobei insbesondere ein starkes schulisches Engagement eine an-
sonsten vergleichsweise mangelhafte Ressourcenausstattung kompensieren kann. 
Alles in allem deuten die Ergebnisse darauf hin, dass insbesondere junge politisch interessierte und 
informierte, links eingestellte Gymnasiastinnen aus bildungsnahem, finanziell eher besser gestelltem 
Elternhaus, die sich im Rahmen schulischer Aktivitäten, sozialer und/oder Umweltorganisationen en-
gagieren, häufig mit ihren Eltern oder im Freundeskreis über politische Themen diskutieren sowie 
soziale Online-Netzwerke politisch nutzen, eine sehr grosse Bereitschaft zeigen, sich über ihr Kon-
sumverhalten politisch einbringen. Weiter verweisen die Ergebnisse der zusätzlichen Interaktionsana-
lysen auf eine kompensierende Wirkung schulischen Engagements. Es zeigt sich nämlich, dass eine 
starke Involvierung im Rahmen schulischer Aktivitäten besonders auf jene Jugendlichen partizipa-
tionsfördernd wirkt, die sich selten oder gar nicht in den Medien über das politische Geschehen infor-
mieren, die die Wirkung ihres politischen Handelns eher gering einschätzen und/oder sich kaum für 
politische Belange interessieren. Demgegenüber scheint ein hoher sozioökonomischer Status die 
Wahrscheinlichkeit politischen Konsums vor allem unter denjenigen jungen Erwachsenen zu erhöhen, 
die bereits über einen gewissen Grad an für das politische Handeln notwendigen Ressourcen verfügen. 
Ein etwas anderes Bild lässt sich im Hinblick auf die Art der Ausbildung beobachten. Dort wirkt sich 
ein hoher SES auf jene Schülerinnen und Schüler, die sich gemäss den Ergebnissen des Gesamtmo-
dells mit geringer Wahrscheinlichkeit an Boy- oder Buykotts beteiligen, negativ aus, wohingegen die 
Partizipationsbereitschaft unter Gymnasiastinnen und Gymnasiasten – mehr oder weniger unabhängig 




Das letzte der Gesamtmodelle in Tabelle 7.10 untersucht den Einfluss der unterschiedlichen individu-
ellen und kontextuellen Ressourcen und Bedingungen auf die Beteiligung an politischen Aktivitäten 
im Internet. Wie zuvor wird im Folgenden diskutiert, inwiefern sich die in den separaten Modellen 
festgestellten Effekte unter Berücksichtigung aller Indikatoren in puncto Erklärungskraft verändern. 
Wie für den Grossteil der weiteren Partizipationsformen scheint der sozioökonomische Hintergrund 
irrelevant, wenn weitere Ressourcen ins Modell einbezogen werden, wohingegen die Beteiligung an 
schulischen Aktivitäten sich weiterhin als sehr starker Prädiktor erweist. Es scheint, dass die Schule 
insofern eine sehr wichtige Rolle für das spätere Partizipationsverhalten der Schülerinnen und Schüler 
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einnimmt, als im Rahmen schulischen Engagements relevante Voraussetzungen geschaffen resp. Fer-
tigkeiten erworben werden, die die Beteiligung am politischen Prozess erleichtern oder gar erst ermög-
lichen. Nebst dem Humankapital beeinflusst auch das soziale resp. politische Kapital die Bereitschaft, 
sich via Internet politisch einzubringen, wenn auch in weniger starkem Masse. Im Gegensatz zum 
separaten Modell erweisen sich die Zusammenhänge nämlich als weniger stark oder verlieren ihre 
statistische Signifikanz fast vollkommen. Dies trifft vor allem auf den Einfluss des politischen Ver-
trauens und die Zufriedenheit mit der Schweizer Demokratie zu.  Sind die Effekte des Vertrauens in 
politische Institutionen im separaten Modell zum Sozial- und politischen Kapital, noch durchwegs 
stark und signifikant, lassen sich im Gesamtmodell nur noch für zwei Kategorien – „weder viel noch 
wenig Vertrauen“ sowie „viel Vertrauen“ – statistisch relevante Zusammenhänge feststellen. Ähnli-
ches lässt sich auch für das Vertrauen in Ordnungsinstitutionen und die Zufriedenheit mit der Schwei-
zer Demokratie beobachten. Beide Indikatoren beeinflussen die Partizipationsbereitschaft zwar nach 
wie vor negativ, allerdings sind die Effekte viel geringer und nur teilweise knapp signifikant. Weiter-
hin wirkt sich das Engagement in  sozialen Netzwerken, Umweltorganisationen und insbesondere in 
einer politischen Partei partizipationsfördernd aus. Einzig im Hinblick auf die Mitwirkung in einer 
kirchlichen Organisation lässt sich ein gegenteiliger Effekt feststellen, der aber nur gering ausfällt. 
Wie zu erwarten beteiligen sich sehr interessierte Jugendliche eher an Online-Aktivitäten als Gleich-
altrige, die sich kaum oder gar nicht für politische Themen interessieren. Wie im separaten Modell 
wird die Wahrscheinlichkeit der Online-Partizipation positiv vom politischen Wissen wie der Identifi-
kation mit einer linksgerichteten Partei beeinflusst. Als nicht mehr relevant, was die Erklärung der 
politischen Beteiligung über das World Wide Web anbelangt, erweisen sich hingegen der Konsum von 
Nachrichten über verschiedene Medien sowie die Selbsteinschätzung bezüglich des Verständnisses 
politischer Zusammenhänge, Prozesse usw. Im Hinblick auf den Einfluss des sozialen Umfelds zeigt 
sich, dass sowohl die politische Aktivität der Freunde wie auch die Behandlung verschiedener Per-
spektiven oder das Bürgerpflichtgefühl das politische Online-Verhalten nicht mehr in statistisch signi-
fikantem Ausmasse erklären können. Demgegenüber steigt die Partizipationswahrscheinlichkeit, wenn 
regelmässig über politische Themen und Aktualitäten diskutiert wird, sei es mit den Eltern oder im 
Freundeskreis. Ebenfalls partizipationsfördernd wirkt sich das Engagement in Offline- und – wenig 
überraschend – Online-Netzwerken aus. Lediglich etwas geringer, aber weiterhin signifikant sind die 
Effekte der bereits im separaten Modell als Prädiktoren eruierten Werteinstellungen. So beeinflusst 
eine positive Haltung gegenüber der Gleichstellung von Ausländern und Schweizern die Partizipati-
onsbereitschaft ebenso positiv, wie sich die Zugehörigkeit zur römisch-katholischen Konfession nega-
tiv auswirkt. Wo die Wahrscheinlichkeit der Online-Beteiligung unter Jugendlichen, die sich auf dem 
politischen Spektrum ganz links einordnen, im Vergleich zu moderater eingestellten jungen Erwach-
senen klar höher ist, scheint kein signifikanter Unterschied zwischen Befragten am linken und rechten 
Pol mehr festzustellbar zu sein. Das bedeutet, dass sowohl ganz links wie auch ganz rechts eingestellte 
junge Erwachsene diese Form der politischen Beteiligung vergleichsweise häufiger nutzen. Der Effekt 
des Geschlechts bleibt auch im Gesamtmodell negativ, allerdings in so geringem und nicht signifikan-
tem Masse, dass dieser Zusammenhang vernachlässigt werden kann. Ähnlich verliert auch der Indika-
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tor zu den unterschiedlichen Gemeindetypen an Relevanz, sprich es lassen sich keine Unterschiede 
zwischen jungen Erwachsenen aus städtischen und ländlichen Gebieten feststellen.  
Die Berücksichtigung der individuellen Variablen lässt jegliche Effekte der Lehrpläne verschwinden. 
Weder die Struktur, noch der Verweis auf den Rahmenlehrplan oder eine der inhaltlichen Dimensio-
nen scheinen folglich einen Einfluss darauf zu haben, ob sich eine junge Person im Internet politisch 
aktiv ist. Was den kantonalen Kontext betrifft, zeigt sich ein ähnliches Bild. Wiesen im separaten Mo-
dell noch eine Reihe von Indikatoren des politischen Systems – wenn auch geringe – Erklärungskraft 
auf, wirkt sich lediglich noch das Vorhandensein einer Wahlpflicht leicht partizipationshemmend aus.  
Wie bereits erwähnt, hat die schulische Aktivität – im Gegensatz zum Grossteil der übrigen Ressour-
cen, welche sich in den separaten Modellen noch als starke Prädiktoren der Online-Beteiligung erwie-
sen, im Gesamtmodell aber an Einflusskraft verloren haben – weiterhin eine stark partizipationsför-
dernde Wirkung. Folglich wurde im Rahmen einiger zusätzlicher Interaktionsanalysen überprüft, ob 
das schulische Engagement die Effekte des politischen Engagements der Schüler wie auch des Um-
felds verringert. Es zeigt sich allerdings, dass dies mehrheitlich nicht der Fall ist. Im Gegenteil ist die 
Wahrscheinlichkeit, sich im Internet politisch zu beteiligen, dann am höchsten, wenn ein schulisch 
aktiver Jugendlicher gleichzeitig über ein hohes Ausmass an weiteren Ressourcen wie politischem 
Interesse, politischer Information infolge regelmässigem Nachrichtenkonsums oder aber über ein stark 
mobilisierendes soziales Umfeld verfügt. Demgegenüber erweisen sich die Interaktionseffekte zwi-
schen dem schulischen Engagement und dem politischen Vertrauen einerseits und der Häufigkeit, mit 
welcher Jugendliche mit ihren Eltern über politische Belange diskutieren, andererseits als negativ. 
Dieser Befund deutet an, dass sich der positive Effekt des Vertrauens in politische Institutionen sowie 
häufiger politischer Debatten im Elternhaus mit zunehmendem Engagement im Rahmen der Schule 
reduziert. Gleichzeitig mindert eine starke Involvierung im schulischen Kontext aber den partizipa-
tionshemmenden Einfluss eines hohen Vertrauens in Ordnungsinstitutionen. Ein Blick auf die in Ab-
bildung 7.11 präsentierte Grafik zeigt allerdings, dass trotz des negativen Interaktionseffekts, die 
Wahrscheinlichkeit junger Erwachsener, sich über das Internet politisch einzubringen, dann am höchs-
ten ist, wenn sie Polizei, Armee wie auch den Justizbehörden sehr skeptisch gegenüberstehen. Im Ver-
gleich dazu bewegt sich die Partizipationswahrscheinlichkeit bei grossem Vertrauen in Ordnungs-
instanzen fast auf ähnlich tiefem Niveau wie bei geringerem oder gar keinem Engagement im schuli-
schen Rahmen. Auch in Bezug auf das Vertrauen in die politischen Behörden deuten die Ergebnisse in 
Abbildung 7.11 an, dass schulisch sehr engagierte Jugendliche, die diesen Institutionen gegenüber 
eher skeptisch eingestellt sind, mit grösserer Wahrscheinlichkeit an Online-Aktivitäten partizipieren 















Bemerkung: Interaktionseffekte zwischen der schulischen Aktivität (0=nicht aktiv bis 2=sehr aktiv) und dem 
Vertrauen in politische und Ordnungsinstitutionen (1=gar keine Vertrauen bis 5=viel Vertrauen) im Hinblick auf 
die Online-Partizipation.  
 
Es lässt sich insgesamt festhalten, dass die Beteiligung an politischen Online-Aktivitäten fast aus-
schliesslich von den individuellen Voraussetzungen und Ressourcen erklärt wird, die politische Bil-
dung oder der kantonale Kontext hingegen keine Rolle zu spielen scheinen. Als besonders starke Prä-
diktoren erweisen sich folgende individuelle Ressourcen: das Engagement im Rahmen schulischer 
Aktivitäten, einer politischen Partei, einer Umweltorganisation oder einem sozialen Online-Netzwerk; 
ein hohes politisches Interesse; fundiertes Wissen über politische Aspekte; die regelmässige Beteili-
gung an politischen Diskussionen; die politisch-ideologische Verortung auf der Links-Rechts-Achse; 
sowie die Zugehörigkeit zur römisch-katholischen Kirche. Letzterer Effekt fällt allerdings – im Ge-
gensatz zu den übrigen Zusammenhängen – negativ aus. Weiter bestätigen die Ergebnisse der Interak-
tionsanalysen die positive Wirkung schulischer Aktivität, politischen Interesses, politischer Informati-
on sowie eines politisch aktiven Umfelds vielmehr, als sie die im Vergleich zu den separaten Modellen 
geringeren Effekte erklären können. Demgegenüber scheint ein starkes schulisches Engagement 
durchaus die geringeren Effekte der Indikatoren politischen Vertrauens sowie der Mobilisierungskraft 
eines diskursiven Klimas im Elternhaus mit erklären zu können. 
 
Fazit 
Über alle Modelle hinweg lässt sich schliessen, dass sich einige Ressourcen – unabhängig von der Art 
der Beteiligung –  als durchwegs starke Prädiktoren erweisen, um das politische Verhalten junger Er-
wachsener zu erklären. Dazu zählen insbesondere das Engagement im Rahmen schulischer Aktivitä-
ten, das politische Interesse, ein politisch aktiver Freundeskreis, in welchem regelmässig über Politik 
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diskutiert wird, aber auch die Links-Rechts-Verortung. Der sozioökonomische Hintergrund oder auch 
das Geschlecht spielen hingegen eine untergeordnete Rolle. Dies deutet darauf hin, dass einerseits 
Unterschiede aufgrund der finanziellen wie auch bildungsbedingten Voraussetzungen seitens des El-
ternhauses über den Erwerb persönlicher Ressourcen ausgeglichen werden können und sich anderer-
seits junge Frauen und Männer insgesamt nur wenig in ihrem politischen Handeln unterscheiden. Je 
nach politischer Aktivität wirken sich weitere Ressourcen ebenfalls relevant auf die Partizipationsbe-
reitschaft aus. In Bezug auf die institutionell-konventionelle wie auch unkonventionelle Partizipation 
weisen insbesondere das soziale und politische Kapital starke Erklärungskraft auf, wohingegen die 
Bereitschaft, an Wahlen oder Abstimmungen teilzunehmen, von der Einschätzung der Wirksamkeit 
des eigenen Handelns, von einem gewissen Bürgerpflichtgefühl wie auch vom sozialen Umfeld und 
dessen politischem Engagement beeinflusst wird. Was hingegen die politikernahe Partizipation be-
trifft, erweisen sich vor allem die Nähe zu politischen Organisationen und Parteien als wichtige Prä-
diktoren und weniger das Ausmass sonstiger Ressourcen. Dies deutet an, dass Jugendliche, die bisher 
kaum direkt mit der politischen Welt in Berührung gekommen sind, tendenziell grössere Distanz ge-
genüber diesen Aktivitäten wahren. Demgegenüber scheint die Beteiligung am politischen Prozess 
über das Konsumverhalten vor allem für weibliche Jugendliche aus finanziell besser gestellten, bil-
dungsnahen Verhältnissen attraktiv zu sein, die sowohl in sozialen Online- wie Offline-Netzwerken 
aktiv sind, über ein gewisses politisches Wissen verfügen und in ihrem Freundeskreis häufig über 
Politik diskutieren. Letzteres erweist sich auch als wichtiger Indikator, wenn es darum geht, das politi-
sche Online-Verhalten zu erklären. Bisher erst am Rande thematisiert wurden die Einflüsse der sozio-
demografischen Indikatoren, die im Gegensatz zu den Individualmodellen unter Berücksichtigung 
aller einbezogenen Ressourcen teilweise stark an Erklärungskraft verlieren. Dies scheint insbesondere 
im Hinblick auf die geschlechterbezogenen Unterschiede zuzutreffen. Wo in fast allen separaten Mo-
dellen auf der Individualebene ein mehr oder weniger starker Gender-Gap zu beobachten ist, zeigt sich 
ein solcher im Gesamtmodell nur noch in Bezug auf zwei Partizipationsformen, nämlich für institutio-
nell-konventionelle Aktivitäten sowie den politischen Konsum. In beiden Fällen scheinen sich junge 
Frauen mit grösserer Wahrscheinlichkeit zu beteiligen. Demgegenüber bekräftigen die Ergebnisse der 
finalen Modelle zwar die Richtung der Gender-Differenzen, welche im Rahmen der nach Ressourcen-
bündel getrennt durchgeführten Regressionsanalysen eruiert wurden (vgl. Tabellen 7.1 bis 7.7), erwei-
sen sich aber nun als extrem gering und statistisch nicht mehr signifikant (vgl. Tabelle 7.10). Dass 
jemand über einen Migrationshintergrund verfügt, beeinflusst die Partizipationsbereitschaft auch unter 
Einbezug aller Individual- und Kontextfaktoren tendenziell negativ, sprich Jugendliche mit Schweizer 
Wurzeln beteiligen an fast allen Formen politischer Aktivitäten mit leicht höherer Wahrscheinlichkeit. 
Signifikant fallen diese Unterschiede jedoch nur in Bezug auf die Beteiligung an institutionell-
konventionellen, unkonventionellen und politikernahen Partizipationsformen aus. Ein Vergleich mit 
den einzelnen Modellen auf Individualebene verdeutlicht, dass jene Ressourcen, welche dem politi-
schen Engagement zugerechnet werden, sowie das soziale Umfeld die negativen Effekte eines Migra-
tionshintergrunds mindestens teilweise ausgleichen können. Einige zusätzliche Interaktionsanalysen 
bekräftigen diese Vermutung denn auch. Gerade in Bezug auf die Beteiligung an Wahlen und Ab-
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stimmungen, wo die Individualmodelle auch unter Ausschluss all derjenigen, die keinen Schweizer 
Pass besitzen, fast durchwegs auf einen signifikant negativen Effekts eines Migrationshintergrunds 
hinweisen, können ein hohes Ausmass an weiteren Ressourcen wie politisches Interesse und Informa-
tion, aber auch ein politisch aktives Umfeld oder ein starkes Bürgerpflichtgefühl diese partizipations-
hemmende Wirkung reduzieren. Allerdings erweisen sich diese Interaktionseffekte aus statistischer 
Sicht über alle Indikatoren hinweg als nicht signifikant. Entsprechend lässt sich folgern, dass junge 
Erwachsene, deren Vorfahren mindestens seit einigen Generationen in der Schweiz leben, mit etwas 
grösserer Wahrscheinlichkeit konventionell partizipieren. Die Frage ist, ob allenfalls der politische 
Unterricht, wenn auch insgesamt nicht von grosser Bedeutung, auf Jugendliche mit Migrationshinter-
grund einen leicht stärkeren, partizipationsfördernden Effekt hat, welcher die Verringerung des nega-
tiven Einflusses mit erklären könnte. Inwiefern solche Zusammenhänge, auch in Bezug auf das Ge-
schlecht, tatsächlich festzustellen sind, wird im folgenden Kapitel näher erörtert.  
Wenig bis gar keine Erklärung, ob und wie sich junge Erwachsene am politischen Prozess beteiligen, 
liefern hingegen die Indikatoren zum politischen Unterricht. Daraus lässt sich schliessen, dass das 
politische Verhalten viel stärker von individuellen Ressourcen bestimmt wird als davon, was im Un-
terricht an politischer Bildung vermittelt wird. Allerdings liefern die Lehrpläne lediglich Hinweise, 
was unterrichtet werden sollte und nicht was auch tatsächlich an die Schülerinnen und Schüler weiter-
gegeben wird. Da sich aber die weiteren auf den Unterricht bezogenen Indikatoren wie die Behand-
lung politischer Themen und verschiedener Perspektiven sowie ein offenes Klassenzimmer ebenfalls 
als irrelevant erweisen, liegt die Vermutung nahe, dass das, was im Unterricht vermittelt wird, das 
tatsächliche politische Verhalten nur marginal oder indirekt beeinflusst. Ob die politische Bildung sich 
je nach Ressourcenausstattung anderes auswirkt, wird folgenden Abschnitt anhand von Befunden aus 
Crosslevel-Interaktionen diskutiert.  
Bevor die Ergebnisse dieser Interaktionen zwischen den Ebenen präsentiert werden, stellt sich noch 
die Frage, welche Partizipationsform von den berücksichtigten Indikatoren vergleichsweise am besten 
erklärt wird. Dafür richtet sich der Blick nochmals auf Tabelle 7.10, genauer auf die DIC-Werte. Als 
erstes lässt sich feststellen, dass diese – wie zu erwarten – durchwegs geringer ausfallen als noch in 
den separaten Modellen. Gleichzeitig weisen die Ergebnisse darauf hin, dass die individuellen Res-
sourcen und kontextuellen Voraussetzungen die Beteiligung an institutionell-konventionellen Partizi-
pationsformen sowie an politischen Aktivitäten im Internet vergleichsweise gut erklären, wohingegen 
der DIC-Wert im Modell zum politischen Konsum hoch ausfällt, sprich weitere hier nicht einbezogene 
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7.4 Crosslevel-Interaktionen  
Anders als erwartet scheint der politische Unterricht keinen grossen Einfluss auf das Partizipations-
verhalten junger Erwachsener zu haben. Wie bereits ausgeführt, könnte dies unter anderem auf die 
Operationalisierung politischer Bildung zurückzuführen sein, denn was in den Lehrplänen steht, führt 
nicht zwangsläufig dazu, dass diese Inhalte auch in den Unterricht einbezogen werden. Trotzdem soll-
ten diese Dokumente mindestens einen Anhalt geben, welche Kenntnisse und Fertigkeiten tatsächlich 
behandelt werden, da es sich um offizielle und verbindliche Vorgaben für den Unterricht handelt, die 
je nach dem aber auch grossen Spielraum in Bezug auf die Umsetzung dieser Richtlinien bieten. 
Gleichzeitig liegt die Vermutung nahe, dass der politische Unterricht sich sehr wohl auf die Verhal-
tensweise der Schülerinnen und Schüler auswirkt, allerdings nicht direkt, sondern vielmehr indirekt. 
Bisherige Erkenntnisse bekräftigen diese Vermutung. In ihrer oft zitierten Studie aus dem Jahr 1968 
konnten die beiden Autoren Langton und Jennings denn auch keine unmittelbaren Zusammenhänge 
zwischen dem Besuch und der Gestaltung des Staatskundeunterrichts an High Schools und dem politi-
schen Partizipationsverhalten eruieren. Die Ergebnisse einer zusätzlichen Analyse wiesen deuteten 
aber an, dass der politische Unterricht auf einen Teil der Schüler durchaus einen Einfluss hat, nämlich 
auf Jugendliche aus einem benachteiligten Umfeld. Weiter haben beispielweise Denver und Hands 
(1990) in ihrem Artikel aufzeigen können, dass sich die politische Bildung weniger auf das tatsächli-
che Verhalten, sondern viel mehr auf die Voraussetzungen für solche Handlungen auswirkt, sprich der 
Besuch des Fachs „Politik“ sowohl das politische Wissen wie auch das allgemeine politische Bewusst-
sein positiv beeinflussen. Zudem konnten jüngere Studien aufzeigen, dass Frauen durchschnittlich 
weniger über Politik wissen als Männer (vgl. bspw. Dow 2009; Mondak/Anderson 2004; 
Wolak/McDevitt 2011). Hier stellt sich die Frage, inwiefern der politische Unterricht hierbei eine Rol-
le spielt resp. ob ein stärkerer Einbezug politischer Themen allenfalls eine grössere Wirkung auf junge 
Frauen, die tendenziell weniger über Politik zu wissen scheinen, als auf junge Männer haben könnte. 
Wenig Aufmerksamkeit wurde in der Literatur möglichen Unterschieden zwischen verschiedenen 
Ausbildungstypen geschenkt. Dies mag unter anderem damit zusammenhängen, dass die meisten Län-
der über kein mit der Schweiz vergleichbares duales Bildungssystem verfügen, das den Jugendlichen 
die Möglichkeit bietet, sich zwischen einer gymnasialen Ausbildung und einer beruflichen Grundbil-
dung zu entscheiden. Aufgrund der teilweise klaren Unterschiede zwischen den Schultypen im Hin-
blick auf die Partizipationsbereitschaft, stellt sich für den Schweizer Kontext zusätzlich die Frage, ob 
der politische Unterricht je nach Art der Ausbildung unterschiedlich auf die Jugendlichen wirkt. 
Angesichts der bisherigen Befunde aus der Literatur soll der folgende Abschnitt darüber Aufschluss 
gegeben, ob sich der politische Unterricht, wie er gemäss Lehrplänen stattfinden sollte, je nach Res-
sourcenausstattung sowie soziodemografischen und sozioökonomischen Voraussetzungen unterschied-
lich auswirkt. Zu diesem Zweck wurden so genannte Crosslevel-Interaktionen zwischen den inhaltli-
chen Dimensionen politischer Bildung und verschiedenen Indikatoren auf Individualebene wie dem 
Geschlecht, dem Migrationshintergrund, dem sozioökonomischen Hintergrund, aber auch dem politi-
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schen Wissen, dem politischen Interesse sowie dem Schultyp geschätzt236, die im Folgenden präsen-
tiert und diskutiert werden. 
 
7.4.1 Interaktionseffekte zwischen politischer Bildung und  
soziodemografischen Indikatoren 
Als erstes wurde überprüft, ob und inwiefern sich die politische Bildung unterschiedlich auf die Parti-
zipationsbereitschaft junger Frauen und Männer auswirkt. Der bisherigen Vorgehensweise folgend, 
sind die Analysen nacheinander für alle sechs Partizipationsformen durchgeführt worden. Die Befunde 
deuten darauf hin, dass sich der politische Unterricht fast durchwegs positiv auf die Partizipationsbe-
reitschaft junger Frauen auswirkt, sprich sich die Unterschiede zwischen den Geschlechtern mit zu-
nehmendem Einbezug politischer Bildung in die Lehrpläne verringern. Allerdings ist darauf zu ver-
weisen, dass diese Effekte ausnahmslos nicht signifikant sind, die Effekte also nur mit gewisser Vor-
sicht interpretiert werden können. Demgegenüber scheint die politische Bildung einen statistisch rele-
vanten Einfluss auf die Partizipationsbereitschaft junger Erwachsener mit Migrationshintergrund zu 
haben. Die Ergebnisse deuten allerdings in eine andere Richtung als erwartet, zumindest was die Ver-
mittlung politischen Faktenwissens anbelangt. Sowohl in Bezug auf die institutionell-konventionelle 
wie der Online-Beteiligung verringert sich die Partizipationswahrscheinlichkeit bei Jugendliche mit 
Migrationshintergrund, je stärker der Fokus auf diesem Aspekt politischer Bildung liegt (vgl. Abbil-
dung 7.12). Gleichzeitig lassen sich in Bezug auf die übrigen Partizipationsformen aber auch umge-
kehrte Wirkungsmechanismen feststellen, sich die weiteren Dimensionen also partizipationsfördernd 
auf junge Erwachsener mit Migrationshintergrund auswirken, allerdings mit einer Ausnahme in statis-
tisch nicht signifikanter Art und Weise. So zeigt sich denn ein partizipationsfördernder Effekt der Di-







236 Aufgrund bisheriger empirischer Befunde sowie der Komplexität und des Umfangs der Arbeit konzentrieren 
sich die Analysen zu den Crosslevel-Interaktionen auf diese Zusammenhänge. Es wäre aber durchaus interessant, 
in weiteren Untersuchungen zu überprüfen, ob der Einfluss politischer Bildung sich je nach Ausstattung mit den 
weiteren, hier nicht berücksichtigten Ressourcen verändert. 
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Abbildung 7.12: Interaktionseffekte zwischen den Dimensionen politischer Bildung und dem Migrati-
onshintergrund 
Bemerkung: Interaktionseffekte zwischen dem Migrationshintergrund (0=nicht vorhanden, 1=vorhanden) und 
inhaltlichen Lehrplandimensionen Kenntnisse und Interesse wecken (z-standardisierte Werte, wobei 0 für einen 
mittlere Ausprägung steht, während positive Werte für eine überdurchschnittliche und negative Werte für eine 
unterdurchschnittliche Ausprägung stehen) im Hinblick auf die Online-Partizipation. Zu beachten ist, dass die x-
Skalen und die y-Skalen teilweise unterschiedliche Tiefstwerte aufweisen. 
 
7.4.2 Interaktionseffekte zwischen politischer Bildung und dem sozioökonomischen 
Hintergrund  
Wie bereits aufgezeigt, weisen empirische Befunde darauf hin, dass der politische Unterricht zwar das 
politische Verhalten junger Erwachsener insgesamt kaum beeinflusst, jedoch auf jene Schülerinnen 
und Schüler, die aufgrund ihrer Herkunft und politischen Sozialisierung weniger für die politische 
Beteiligung notwendiger Ressourcen mitbringen, durchaus eine partizipationsfördernde Wirkung ha-
ben kann. In Anlehnung an die Erkenntnisse der Literatur wird daher überprüft, ob Jugendliche aus 
bildungsfernerem, finanziell weniger gut gestelltem Elternhaus stärker vom politischen Unterricht 
profitieren als Gleichaltrige mit höherem sozioökonomischem Hintergrund. Einmal mehr lässt sich 
vorweg feststellen, dass sämtliche Effekte gering und statistisch nicht relevant ausfallen. Trotzdem 
finden sich einige Hinweise, dass sich die Vermittlung politischer Inhalte gemäss den Lehrplänen auf 
„benachteiligte“ Jugendliche positiv auswirken kann. So zeigt sich beispielsweise, dass mit zuneh-
mender Berücksichtigung der Dimensionen Kenntnisse wie auch Fertigkeiten die Bereitschaft institu-
tionell-konventioneller Beteiligung unter Jugendlichen mit tiefem SES leicht ansteigt, sich jedoch auf 
Schülerinnen und Schüler, deren Eltern besser gebildet und/oder mehr verdienen, eher negativ aus-
wirkt. Ähnlich partizipationsfördernd wirkt sich auch die Dimension Interesse wecken aus, wobei sich 
der Effekt auf Jugendliche mit tiefem sozioökonomischem Hintergrund beschränkt. Über alle SES-
Kategorien hinweg erhöht demgegenüber die Vermittlung von Faktenwissen die Wahrscheinlichkeit, 
an politikernahe Aktivitäten teilzunehmen, reduziert aber gleichzeitig die Bereitschaft, über das Kon-
sumverhalten eigene politische Überzeugungen auszudrücken.   
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Abbildung 7.13: Interaktionseffekte zwischen den Dimensionen politischer Bildung und dem SES 
Bemerkung: Interaktionseffekte zwischen dem sozioökonomischen Hintergrund (1=tief, 2=mittel, 3=hoch) und 
inhaltlichen Lehrplandimensionen Kenntnisse, Fertigkeiten und Interesse wecken (z-standardisierte Werte, wobei 
0 für einen mittlere Ausprägung steht, während positive Werte für eine überdurchschnittliche und negative Werte 
für eine unterdurchschnittliche Ausprägung stehen) im Hinblick auf die institutionell-konventionelle und unkon-
ventionelle Partizipation. Zu beachten ist, dass die x-Skalen und y-Skalen teilweise unterschiedliche Tiefstwerte 
aufweisen. 
 
7.4.3 Interaktionseffekte zwischen politischer Bildung und politischem Wissen resp. 
Interesse 
Im nächsten Abschnitt richtet sich das Augenmerk auf die Frage, ob sich der politische Unterricht auf 
jene Jugendliche, die über geringes politisches Wissen resp. Interesse verfügen, stärker partizipations-
fördernd auswirkt als auf junge Erwachsene, die sehr an Politik interessiert sind und/oder mehr dar-
über wissen. Die Ergebnisse der entsprechenden Interaktionsmodelle ergeben erstens, dass die Effekte 
je nach Partizipationsform und inhaltlicher Dimension recht unterschiedlich, diese aber zweitens nur 
in einem Fall auch statistisch signifikant ausfallen. Im Modell, welches die gemeinsame Wirkungswei-
se des individuellen politischen Wissens und der Vermittlung der Dimension Kenntnisse im Hinblick 
auf die Beteiligung an Wahlen und Abstimmungen überprüft, erhöht sich die Partizipationswahr-
scheinlichkeit bei Jugendlichen mit mittlerem und eher hohem politischem Wissen mit zunehmender 
Vermittlung politischer Kenntnisse in signifikanter Art und Weise. Was die eingangs aufgeworfene 
Frage betrifft, deuten die Resultate an, dass der politische Unterricht tendenziell eine leicht positivere 
Wirkung auf Jugendliche hat, die gemäss Wissenstest über ein geringes bis mittleres Wissen über poli-
tische Themen und Zusammenhänge verfügen, wohingegen der Effekt bei sehr hohem politischen 
Wissen oftmals sogar leicht negativ ist.  
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Abbildung 7.14: Interaktionseffekte zwischen den Dimensionen politischer Bildung und dem politi-
schen Interesse 
 
Bemerkung: Interaktionseffekte zwischen dem politischen Interesse (1=gar nicht interessiert bis 4=sehr interes-
siert) und inhaltlichen Lehrplandimensionen Kenntnisse und Interesse wecken (z-standardisierte Werte, wobei 0 
für einen mittlere Ausprägung steht, während positive Werte für eine überdurchschnittliche und negative Werte 
für eine unterdurchschnittliche Ausprägung stehen) im Hinblick auf die konventionelle und unkonventionelle 
Partizipation. Zu beachten ist, dass die x-Skalen und die y-Skalen teilweise unterschiedliche Tiefstwerte aufwei-
sen.  
 
Viel weniger einheitlich gestaltet sich das Bild im Hinblick auf die kombinierte Wirkungsweise von 
politischer Bildung und Interesse. Wo ein stärkerer Fokus auf die Vermittlung von Faktenwissen und 
die Bestrebung, das politische Interesse zu wecken, die Wahrscheinlichkeit konventioneller Beteili-
gung insbesondere jener Jugendlicher erhöht, die bereits schon politisch engagiert sind, wirkt sich ein 
solcher eher partizipationshemmend auf Jugendliche ohne grosses politisches Interesse aus (vgl. Ab-
bildung 7.14). Einen ähnlich negativen Effekt auf letztere scheint auch die Dimension Interesse we-
cken zu haben, sprich wenn über den Unterricht angestrebt wird, die Jugendlichen für politische The-
men zu gewinnen, erzielt dies eher eine gegenteilige Wirkung, zumindest was den Gang zur Urne be-
trifft. Dass diese Bestrebung aber nicht nur auf Ablehnung bei wenig motivierten Jugendlichen stösst, 
illustriert die dritte Grafik in Abbildung 7.14. Dies deutet darauf hin, dass die Wirkung der politischen 
Bildung nicht für alle Partizipationsformen dieselbe ist, also je nach dem, welche Art der politischen 
Aktivität gefördert werden soll, der Fokus des politischen Unterrichts entsprechend ausgerichtet 







7.4.4 Interaktionseffekte zwischen politischer Bildung und den Schultypen 
Abschliessend sollen im vorliegenden Abschnitt die Ergebnisse der Interaktionen zwischen den drei 
Dimensionen politischer Bildung und den einzelnen Schultypen diskutiert werden. Wiederum erwei-
sen sich auch diese Effekte als äusserst gering und grösstenteils nicht signifikant. Gleichzeitig zeigt 
sich, dass die Bestrebungen, im Rahmen politischer Bildung das politische Interesse zu wecken, min-
destens für einen Teil der Berufsfachschülerinnen und -schüler auf fruchtbaren Boden fallen. Gemäss 
den Ergebnissen erhöht sich die Bereitschaft der Beteiligung sowohl an institutionell-konventionellen  

















Bemerkung: Interaktionseffekte zwischen dem Schultyp (1=Gymnasium, 2=BFS mit BM, 3=BFS ohne BM, 
4=KV/DH) und der inhaltlichen Lehrplandimension Interesse wecken (z-standardisierte Werte, wobei 0 für einen 
mittlere Ausprägung steht, während positive Werte für eine überdurchschnittliche und negative Werte für eine 
unterdurchschnittliche Ausprägung stehen) im Hinblick auf die institutionell-konventionelle, die unkonventio-
nelle, die politikernahe und die Online-Partizipation. Zu beachten ist, dass die x-Skalen teilweise unterschiedli-
che Tiefstwerte aufweisen. 
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wie auch unkonventionellen, politikernahen und Online-Formen politischer Partizipation unter Lehr-
lingen signifikant, wie die Grafiken in Abbildung 7.15 illustrieren. Demgegenüber wirken sich die 
einzelnen Dimensionen politischer Bildung kaum auf die Partizipationswahrscheinlichkeit jener Ju-
gendlichen aus, die entweder eine allgemeinbildende Schule oder die Berufsfachschule mit Berufsma-
turität besuchen. Im Hinblick auf die Partizipationsbereitschaft der KV- und Detailhandelsschülerin-
nen und   -schüler bestätigen die Interaktionsanalysen deren vergleichsweise tiefes politisches Enga-
gement, woran auch eine umfassende politische Bildung nur begrenzt etwas zu ändern scheint. Viel-
mehr deuten die Ergebnisse darauf hin, dass der stärkere Einbezug der inhaltlichen Dimensionen eher 
partizipationshemmend denn -fördernd wirkt. Einzig in Bezug auf politische Aktivitäten, die einen 
direkten Kontakt mit Politikerinnen und Politiker einschliessen, zeigt sich ein umgekehrtes Bild, wo-
bei insbesondere der Erwerb politischer Fertigkeiten die bereits hohe Partizipationsbereitschaft, derje-
nigen jungen Erwachsenen, die eine Lehre in den Bereichen KV oder Detailhandel absolvieren, noch 




Zusammenfassend deuten die Ergebnisse der Crosslevel-Interaktion an, dass die politische Bildung 
durchaus je nach Ressourcenausstattung oder soziodemografischem und -ökonomischem Hintergrund 
unterschiedlich starke Wirkung entfalten kann, ob und wie sich eine junge Frau oder ein junger Mann 
in den politischen Prozess einbringt. Mit einigen wenigen Ausnahmen erweisen sich diese Zusam-
menhänge allerdings weder als besonders stark noch als statistisch relevant, können daher vielmehr als 
Hinweise für weitere Untersuchungen dienen denn als robuste Prädiktoren politischen Verhaltens jun-
ger Erwachsener. Gleichzeitig zeigt sich in den Analysen, dass die drei Dimensionen politischer Bil-
dung Kenntnisse, Fertigkeiten und Interesse wecken je nach Partizipationsform und individuellen Vo-
raussetzungen, welche die Jugendlichen aufgrund ihrer Sozialisation und Erfahrungen mitbringen, 
unterschiedlich wirken. In Bezug auf die Frage, wie eine besonders effektive politische Bildung aus-
zusehen hätte, müsste also gleichzeitig berücksichtigt werden, welche politischen Verhaltensweisen 
besonders gefördert werden sollen. Also ob das Augenmerk beispielsweise stärker auf der Erhöhung 
der Beteiligung der jüngsten Bürgerinnen und Bürger an Wahlen und Abstimmungen liegen sollte 
oder ganz allgemein auf der Förderung eines politischen Bewusstsein und der Entwicklung der Vo-
raussetzungen wie einem gewissen politischen Wissen und Interesse oder verschiedener Fertigkeiten, 






7.5 Random Effects  
Wie bereits mehrfach erwähnt, wurden zur Überprüfung der Erklärungskraft verschiedener Ressour-
cen und Voraussetzungen Mehrebenenmodelle geschätzt, welche einerseits den gleichzeitigen Einbe-
zug individueller wie kontextueller Erklärungsfaktoren erlauben und andererseits auch die Überprü-
fung, ob sich in Bezug auf den Einfluss dieser Indikatoren Unterschiede zwischen den Gruppen fest-
stellen lassen. In diesem Abschnitt wird das Augenmerk nun auf diese Random Effects gerichtet, die 
Aufschluss darüber geben sollen, inwiefern klassenbezogene Unterschiede im Hinblick auf das Parti-
zipationsverhalten festzustellen sind. Die bisher präsentierten Modelle kontrollieren allerdings nur für 
Varianzen hinsichtlich der Konstanten (Intercept), also ob das Partizipationsniveau unabhängig vom 
Effekt der erklärenden Variablen zwischen den Gruppen – hier Klassen in Kantonen – variiert. Auf die 
Überprüfung, inwiefern die Effekte nicht nur zwischen den Individuen, sondern auch auf Klassenebe-
ne variieren, wird hier aber verzichtet, einerseits aufgrund fehlender Hinweise seitens der Literatur, 
andererseits um den Rahmen der Arbeit nicht zu sprengen (vgl. auch Kapitel 5.2). 
Die Resultate der in Abbildung 7.16 für jedes Modell präsentierten Random Effects deuten an, dass die 
Varianz im Hinblick auf die Partizipationsniveaus zwischen den Klassen und Kantonen sehr gering ist. 
Vergleicht man die Effekte mit den Ergebnissen der getrennt geschätzten Individual- und Kontextmo-
delle, zeigt sich, dass die Varianz unter Einbezug aller berücksichtigter möglicher Prädiktoren unab-
hängig von der Partizipationsform noch geringer ausfallen, gleichzeitig aber auch die unerklärte Vari-
anz der Residuen sinkt. Das spricht einerseits dafür, dass die Gesamtmodelle einen grösseren Teil der 
Unterschiede zwischen den jungen Erwachsenen in Bezug auf deren Partizipationsbereitschaft, erklä-
ren, sich diese Varianz aber stärker über die individuellen Voraussetzungen begründen lässt als über 
klassenbezogene Voraussetzungen. Wenn die Unterschiede auch gering sind, verweisen die Grafiken 
in Abbildung 7.16 sowie einige zusätzliche Varianzanalysen darauf, dass die Partizipationswahr-
scheinlichkeit nicht nur von persönlichen und kontextuellen Ressourcen abhängt, sondern auch davon, 
welche Klasse man besucht. Demgegenüber scheint es keine Rolle zu spielen, in welchem Kanton eine 
junge Person wohnt. Die Ergebnisse der ANOVA-Modelle erweisen sich im Hinblick auf die Unter-
schiede im Partizipationsniveau je nach Kanton denn auch durchwegs als gering und statistisch nicht 
relevant, wohingegen die F-Werte für die Varianz zwischen den Klassen zwar ebenfalls nicht sehr 
hoch, aber ausnahmslos auf einem Niveau von 0.1 Prozent signifikant sind. Lediglich was die Beteili-
gung an politischen Online-Aktivitäten betrifft, scheint das schulklassenbezogene Umfeld keine Be-
deutung darauf zu haben, ob ein Jugendlicher auf diese Weise am politischen Prozess teilnimmt oder 
nicht.  
Insgesamt lässt sich aber festhalten, dass ob wohl Unterschiede zwischen Klassen ausgemacht werden 
können, diese sehr gering ausfallen. Viel stärker ins Gewicht zu fallen scheint hingegen, welchen 





















Politikernahe Partizipation                                        Politischer Konsum                                      Online-Partizipation 
 
Bemerkung: Random-Effects-Plots zu den Varianzen im Partizipationsniveau nach Schulklassen und Partizipa-
tionsform. Zu beachten ist, dass die y-Skalen teilweise unterschiedliche Tiefstwerte aufweisen. 
 
7.6 Diskussion 
Der erste Teil des analytischen Kapitels richtet das Augenmerk auf die Frage, inwiefern die in Anleh-
nung an Verba et al.‘s Civic Voluntarism-Modell zu sieben Gruppen zusammenfassten individuellen 
Ressourcen das politische Partizipationsverhalten junger Erwachsener in der Schweiz beeinflussen. Im 
zweiten Abschnitt des Kapitels verschiebt sich der Fokus von den individuellen auf die kontextuellen 
Indikatoren, genauer auf die Wirkung der im Rahmen des schulischen Unterrichts erteilten politischen 
Bildung auf Sekundarstufe II. Gleichzeitig wurde für allfällige Einflüsse kantonaler Bedingungen wie 
das politische System, die Ausprägungen des Parteiensystems, der Grad an direkter Demokratie oder 
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der Katholikenanteil kontrolliert. Anschliessend an die separate Untersuchung der Zusammenhänge 
zwischen individuellen wie kontextuellen Merkmalen und der Bereitschaft der Jugendlichen, sich ak-
tiv am politischen Prozess zu beteiligen, wurden alle berücksichtigten Prädiktoren aller Ebenen in je 
ein Modell pro Partizipationsform integriert und gemeinsam auf ihre Wirkung überprüft. Um das Bild 
zu vervollständigen, wurden ergänzend Crosslevel-Interaktionen zwischen den inhaltlichen Dimensio-
nen politischer Bildung und einigen ausgewählten individuellen Indikatoren durchgeführt. Diese sol-
len  Aufschluss darüber geben, ob der politische Unterricht je nach Voraussetzungen, welche die Ju-
gendlichen aufgrund ihrer Sozialisation und den Verhältnissen im Elternhaus mitbringen, unterschied-
liche Wirkung auf deren politisches Handeln ausübt. Insgesamt zielten die Analysen im vorliegenden 
Kapitel darauf, ein möglichst umfassendes Bild davon zu geben, welche Faktoren dahingehend eine 
Rolle spielen, ob und wie junge Erwachsene politisch aktiv sind. Entsprechend fokussierte die Unter-
suchung nicht auf die detaillierte Überprüfung der Wirkungsweise einiger ausgewählter Ressourcen, 
sondern bezog eine ganze Reihe von möglichen erklärenden Variablen sowohl auf individueller wie 
auch kontextueller Ebene mit ein. Entsprechend würde es den Rahmen der Arbeit sprengen, alle eru-
ierten Effekte eingehend zu diskutieren und auf mögliche Erklärungen zu überprüfen. Vielmehr sollen 
sie erstens einen Überblick geben und Hinweise für weitere Studien zum politischen Verhalten Ado-
leszenter liefern. Und zweitens aufzeigen, ob – einerseits – allen Partizipationsformen ein ähnliches 
Erklärungsmuster zugrunde liegt oder ob einige Ressourcen für eine der Formen ein grosse Rolle spie-
len, hingegen für andere kaum von Bedeutung ist. Andererseits soll die Frage beantwortet werden, 
inwiefern die Schule als einer der wichtigen Sozialisationsagenten während der Adoleszenz, genauer 
der politische Unterricht, die Jugendlichen in ihren partizipativen Verhalten beeinflusst. Die Befunde 
der einzelnen Modelle wurden jeweils am Ende jedes Abschnitts diskutiert. Entsprechend werden hier 
lediglich die zentralen Befunde an dieser Stelle kurz zusammengefasst: 
1. Sowohl die Befunde der nach Ressourcen getrennt geschätzten Modelle wie auch der Ge-
samtmodelle zeigen, dass nicht alle Formen politischer Aktivität von denselben Ressourcen 
gleichermassen beeinflusst werden. Wo beispielsweise ein Gefühl von Bürgerpflicht die Be-
reitschaft, an Wahlen oder Abstimmungen teilzunehmen, erhöht, erweist sich das soziale und 
politische Kapital als weit stärkerer Prädiktor der Beteiligung an Aktivitäten im Rahmen poli-
tischer Kampagnen oder Protestaktionen. Fast durchwegs partizipationsfördernd wirken sich 
einerseits ein hohes Interesse an der Politik sowie ein aktives Mitwirken im schulischen Kon-
text. Im Hinblick auf mögliche Geschlechterunterschiede, welche in der Literatur immer wie-
der thematisiert und analysiert werden, lässt sich feststellen, dass nur für drei der einbezoge-
nen Partizipationsformen ein solcher Gap besteht, nämlich für die institutionell-konventionelle 
Aktivitäten, für politikernahe Beteiligungsformen wie für den politische Konsum. An ersterer 
Partizipationsform beteiligen sich junge Frauen mit geringfügig, an letzterer mit klar höherer 
Wahrscheinlichkeit, wohingegen junge Männer mit leicht höherer Wahrscheinlichkeit über 
politikernahe Formen politisch aktiv sind.  
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2. Was die politische Bildung im Rahmen des schulischen Unterrichts betrifft, bestätigen die Er-
gebnisse bisherige empirische Befunde weitestgehend, als kaum ein direkter Zusammenhang 
zwischen der Berücksichtigung verschiedener formaler und inhaltlicher Aspekte in den Lehr-
plänen auf der einen und dem Partizipationsverhalten der Schülerinnen und Schüler auf der 
anderen Seite eruiert werden kann. Insbesondere ein stärkerer Fokus auf die inhaltlichen Di-
mensionen, zusammengefasst zu den drei Kategorien Kenntnisse, Fertigkeiten und Interesse 
wecken, scheint – wenn überhaupt – eher partizipationshemmend denn -fördernd zu wirken. 
Um zu überprüfen, inwiefern die politische Bildung vielmehr auf Jugendliche, die aufgrund 
ihres sozialen und sozioökonomischen Hintergrund als benachteiligt bezeichnet werden kön-
nen, eine stärkere resp. kompensierende Wirkung haben könnte, wurden zusätzlich so genann-
te Crosslevel-Interaktionen durchgeführt. Die Ergebnisse dieser Analysen deuten zwar an, 
dass die politische Bildung durchaus je nach Ressourcenausstattung das Partizipationsverhal-
ten unterschiedlich beeinflusst, allerdings erweisen sich diese Effekte grösstenteils weder als 
stark noch statistisch relevant.  
3. Nebst der politischen Bildung wurde auch untersucht, ob die Lehrpersonen resp. deren politi-
sches Engagement und Einstellung gegenüber dem politischen Unterricht, die Jugendlichen in 
ihrer Partizipationsbereitschaft beeinflussen. Die Befunde dieser Modelle deuten darauf hin, 
dass Lehrerinnen und Lehrer trotz ihrer Funktion als wichtige Bezugspersonen der Schülerin-
nen und Schüler – zumindest auf Sekundarstufe II – keinen Einfluss darauf haben, ob und wie 
sich diese politisch engagieren.  
4. Schliesslich ermöglicht die Multilevel-Struktur der Modelle eine Überprüfung, ob sich das 
Partizipationsniveau je nach Klassen und Kantonszugehörigkeit unterscheidet. Es lässt sich 
zwar eine gewisse Varianz zwischen den Klassen ausmachen, die auch statistisch signifikant 
ist. Allerdings handelt es sich dabei um sehr geringe Differenzen, die darüber hinaus mit zu-
nehmender Komplexität der Modelle abnimmt. Varianzen auf kantonaler Ebene scheinen hin-










8 Schlussbetrachtungen und Ausblick 
In den letzten Jahren wurde insbesondere im Nachgang eidgenössischer Wahlen und Abstimmungen 
die vergleichsweise tiefe Stimmbeteiligung der jüngsten Bürgerinnen und Bürger thematisiert. Be-
gründet wurde die geringe Partizipation damit, dass junge Erwachsene im Vergleich zur restlichen 
Bevölkerung politisch besonders desinteressiert sind oder aber mit einer unzureichenden Vermittlung 
politischer Bildung im Rahmen des schulischen Unterrichts. Im Hinblick auf letzteren Diskussions-
punkt wurden denn auch verschiedene Seiten aktiv. So veröffentlichte beispielweise die Neue Helveti-
sche Gesellschaft einen 100-Punkte-Plan zur Verbesserung der politischen Bildung oder initiierte der 
Dachverband der Schweizer Jugendparlamente ein Projekt zur Förderung politischen Unterrichts. Zu-
dem forderten mehrere Nationalrätinnen und -räte durch die Einreichung von Postulaten und Interpel-
lationen vom Bundesrat, dass dieser die momentane Situation überprüfe und gegebenenfalls Mass-
nahme ergreife. Demgegenüber widmete sich die wissenschaftliche Forschung sowohl der – angeblich 
– geringen Bereitschaft junger Erwachsener, sich am politischen Entscheidungsprozess zu beteiligen, 
als auch der Rolle, welche die politische Bildung dabei spielt, nur am Rande. Zwar nehmen sich einige 
Untersuchung wie die vom Staatssekretariat für Bildung und Forschung (heute SBFI) in Auftrag gege-
bene Studie „CH@YOUPART“ oder die länderübergreifenden Studie der International Association 
for the Evaluation of Educational Achievement (IEA) dem Thema an. Der Fokus liegt dabei aber ent-
weder auf einer vorwiegend deskriptiven Beschreibung des politischen Engagements junger Erwach-
sener oder aber auf der Erklärung politischer Einstellungen und Handlungen von Kindern und Jugend-
lichen, die das 18. Lebensjahr noch nicht erreicht haben (vgl. auch Fatke/Niklo-witz 2003 oder Kunz 
2011). Gleichzeitig wird der Bedeutung politischer Bildung im Allgemeinen sowie in Bezug auf das 
politische Verhalten – wenn überhaupt – nur wenig Beachtung geschenkt. Weder existieren systemati-
sche Analysen, in welcher Art und Weise resp. in welchem Umfang politische Bildung unterrichtet 
wird, noch Untersuchungen dazu, inwiefern sich diese auf das tatsächliche politische Partizipations-
verhalten Jugendlicher und junger Erwachsener auswirkt. Entsprechend wurde im Rahmen der vorlie-
genden Arbeit versucht, diese Forschungslücken zu schliessen. Im Vordergrund standen folgende for-
schungsleitende Fragestellungen: 
1. Welche Faktoren auf der individuellen wie auch auf der kontextuellen Ebene beeinflussen das 
politische Engagement junger Erwachsener?  
2. Welcher Stellenwert wird der politischen Bildung in den Lehrplänen auf Sekundarstufe II bei-
gemessen? Inwiefern variieren die Art und Weise des politischen Unterrichts auf Sekundarstu-
fe II zwischen Sprachregionen, Schultypen und Kantonen? Welche inhaltlichen Dimensionen 
und Themenbereiche werden besonders stark resp. unterdurchschnittlich einbezogen? 
3. Welche Rolle spielen die Lehrpersonen in der Vermittlung politischer Bildung? Inwiefern be-
einflussen die Lehrkräfte das Partizipationsverhalten junger Erwachsener? Welche Bedeutung 
sprechen die Lehrpersonen dem politischen Unterricht zu? 
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Zur Beantwortung dieser Fragen wurden einerseits Lehrpläne auf Sekundarstufe II anhand formaler 
wie auch inhaltlicher Kriterien analysiert und die Befunde der Analyse auf ihre Wirkung hinsichtlich 
der Bereitschaft junger Erwachsener, sich über verschiedene Partizipationsformen am politischen Pro-
zess zu beteiligen, überprüft. Andererseits wurden entlang des Civic-Voluntarism-Modells von Verba 
et al. (1995, 2001) verschiedene Ressourcen im engeren und weiteren Sinn eruiert, welche gemäss 
Partizipationsforschung die politische Partizipation massgeblich beeinflussen. Dazu zählen nebst dem 
sozioökonomischen Hintergrund, dem verfügbaren Human- und Sozialkapital, auch von Verba et al. 
(2001) als „politisches Engagement“ zusammengefasste Voraussetzungen wie das politische Wissen, 
Interesse oder Wirksamkeitsgefühl oder das soziale Umfeld in seiner Funktion als Ort der Rekrutie-
rung und Mobilisierung. Ergänzt wurden diese Faktoren um soziodemografische Messgrössen wie das 
Geschlecht, Alter oder Migrationshintergrund. Zusätzlich wurde – dem neo-institutionalistischen An-
satz (vgl. Hall/Taylor 1996) folgend – für den kantonalen politischen und historisch-kulturellen Kon-
text kontrolliert, wobei verschiedene Indikatoren des politischen Systems, der Grad an direkter Demo-
kratie sowie der Katholikenanteil berücksichtigt werden, welche gemäss verschiedenen Studien die 
politische Partizipation beeinflussen (vgl. Wolfinger/Rosenstone 1980; Jackman 1987; Powell 1986, 
Wernli 1998; Blais/Dobrzynska 1998; Stadelmann-Steffen/Freitag 2009). Da das Spektrum an politi-
schen Aktivitäten nicht nur die Beteiligung an Wahlen und Abstimmungen umfasst, sondern viel brei-
ter gefächert ist, wurden mittels Faktorenanalyse sechs verschiedene Formen politischer Beteiligung 
identifiziert. Um ein möglichst umfassendes Bild davon zu erhalten, wie und vor allem warum junge 
Erwachsene politisch aktiv werden, wurde die Wirkungskraft der einzelnen Ressourcen für jede Parti-
zipationsform separat überprüft. Diese Vorgehensweise erlaubt ein viel umfassenderes Bild des politi-
schen Verhaltens der jüngsten Bürgerinnen und Bürger. Einerseits kann angenommen werden, dass 
insbesondere die jüngere Generation vermehrt ausserhalb des institutionellen Rahmens aktiv ist. Al-
lerdings existieren kaum Studien, die mögliche Erklärungsmuster je nach Art der Beteiligung mitei-
nander vergleichen, sprich untersuchen, ob bestimmte Ressourcen das Partizipationsverhalten insge-
samt erklären können oder ob je nach Art der politischen Handlungen unterschiedliche Voraussetzun-
gen eine Rolle spielen. Andererseits lässt sich so nicht nur das politische Engagement stimmberechtig-
ter junger Erwachsener analysieren, sondern es können auch jene Jugendlichen berücksichtigt werden, 
die entweder erst kurz vor ihrem 18. Lebensjahr stehen oder über keinen Schweizer Pass verfügen.  
Die folgenden Abschnitte des abschliessenden Kapitels sollen erstens die zentralen Befunde der Arbeit 
zusammenfassend diskutieren (Kapitel 8.1 und 8.2) und zweitens daraus abzuleitende forschungstheo-
retische und praktische Implikationen hinsichtlich der weiteren Untersuchung wie auch möglicher 
handlungspolitischer Massnahmen insbesondere in Bezug auf die Förderung des politischen Unter-





8.1  Deskriptive Analyse – Politisches Engagement und die Verankerung politi-
scher Bildung 
In einem ersten Schritt wurde ein kurzer Überblick über die soziodemografische Zusammensetzung 
des Samples sowie das politische Engagement der untersuchten Schülerinnen und Schüler präsentiert. 
Die Ergebnisse dieser ersten Bestandsaufnahme des politischen Verhaltens junger Erwachsener zei-
gen, dass diese weder als desinteressiert noch politisch inaktiv bezeichnet werden können. Vielmehr 
scheinen sich Jugendliche je nach Themengebiet, persönlicher Betroffenheit und spezifischen Interes-
sen am politischen Prozess zu beteiligen und greifen dabei nicht nur auf institutionalisierte, sondern 
auf eine breitere Palette an informellen Handlungsmöglichkeiten zurück. Was die Einstellungen zum 
politischen System und den Institutionen betrifft, so zeigt sich, dass die überwiegende Mehrheit mit 
der Funktionsweise der Schweizer Demokratie zufrieden ist und den politischen Behörden und Ord-
nungsinstitutionen grosses Vertrauen schenkt. Demgegenüber schneiden insbesondere junge Frauen 
und junge Erwachsene mit Migrationshintergrund im Hinblick auf ihr politisches Wissen eher schlecht 
ab. Dies ist insofern problematisch, als in der Partizipationsforschung ein breiter Konsens bezüglich 
der Bedeutung dieser Komponente für das politische Engagement herrscht resp. in einem bestimmten 
Mass an Kenntnissen über die Funktionsweise und Prozesse des politischen Systems eine – notwendi-
ge – Bedingung gesehen wird, um am politischen Geschehen überhaupt teilnehmen zu können (vgl. 
u.a. Delli Carpini/Keeter 1996; Grönlund/Milner 2006: 386). Entsprechend müsste es eine der zentra-
len Aufgaben des politischen Unterrichts sein, solche Unterschiede auszugleichen. 
Als zweites richtete sich der Fokus auf die Frage, welchen Stellenwert der politischen Bildung in den 
Lehrplänen auf Sekundarstufe II beigemessen wird und ob sich dabei Unterschiede nach Schultyp oder 
Sprachregion feststellen lassen. Die Beantwortung dieser Frage ist vor allem aus zwei Gründen rele-
vant. Einerseits existieren bisher keine systematischen Untersuchungen237, inwiefern politische Bil-
dung überhaupt in die Lehrpläne einbezogen wird. Andererseits setzt die Überprüfung, ob der politi-
sche Unterricht Auswirkungen auf das politische Verhalten junger Erwachsener hat, Informationen 
über dessen Umfang und Gestaltung voraus. Die Lehrpläne als verbindliche Instrumente zur Planung 
und Gestaltung des Unterrichts sowohl in Bezug auf die zu berücksichtigenden Inhalte wie auch das 
methodische Vorgehen und die Leistungskontrolle sollten entsprechend Aufschluss darüber geben, 
welche Bedeutung der politischen Bildung an der jeweiligen Schule oder im jeweiligen Kanton zuge-
sprochen wird. Insgesamt wurden für die vorliegende Arbeit die Lehrpläne jener Klassen analysiert, 
welche am Projekt „Jugend und Gesellschaft“ teilgenommen haben. Dies erlaubte, das Ausmass politi-
schen Unterrichts in direkte Relation zum tatsächlichen politischen Partizipationsverhalten zu setzen.  
Als zentraler Befund der Lehrplananalyse kann festgehalten werden, dass sowohl innerhalb eines 
Schultyps oder einer Sprachregion wie auch über diese hinweg grosse Unterschiede in der formalen 
Gestaltung und in Bezug auf die Inhalte bestehen. Eine der Ursachen dürfte in der Dezentralität des 
																																								 																				
237 Eine Ausnahme bildet dabei der Expertenbericht von Stadelmann-Steffen et al. (2015), der unter Mitarbeit der 
Autorin ausgearbeitet wurde. Die in diesem Bericht präsentierten Befunde basieren auf den von der Autorin 
durchgeführten Lehrplananalysen, welche primär für die vorliegende Arbeit realisiert wurden.  
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Schweizer Bildungssystems zu finden sein, in welchem die Verantwortung für bildungspolitische Ent-
scheidungen primär in den Händen der Kantone und Gemeinden liegen, wobei auch die einzelnen 
Schulen je nach Kanton grossen Freiraum eingeräumt wird, was die Unterrichtsgestaltung betrifft. 
Dies wird in der Analyse insofern bestätigt, als es sich bei über 70 Prozent der untersuchten Dokumen-
te um Schullehrpläne handelt, hingegen nur gerade ein Fünftel von den kantonalen Bildungsdeparte-
menten ausgearbeitet wurden. Allerdings lässt sich kein Zusammenhang zwischen der Herausgeber-
schaft und dem Ausmass an politischer Bildung feststellen. Kantonale Lehrpläne sind zwar insgesamt 
ausführlicher und detaillierter gestaltet, ohne aber grundsätzlich mehr politische Themen einzubinden. 
Positiv herauszustreichen ist einerseits, dass die meisten Lehrpläne explizit formulieren, was im Rah-
men politischer Bildung erreicht werden soll, wobei sich diese Ziele – mindestens indirekt – meist auf 
die Erziehung der Lernenden zu mündigen Bürgerinnen und -bürgern beziehen. Es wird in diesem 
Punkt also den Erkenntnissen aus der Literatur insofern Folge geleistet, als in der Entwicklung der 
Schülerinnen und Schüler zu handlungsfähigen, kritischen und interessierten Mitglieder einer Gesell-
schaft Sinn und Zweck politischer Bildung gesehen wird (vgl. u.a. Calderón-Grossenbacher 1998: 15). 
Andererseits verweisen mehr oder weniger alle Lehrpläne auf den Einbezug aktueller politischer und 
gesellschaftlicher Ereignisse im In- und Ausland hin, was unter anderem auch die Thematisierung 
kommender Wahlen oder Abstimmungen mit einschliesst. Demgegenüber geht aus der Überprüfung 
hervor, dass verschiedene Aspekte politischer Bildung vernachlässigt werden, die gemäss der Partizi-
pationsliteratur für das (spätere) politische Engagement und die aktive Beteiligung am politischen 
Leben als zentral erachtet werden. Dies betrifft insbesondere die dritte der drei untersuchten inhaltli-
chen Dimensionen, nämlich die Bestrebung, durch den politischen Unterricht das politische Interesse 
der Lernenden zu wecken. Gleichzeitig wird aber auch weiteren wichtigen Fertigkeiten nur wenig Be-
achtung geschenkt. Dazu zählen unter anderem das Einüben demokratisch-partizipativer Praktiken, 
Mitbestimmungsmöglichkeiten im schulischen Kontext, konkrete politische Partizipationserfahrungen, 
die kritische Bewertung, wie politische Geschehnisse medial inszeniert werden, oder aber auch die 
Erfassung davon, welche Auswirkungen verschiedene politische Entscheidungen auf die Gesellschaft 
haben. Insgesamt lässt sich aus der Analyse ableiten, dass die politische Bildung nicht so stiefmütter-
lich behandelt wird, wie oftmals angenommen (oder befürchtet). Die Tatsache, dass durchschnittlich 
nur etwas mehr als die Hälfte der insgesamt 65 für die Untersuchung herangezogenen Themen und 
Kompetenzen in den Lehrplänen berücksichtigt werden, lässt aber gleichzeitig darauf schliessen, dass 
dem politischen Unterricht nicht übermässig viel Beachtung geschenkt wird. Nebst einer allgemeinen 
Bestandsaufnahme wurde überprüft, ob sich sprachregionale resp. schultypenspezifische Unterschiede 
feststellen lassen. Angesichts bisheriger Befunde aus der Literatur kann vermutet werden, dass der 
politischen Bildung in den gymnasialen Lehrplänen einerseits und der Romandie andererseits einen 
vergleichsweise höheren Stellenwert beigemessen wird. Primär lässt sich festhalten, dass – wie bereits 
erwähnt – die Streuung innerhalb und vor allem auch zwischen den Schultypen sehr breit ist. Gleich-
zeitig bezieht keiner der Schultypen alle drei inhaltlichen Dimensionen gleichzeitig über- resp. unter-
durchschnittlich mit ein. Vielmehr deuten die Ergebnisse darauf hin, dass der Einbezug der einzelnen 
Dimensionen und Subdimensionen je nach Schultyp unterschiedlich ausfällt. Wo gymnasiale Lehrplä-
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ne die Dimension Interesse wecken sehr stark gewichten, richtet sich der Fokus der politischen Bil-
dung im Rahmen des allgemeinbildenden Unterrichts vor allem auf die Vermittlung von Faktenwis-
sen. Demgegenüber steht an Berufsfachschulen mit Berufsmaturität vornehmlich der Erwerb von 
Kompetenzen im Vordergrund, die für das politische Engagement notwendig sind. Schliesslich 
schneiden die Lehrpläne für die kaufmännische Grundbildung und den Detailhandel verhältnismässig 
am schlechtesten ab, wobei auch hier gewisse Themenbereiche wie wirtschaftliche und rechtliche 
Aspekte überdurchschnittlich behandelt werden. Gemäss Literatur bildet nicht eine Komponente allei-
ne die Voraussetzung für eine aktive Beteiligung am politischen Leben. Vielmehr werden sowohl 
Kenntnisse über das politische System und die damit verbundenen Prozesse und Akteure wie auch 
bestimmte Handlungs- und Urteilskompetenzen und ein gewisses Interesse am politischen Leben be-
nötigt. Um das übergeordnete Ziel politischer Bildung zu erreichen, nämlich die Erziehung der Schü-
lerinnen und Schüler zu mündigen Bürgerinnen und Bürgern, wäre es entsprechend von grosser Rele-
vanz, dass die Lehrpläne aller Schultypen die drei Dimensionen Kenntnisse, Fertigkeiten und Interesse 
wecken gleichermassen berücksichtigen. 
Was die sprachregionalen Unterschiede betrifft, bestätigt sich die Vermutung bezüglich einer stärkeren 
Gewichtung politischer Bildung in den Lehrplänen der Romandie nicht. Entgegen den Erwartungen 
schneiden die Deutschschweizer Lehrpläne insgesamt besser ab, wobei der Tessin eine Art Mittelposi-
tion einnimmt. Erstere beziehen vor allem die beiden Dimensionen Kenntnisse und Interesse wecken 
vergleichsweise überdurchschnittlich mit ein, wohingegen die Vermittlung von Fertigkeiten insbeson-
dere in den italienischsprachigen Lehrplänen sehr stark gewichtet wird. Dies mag insofern überra-
schen, als aufgrund der stärker ausgeprägten direktdemokratischen Deutschschweizer Kultur sowie 
des stärker repräsentativ ausgerichteten politischen Systems der Westschweizer Kantone und des Tes-
sins eher eine umgekehrte Gewichtung hätte erwartet werden können (vgl. Wernli 2001), also eine 
stärkere Betonung von Kompetenzen in den deutschsprachigen Lehrplänen sowie ein umfassenderer 
Einbezug der Kenntnisdimension in der lateinischen Schweiz. 
Schliesslich wurde im Rahmen der deskriptiven Analyse untersucht, welchen Stellenwert die Lehrper-
sonen der politischen Bildung zuschreiben und wo sie diesbezüglich Verbesserungspotential sehen. 
Zentraler Befund ist dabei, dass die Lehrpersonen den politischen Unterricht als wichtig erachten, 
wobei dieser primär der Wissen- und Kompetenzvermittlung dienen soll und weniger der Herausbil-
dung politischer Meinungen und Tugenden. Weiter zeigt sich, dass für die Vorbereitung des Unter-
richts vor allem auf die eigenen Vorstellungen von politischer Bildung sowie auf Materialien von Fir-
men, politischen Institutionen und Stiftungen zurückgegriffen wird. Fast die Hälfte der Lehrpersonen 
bezieht die Lehrpläne kaum oder gar nicht in die Planung des Unterrichts mit ein. Leider erlauben die 
vorhandenen Daten keine Antwort auf die Frage, warum dies der Fall ist, sprich Lehrpersonen die 
Vorgaben hinsichtlich der politischen Bildung als unzureichend erachten oder mit den Zielsetzungen 
oder der Auswahl an einzubeziehenden politischen Themen unzufrieden sind. Dieser Frage müsste im 
Zuge geplanter Lehrplanüberarbeitungen vorgängig nachgegangen werden, setzt eine effektive und 
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zielführende Nutzung dieser Dokumente doch voraus, dass diese von Lehrpersonen auch umgesetzt 
werden. 
 
8.2 Erklärung des partizipativen Verhaltens junger Erwachsener über indivi-
duelle Ressourcen und kontextuelle Voraussetzungen 
Zur Untersuchung der Frage, welche Faktoren das politische Partizipationsverhalten junger Erwachse-
ner beeinflussen, wurden entlang des Civic-Voluntarism-Modells der Autoren Verba, Brady und 
Schlozman (1995, 2001) diejenigen Ressourcen eruiert, welche gemäss der Partizipationsliteratur mit 
erklären, warum sich eine Person politisch beteiligt. In Anlehnung an die Argumentation, warum sich 
Individuen gemäss Verba et al. (1995) politisch nicht beteiligen – „(...) because they can’t, because 
they don’t want to, or because nobody asked“ (ebd.: 271) – wurden verschiedene Ressourcenbündel 
identifiziert, die erstens Personen zur Partizipation befähigen, zweitens ihr Interesse am aktiven Mit-
wirken fördern sowie drittens mobilisierend wirken sollen. Nebst den individuellen Voraussetzungen, 
welche Jugendliche aufgrund ihrer Sozialisation mit sich bringen, wurden auch kontextuelle Bedin-
gungen auf ihre Wirkungskraft hinsichtlich der Partizipationsbereitschaft überprüft. Dazu zählen ins-
besondere die politische Bildung, welche im Rahmen des Unterrichts vermittelt wird, sowie der kan-
tonale politisch-kulturelle Kontext. In einem ersten Schritt wurden die individuellen wie kontextuellen 
Ressourcen in separaten Modellen auf ihre Erklärungskraft untersucht, wobei pro Ressourcenbündel je 
ein Modell für jede der sechs Partizipationsformen geschätzt wurde. Diese wurden in einem zweiten 
Schritt zusammengefasst und gemeinsam auf ihren Einfluss getestet. Zusätzlich erlaubte die Mehrebe-
nenstruktur der Daten einerseits eine Überprüfung, ob das Partizipationsniveau über die Klassen und 
Kantone hinweg variiert, und andererseits den Einbezug so genannter Crosslevel-Interaktionen, die 
Aufschluss darüber geben, ob sich individuelle und Kontextfaktoren gegenseitig in ihrem Effekt auf 
das Partizipationsverhalten beeinflussen. Die Befunde können wie folgt zusammengefasst werden:  
Erstens lassen sich sowohl in den nach Ressourcen getrennt geschätzten wie auch den Gesamtmodel-
len je nach Partizipationsform unterschiedliche Erklärungsmuster feststellen. Dies deutet darauf hin, 
dass Ressourcenformen unterschiedliche Effekte auf die verschiedenen politischen Aktivitäten haben. 
Zwar erweisen sich einige Indikatoren fast durchwegs als starke Prädiktoren des politischen Partizipa-
tionsverhaltens junger Erwachsener. Dazu zählen nebst dem politischen Interesse die im Rahmen 
schulischer Aktivitäten gesammelten Erfahrungen und Skills oder die Mitwirkung in Vereinen und 
Organisationen. Auch politische Interaktionen mit dem sozialen Umfeld haben fast durchwegs einen 
partizipationsfördernden Effekt. Aus diesen Befunden lässt sich schliessen, dass – wie Verba et al. 
(1995: 271) aufzeigen –, drei Komponenten eine Rolle spielen, damit jemand politisch aktiv wird. 
Erstens wird ein gewisses Mass an Fertigkeiten vorausgesetzt, welche unter anderem durch schulische 
und ausserschulische soziale Aktivitäten erworben werden, damit sie partizipieren können. Zweitens 
muss auch ein gewisses Interesse an der Sache selbst vorhanden sind, um sich überhaupt am politi-
schen Prozess beteiligen zu wollen. Drittens spielt das Umfeld zur Mobilisierung und Rekrutierung 
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eine Rolle, um dem „nobody asked“ (ebd.) entgegenzuwirken. Schliesslich deuten die Ergebnisse an, 
dass die Partizipationsbereitschaft unter politisch sehr links eingestellten Jugendlichen für vier der 
sechs Beteiligungsformen – Ausnahmen bilden die konventionelle und die politikernahe Partizipation 
– vergleichsweise höher ist. Erstere Befunde überraschen wenig, entsprechen sie doch den theoreti-
schen Erwartungen. Letztere Erkenntnis hingegen wirft die Frage auf, warum die Partizipationswahr-
scheinlichkeit unter jungen Erwachsenen mit eher moderater oder rechts gerichteter politischer Ideo-
logie im Hinblick auf die Beteiligung an informelleren Aktivitäten signifikant tiefer ist. Eine mögliche 
Erklärung für diesen Zusammenhang könnte sein, dass es sich bei diesen vier Partizipationsformen um 
Aktionsformen handelt, die in der Literatur oftmals dem Handlungsrepertoire neuer sozialer Bewe-
gungen, Parteien oder Organisationen zugeordnet werden, welche tendenziell eher linke politische 
Ideologien vertreten (vgl. Norris 2002; Gundelach 1995). Diese These wird bekräftigt durch die Tatsa-
che, dass sich ein Grossteil der in sozialen Netzwerken und Organisationen aktiven Jugendlichen 
gleichzeitig auf der Links-Rechts-Achse als (eher) links einstuft. Demgegenüber erklären weitere Res-
sourcen wie beispielsweise der sozioökonomische Hintergrund das Partizipationsverhalten kaum bis 
gar nicht. Vor allem im Hinblick auf die Beteiligung an Wahlen wurde im sozio-ökonomischen Status 
eine wichtige erklärende Komponente gesehen (vgl. Kleinhenz 1995; Milbrath/Goel 1977; Nie et al. 
1969; Verba et al. 1978). Neuere Studien hingegen bestätigen die vorliegenden Erkenntnisse, die da-
rauf hinweisen, dass die Beteiligung am politischen Leben weniger von den finanziellen Mitteln und 
dem Bildungsgrad abhängt, sondern vielmehr von den verfügbaren Skills, dem politischen Interesse 
und Wissen sowie dem sozialen Umfeld (vgl. Bühlmann/Freitag 2006; Verba et al. 1995). 
Zweitens können – abgesehen von den bereits erwähnten Ressourcen – folgende Indikatoren identifi-
ziert werden, die die Partizipationsbereitschaft je nach Art der Aktivität beeinflussen. Die Beteiligung 
an institutionell-konventionellen wie auch konventionellen Formen der Beteiligung lässt sich vor al-
lem über das vorhandene soziale und politische Kapital erklären, wobei ein aktives Engagement in 
Vereinen und Organisationen wie auch das Vertrauen in politische Institutionen die Partizipationsbe-
reitschaft positiv beeinflussen, das Vertrauen in Ordnungsinstitutionen sich hingegen negativ auswirkt. 
Demgegenüber erweisen sich die Einschätzung der politischen Wirksamkeit, ein gewisses Bürger-
pflichtgefühl sowie die Mobilisierung durch das soziale Umfeld als starke Prädiktoren für die Beteili-
gung an Wahlen und Abstimmungen. Was die politikernahe Partizipation betrifft, scheint diese primär 
über die Nähe zu politischen Organisationen und Parteien erklärt werden zu können, wobei politisch 
rechts eingestellte Jugendliche sich mit vergleichsweise höherer Wahrscheinlichkeit im direkten Kon-
takt zu Politikern in den politischen Prozess einbringen. In Bezug auf das politische motivierte Kon-
sumverhalten lässt sich festhalten, dass diese Form politischer Beteiligung insbesondere von jungen 
Frauen aus bildungsnahen, finanziell gut gestellten Verhältnissen ausgeübt wird, die zudem über ein 
gewisses Mass an politischem Wissen sowie über ein politisch engagiertes soziales Netzwerk verfü-
gen. Schliesslich wirken sich – nebst den genannten Prädiktoren wie dem politischen Interesse oder 
der schulischen Aktivität – regelmässige Diskussionen über politische Themen und das aktuelle Ge-
schehen positiv auf die Bereitschaft aus, sich über das Internet politisch einzubringen. Insgesamt er-
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klären die berücksichtigten Ressourcen die Beteiligung an institutionell-konventionellen Partizipa-
tionsformen sowie an verschiedenen Online-Aktivitäten besonders gut, wohingegen der DIC-Wert für 
den politischen Konsum vergleichsweise hoch ausfällt, sprich für diese Form der Beteiligung weitere 
hier nicht einbezogene Faktoren eine Rolle zu spielen scheinen.  
Drittens lässt sich in Bezug auf die soziodemografischen Voraussetzungen einerseits festhalten, dass 
sich der Gender-Gap im Abstimmungs- und Wahlverhalten, welcher in der Schweiz im Gegensatz zu 
den meisten westlichen Demokratien auch in die letzten Jahre noch deutlich erkennbar war (vgl. Seitz 
2004, 2008; Senti/Lutz 2008), unter den jüngsten Bürgerinnen und Bürgern geschlossen hat. Aller-
dings scheint das Geschlecht für andere Partizipationsformen durchaus eine Rolle zu spielen. Die Re-
sultate weisen darauf hin, dass sich junge Frauen mit signifikant grösserer Wahrscheinlichkeit an ver-
schiedenen Formen politischen Konsums beteiligen, wohingegen junge Männer tendenziell eher bereit 
sind, ihre politischen Anliegen im direkten Kontakt mit Politikern oder über Partizipationsmöglichkei-
ten, welche das Internet bietet, einzubringen. Andererseits scheint sich die These nicht zu bestätigen, 
dass sich insbesondere jene Jugendliche, die erst vor kurzem ihr Stimm- und Wahlrecht erhalten ha-
ben, sich stärker konventionell beteiligen als über 20-jährige junge Erwachsene. Vielmehr zeigt sich, 
dass die Bereitschaft, sich über konventionelle oder institutionell-konventionelle Formen einzubrin-
gen, mit zunehmendem Alter steigt, wohingegen das Alter auf die Teilnahme an informelleren Aktivi-
täten keinen Einfluss hat. Schliesslich wirkt sich das Vorhandensein eines Migrationshintergrunds 
mehrheitlich negativ auf das Partizipationsverhalten aus, und zwar auch dann, wenn der oder die Ju-
gendliche bereits eingebürgert wurde. Dies legt die Vermutung nahe, dass junge Erwachsene, deren 
Wurzeln nicht in der Schweiz liegen, über ein geringeres Ausmass an jenen Ressourcen verfügen, 
welche im Rahmen der Sozialisierung im Elternhaus generiert werden. Gleichzeitig weisen die Resul-
tate aber auch darauf hin, dass diese Defizite mindestens zu einem Teil durch ein aktives politisches 
Umfeld und das Engagement in sozialen Netzwerken ausgeglichen werden können.  
Viertens erweist sich die politische Bildung als Prädiktor des politischen Partizipationsverhaltens jun-
ger Erwachsener mehr oder weniger durchwegs als irrelevant, sowohl was deren direkte wie auch indi-
rekte Wirkung betrifft. Zwar finden sich einige wenige signifikante Zusammenhänge zwischen einzel-
nen inhaltlichen Dimensionen und der Beteiligung an konventionellen resp. unkonventionellen Parti-
zipationsformen, allerdings sind die Effekte sehr gering und darüber hinaus negativ, sprich der stärker 
Einbezug politischer Bildung in den Lehrplänen wirkt sich – wenn überhaupt – eher partizipations-
hemmend denn –fördernd aus. Diese Erkenntnisse widerspiegeln mehr oder weniger, was frühere Stu-
dien wie die Arbeit von Langton und Jennings (1969) Quintelier (2010)  oder Richardson (2003) be-
reits aufgezeigt haben. Zur Überprüfung dieser These wurden verschiedene Crosslevel-Interaktionen 
durchgeführt. Die Ergebnisse dieser Schätzung deuten an, dass je nach Ressourcenausstattung oder 
soziodemografischen Bedingungen Unterschiede bezüglich der Wirkungskraft politischer Bildung 




Fünftens lassen sich nicht nur in Bezug auf die Verankerung politischer Bildung in den Lehrplänen, 
sondern auch hinsichtlich der politischen Partizipation Unterschiede zwischen den Schultypen feststel-
len. Insgesamt scheinen sich Jugendliche, welche eine allgemeinbildende Schule besuchen, stärker an 
informelleren Aktivitäten zu beteiligen, wohingegen sich Berufsfachschülerinnen und -schüler mit 
grösserer Wahrscheinlichkeit über den Gang zur Urne oder im direkten Kontakt mit Politikern poli-
tisch einbringen. Angesichts der Befunde aus der Lehrplananalyse liegt die Vermutung nahe, dass 
diese Unterschiede mindestens teilweise auf die unterschiedlichen Schwerpunkte politischer Bildung 
je nach Schultyp zurückzuführen sind. Die Ergebnisse zusätzlicher Analysen, welche die Wirkung der 
politischen Bildung je nach Schultyp untersuchten, bestätigen diese Vermutung insofern, als eine um-
fassende Behandlung der drei inhaltlichen Dimensionen die Partizipationsbereitschaft von Gymnasias-
ten und Berufsfachschülern unterschiedliche beeinflusst. Wo eine umfassendere Behandlung von 
Kenntnissen und Fertigkeiten bei Berufsfachschülern insbesondere im Hinblick auf die Beteiligung an 
Wahlen, Abstimmungen sowie politikernahe Aktivitäten partizipationsfördernd auswirkt, erhöht sich 
die Wahrscheinlichkeit der Beteiligung an weniger institutionalisierten Partizipationsformen bei um-
fassenderer politische Bildung vor allem für Gymnasiasten. Allerdings erweisen sich die Interaktions-
effekte fast ausnahmslos als sehr gering und aus statistischer Sicht als irrelevant.  
Sechstens erweist sich der kantonale Kontext je nach Partizipationsform durchaus als relevant, insbe-
sondere im Hinblick auf die Beteiligung an Wahlen und Abstimmungen. Es zeigt sich, dass sich die 
Partizipationsbereitschaft bei Vorhandensein einer Wahlpflicht sowie mit zunehmender Polarisierung 
des Parteiensystems, zunehmendem Grad an direkter Demokratie und steigendem Katholikenanteil 
erwartungsgemäss erhöht, wohingegen ein proportionales Wahlsystem – entgegen der aus der Theorie 
abgeleiteten Annahme – eine eher abschreckende denn partizipationsfördernde Wirkung zu haben 
scheint. In Bezug auf die übrigen Partizipationsformen erweist sich lediglich der Katholikenanteil als 
signifikanter Prädiktor, allerdings in entgegengesetzter Richtung. Das heisst, dass die Wahrscheinlich-
keit der Beteiligung an institutionell-konventionellen, unkonventionellen wie auch politikernahen Par-
tizipationsformen mit sinkendem Anteil an Katholiken in einem Kanton steigt. Es scheint, dass sich 
eines der traditionellen Cleavages der Schweiz, nämlich die Konfliktlinie zwischen Katholiken und 
Protestanten, trotz weitestgehender Säkularisierung im Partizipationsverhalten der jüngsten Bürgerin-
nen und Bürger noch immer widerspiegelt. Dies bestätigt bisherige Befunde aus der Schweizer Parti-
zipationsforschung, gemäss welchen ein signifikanter Zusammenhang zwischen Konfession und der 
Beteiligung an Wahlen und Abstimmungen besteht (vgl. u.a. Bühlmann/Freitag 2006; Geser 2004; 
Linder et al. 2000;  Wernli 1998, 2000). Den Grund dafür sehen die Autoren darin, dass sich Personen 
aus katholisch geprägten, meist ruralen Gebiete in Bezug auf Wertvorstellungen und politische Ideo-
logien von Bewohnern protestantischer – oder gemischtkonfessioneller –, städtischer Gebiete unter-
schieden (vgl. Bolliger 2007: 126), und zwar auch dann, wenn sie sich selbst nicht mehr mit der jewei-
ligen Konfession identifizieren (Geser 2004: 22). Was den negativen Effekt eines hohen Katholiken-
anteils auf die Beteiligung an informelleren Partizipationsformen betrifft, liesse sich entsprechend ein 
umgekehrter Zusammenhang vermuten, sprich Jugendliche aus historisch protestantischen oder ge-
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mischtkonfessionellen Kantonen eben aufgrund dieses historischen Hintergrunds von einer tendenziell 
offeneren und links-ideologischeren Kultur geprägt sind. Und sie aufgrund dessen eher auf Hand-
lungsformen zurückgreifen, die gemeinhin linken Kreisen zugeordnet werden.  
Siebtens ermöglichte die Mehrebenenstruktur der Daten eine Überprüfung, ob sich das Partizipations-
niveau je nach Klasse und Kanton unterscheiden. Es lässt sich zwar eine gewisse Varianz zwischen 
den Klassen feststellen, die sich auch als statistisch signifikant erweist. Allerdings sind die Unter-
schiede sehr gering und nehmen mit zunehmender Komplexität der Modelle noch ab, was andeutet, 
dass das partizipative Verhalten junger Erwachsener hauptsächlich über individuelle Indikatoren er-
klärt wird und weniger über klassenspezifische Gegebenheiten. 
Schliesslich wurde überprüft, ob die Lehrpersonen aufgrund ihrer Einschätzung der Bedeutung politi-
schen Unterrichts wie auch ihres politischen Engagements das Partizipationsverhalten der Schülerin-
nen und Schüler direkt oder indirekt über den politischen Unterricht beeinflussen. Die Ergebnisse er-
weisen sich entgegen den Erwartungen als durchwegs nicht signifikant.  
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Partizipationsbereitschaft junger Erwachsener mit 
zunehmender Verfügbarkeit an individuellen Ressourcen und sozialem Engagement steigt, sich der 
politische Unterricht – gemessen über die Einbindung politischer Inhalte in den Lehrplänen –hingegen 
weder direkt noch indirekt auf das politische Verhalten der Jugendlichen auswirkt.  
 
8.3  Forschungstheoretische Implikationen und Ausblick  
Ausgehend von den empirischen Befunden sollen in diesem Abschnitt die daraus abzuleitenden theo-
retischen Folgerungen diskutiert werden. Im Zentrum der vorliegenden Arbeit standen einerseits die 
Analyse der Lehrpläne und andererseits die Untersuchung des Einflusses verschiedener individueller 
wie auch kontextueller Ressourcen – unter anderem die politische Bildung – auf das politische Partizi-
pationsverhalten junger Erwachsener. Das primäre Ziel war dabei, sowohl im Hinblick auf den Stel-
lenwert der politischen Bildung im schulischen Kontext wie auch die Erklärung des partizipativen 
Engagements, die jeweiligen Forschungslücken mindestens teilweise zu schliessen.  
Für die Beantwortung der Frage, welchen Stellenwert die politische Bildung in den Lehrplänen ein-
nimmt, wurde in Ermangelung eines bestehenden Bewertungsrasters ein Kriterienkatalog zusammen-
gestellt, welcher grösstenteils auf theoretischen Abhandlungen davon, wie eine ideale politische Bil-
dung auszusehen hätte, basiert. Dieser Katalog subsumiert sowohl formale wie auch inhaltliche Beur-
teilungskriterien. Anhand dieser wurde einerseits ermittelt, ob der jeweilige Aspekt überhaupt im ent-
sprechenden Lehrplan Erwähnung findet, und falls ja, in welcher Art und Weise. Diese Vorgehenswei-
se sollte ein umfassendes Bild liefern, wie stark Themen und Kompetenzen gemäss den Lehrplänen im 
Unterricht vermittelt werden sollten. Wie bereits erwähnt, existieren kaum vergleichbare Messinstru-
mente, die Aufschluss über die Validität resp. die Reliabilität des Kriterienrasters geben könnten. Zwar 
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lassen sich die Lehrpläne verschiedener Klassen und Schultypen in Bezug auf die politische Bildung 
miteinander vergleichen. Gleichzeitig stellt sich angesichts der Befunde im Rahmen der Regressions-
analysen die Frage, inwiefern sich die so evaluierten Ergebnisse dazu eignen, die Wirkung politischen 
Unterrichts auf das Partizipationsverhalten der Schülerinnen und Schüler zu untersuchen. Vielmehr 
werfen die – entgegen der theoretischen Erwartung – fast durchwegs nicht signifikanten Zusammen-
hänge zwischen politischer Bildung und der politischen Aktivität der Jugendlichen Fragen auf, wie 
diese Befunde zu interpretieren sind: Liegt tatsächlich kein Zusammenhang zwischen dem politischen 
Unterricht und der Partizipationsbereitschaft junger Erwachsener vor? Oder können die Ergebnisse 
vielmehr darauf zurückgeführt werden, dass die politische Bildung in einem zu geringen Masse in den 
Schulunterricht einbezogen wird, um überhaupt eine Wirkung erzielen zu können? Oder aber liegt der 
Grund darin, dass die Messung politischer Bildung über die Lehrpläne alleine nicht ausreicht, um de-
ren tatsächlichen Einfluss zu eruieren? Aufgrund bisheriger Erkenntnisse aus der Forschung zur politi-
schen Bildung lässt sich durchaus vermuten, dass der politische Unterricht die Bereitschaft junger 
Erwachsener, sich aktiv am politischen Leben zu beteiligen, im Gegensatz zu individuellen Vorausset-
zungen kaum beeinflusst (vgl. u.a. Langton/Jennings 1969). Allerdings widerlegen jüngere Studien 
diese Annahme insofern, als sie darauf verweisen, dass der politische Unterricht sich insbesondere 
mittelbar auf das politische Engagement auswirke (vgl. Galston 2004; Gibson/Levine 2003: 21; Kahne 
et al. 2006: 402; Quintelier 2010: 140; Richardson 2003; Torney-Puerta 2002). Aus Gründen des Um-
fangs und der Zielsetzung wurde auf eine umfassende Analyse des Zusammenhangs zwischen der 
politischen Bildung und verschiedenen Aspekten des politischen Engagements238 einerseits und der 
Entwicklung von Skills andererseits verzichtet239. Aus wissenschaftlicher, vor allem aber aus prakti-
scher Perspektive sollte dieser Frage in weiterführenden Studien unbedingt nachgegangen werden. Nur 
so liesse sich klären, ob der politische Unterricht tatsächlich unbedeutend ist oder vielmehr eine indi-
rekte Wirkung erzielt, womit sich auch die Förderung politischer Bildung im Rahmen des schulischen 
Unterrichts begründen lassen würde. Letztere zwei Fragen hingegen sind schwieriger zu beantworten, 
da Vergleichswerte fehlen. Trotzdem könnten weitere Studien, welche die politische Bildung nicht nur 
über die Lehrpläne eruieren, sondern viel stärker auf die tatsächliche Umsetzung dieser Vorgaben in 
den Unterrichten fokussieren, Hinweise zur Beantwortung der dritten Frage liefern. Die vorliegende 
Untersuchung bezog zwar die Lehrpersonen insofern mit ein, als diese zu ihrer Einstellung sowie dem 
soziodemografischen Hintergrund und ihrem politischen Engagement ausserhalb der Schule befragt 
wurden. Zur Überprüfung, inwiefern die Wirkung politischer Bildung auf die Schülerinnen und Schü-
ler von den Lehrpersonen beeinflusst wird, müsste das Augenmerk stärker auf die Beziehung zwischen 
Lehrern und Lernenden sowie auf die Art und Weise, wie die Vorgaben der Lehrpläne in den Unter-
richt einfliessen, gerichtet werden. 
																																								 																				
238 Darunter fallen insbesondere das  politische Interesse, das politische Wissen, die Einschätzung der Wirksam-
keit eigener politischer Handlungen, aber auch das deliberative Verhalten. 
239 Im Rahmen einiger zusätzlicher Interaktionen wurde zwar überprüft, ob die einzelnen Dimensionen politi-
scher Bildung je nach Ressourcenausstattung oder soziodemografischen Voraussetzungen eine unterschiedliche 




Der zweite Teil der Analyse zielte darauf ab, anhand einer x-zentrierten Vorgehensweise zu untersu-
chen, welche Ressourcen und individuellen Voraussetzungen das partizipative Verhalten junger Er-
wachsener erklären können. Bisherige Studien haben sich dabei entweder auf die Analyse einzelnen 
Ressourcenformen oder aber die Wirkung verschiedener Indikatoren auf eine bestimmte Partizipa-
tionsform konzentriert. Demgegenüber versuchte die vorliegende Arbeit diese beiden Ansätze zu 
kombinieren. Entlang des Ressourcenansatzes resp. des Civic-Voluntarism-Modells von Verba et al. 
(1995, 2001) wurden sechs Ressourcengruppen identifiziert und deren Wirkungsweise auf insgesamt 
sechs Partizipationsformen untersucht, wobei die Mehrebenenstruktur der Daten eine gleichzeitige 
Überprüfung des Einflusses politischer Bildung wie des kantonalen Kontexts erlaubten. Die Befunde 
dieser Analysen bestätigen die aus der Partizipationstheorie abgeleiteten Annahmen mehrheitlich. Es 
zeigt sich dabei, dass die Ansätze aus der Partizipationsliteratur, welche vornehmlich für die Gesamt-
bevölkerung formuliert wurden, auch der Erklärung des politischen Verhaltens junger Erwachsener 
dienen können. Weiter deuten die Ergebnisse darauf hin, dass je nach Art der Beteiligung unterschied-
liche Ressourcen eine Rolle spielen. Schliesslich lässt sich festhalten, dass einige der Indikatoren, 
welche sich in separat nach Ressourcengruppe geschätzten Modellen als signifikante Prädiktoren er-
wiesen, im Gesamtmodell – also unter Berücksichtigung aller individueller wie auch kontextueller 
Faktoren – an Erklärungskraft verlieren. Zusätzliche Interaktionsanalysen konnten denn auch Hinwei-
se darauf liefern, dass das Vorhandensein bestimmter Ressourcen den Mangel an anderen Vorausset-
zungen kompensieren kann. Beispielsweise wirkt sich ein starkes Bürgerpflichtgefühl vor allem auf 
politisch kaum interessierte Jugendliche im Hinblick auf die Wahl- und Abstimmungsbeteiligung par-
tizipationsfördernd aus. Ähnliche Effekte lassen sich auch hinsichtlich der mobilisierenden Wirkung 
eines politisch aktiven und engagierten Umfelds oder der schulischen Aktivität feststellen. Diese Be-
funde weisen einmal mehr auf die Komplexität dieses Forschungsgegenstandes hin sowie auf die 
Notwendigkeit, insbesondere die indirekte Wirkung verschiedener Erklärungsfaktoren wie auch deren 
Zusammenspiel in weiterführenden Studien detaillierter zu untersuchen, als dies im Rahmen dieser 
Arbeit möglich war; mit dem Ziel, so das Partizipationsverhalten junger Erwachsener, aber auch wei-
terer Alterskohorten noch besser verstehen und erklären zu können. Gleichzeitig stellt sich auch die 
Frage, inwiefern die vorliegenden Erkenntnisse auf ältere Bürgerinnen und Bürger übertragen werden 
können. Angesichts des nach wie vor starken Fokus der Partizipationsforschung auf die Untersuchung 
des Wahlverhaltens, würde es sich einerseits lohnen, auch im Hinblick auf die weiteren Altersgruppen 
ein breiteres Spektrum an Partizipationsformen einzubeziehen und dahingehend zu überprüfen, ob sich 
ähnliche Erklärungsmuster finden lassen wie in der vorliegenden Studie zur politischen Beteiligung 
der jüngsten Kohorte. Andererseits liesse sich so auch feststellen, ob es sich bei bestimmte Aktivitäten 
wie der politisch motivierten Nutzung des Internets um Partizipationsformen handelt, die überwiegend 
von Jugendlichen genutzt werden, oder ob diese infolge der zunehmenden Relevanz des World Wide 





8.4 Handlungspraktische Implikationen  
Das Partizipationsverhalten junger Erwachsener in der Schweiz stand in den letzten Jahren immer 
wieder im Zentrum öffentlicher und politischer Debatten, insbesondere kurz vor sowie im Nachgang 
von eidgenössischen Abstimmungen und Wahlen, wobei weniger die Beteiligung, sondern viel mehr 
die Nicht-Beteiligung thematisiert wurde. Eine der Erklärungen für die vergleichsweise tiefe Wahl- 
und Abstimmungsbeteiligung der jüngsten Schweizerinnen und Schweizer wurde dabei in einer unge-
nügenden politischen Bildung im Rahmen des Schulunterrichts gefunden. Infolgedessen wurden von 
verschiedener Seite Forderungen nach einer stärkeren Gewichtung der politischen Bildung auf mög-
lichst allen Schulstufen laut. Unter anderem wurde der Bundesrat mehrfach aufgefordert, Massnahmen 
zur Förderung des politischen Unterrichts zu ergreifen. Er bestätigte in seinen Antworten zwar die 
Bedeutung der politischen Bildung, verwies jedoch einerseits auf die Rahmenlehrpläne und anderer-
seits auf die kantonale Kompetenzhoheit im Bereich der Bildung. Dass diese Forderungen aber nicht 
wirkungslos blieben, zeigt sich darin, dass der politischen Bildung sowohl bei der Ausarbeitung des 
Lehrplans 21 wie auch bei der Überarbeitung des Rahmenlehrplans für die Berufsfachschulen mit 
Berufsmaturität durchaus stärkere Bedeutung geschenkt wurde als in früheren Lehrplänen. Ob und wie 
sich diese Bestrebungen in den kantonalen und Schullehrplänen niederschlagen und welche Wirkung 
sie in Bezug auf das politische Wissen und die Kompetenzen der Schülerinnen und Schüler erzielen, 
wurde bisher noch nicht untersucht. Lediglich der vom Bundesrat in Auftrag gegebene Expertenbe-
richt zur Bilanzierung des Staatskundeunterrichts auf der Sekundarstufe II liefert erste Hinweise, dass 
der politischen Bildung in den neuen, 2015 in Kraft getretenen BM-Lehrplänen tatsächlich mehr Be-
achtung beigemessen wird als in den Vorgängerversionen.  
Obgleich eine rege Diskussion um die Bedeutung politischer Bildung sowie die Notwendigkeit nach 
einer stärkeren Berücksichtigung dieser herrscht und auch erste Massnahmen ergriffen wurden, weisen 
die Befunde der vorliegenden Arbeit darauf hin, dass weiterer Handlungsbedarf besteht, insbesondere 
wenn das Ziel des politischen Unterrichts in der Erziehung der Schülerinnen und Schüler zu mündigen 
und politisch aktiven Bürgerinnen und Bürger bestehen soll. Es konnte anhand einer Lehrplananalyse 
zwar aufgezeigt werden, dass die politische Bildung durchaus nicht so stiefmütterlich behandelt wird 
wie oftmals behauptet (oder befürchtet). Allerdings bestehen grosse Unterschiede sowohl innerhalb 
der Schultypenwie auch über diese hinweg. Insbesondere die Lehrpläne der kaufmännischen Grund-
bildung und des Detailhandels schneiden über fast alle Dimensionen240 hinweg unterdurchschnittlich 
ab. Zugleich zeigt sich aber auch, dass die untersuchten Dimensionen Kenntnisse, Fertigkeiten und 
Interesse wecken in keinem der Lehrpläne gleichzeitig über- resp. unterdurchschnittlich stark Einlass 
finden. Vielmehr lässt sich feststellen, dass oftmals entweder der Vermittlung von Kenntnissen oder 
aber der Entwicklung von Kompetenzen grösseren Stellenwert zugesprochen wird. Darüber hinaus 
integrieren nur wenige Lehrpläne die dritte Dimension – das Wecken des politischen Interesses. Und 
																																								 																				
240 Dabei handelt es sich um die drei Dimensionen Kenntnisse, Fertigkeiten und Interesse wecken, welche in der 
Bildungs- wie auch der Partizipationsliteratur einerseits als zentrale Komponenten politischer Bildung und ande-
rerseits als wichtige Voraussetzung politischer Partizipation identifiziert werden. 
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das, obwohl gemäss bisherigen Erkenntnissen aus der Partizipationsforschung beide Komponenten 
wie auch ein bestimmtes Mass an politischem Interesse notwendig sind, um auf der einen Seite das 
politische Gesehen zu verstehen wie auch kritisch zu beurteilen und auf der anderen Seite in der Lage 
zu sein, aktiv am politischen Entscheidungsprozess mitzuwirken. Schliesslich lässt sich aus der Litera-
tur ableiten, dass der Einbezug politischer Bildung in die jeweiligen offiziellen Vorgaben per se deren 
Umsetzung in den Unterricht noch nicht garantiert, sondern dass diese von der jeweiligen Lehrperson 
abhängt. Insgesamt lassen sich aus den Befunden folgende handlungspolitischen Implikationen ablei-
ten: 
Einführung von Mindeststandards 
Angesichts der grossen Unterschiede zwischen den wie auch innerhalb der Schultypen und der 
Sprachregionen, welche sich im Hinblick auf die Berücksichtigung der einzelnen Dimensionen zwi-
schen wie auch innerhalb der Schultypen und der Sprachregionen feststellen lassen, und der Tatsache, 
dass sich der Fokus – wenn überhaupt – meist nur auf eine Komponente richtet, spricht viel für eine 
Festlegung von Mindeststandards. Diese würden gewährleisten, dass den Lernenden unabhängig von 
der Art der Ausbildung und der Sprachregion ein Minimum an politischer Bildung vermittelt wird, 
welche alle drei Dimensionen einbezieht. 
Ausarbeitung eines Rahmenlehrplans für die kaufmännische Grundbildung und den Detailhandel 
Wie die Analyse zeigt, schneiden die Lehrpläne für die Bereiche Kaufmännische Grundbildung und 
Detailhandel, welche den politischen Unterricht in die Fächer Gesellschaft und Wirtschaft integrieren, 
vergleichsweise unterdurchschnittlich ab. Da dieser Berufszweig im Gegensatz zu den anderen unter-
suchten Schultypen über keinen Rahmenlehrplan verfügt, könnte die Herausarbeitung eines solchen 
seitens des SBFI möglicherweise zu einer stärkeren und umfassenderen Berücksichtigung politischer 
Bildung führen.  
Stärkere Berücksichtigung der Dimension Interesse wecken 
Als „Vorstufe politischen Engagements“ (Hadjar/Becker 2006: 180) wird dem politischen Interesse in 
der Partizipationsliteratur eine zentrale Bedeutung zugesprochen, was unter anderem auch die Ergeb-
nisse der vorliegenden Arbeit bestätigen. Unabhängig von der Partizipationsform beteiligen sich Ju-
gendliche mit steigendem politischem Interesse mit grösserer Wahrscheinlichkeit am politischen Le-
ben. Trotzdem wird diesem Aspekt in den bisherigen Lehrplänen wenig Beachtung geschenkt. Soll die 
politische Bildung unter anderem darauf abzielen, die Partizipationsbereitschaft der Schülerinnen und 
Schüler zu fördern, wäre ein stärkerer Einbezug dieser Dimension empfehlenswert.  
Förderung schulischer Aktivitäten 
Während die Lehrplandimensionen die Wahrscheinlichkeit der jungen Erwachsenen, sich aktiv am 
politischen Geschehen zu beteiligen, nur in wenigen Fällen – und auch dann lediglich in sehr geringem 
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Ausmass – beeinflussen, erweist sich das Engagement im Rahmen schulischer Aktivitäten fast durch-
wegs als starker Prädiktor. Soll die Schule die tatsächliche politische Partizipation nicht nur indirekt 
über die Erziehung der Schülerinnen und Schüler zu mündigen Bürgern, sondern ganz konkret för-
dern, so sollte der Fokus nicht nur auf dem Unterricht per se, sondern stärker auch auf der Mitwirkung 
der Lernenden am schulischen Leben liegen, sei dies über Klassenräte, Exkursionen, politische Debat-
ten oder die Organisation von (politischen) Veranstaltungen an der Schule.  
Sensibilisierung und Einbezug der Lehrpersonen 
Einer der Gründe, warum sich kaum signifikante Zusammenhänge zwischen den einzelnen Dimensio-
nen politischer Bildung und dem Partizipationsverhalten der jungen Erwachsenen feststellen liessen, 
könnte darin liegen, dass die Lehrpersonen den Vorgaben der Lehrpläne nur bedingt Folge leisten. 
Diese Vermutung wird durch die Tatsache bekräftigt, dass fast die Hälfte der befragten Lehrpersonen 
angeben, die Lehrpläne seien für die Planung und Vorbereitung des politischen Unterrichts (eher) 
nicht wichtig. Da die Umsetzung der Lehrpläne mit den Lehrpersonen steht und fällt, könnte ein stär-
kerer Einbezug der Lehrpersonen in die Gestaltung der Lehrpläne sowie eine Sensibilisierung hinsicht-
lich der Nutzung dieser den tatsächlichen politischen Unterricht positiv beeinflussen. Darüber hinaus 
könnte auch ein breiteres Angebot an Fortbildungen im Bereich der politischen Bildung sowie eine 
stärkere Gewichtung des politischen Unterrichts im Rahmen der Lehrerausbildung dazu beitragen, 
dass die Lehrkräfte diesem Aspekt des Unterrichts grössere Bedeutung beimessen resp. die Lehrplan-
vorgaben effizienter und den Bedürfnissen der Lernenden angemessen umsetzen.  
Die Umsetzung dieser Empfehlungen könnten nicht nur dazu führen, dass die politische Bildung in der 
Schweiz insgesamt stärker gewichtet und in die schulische Ausbildung eingebunden wird, sondern 
auch dazu beitragen, dass junge Erwachsene sich den Anforderungen einer demokratischen Gesell-
schaft gewachsen fühlen und ihre Interessen und Überzeugungen in den politischen Entscheidungs-
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Operationalisierung: Kriterien zur Erfassung der in die Lehrpläne einbezogenen 
Kenntnisse 
Tabelle A.4: Kriterien zur Beurteilung des berücksichtigten Faktenwissens in den Lehrplänen 
Kenntnisse 
Kategorien Themen  
Rechtlich-institutionelle Kriterien Menschenrechte; Minderheiten; Herrschaftsformen; politische 
Institutionen; Mehrheitsregel; allgemeine Rechte und Pflichten; 
Gewaltenteilung; Grundrechte; internationale Organisationen; die 
EU und ihre Institutionen; Neutralität; Wahl- und Abstimmungs-
verfahren; Initiativ- und Petitionsrecht; Migration; internationale 
Beziehungen; Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU; 
Schweizer Aussenpolitik; Schweizer Sicherheitspolitik 
Prozedural-ethische Kriterien Nord-Süd-Gefälle; Minderheiten; Emanzipationsbewegung; Plura-
lismus und Toleranz; Partizipation; Diskussion und Deliberation; 
soziale Gerechtigkeit; Machtverteilung; Föderalismus; Konsenspo-
litik; nationaler Zusammenhalt (u.a. zwischen den Sprachgemein-
schaften); wichtige historische Ereignisse in der Schweiz; Gefah-
ren von Propaganda und Manipulation; Konflikte und damit ver-
bundene Lösungen; Kommunikationsformen im politischen Mei-
nungsbildungs- und Entscheidungsprozess 
Wirtschaftliche Kriterien Arbeit; öffentlicher Verkehr; Sozialpartner und soziale Absiche-
rung; Unternehmen; Wirtschaftssysteme; Konsumverhalten und 
Konsumentenorganisationen; verschiedene Wirtschaftsordnungen 
Gesellschaftliche Kriterien Medien; Wissenschaft und Bildung; Energiepolitik und Umwelt-
schutz; humanitäre Hilfe 

















Operationalisierung: Direkte Demokratie 
Tab. A.5: Verteilung der Indexpunkte für die Anzahl notwendiger Unterschriften bei Initiativen 
Anzahl Unterschriften absolut Punkte Anzahl Unterschriften in Prozent der Stimmbe-rechtigten Punkte 
0 bis 2500 6 0 bis 1 % 6 
2500 bis 5000 5 1 bis 2 % 5 
5000 bis 7500 4 2 bis 3 % 4 
7500 bis 10000 3 3 bis 4 % 3 
10000 bis 12500 2 4 bis 5 % 2 
über 12500 1 über 5 % 1 
Quelle: Stutzer (1999: 4) 
Tab. A.6: Verteilung der Indexpunkte für die Sammelfrist bei Initiativen 
Sammelfrist für Initiative Punkte 
über 300 Tage oder keine Frist 6 
241 bis 300 Tage 5 
181 bis 240 Tage 4 
121 bis 180 Tage 3 
61 bis 120 Tage 2 
bis 60 Tage 1 
Quelle: Stutzer (1999: 4) 
Dabei gilt: Je weniger Unterschriften notwendig sind und je grösser der Zeitraum, während dessen 
Unterschriften gesammelt werden kann, desto direktdemokratisch wird ein Kanton eingestuft. 
Im Hinblick auf das Gesetzesreferendumsrecht werden automatisch sechs Punkte vergeben, wenn alle 
Gesetze dem obligatorischen Referendum unterliegen. Unterstehen entsprechende Gesetzesänderun-
gen nur dem fakultativen Referendum, wird der Index wie für die Initiativerechte über die Anzahl 
notwendiger Unterschriften und den für deren Sammlung zur Verfügung stehenden Zeitraum ermittelt 
(vgl. Tabelle A.5). Einige Kantone kennen beide Arten von Referenden, die je nach Gesetz zur Gel-
tung kommen können242. Für die Fälle werden die Indizes für beide Referendumstypen berechnet und 
anschliessend gemittelt. 
In verschiedenen Kantonen unterliegen nicht nur Gesetze, sondern neue Ausgaben ab einem bestimm-
ten Betrag dem obligatorischen oder fakultativen Referendum, dem so genannten Finanzreferendum. 
Allerdings ist nicht immer ganz eindeutig auszumachen, was alles unter dieses  
Tab. A.7: Verteilung der Indexpunkte für die Anzahl notwendiger Unterschriften bei Referenden 
																																								 																				
242 Es handelt sich dabei um die Kantone Uri, Schaffhausen und Schwyz. Solothurn kennt zwar ebenfalls beide 
Instrumente. Da für die kantonale Gesetzgebung allerdings ausschliesslich das obligatorische Referendum gilt, 




Anzahl Unterschriften absolut Punkte Anzahl Unterschriften in Prozent der Stimmbe-rechtigten Punkte 
0 bis 1250 6 0 bis 1 % 6 
1250 bis 2500 5 1 bis 2 % 5 
2500 bis 3750 4 2 bis 3 % 4 
3750 bis 5000 3 3 bis 4 % 3 
5000 bis 6250 2 4 bis 5 % 2 
über 6250 1 über 5 % 1 
Quelle: Stutzer/Frey (2000: 7) 
Tab. A.8: Verteilung der Indexpunkte für die Sammelfrist bei Referenden  
Sammelfrist für Gesetzesreferendum Punkte 
über 150 Tage 6 
121 bis 150 Tage 5 
91 bis 120 Tage 4 
61 bis 90 Tage 3 
31 bis 60 Tage 2 
bis 30 Tage 1 
Quelle: Stutzer (1999: 6) 
Tab. A.9: Verteilung der Indexpunkte für die Ausgabenhürde pro Stimmberechtigte/r  
Ausgabenhürde für ordentliches obligatori-
sches Finanzreferendum Punkte 
Ausgabenhürde für ordentliches fakultatives 
Finanzreferendum Punkte 
Fr. 0.- bis Fr. 10.-  6 Fr. 0.- bis Fr. 5.-  6 
Fr. 10.- bis Fr. 20.-  5 Fr. 5.- bis Fr. 10.-  5 
Fr. 20.- bis Fr. 30.-  4 Fr. 10.- bis Fr. 15.-  4 
Fr. 30.- bis Fr. 40.-  3 Fr. 15.- bis Fr. 20.-  3 
Fr. 40.- bis Fr. 50.-  2 Fr. 20.- bis Fr. 25.-  2 
über Fr. 50.- 1 über Fr. 25.- 1 
Quelle: Stutzer (1999: 8) 
Referendumsrecht fällt. In Fällen, in welchen das direktdemokratische Instrument beispielsweise 
durch die abschliessende Delegation der Kompetenzen über die finanziellen Aufwendungen an das 
kantonale Parlamente oder durch einen spezifischen Geltungsbereich (z.B. Referendumspflicht nur für 
nicht-budgetierte oder ausserordentliche Ausgaben, vgl. Stutzer 1999: 7) quasi unterlaufen wird, wird 
diese „Aushöhlung“ bei der Berechnung berücksichtigt (ebd.). Die Punkteverteilung im Hinblick auf 
den Index zum Finanzreferendumsrecht erfolgt analog zum Vorgehen für das Gesetzesreferendums-
recht, sprich über die Anzahl benötigter Unterschriften und die Sammelfrist bei einem fakultativen 
Referendum und der vollen Punktvergabe, wenn Ausgaben ab einer bestimmten Höhe automatisch 
dem obligatorischen Referendum unterliegen. Da aber die Entscheidung, ob ein Referendum erfolgt 




diese zusätzlich für die Indexbildung berücksichtigt (vgl. Tabelle A.8). Der Gesamtindex berechnet 
sich schliesslich aus dem arithmetischen Mittel der vier Initiativ- resp. Referendumsrechtsindizes 
(ebd.). 
In seinem Artikel präsentiert Stutzer (1999) die Demokratie-Index-Werte ausschliesslich für die Jahre 
1970 und 1996. Da es nach 1996 in verschiedenen Kantonen zu Verfassungsänderungen kam, welche 
auch die direktdemokratischen Instrumente betrafen, erstellte Fischer (2005, 2009) neue Berechnun-
gen für die Jahre 1997 bis 2003. Diese berücksichtigten einerseits die institutionellen Veränderun-
gen243 während dieser Zeitspanne und bezogen andererseits auch die Landsgemeindekantone in die 
Untersuchung mit ein, welche Stutzer für seine Berechnungen ausgeschlossen hat. Der Index von Fi-
scher wurde schliesslich ein weiteres Mal von Dlabac und Schaub (2010) überarbeitet, wobei Anpas-
sungen für die Indizes der Kantone Schwyz, Solothurn, Aargau und Jura erfolgten244. Dieser einstwei-
















243 Insgesamt revidierte zwischen 1997 und 2003 ein Viertel aller Kantone ihre Verfassung. Zudem kam es in 
einigen Kantone N durch eine Machtverschiebung vom Volk hin zu den Kantonsparlamenten, was das Gesetzes-
referendumsrecht betrifft, zu einer Schwächung der direkten Demokratie (vgl. Fischer 2009: 12). Für genauere 
Ausführungen zu den einzelnen institutionellen Veränderungen in den Kantonen sei auf den Artikel „Develop-
ment of Direct Democracy in Swiss Cantons between 1997 and 2003“ von Fischer (2009) verwiesen. 
244 Im Fall von Schwyz verzichteten Dlabac und Schaub (2010) auf die Mittelung von obligatorischem und fa-
kultativem Finanzreferendum. Weiter gewichten die Autoren das obligatorische Referendum für die Indizes der 
Kantone Solothurn und Aargau aufgrund tieferer Hürden zur Umgehung des obligatorischen Referendums nur zu 
je einem Viertel und nicht wie Fischer hälftig. Schliesslich wurden alle vier Werte für den Kanton Jura infolge 























Ganz links Mitte Ganz rechts 
Schüler 
Schülerinnen 
Anhang 2:  Anhang zu Kapitel 6 – Deskriptive Analyse 
Schülerinnen und Schüler 









Bemerkung: Häufigkeitsverteilung der Schülerinnen und Schüler nach politischem Interesse und Geschlecht 
(N=4210), in Prozent. 
 


























Kanton Schule anderes Kanton Schule anderes
Gymnasium Berufsschule mit BM


















Bemerkung: Prozentale Anteile derjenigen jungen Erwachsenen, welche die jeweiligen Partizipationsform min-
destens einmal ausgeübt haben, für die Wahl- und Abstimmungsbeteiligung wurden dabei nur die wahl- und 
stimmberechtigten Schülerinnen und Schüler beachtet, nach Geschlecht. 
 
Lehrpläne: Inhaltliche Dimensionen 











Bemerkung: Anteil der Lehrpläne nach Herausgeber und Schultyp in Prozent. 
0 20 40 60 80 
Weiterleitung von Emails oder Links mit politischem Inhalt  
Politisch/ethisch motivierter Beitritt zu einer 
Beteiligung an einer politischen Diskussion im Internet 
Verfassen eines Artikels mit politischem Inhalt (z.B. Blog) 
Teilnahme an einer Demonstration 
Tragen einer politischen Botschaft 
Politisch/ ethisch motivierter Verzicht auf Produkte 
Politisch/ethisch motivierter Konsum von Produkten 
Teilnahme an einer Jugendsession 
Besuch einer öffentlichen politischen Veranstaltung 
Unterschriften sammeln 
Spende an politische Organisation oder Kampagne 
Politiker/in kontaktieren 
Referendum/Initiative unterschreiben 








Abbildung A.5: Erwähnung von Bildungszielen für die politische Bildung nach Sprachregion (in Pro-
zent) 
 
Bemerkung: Anteil der Lehrpläne, in welchen konkrete Bildungsziele für politischen Unterricht formuliert wer-
den, nach Sprachregion, in Prozent. 
 
Abbildung A.6: Erwähnung von Richtzielen für die politische Bildung nach Sprachregion (in Prozent) 
 
Bemerkung: Anteil der Lehrpläne, in welchen konkrete Richtziele für politischen Unterricht formuliert werden, 







































































































Bemerkung: Mittelwert der Art, mit welcher die verschiedenen Themen im Lehrplan (LP) erwähnt werden. Prä-
zision variiert zwischen „nicht genannt“ (0), „nur Begriff/Stichwort genannt“ (1), „ein oder mehrere Sätze zum 
Thema“ (2), wobei die Verteilung der Lehrpläne über die x-Achse zufällig ist, nach inhaltlichen Dimensionen. 
 












Bemerkung: Mittelwert der Präzision, mit welcher die verschiedenen Themen im Lehrplan (LP) erwähnt werden. 
Präzision variiert zwischen „nicht genannt“ (0), „indirekte Erwähnung“ (1) und „präzise Formulierung“ (2), 



























































Bemerkung: Mittelwert der Art, mit welcher die verschiedenen Themen im Lehrplan (LP) erwähnt werden. Prä-
zision variiert zwischen „nicht genannt“ (0), „indirekte Erwähnung“ (1) und „präzise Formulierung“ (2), wobei 
die Verteilung der Lehrpläne über die x-Achse zufällig ist, nach inhaltlichen Dimensionen. 
 
Abbildung A.10: Verteilung der Indikatoren im Bereich Kenntnisse 
 
Bemerkung: Histogramme245 der z-standardisierte Werte nach der Subdimension Kenntnisse über alle Lehrpläne.  
																																								 																				







































































Abbildung A.11: Verteilung der Indikatoren im Bereich Fertigkeiten 
 
  
Bemerkung: Histogramme der z-standardisierte Werte nach der Subdimension Fertigkeiten über alle Lehrpläne.  
 
Lehrpersonen 
Abbildung A.12: Durchschnittliche Anzahl behandelter Themen nach politischem Interesse der Lehr-
person 
 
Bemerkung: Mittelwerte der Anzahl im politischen Unterricht behandelter Themen nach politischem Interesse 

























































Bemerkung: Mittelwerte der Anzahl im politischen Unterricht behandelter Themen nach politischem Engage-
ment der Lehrperson (N=222). 
 
Abbildung A.14: Durchschnittliche Anzahl behandelter Themen nach Besuch von Weiterbildungen im 
Bereich der politischen Bildung 
 
 
Bemerkung: Mittelwerte der Anzahl im politischen Unterricht behandelter Themen nach Besuch von Weiterbil-












































Abbildung A.15: Behandlung verschiedener Themen im politischen Unterricht (in Prozent) 
 
Bemerkung: Anzahl der Themen, welche die Lehrperson im Unterricht behandeln, in Prozent (N=222). 





Chancengleichheit für Männer und Frauen 




Wichtige Ereignisse in der Schweizer Geschichte 
Medien  
Unterschiedliche Demokratievorstellungen 
Internationale Probleme und Beziehungen 
Gefahren von Propaganda und Manipulation 
Internationale Organisationen 
Wahlen und Wahlsysteme 
Rechte und Pflichten de Bürger/innen 
Verschiedene politische Systeme 
Menschen- und Bürgerrechte 










































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Anhang 4: Fragebogen zur Befragung der Schüler/innen und Lehrpersonen im 
Rahmen des Projekts „Jugend und Gesellschaft“  
 
FRAGEBOGEN „Jugend und Gesellschaft“ 
 
Wir sind an Ihrer Meinung und Ihren Überzeugungen interessiert und bitten Sie daher, die 
Fragen so zu beantworten, dass die Antworten Ihre Meinung am besten widerspiegeln. 
Dabei gibt es keine richtigen und falschen Antworten (Ausnahme Teil B). 
Bitte lesen Sie die Fragen und Hinweise aufmerksam durch, bevor Sie antworten.  
Die Befragung ist anonym und Ihre Antworten werden streng vertraulich behandelt. Es wer-
den weder Angaben genutzt, um Personen zu identifizieren, noch erfahren Ihre Lehrpersonen 
oder Mitschüler/innen, wie Sie geantwortet haben. 
Falls Fragen auftauchen, wende Sie sich bitte an die/den Untersuchungsleiter/in, welche/r die 
Fragebogen verteilt hat. 
Vielen Dank für die Teilnahme! 
 
Im Namen des Forschungsteams der Universität Bern 
Prof. Dr. Isabelle Stadelmann-Steffen 





Hinweise zum Ausfüllen des Fragebogens: 
• Bitte benutzen Sie einen schwarzen oder blauen Stift. 
• Bei den meisten Fragen müssen Kästchen ☒ angekreuzt werden. Falls Sie ein 
Kästchen falsch ankreuzen, schwärzen Sie dieses Kästchen ■und kreuzen bitte das zu-
treffende an  ☒ . 
• Bei diesen Feldern ______  bitten wir Sie, die entsprechenden Angaben und bei 
den grossen Kästchen   Zahlen oder Buchstaben einzutragen. 







TEIL A: POLITISCHE PARTIZIPATION UND ENGAGEMENT 
 
1. Wie oft treffen Sie sich mit Freundinnen und Freunden ausserhalb der  Schulzeit? 
A ! nie  
B ! weniger als einmal im Monat  
C ! einmal pro Monat  
D ! mehrmals pro Monat  
E ! einmal pro Woche  











Würden Sie ganz allgemein sagen, dass man den meisten Menschen vertrauen kann, oder  
dass man da gar nicht vorsichtig genug sein kann? 
A ! Man kann den Menschen meisten vertrauen. 
B ! Man kann nicht vorsichtig genug sein. 
C ! weiss nicht 
 
3. Im Folgenden geht es um Politik. 
Wie interessiert sind Sie im Allgemeinen an der Politik? Politik … 
 interessiert mich überhaupt 
nicht. interessiert mich kaum. interessiert mich etwas. interessiert mich sehr. 
weiss 
nicht 
 ! ! ! ! ! 
 
4. Nicht alle Leute interessieren sich in gleicher Weise für alle Arten von Politik. Wie ist das bei Ihnen?  
  überhaupt 
nicht 
eher 





Die internationale Politik interessiert mich … 












C Die gesamtschweizerische Politik interessiert mich 
… 
! ! ! ! ! 
D Die Politik in meinem Wohnkanton interessiert 
mich … 






5. Wie häufig diskutieren Sie politische Themen mit … 




ein paar Mal 



















C Lehrpersonen und Mitschüler/innen in der 
Schule 
! ! ! ! ! ! 
 
6. Menschen nutzen unterschiedliche Quellen, um sich darüber zu informieren, was in der Politik passiert. 






ein paar Mal 




















C Wochen- oder Monatszeitschriften ! ! ! ! ! ! 
D Internet ! ! ! ! ! ! 
E Eltern ! ! ! ! ! ! 
F Freund/innen, Kolleg/innen, Bekannte ! ! ! ! ! ! 
G Andere, und zwar: 
____________________________ 
! ! ! ! ! ! 
 
7. Haben Sie bereits an eidgenössischen, kantonalen oder lokalen Wahlen teilgenommen? 






Ich bin/war nicht wahlberechtigt. 
D ! weiss nicht 
 
8. Wie wahrscheinlich ist es, dass Sie an den nächsten eidgenössischen Wahlen im Herbst 2015 wählen 
gehen? 
Falls Sie nicht wahlberechtigt sind, geben Sie trotzdem an, mit welcher Wahrscheinlichkeit Sie an 
den Wahlen teilnehmen würden, wenn Sie könnten. 
















9. Wie gross ist die Wahrscheinlichkeit auf einer Skala von 0 bis 10, dass Sie jemals die im Folgenden 
genannten Parteien wählen werden, wenn 0 „überhaupt nicht wahrscheinlich“ und 10 „sehr wahr-
scheinlich“ bedeuten? 
Falls Sie nicht wahlberechtigt sind, geben Sie trotzdem an, mit welcher Wahrscheinlichkeit Sie die 
folgenden Parteien wählen würden, wenn Sie wählen gehen könnten. 





FDP. Die Liberalen (Freisinnig-Demokratische Partei) 













SP (Sozialdemokratische Partei) 
SVP (Schweizerische Volkspartei) 
BDP (Bürgerlich-Demokratische Partei) 
EVP – Evangelische Volkspartei 















10. Haben Sie bereits an eidgenössischen, kantonalen oder lokalen Abstimmungen teilgenommen? 






Ich bin/war nicht wahlberechtigt. 
D ! weiss nicht 
 
11. Haben Sie an der letzten eidgenössischen Abstimmung vom 9. Juni 2013 
(Volksinitiative „Volkswahl des Bundesrates“, Änderung des Asylgeset-
zes) teilgenommen? 
 




Ich bin/war nicht stimmberechtigt. 
! 
! 
" Weiter mit Frage 12 
" Weiter mit Frage 13 









12. Aus welchem/n Grund/Gründen haben Sie an der letzten eidgenössischen Abstimmung nicht teilge-























Die Vorlage(n) interessierte(n) mich nicht 
Die Vorlage(n) war(en) zu kompliziert. 
Die Alternativen überzeugten mich nicht. 
Die Kampagne(n) hat (haben) mich nicht angesprochen. 
Meine Stimme hätte keinen Unterschied gemacht. 
Ich hatte zu wenige Informationen über die Vorlage(n). 
Ich war unentschlossen. 
Ich war (ausnahmsweise) verhindert. 
Aus Unzufriedenheit mit dem politischen System/den politischen Parteien. 
Ich habe es vergessen. 
andere Gründe, und zwar: ____________________________________ 
L ! weiss nicht 
 
13. Ausser Wahlen und Abstimmungen gibt es noch andere Möglichkeiten, sich politisch zu beteiligen. 
Wie oft haben Sie bereits … 
  mehrmals einmal nie bin nicht stimm-berechtigt 
weiss 
nicht 
A an einer Gemeindeversammlung teilgenom-
men? 
! ! ! ! ! 
B eine Initiative oder ein Referendum unter-
schrieben? 
! ! ! ! ! 
C Smartvote oder eine andere Online-Wahl- 
oder –Abstimmungshilfe benutzt? 
 
















14. Es gibt noch weitere Möglichkeiten, sich politisch zu engagieren, unabhängig davon, ob man wahl- 
und stimmberechtigt ist. Wie oft haben Sie bereits … 
  mehrmals einmal nie 
weiss 
nicht 
A eine/n Politiker/in kontaktiert? ! ! ! ! 
B 
 










C selber Unterschriften gesammelt? ! ! ! ! 
D eine öffentliche Veranstaltung zu einem politischen oder so-









E an einer Jugendsession oder einer Veranstaltung eines Ju-



















G bestimmte Produkte aus politischen, ethischen oder Um-



























an einer Demonstration teilgenommen? 
einen Artikel mit politischem Inhalt geschrieben (z.B. in ei-
ner Schülerzeitung, Blogeintrag)? 
sich an einer politischen Diskussion im Internet beteiligt? 
einer Facebook-Gruppe aus politischen, ethischen oder 
Umweltgründen beigetreten? 






























15. In der Politik spricht man manchmal von „links“ und „rechts“. Wo würden Sie Ihren politischen Stand-




















16. In den folgenden Aussagen geht es um den Einfluss auf das politische Geschehen. Bitte geben Sie an,  
wie stark Sie den Aussagen zustimmen. 
 
 

























Leute wie ich haben keinen Einfluss darauf, 
was die Regierung tut. 
Ich glaube nicht, dass Politiker/innen sich 
gross darum kümmern, was Leute wie ich 
denken. 
Ich glaube, ein recht gutes Verständnis da-
von zu haben, was politisch für unser Land 
wichtig ist. 
Ein guter Bürger/eine gute Bürgerin betei-
ligt sich regelmässig an politischen Aktivi-





























































17. Bitte geben Sie an, wie stark Sie den folgenden Institutionen auf einer Skala von 0 bis 10  





















































Behörden Ihres Kantons 
Justiz und den Gerichten 
Armee 
Polizei 














































































































18. Wenn Sie an die Schweizer Regierung denken, wie zufrieden sind Sie damit, wie der Bundesrat seine 
Arbeit macht? 
 überhaupt nicht zufrieden nicht sehr zufrieden ziemlich zufrieden sehr zufrieden weiss nicht 
 ! ! ! !     ! 
 
19. Alles in allem, wie zufrieden sind Sie mit der Art und Weise, wie die Demokratie in der Schweiz funk-
tioniert? 
 überhaupt nicht zufrieden nicht sehr zufrieden ziemlich zufrieden sehr zufrieden weiss nicht 
 ! ! ! !     ! 
 
20. Können Sie zu jedem der folgenden Punkte sagen, wie stark Sie diesen zustimmen?  
 

























Wenn die Arbeitsplätze knapp sind, haben 
Männer mehr Recht auf Arbeit als Frauen. 
Männer sind besser zu politischer Führung 
geeignet als Frauen. 
Beide, Mann und Frau, sollten zum Haus-
halteinkommen beitragen. 
Wenn die Arbeitsplätze knapp sind, sollten 
die Arbeitgeber Schweizer/innen gegenüber 
Ausländern/innen vorziehen. 
Wir sollten verhindern, dass Aussenseiter 










































































21. Es gibt verschiedene Möglichkeiten, sich ausserhalb von Beruf und zu Hause irgendwo zu engagieren, 
beispielsweise in einem Verein oder einer Organisation. Bitte geben Sie an, ob Sie in einer oder mehre-
ren der folgenden Organisationen und Vereine Mitglied sind, an Veranstaltung teilgenommen haben, 
aktiv mitgearbeitet haben und/oder etwas gespendet (abgesehen von Mitgliederbeiträgen) haben. 
(Mehrfachantworten möglich) 
  Sie sind 
Mitglied 
von 




























C Kirchliche oder kirchennahe Organisation 
einschliesslich Jugendorganisationen (z.B. 
Blauring, Cevi) 
! ! ! ! ! 
D Soziale/karitative/gemeinnützige Instituti-
on (z.B. Rotes Kreuz) 
! ! ! ! ! 
E Kultureller Verein (z.B. Theatergruppe, 
Fasnachtsverein) 
! ! ! ! ! 
F Interessenverband (z.B. Berufsverband, 
Gewerkschaft, TCS) 























I Politische Partei, Jungpartei oder Jugend-
organisation einer Partei 
! ! ! ! ! 
J Öffentlicher Dienst (z.B. Samariter, Ver-
kehrskadetten) 




Spiel-,Hobby- oder Freizeitverein (z.B. 
Schachklub) 































TEIL B: SCHULE: WISSEN UND VERSTEHEN 
 
22. Im Folgenden geht es um das politische Geschehen in der Schweiz und international.  
Wie oft erscheint Ihnen alles in allem das politische Geschehen so kompliziert, dass Sie nicht 
wirklich verstehen, was vor sich geht? 
 nie selten ab und zu oft sehr oft weiss nicht 
A ! ! ! ! ! ! 
 
23.1 Der nächste Abschnitt beinhaltet Fragen zur Politik, bei denen es jeweils eine richtige Antwort gibt 
(ausser es ist explizit anderes vermerkt). 













E ! weiss nicht 
 












100‘000 Unterschriften  
500‘000 Unterschriften 
E ! weiss nicht 
 






































E ! weiss nicht 
 
23.5 Ein Land hat eine sinkende Geburtenrate und eine steigende Lebenserwartung. Welches der folgenden 





Neubau von Schulen 







Bekämpfung von Kriminalität und Gewalt  
Neubau von Sozialwohnungen  
weiss nicht  
 
23.6 Die Regierung hat die Steuern auf Gewinne aus Finanzinvestitionen gesenkt und die Steuern auf Löhne 
erhöht. Eine grosse Gruppe protestiert mit Schildern vor den Regierungsgebäuden. Die Protestierenden 













Arbeitslose, die Sozialleistungen beziehen 
Fabrikarbeiter 

















TEIL C: SCHULE: MOMENTANE AUSBILDUNG 
 
24. Anschliessend folgen nun ein paar Fragen zu Ihrer momentanen Ausbildung. 
Welches Schwerpunktfach belegen Sie? Mein Schwerpunktfach ist … 
A ! Alte Sprache (Latein und/oder Griechisch) 
B ! Moderne Sprache (dritte Landessprache, Englisch, Spanisch oder Russische) 
C ! Physik und Anwendung der Mathematik 
D ! Biologie und Chemie 
E ! Wirtschaft und Recht 
F ! Philosophie/Pädagogik/Psychologie 
G ! Bildnerisches Gestalten 
H ! Musik 
I ! weiss nicht  
 
25. Wie viele Unterrichtsstunden (Lektionen) pro Woche haben Sie in … 
   weiss nicht 
A Geschichte  _____________ Lektionen ! 
B Wirtschaft und Recht  _____________ Lektionen ! 
 
26. Im Folgenden geht es um Ihre Schulzeit insgesamt.  
Haben Sie jemals eines der folgenden Dinge in der Schule gemacht? Sie … 
  ja, 
mehrmals 















sind oder waren Mitglied in der Schülerorganisation oder in 
einem Schülerrat. 
haben oder hatten die Funktion als Klassensprecher. 
nahmen an einer Schülerversammlung teil. 
haben eine aktive Rolle in einer solchen Versammlung ge-
spielt. 
haben bei einer Protestbewegung in der Schule mitgemacht. 
haben eine politische Veranstaltung an der Schule organi-
siert. 
haben zusammen mit Ihrer Klasse eine politische Institution 







































27. Der nächste Abschnitt beinhaltet Aussagen zum Geschehen an Ihrer Schule.  
Wie oft passieren die folgenden Dinge? Nie, selten, ab und zu, oft oder sehr oft? 
Denken Sie bei der Beantwortung dieser Frage besonders an den Unterricht in Geschichte  
und Wirtschaft und Recht.  
 
 


















Unsere Lehrer/innen ermutigen uns, unsere Meinung 
über politische und soziale Themen im Unterricht zu 
äussern. 
Schüler/innen können den Lehrern/innen in politi-
schen und sozialen Fragen offen widersprechen. 
Unsere Lehrer/innen legen im Unterricht viel Wert auf 
das Lernen von Fakten und Daten über politische und 
geschichtliche Ereignisse. 
Unsere Lehrer/innen stellen jeweils unterschiedliche 
Sichtweisen vor, wenn sie uns ein Thema erklären. 
Wir Schüler/innen können selber eigene politische o-
der soziale Themen einbringen, über die dann disku-
tiert wird. 
Meistens spricht der Lehrer/die Lehrerin und wir 
















































































28. Wie häufig sprechen Sie im Unterricht über folgende Themen? Denken Sie bei der Beantwortung  
dieser Frage wiederum besonders an den Unterricht in Geschichte und Wirtschaft und Recht. 
 
 












Funktionsweise des Parlaments 
Vereinten Nationen (UNO) 
Föderalismus 
Wahlen 
Aktuelle Abstimmungen  
Aktuelles politisches Geschehen in der Schweiz 

















































29. In der nächsten Frage geht es darum, was Sie bisher in der Schule gelernt haben. Bitte geben Sie  
an, inwieweit folgende Aussagen zutreffen. In der Schule habe ich gelernt … 
 
 
  trifft über-






















zur Lösung von Problemen in der Gesell-
schaft beizutragen. 
Menschen zu verstehen, die unterschied-
liche Meinungen haben. 
nationalbewusst und ein guter Staatsbür-
ger/eine gute Staatsbürgerin zu sein. 
dass es mich etwas angeht, was aus-
serhalb der Schweiz passiert. 































































30. Gehen Sie alles in allem gerne in die Schule? 
A ! ja 
B ! nein 
C  ! weiss nicht 
 
31. Und wie waren Ihre Schulleistungen alles in allem im letzten Jahr? In welchem Viertel befanden Sie 
sich etwa, wenn Sie sich mit Ihren Klassenkameraden vergleichen? 
A ! Ich befand mich im obersten Viertel. 







Ich befand mich im dritten Viertel. 
Ich befand mich im untersten Viertel. 











TEIL E: SOZIODEMOGRAFIE 
32. Abschliessend folgen noch einige Fragen für die Statistik. 
In welchem Jahr wurden Sie geboren? 
 
 
19         
 
33. Sie sind … 
A ! männlich 
B ! weiblich 
 
34. Was ist Ihre aktuelle Staatsangehörigkeit?  








andere, nämlich: ____________________________ 
weiss nicht 
 








anderes, nämlich: ____________________________ 
weiss nicht 
 
36. Welche Staatsangehörigkeit hat Ihr Vater?  








anderes, nämlich: ____________________________ 
weiss nicht 

















38. Welche Staatsangehörigkeit hat Ihre Mutter?  








anderes, nämlich: ____________________________ 
weiss nicht 
 








anderes, nämlich: ____________________________ 
weiss nicht 
 







seit Geburt  
seit dem Jahr:   
weiss nicht 
 
41. Welche Sprache sprechen Sie hauptsächlich zu Hause?  
Falls Sie mehrere Sprachen sprechen, geben Sie jene an, die Sie am häufigsten sprechen.   
A ! Schweizerdeutsch 





























42. Wie sieht Ihre momentane Wohnsituation aus? Sie leben … 
A ! alleine 











zusammen mit den Eltern 
zusammen mit einem Elternteil, und zwar: _______________________ 
bei Pflegeeltern oder Verwandten 
andere Wohnsituation, und zwar: ________________________________ 
weiss nicht 
 
43. Und wie sah Ihre Wohnsituation während der obligatorischen Schulzeit (1. bis 9. Klasse) aus? Mit wem 
haben Sie damals zusammengelebt?  
Bitte jene Situation angeben, die am längsten dauerte. 
A ! zusammen mit den Eltern 











andere Wohnsituation, und zwar: ________________________________ 
weiss nicht 
 
44. Wie viele Geschwister haben Sie? 
A Anzahl Geschwister:  ___________________  
B weiss nicht ! 
 
45. Wie lautet die Postleitzahl Ihres aktuellen Wohnortes? 
 PLZ:         




In welcher Gemeinde gingen Sie im 8. Schuljahr zur Schule? Bitte geben Sie den Namen und  
die Postleitzahl an. 
         Name der Gemeinde: …………………………………… 
































Gymnasium, Untergymnasium, Pro-Gymnasium 
Andere Schule, und zwar: ________________________ 
weiss nicht 
 
48. Die folgenden Fragen betreffen Ihre Eltern. Wenn Sie nicht bei Ihren leiblichen Eltern wohnen, beant-
worten Sie bitte die Fragen für die Personen, die für Sie wie Vater und Mutter sind. 





Obligatorische Schule  













Maturitätsschule, Seminar für Lehrkräfte, Berufsmittelschule (BMS) 
Höhere Fach- und Berufsausbildung (z.B. Meister, eidg. Diplom) 
Höhere Fachschule (z.B. HTL, HWV, Sozialarbeit) 
Universität, Hochschule 
Andere Ausbildung, und zwar: ________________________ 
weiss nicht 
 





Obligatorische Schule  













Maturitätsschule, Seminar für Lehrkräfte  
Höhere Fach- und Berufsausbildung (z.B. Meister, eidg. Diplom) 
Höhere Fachschule (z.B. HTL, HWV, Sozialarbeit) 
Universität, Hochschule 









50. Ist Ihr Vater … (nur eine Antwort ankreuzen) 
























51. Ist Ihre Mutter … (nur eine Antwort ankreuzen) 
























52. Würden Sie sagen, dass es Ihrer Familie während Ihrer Kindheit und Jugend (bis Ende der obligatori-
























53. Nun geht es darum, wie Sie die Beziehung zu Ihren Eltern einschätzen. Bitte kreuzen Sie jeweils  
























Mit meinem Vater komme ich sehr gut 
aus. 
Mit meiner Mutter komme ich sehr gut 
aus. 
Wenn ich Probleme habe, ist mein Va-
ter für mich da. 
Wenn ich Probleme habe, ist meine 
Mutter für mich da. 

























































54. Was stimmt für Ihre Eltern? Meine Eltern … 
Falls Sie nur bei einem Elternteil aufgewachsen sind, bewerten Sie die Aussage bitte im Hinblick  
auf diesen Elternteil. 




















lesen regelmässig eine Tageszeitung. 
lesen regelmässig Bücher. 
schauen regelmässig Nachrichten im Fern-
sehen. 
sprechen mit Ihnen über Politik. 
haben Ihnen als Kind oft aus Büchern vor-
gelesen. 



















































55. Manche Eltern sind eher streng mit Ihren Kindern und sagen ihnen ganz genau, was sie tun  
sollen und was nicht. Andere Eltern sind der Meinung, dass sie nicht so streng sein sollten. Wie ist 
das bei Ihnen zu Hause gewesen? Meine Eltern/Meine Mutter/Mein Vater war(en) … 
 überhaupt nicht streng. nicht so streng. ziemlich streng. sehr streng. weiss nicht 






56. Im Folgenden geht es um die politische Einstellung und das politische Engagement Ihrer Eltern  
und Ihres Freundeskreises. 
Wie stark interessiert sich Ihr Umfeld für Politik? Interessieren sich folgende Personen überhaupt 
nicht, kaum, etwas oder sehr für Politik? 














Mein Vater ist an Politik … 
Meine Mutter ist an Politik … 


















57. Wie häufig engagiert sich Ihr Umfeld politisch (z.B. Wählen, Abstimmen, Teilnahme an  
politischen Veranstaltung, Parteimitgliedschaft etc.)?  









Mein Vater engagiert sich politisch … 
Meine Mutter engagiert sich politisch … 





















58. Wenn es um Politik geht, wird manchmal von „links“ und „rechts“ gesprochen. Wie würden Sie  
den politischen Standort Ihrer Mutter auf einer Skala von 0 bis 10 beschreiben,  









 ! ! ! ! ! ! ! ! ! ! ! ! 
 
59. Und wie würden Sie den politischen Standort Ihres Vaters auf einer Skala von 0 bis 10 beschreiben, 
wenn 0 „ganz links“ und 10 „ganz rechts“ bedeuten? 
 
ganz links 












60. Zum Schluss folgen nochmals einige Fragen zu Ihrer Person. 






































61. Ganz egal, ob Sie einer Religionsgemeinschaft angehören oder nicht: Als wie religiös würden Sie  
sich bezeichnen? 
 gar nicht religiös wenig religiös etwas religiös sehr religiös weiss nicht 
 ! ! ! ! ! 
 
62. Wie zufrieden sind Sie alles in allem mit Ihrem Leben auf einer Skala von 0 bis 10, wenn 0 „gar nicht 




0 1 2 3 4 5 6 7 8 9 

















63. Nehmen Sie bitte zu den folgenden menschlichen Verhaltensweisen Stellung. Was würden  



















Mein erster Eindruck von Menschen stellt 
sich gewöhnlich als richtig heraus. 
Ich bin mir oft unsicher in meinem Urteil. 
Ich bin immer ehrlich zu den anderen. 











































64. Wie sorgfältig haben Sie den Fragebogen ausgefüllt? 
A gar nicht sorgfältig eher wenig sorgfältig ziemlich sorgfältig sehr sorgfältig weiss nicht 
 ! ! ! ! ! 
 
 
65. Wären Sie bereit, an einer allfälligen Wiederbefragung teilzunehmen? 
A Ja  ! "  Weiter mit Frage 66 
B Nein ! "  Ende des Fragebogens 
 
 
66. Bitte erstellen Sie als letztes Ihren persönlichen Fragebogen-Code (Der Code garantiert bei  
einer allfälligen Wiederbefragung eine anonyme Zuordnung). 
  
Der erste Buchstabe Ihres Vornamens:                                                
 
  
 Der dritte Buchstabe Ihres Nachnamens:                                             
Summe aus Ihrem Geburtstag und Geburtsmonat  
(z.B. 6. November → 6+11 = 17):                                                            
Der Anfangsbuchstabe des Monats, in dem Sie geboren wurden:      
Der Anfangsbuchstabe des Vornamens Ihrer Mutter:             















FRAGEBOGEN LEHRPERSONEN „Jugend und Gesellschaft“ 
 
Wir sind an Ihrer Meinung und Ihren Überzeugungen interessiert und bitten Sie daher, die 
Fragen so zu beantworten, dass die Antworten Ihre Meinung am besten widerspiegeln. 
Dabei gibt es keine richtigen und falschen Antworten (Ausnahme Teil B). 
Bitte lesen Sie die Fragen und Hinweise aufmerksam durch, bevor Sie antworten.  
Die Befragung ist anonym und Ihre Antworten werden streng vertraulich behandelt.  
Falls Fragen auftauchen, wende Sie sich bitte an die/den Untersuchungsleiter/in, welche/r die 
Fragebogen verteilt hat. 
 
Vielen Dank für die Teilnahme! 
 
Im Namen des Forschungsteams der Universität Bern 
Prof. Dr. Isabelle Stadelmann-Steffen 








Hinweise zum Ausfüllen des Fragebogens: 
•    Bitte benutzen Sie einen schwarzen oder blauen Stift. 
• Bei den meisten Fragen müssen Kästchen ☒ angekreuzt werden. Falls Sie ein 
      Kästchen falsch ankreuzen, schwärzen Sie dieses Kästchen ■und kreuzen bitte das 
zutreffende an  ☒. 
• Bei diesen Feldern ______  bitten wir Sie, die entsprechenden Angaben und bei 
den grossen Kästchen   Zahlen oder Buchstaben einzutragen. 







TEIL A: SOZIODEMOGRAFISCHE FRAGEN 
 
1. Wie lange unterrichten Sie bereits?   
   Seit       
s  
 2. Welche Ausbildung zum/r Lehrer/Lehrerin haben Sie absolviert? 
(Mehrfachantwort möglich) 
A ! Universität 
B ! Fachhochschule/Pädagogische Hochschule 
C ! Lehrer/innen-Ausbildung für Personen mit Berufsbildung 
D ! Lehrerseminar 
E ! Sonstiges, nämlich: 
__________________________________________________________________ 
F ! weiss nicht 
 
3. Sie sind …  
A ! männlich 
B ! weiblich 
 
4. Was haben Sie für einen Jahrgang?   
 
  19   
 
5. Was ist Ihre aktuelle Staatsangehörigkeit?  


























anderes, nämlich: ____________________________ 
weiss nicht 
 
 7. Haben Sie einen akademischen Abschluss in Geschichte, Volkswirtschaft, Sozialwissenschaften  
oder einem ähnlichen Fach? 







 Wenn ja, welche(s) ist/sind diese? 





8. Haben sie an berufsbegleitenden Weiterbildungsveranstaltungen oder einer Ausbildung 
 teilgenommen, die den politischen Unterricht thematisierte? 























TEIL B: FRAGEN ZUM UNTERRICHT 
 
9. Der nächste Abschnitt betrifft den politischen Unterricht. Bitte bewerten Sie die Aussagen,  


























Der Unterricht in politischer Bildung beeinflusst die 
politische und staatsbürgerliche Entwicklung der 
Schülerinnen und Schüler. 
Der Unterricht in politischer Bildung ist sehr wich-
tig für unser Land. 
Die Schule ist für die Entwicklung von Einstellun-
gen und Meinungen der Schüler zu staatsbürgerli-
chen Rechten und Pflichten irrelevant. 
Die für Bildung zuständigen Behörden zeigen we-















































































10. Wie bereiten Sie den Unterricht in politischer Bildung vor? Auf welche Quellen greifen Sie zurück? Bitte 
















auf offizielle Lehrpläne oder Richtlinien 














C auf Ihre eigenen Vorstellungen davon, was für politische 
Bildung wichtig ist 











auf Originalquellen (wie z.B. Verfassungen, Mensch-
rechtserklärungen) 
auf zugelassene Lehrbücher 
auf Materialien, die von Firmen, öffentlichen Einrich-
tungen oder privaten Stiftungen veröffentlicht werden 
 
auf selbst erstellte Materialien 
auf Medien (Zeitungen, Zeitschriften, Fernsehen) 
 



















































11. Wenn Sie an die politische Bildung an Ihrer Schule denken, welche Schwerpunkte werden gesetzt bezie-













Wissen über die Gesellschaft … 
unabhängiges und kritisches Denken der Schüler/-innen … 
aktive Teilnahme der Schüler/-innen an sozialen und politischen 
Aktivitäten … 


























12. Welche Themen unterrichten Sie? Bitte geben Sie an, ob Sie folgende 20 Themen bereits in Ihrem Un-
terricht behandelt haben.   























Bundesverfassung und politische Institutionen  
Rechte und Pflichten der Bürger/innen 
unterschiedliche Demokratievorstellungen 
Verschiedene politische Systeme  
Wahlen und Wahlsysteme 
Rechtssystem 
Menschen- und Bürgerrechte 
wichtige Ereignisse in der Geschichte der Schweiz 
Internationale Organisationen 





Chancengleichheit für Männer und Frauen 
kulturelle Unterschiede und Minderheiten 
Umweltthemen 
politische Tugenden  














































































13. Was muss Ihrer Meinung nach an Ihrer Schule in der politischen Bildung verbessert werden? Wählen 
Sie die drei wichtigsten der nachfolgend aufgelisteten Punkte aus, indem Sie das entsprechende 
Kästchen ankreuzen. 





bessere Materialien und Lehrbücher 

















Fortbildung in Fachwissen 
mehr Kooperation mit Lehrkräften anderer Fächer 
mehr Unterrichtszeit für politische Bildung 
mehr Kooperation mit externen Experten/Expertinnen 
mehr Möglichkeiten für spezielle Projekte 
mehr Mittel für zusätzliche Aktivitäten 
mehr Autonomie für schulinterne Entscheidungen 
weiss nicht  
 
 
TEIL C: POLITISCHES ENGAGEMENT  
 
14. Im Folgenden geht es um Politik. 
Wie interessiert sind Sie im Allgemeinen an der Politik? Politik … 
 
interessiert mich überhaupt 
nicht. interessiert mich kaum. interessiert mich etwas. interessiert mich sehr. 
weiss 
nicht 
 ! ! ! ! ! 
 










Die internationale Politik interessiert mich … 












C Die gesamtschweizerische Politik interessiert mich … ! ! ! ! ! 









16.  Wie häufig diskutieren Sie über politische Themen? 
 mehrmals pro Woche einmal pro Woche ein paar Mal pro Monat seltener nie weiss nicht 
A ! ! ! ! ! ! 
 
17.  Wie oft nehmen Sie an folgenden politischen Aktivitäten teil?  






an eidgenössischen Wahlen 













C an eidgenössischen Abstimmungen ! ! ! ! ! ! 
D an kantonalen oder lokalen Abstimmungen ! ! ! ! ! ! 
 
18. Ausser Wahlen und Abstimmungen gibt es noch andere Möglichkeiten, sich politisch zu beteiligen. Wie 
oft haben Sie bereits … 





an einer Gemeindeversammlung teilgenommen? 









C Geld an eine politische Organisation oder für eine politische 
Kampagne gespendet? 
! ! ! ! 
D eine Initiative oder ein Referendum unterschrieben? ! ! ! ! 
E selber Unterschriften gesammelt? ! ! ! ! 
F eine öffentliche Veranstaltung zu einem politischen oder sozi-
alen Thema besucht? 
! ! ! ! 
G bestimmte Produkte aus politischen, ethischen oder Umwelt-
gründen gekauft? 
! ! ! ! 
H bestimmte Produkte aus politischen, ethischen oder Umwelt-
gründen nicht gekauft? 
! ! ! ! 
I Anstecker oder T-Shirt mit politischer Botschaft getragen? ! ! ! ! 
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